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I. Abschnitt: Die Frage von Anpassungs- und Übergangsformen in der Ent
wicklung kapitalistischer Gesellschaftsformationen

I. 1 Staatstheoretischer Kontext der Problemstellung

In der krisen- und reformtheoretischen Diskussion wird nahezu durchgän
gig von einem Modell der zunehmenden Funktionsverlagerung von bisher im 
privat-ökonomischen Bereich verarbeiteten Aufgaben und Problemen auf 
den staatlichen Bereich ausgegangen. Die diesem Modell zugrundeliegenden 
allgemeinen entwicklungstheoretischen Annahmen sind selten explizit aus
gewiesen. In der Regel handelt es sich um Ableitungen aus einem vagen Be
griff von Vergesellschaftung bzw. aus einer systemtheoretischen Entwick
lungskonzeption, in denen aus der wachsenden Interdependenz gesellschaft
licher Tätigkeitsbereiche auf die Notwendigkeit einer Zentralisierung von 
Leitungs- und Entscheidungsstrukturen gefolgert wird. Da die Anpassungs
und Problemlösungsmechanismen des ökonomischen Systems generell als 
defizient angenommen werden, gelangt man zu einem Modell der zunehmen
den Verlagerung von Problemlösungsfunktionen in das politische System. 
Der Staat gilt als in zunehmendem Maße einziger handlungsfähiger Akteur 
im Spätkapitalismus: als "letzter Auffangmechanismus" kapitalistischer Sy
stemprobleme, als "höchste Form" monopolistischer Ausbeutung, als "le tz
te Möglichkeit" der Systemstabilisierung angesichts einer zunehmend turbu
lenten sozib-ökonomischen Umwelt. Das wissenschaftliche Interesse kon
zentriert sich dementsprechend auf die Problemverarbeitungsstrukturen 
des Staates. Im Gegensatz zu diesem forschungsstrategischen Trend sollen 
in dieser Untersuchung die nicht-staatlichen Problemverarbeitungsformen 
in den Mittelpunkt gestellt werden.

Das Untersuchungsinteresse richtet sich auf die Strukturen des ökonomi
schen Prozesses und deren spezifische Defizienzen, die erst zu einer Ak
tivierung des Staates führen und die zugleich die Ansatzpunkte staatlicher 
Regul ierungsversuche sein müssen. Dieses Untersuchungsinteresse wird 
noch durch eine zusätzliche Überlegung bestärkt: Denn selbst wenn für ei
ne längere historische Periode die staatliche Aufgabenzentralisierung eine 
für die Aufrechterhaltung des Kapital Verhältnisses unumgängliche Lösungs
form wäre, würde damit die Form der Aufgabenerfüllung keineswegs not
wendig eine Erhöhung der Autonomie von Politik zur Folge haben. So hebt 
der konservative Staatsrechtler Ernst Forsthoff zu recht hervor:
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"Es ¡st ( . . . )  ein alter, bis heute nicht ganz ausgerotteter Irrtum, zu 
meinen, daß die Ausdehnung der staatlichen Gerechtsame in den gesell
schaftlichen Bereich hinein notwendig eine Intensivierung der Staatlich
keit zur Folge habe. " (1)

Vielmehr zeige eine Analyse der staatlichen Handlungsmöglichkeiten an
gesichts der Beziehungen zwischen Staat und moderner Industriegesell
schaft, daß heute eine "relativ eigenständig gewordene Industriegesell
schaft dem Staat selbstbewußt und nicht mehr in der Rolle eines bloßen Ob
jekts hoheitlicher Befugnisse gegenübersteht." (2)

Mit der Ausdehnung des Staates nehme dieser vielmehr die Mechanismen 
der Selbststeuerung und deren spezifische Widersprüche in sich auf.

Ein Mehr an Staatstätigkeit schließt also keineswegs ein Mehr an Durch
setzung staatlichen und gegebenenfalls demokratisch kontrollierten Willens 
ein. Die Frage ist dann aber, auf welche Formen und Ansatzpunkte sich 
der Staat in seinen Regulierungsversuchen beziehen muß und welchen E i
genwillen, welcher eigenen Logik diese Formen folgen. Diese Fragestel
lung beruht auf der zentralen methodischen Überlegung, daß Ökonomie und 
Politik bzw. Kapital und Staat, um die wesentlichen Formprinzipien dieser 
Bereiche zu nennen -  einander nicht wie Steuerungsobjekt und Steuerungs
subjekt gegenübergestellt werden können. Vielmehr existieren auch im Be
reich der Ökonomie Formen der Anpassung und Problemlösung, getragen 
von eigenen Handlungsinstanzen. (3) Mit diesen Formen teilt sich der Staat 
gewissermaßen die Aufgabe der Regulierung, wobei diese Arbeitsteilung 
keine von vornherein festgelegte Struktur hat. Von diesen "Anpassungs
formen" werden vorstaatlich der Umfang und die Qualität der Regulierungs
probleme rezipiert und definiert. Von ihnen werden relative Lösungsmög
lichkeiten dieser Probleme entwickelt und bereitgestellt, auf die sich der 
Staat positiv oder negativ beziehen muß. Von ihnen schließlich wird die 
spezifische Form der Einbeziehung des Staates in die Gesellschaft bestimmt.

Die Analyse des Verhältnisses zwischen dem Staat und diesen Formen, 
deren -  wie immer begrenztes -  Problemlösungspotential, die für sie spe
zifischen Interessen und Konflikte usw. ergibt sich als eine ordnungstheore
tische, ins'titutionalistische Aufgabenstellung. Es läßt sich daher auch 
zunächst an neoliberale Überlegungen zum Problemkreis "Wirtschaftsord
nung und wirtschaftliche Institutionen" anknüpfen. Ich will dies exempla
risch anhand der Vorstellungen tun, die Ludwig Lachmann in der neolibe-

(1) E. Forsthoff, Der Staat in der Industriegesellschaft. Dargestellt am 
Beispiel der Bundesrepublik Deutschland, München, 2. unveränd. Aufl. 
1971, S. 24.

(2) A. a. O. , S. 75.
(3) Inwiefern es sich dabei um Formen der bewußten Anpassung, der akti

ven Gestaltung oder der unbewußt strukturell erzwungenen Anpassung 
handelt, sei hier noch dahingestellt.
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ralen Zeitschrift "Ordo" entwickelt hat. (1)
Ausgehend von dem Problem der "Kohärenz der Wirtschaftsordnung" und 

von der These, "daß der Erfolg marktwirtschaftlicher Prozesse vom Erfolg 
der die Marktwirtschaft tragenden Institutionen abhänge" (Z), legt er sich 
die Frage vor:

"Welche Institutionen sind der marktwirtschaftlichen Ordnung adäquat 
und welche nicht. ( . . . )  Wo liegt der Punkt, an dem die Existenz inadäqua
ter Institutionen die Funktionsfähigkeit der Marktwirtschaft zu beeinträch
tigen beginnt?" (3)

Als notwendige allgemeine Funktionsvoraussetzung für die Marktwirt
schaft wird eine Rechtsordnung genannt, welche die Eigentums- und Aneig
nungsbedingungen regelt. Die entsprechenden Institutionen und Rechtsin
stitute werden als "äußere Institutionen der Marktwirtschaft" gekennzeich
net. Daneben werden, mit historisch-spezifischem Charakter, "innere In
stitutionen" der Marktwirtschaft angeführt, wie z. B. die Börse, das V er
sicherungswesen usw. :

"S ie sind Geschöpfe, nicht Voraussetzungen des Marktes. S ie entstehen, 
um Erfordernissen des Marktes zu genügen, üben eine Funktion aus und 
wandeln sich mit den sich wandelnden Erfordernissen. Wenn sie keinem 
solchen Erfordernis mehr entsprechen, und den diese Funktion Ausübenden 
kein Einkommen mehr bringen, verschwinden sie von der Bildfläche. Ihre 
Entstehung, Wandlung und ihr Dahinsinken stellen also Anpassungserschei
nungen dar. " (4)

Während bei diesen inneren Institutionen bereits fallweise problematisch 
ist, ob es sich um "systemfremde Formen" handelt, z .B . bei Marktmonopo
len, (5) wird dieses Problem für Lachmann ganz akut im Falle der dritten 
Kategorie, der "neutralen Institutionen", nämlich solcher, "die der Staat 
der Wirtschaft zur Verfügung stellt und deren Benutzung durch die W irt
schaftssubjekte freiw illig Ist", wie z. B. öffentliche Arbeitsnachweise, die 
freiw illige Gerichtsbarkeit und überhaupt die im modernen Arbeitsrecht 
entstandenen Formen der Konfliktregelung.

"Ihr Hauptzweck ist es, Vereinbarungen im Rahmen der Marktwirtschaft 
zu ermöglichen, die, einmal getroffen, 'auf breiter Basis stehen' und

(1) L.M. Lachmann, "Wirtschaftsordnung und WirtschaftIiche Institutio
nen", in: ORDO, Jg. XIV (1963), S. 63 ff.

(2) A. a. O. , S. 64.
(3) A. a. O. , S. 64. Die komplementäre Fragestellung auf der Basis kriti

scher Gesellschaftstheorien und der These der Vergesellschaftung hat 
C. Offe mit der Formel der "systemfremden Formen" vorgebracht. Wir 
kommen im folgenden Abschnitt darauf zurück.

(4) A. a. O. , S. 67.
(5) Vgl. a. a. O. , S. 68; allerdings wird der Terminus "systemfremde 

Form" von mir hineingebracht, vgl. dazu Fußnote (3).
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Standardisierung der Transaktionen ermöglichen. Wichtig ist nun für uns, 
daß sie dem oben geschilderten Anpassungsprozeß nicht unterliegen (vgl. 
die Ausführung zu den "inneren Institutionen" -  UJ), mittels dessen der 
Marktmechanismus es zuwege bringt, daß seine inneren Institutionen wenig
stens einigen Markterfordernissen adäquat sind. Die neutralen Institutionen 
müssen, so können wir sagen, gesellschaftskonform sein, aber sie brau
chen nicht, und noch weniger zu jedem beliebigen Zeitpunkt, marktkonform 
zu sein. Es handelt sich hier um eine mögliche Einbruchsstelle gesellschaft
licher Kräfte in die Marktwirtschaft. " (1)

Getreu dem ordnungstheoretischen Radikalismus der Neoliberalen bedau
ert Lachmann die Existenz derartiger, die Kohärenz der Wirtschaftsord
nung störenden Formen, um dann -  in Anerkennung ihrer Faktizität -  zu 
fragen, ob die Möglichkeiten einer Bewältigung der entsprechenden sozia
len und wirtschaftlichen Folgen

"nicht jenseits des Vermögens der der Marktwirtschaft innewohnenden 
Kräfte liegen, deren bekannte Fähigkeit, Störungskräfte jeder Art 'abzu- 
kapseln'und, soweit Irgend möglich, unschädlich zu machen . . .  " 

damit auf die Probe gestellt würde.
In der Trennung zwischen markt- und gesellschaftskonformen Institutio

nen wird hier bereits der Verlauf der Trennlinien zwischen sachlicher 
bzw. versachlichter Ökonomie und politischer Ökonomie als eine zentrale 
Problemstellung der Analyse von Anpassungsformen deutlich. (2) Für die 
Neoliberalen ist der Markt und seine Erhaltung als Regulierungsform des 
gesellschaftlichen Verkehrs der "ungesellschaftlichen", privatnutzen
orientierten Individuen das allgemeinste Bezugsproblem von Anpassung. 
Politik -  selbst wenn sie zur Stützung dieser Regulierungsform unentbehr
lich ist -  stellt demgegenüber an sich schon immer eine "systemfremde 
Form" dar, deren immanente Verselbständigungstendenzen das System 
gefährden.

In der vorliegenden Arbeit wird das Bezugsproblem von Anpassung nicht 
in der Erhaltung des Marktes als Regulationsprinzip der ökonomischen 
Verkehrsformen einer Gesellschaftsformation gesehen, sondern in der E r
haltung des Kapitalverhältnisses als Organisationsprinzip der gesellschaft
lichen Reproduktion. Die "Anpassungsform" stellt ein verallgemeinerndes 
Konzept für die Analyse der historisch besonderen Formen dar, in denen 
sich dieses allgemeine Verhältnis erhält. Es erfaßt auch die politischen 
und staatlich organisierten Formen, die diese Wirkung besitzen, und

(1) A. a. O. , S. 69.
(2) Vgl. dazu U. Jürgens, Theorien zum Verhältnis von Politik und Ökono

mie. Zum Problem der staatlichen Regulierung ökonomischer Prozesse 
im Kapitalismus, In: B. Blanke, U. Jürgens, H. Kastendiek, Kritik der 
Politischen Wissenschaft, 2 Bde. , Frankfurt/M. - New York 1975,
2. Bd. , S. 369 ff: "Politik" als Problem der Neoliberalen.



-  11

schließt keine Bereiche, Handlungsträger, Organisationsformen usw. von 
vornherein als "systemfremd" aus; selbst solche nicht, die intentional als 
systemsprengend aufgefaßt und im Hinblick auf eine entsprechende Strate
gie gebildet werden, insofern als auch sie nicht-intendierte Anpassungs
funktionen für das Kapital besitzen können.

Ich werde mich in dieser Untersuchung aber konzentrieren auf die auch 
intentional auf den Zweck der Erhaltung des Kapital Verhältnisses gerich
teten Anpassungsformen und zwar auf die durch das Kapital selbst organi
sierten Formen, (wobei die Hypostasierung des Kapitals zu einer bewußten 
gesellschaftlichen Handlungsinstanz sogleich in Frage gestellt werden muß).

1.2. Begriffserklärung und Fragestellung zum Konzept der Anpassungs
formen . .

Unter "Anpassungsformen" verstehe ich institutionalisierte (1) Formen 
ökonomischen Handelns (also nicht jedes mehr oder minder pfiffige Verhal
ten von Individuen oder Körperschaften in Einzelfällen), welche die Be
dingungen der Möglichkeit des Kapitalverhältnisses als Organisationsform 
der gesellschaftlichen Reproduktion in zeitlicher, sachlicher oder sozia
ler Hinsicht erweitert bzw. auf neue Weise sichert.

Der Begriff setzt also an der Nahtstelle zwischen den gesellschaftlichen 
Gesetzmäßigkeiten der Kapitalreproduktion (Makroökonomie) und den ein
zelnen ökonomischen Handlungen (Mikroökonomie) an, wobei die Vermitt
lung zwischen beiden nicht objektiv-funktionalistisch als "Durchs et zungs
form" gefaßt wird, sondern als offenes Handlungsproblem. In den jeweili
gen Anpassungsformen werden die historisch-spezifischen und notabene 
interessengeleiteten Versuche der Problemlösung konkretisiert, die selbst 
in mehr oder minder großem Maße ungenügend sind und objektiv zu neuen 
Lösungsformen drängen.

Der Prozeß bzw. (analytisch) die Ebene der Vermittlung zwischen den 
gesellschaftlichen Gesetzmäßigkeiten und den einzelnen ökonomischen 
Handlungen ist die Konkurrenz. Hier vermitteln sich die objektiven, funk
tionell notwendigen, Inneren Gesetze der ökonomischen Reproduktion der 
Gesellschaft mit den Handlungsstrategien, Anpassungs- und Auffangformen 
der konkreten Akteure im Einzelnen. Die Konkurrenz wird dabei als ein

(1) Der Institutionsbegriff bezieht sich auf die Theorie sozialen Handelns; 
vgl. etwa T. Parsons, Die Motivierung des wirtschaftlichen Handelns, 
In: Ders. , Beiträge zur soziologischen Theorie, hrsg. u. elngel. von 
D. Rüschemeyer, Neuwied und Berlin 1964, S. 143 f: "Die institutio
nelle Struktur ist tatsächlich ihrem Wesen nach nichts anderes, als 
ein verhältnismäßig stabiler Modus der Organisation des menschlichen 
Handelns und der ihm zugrunde liegenden motivierenden Kräfte ."
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Mechanismus der Koordination aber auch der ständigen Zerstörung jeweils 
existierender Produktions- und Verteilungsstrukturen gesehen; die Repro
duktion dieser Strukturen, d. h. ihre Wiederherstellung im Einzelnen und 
für den Einzelnen ist immer bedroht. Die Konkurrenz ist also ein zentra
ler Mechanismus, in dem diejenigen Problemlagen zum Ausdruck gebracht 
werden, die Anpassungsformen erfordern und auch wieder zerstören bzw. 
obsolet machen.

Dieser Frage- und Kritikansatz führt uns notwendig über die formalen 
Konkurrenzbegriffe der Nationalökonomie hinaus zu der Frage, was durch 
die Konkurrenz vermittelt wird, welche Funktionen sie ausübt, welche Be
ziehungen zwischen sachlicher Notwendigkeit und subjektivem Gestaltungs
willen bestehen, denn nur den letzteren kann man politisch "binden". Da
bei wird so vorgegangen, daß die Bestimmungen der Konkurrenz in zwei
erlei Hinsicht in einen historischen Kontext gestellt werden; zum einen als 
Gesetze, die in der Zeit wirksam sind, d. h. deren Geltung vor einem be
stimmten Zeithorizont vollzogen wird und zum anderen als Gesetze, die im 
sozialen Kontext stehen, d. h. deren Verläufe von den sozialen Kräfte- und 
Interessenkonstellationen beeinflußt wird. Diese beiden Momente, die zeit
lichen und die sozialen Bedingungen der Durchsetzung haben -  so die The
se -  wesentlichen Einfluß auf die Herausbildung der Anpassungsformen.

In den einführenden Überlegungen zum Stellenwert der Anpassungsformen 
für die historisch spezifischen Beziehungen zwischen Politik und Ökono
mie wurde vor allem auf die staatstheoretischen Fragestellungen abgeho
ben, die zu diesem Untersuchungsansatz geführt haben. Im weiteren Unter
suchungsgang wird diese staatstheoretische Frageebene scheinbar immer 
mehr verlassen. In dem Mittelpunkt rückt stattdessen die Frage nach dem 
Verhältnis von objektiven und subjektiven Faktoren, von Struktur- und 
Handlungsebene bei der Erklärung historischer Entwicklungen in kapitali
stischen Gesellschaftsformationen. Inwiefern und inwieweit werden die 
Gesetzmäßigkeiten und die objektiven Erfordernisse kapitalistischer Re
produktion von den Akteuren (von welchen Akteuren) als Probleme aufge
griffen und gelöst und welche Folgeprobleme ergeben sich aus diesen Lö
sungen? Diese Frage wirft ein umfassenderes Problem auf: bleiben die 
grundlegenden Systemgesetze und die objektiven Erfordernisse, auf die 
sich die Anpassungsformen beziehen, dieselben oder verändern sie sich 
nach deren Herausbildung? Beschreibt die Kette der Anpassungsformen 
einen Prozeßt der Selbstaufhebung des Kapitalismus oder nur einen ober
flächlichen Gesichtswandel? Hierzu ist es notwendig zu wissen, inwieweit 
die ehemals naturwüchsigen Durchsetzungsformen kapitalistischer System
gesetze sich vermittels der Anpassungsformen in begriffene und beherrsch
bare Anforderungen umgesetzt haben. Bevor also die staatstheoretische 
Fragestellung nach intermediären Formen für staatliche Regulierungen 
gesellschaftlicher Prozesse behandelt werden kann, muß die Funktions
weise dieser Formen und die durch sie bewirkte Strukturierung politisch
ökonomischer Problemlagen analysiert werden.
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Die entsprechenden Untersuchungen in dieser Arbeit werden durch drei
zentrale Fragestellungen bestimmt:
1. Wie ist das Verhältnis dieser Formen zu den objektiven, "inneren" Ge

setzen der kapitalistischen Produktionsweise? Worin besteht die "An
passung" der jeweiligen Formen, an welchen Problemen setzt sie an, 
welches Verhältnis besteht zwischen einzel- und gesamtkapitalistischer 
Anpassung?

2. Welchen Charakter besitzen die sozialen Beziehungen, die der Funk
tionsweise der Anpassungsformen zugrundel ¡egen,und welches sind die 
formspezifischen Bedingungen bzw. die Mechanismen der Versachli
chung und Politisierung, d. h. welches Verhältnis von Politik und Öko
nomie implizieren sie?

3. Läßt sich eine bestimmte Entwicklungs'Mogik" feststellen, welche die 
Entstehung, Funktionsweise und Aufhebung der Anpassungsformen zu
gunsten anderer Anpassungsformen erklären würde?
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1.3 Aufbau der Arbeit

Der theoretische Kontext der Arbeit liegt, um die bisher erörterten Pro
blemstellungen noch einmal schlagwortartig zu charakterisieren, in der 
Frage einer Evolution der Regulierungsformen in kapitalistischen Gesell
schaften, die deren "naturwüchsige Krisenhaftigkeit" aufzufangen geeignet 
erscheinen, weil -  nach der Formulierung von Habermas - in gegenwärti
gen kapitalistischen Gesellschaften "alle Beteiligten zu mehr oder weniger 
guten Praktikern der Werttheorie geworden sind". (1)

Die Untersuchung ist durch drei Dimensionen von Problemstellungen und 
gesonderten Theorieinteressen angeleitet:
1. dem Bereich der Diskussion um das Verhältnis von Politik und Ökonomie 

und der Verschiebung der Grenzlinien zwischen politischen und ökono
mischen Regulierungsformen;

2. dem Bereich der Diskussion um historische Entwicklungsverläufe im Ka
pitalismus und speziell der Analyse der Möglichkeiten und Formen, die 
das Kapital historisch herausbildet und durch die eine Stabilisierung 
des Kapital Verhältnisses gegenüber den Problemen bewirkt wird, die 
sich aus den Widersprüchen ergeben, welche der kapitalistischen Pro
duktionsweise im allgemeinen und historisch besonders zu eigen sind;

3. dem Bereich der Diskussion um das Verhältnis von Konkurrenz und den 
Formen ihrere scheinbaren Negation: Macht, Planung, Organisation usw. 
in ihrem Verhältnis zu den allgemeinen und historisch besonderen Ge
setzmäßigkeiten der Kapitalreproduktion.

(1) Ausführlich heißt es bei Habermas: "Nachdem aber der liberal-kapita
listische Bann des Warenfetischs gebrochen ist (und alle Beteiligten 
zu mehr oder weniger guten Praktikern der Werttheorie geworden sind), 
kann sich die Naturwüchsigkeit ökonomischer Prozesse auf der Ebene 
des politischen Systems allenfalls in sekundärer Form wieder herstel
len: der Staat muß sich einen Rest Bewußtlosigkeit erhalten, damit ihm 
aus seinen Planungsfunktionen keine Verantwortlichkeit erwachsen, die 
er nicht einlösen könnte, ohne seine Konten zu überziehen." (J. Haber
mas, Legitimationsprobleme im Spätkapitalismus, Frankfurt/M. 1973,
S. 97). Die Frage der Krisenhaftigkeit ist hier also auf die Analyse 
des politischen Systems verwiesen; sie ist zu einem Problem des Staa
tes geworden, weniger scheinen als sein zu müssen, was seine Fähig
keit zur Regulierung der gesellschaftlichen ökonomischen Beziehungen 
anbetrifft.
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Diese drei Problemstellungen werden anhand eines Entwicklungsprozes
ses untersucht, an dem scheinbar offenkundig das Theorem seine Bestäti
gung zu finden scheint, das Norbert Elias in seiner Abhandlung "Über den 
Prozeß der Zivilisation" aufgestellt und als "Monopolmechanismus" bezeich 
net hat. (1) Ein Ziel meiner Untersuchung ist es, diese in vielen Theorie
zusammenhängen wiederkehrende Vorstellung des Monopolmechanismus zu 
überprüfen und zu kritisieren.

Bei Elias stellt der Monopolmechanismus ein allgemeines gesellschaftli
ches (formationsunspezifisches) Entwicklungsgesetz dar, das gleichermas
sen für die Verfügung über physische (kriegerische) Gewaltmittel wie für 
die Verfügung über die jeweils wichtigsten Produktionsmittel Geltung be
sitzen sol I:

"Wenn in einer größeren gesellschaftlichen Einheit ( . . . )  viele der klei
neren, gesellschaftlichen Einheiten, die die größere durch ihre Interde
pendenz bilden, relativ gleiche geselIschaftliche Chancen haben und dem
entsprechend frei -  ungehindert durch schon vorhandene Monopole -  mit
einander um Chancen der gesellschaftlichen Stärke konkurrieren können, 
also vor allem um Subsistenz- und Produktionsmittel, dann besteht eine 
sehr große Wahrscheinlichkeit dafür, daß einige siegen, andere unterlie
gen und daß als Folge davon nach und nach immer weniger über immer mehr 
Chancen verfügen, daß immer mehr aus dem Konkurrenzkampf ausscheiden 
müssen und in direkte oder indirekte Abhängigkeit von einer immer kleine
ren Anzahl geraten. Das Menschengeflecht, das sich in dieser Bewegung 
befindet, nähert sich also, falls keine hemmenden Anordnungen getroffen 
werden können, einem Zustand, bei dem die faktische Verfügungsgewalt 
über die umkämpften Chancen in einer Hand liegt; es ist aus einem System 
mit offeneren Chancen zu einem System mit geschlosseneren Chancen ge
worden. " (2)

Dieser Monopolmechanismus, der eine Konstellation " fre ie r  Konkurrenz"

(1) N. Elias, Über den Prozeß der Zivilisation, Soziogenetische und psy-
chogenetische Untersuchungen, 2. Bd. : Wandlungen der Gesellschaft. 
Entwurf zu einer Theorie der Zivilisation, Frankfurt/M. 1976, insbe
sondere S. 1 42 ff. •

(2) A. a. O. , S. 144 f; ohne Sperrungen des Originals.
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um welchen Gegenstand auch immer, (1) notwendig im Zeitverlauf in ein pri
vates Monopol Oberführe, tendiere mit der gleichen Gesetzmäßigkeit dazu, 
die Verfügungsgewalt über die zentralisierten und monopolisierten Chancen 
zu vergesellschaften, von dem privaten in ein öffentliches Monopol überge
hen zu lassen.

"Durch Zentralisierung, durch Monopolisierung werden ( . . . )  Chancen, 
die zuvor durch kriegerische oder wirtschaftliche Gewalt von einzelnen 
erstritten werden mußten, einer Planung unterwerfbar und handhabbar. Der 
Kampf um die Monopole richtet sich von einem bestimmten Punkt der Ent
wicklung ab nicht mehr auf ihre Zerstörung, sondern er geht um die Verfü
gungsgewalt über ihre Erträge, um den Plan, nach dem sie aufgebaut und 
nach dem ihre Last und ihr Nutzen repartiert werden sollen, mit einem Wort 
um die Verteilungsschlüssel. Die Verteilung selbst, die Aufgabe des Mono
polherrn und der Monopol Verwaltung, wird in diesem Kampf aus einer rela
tiv privaten zu einer öffentlichen Funktion; ihre Abhängigkeit von allen an
deren Funktionen des interdependenten Menschengeflechts tritt auch orga- 

' nisatorisch mehr und mehr in Erscheinung.11 (2)
"An die Stelle des freien Konkurrenzkampfes ist ein gebundener, von einer 
Zentralstelle, von Menschen her gelenkter oder jedenfalls lenkbarer Kon
kurrenzkampf getreten . . . "  (3)
Soweit die These von Elias. Ich werde mich im Abschnitt II dieser Arbeit 
noch näher mit. den Theorieansätzen vornehmlich kapitalismuskritischer 
Theorien auseinandersetzen, die auf entsprechenden Vorstellungen beru
hen. Dabei entwickele ich meine Fragestellung^! und Kritik vor allem aus 
der Überlegung, wie über die Zentralisierung von Verfügungsgewalt als 
abstraktem, besitz-bzw . gesellschaftsrechtl ichem Titel die reale Verfü
gung über Verwertungsprozesse erlangt werden kann. Die Untersuchung

(1) Im Anschluß an den Begriff der Konkurrenz als allgemeiner gesell
schaftlicher Verkehrsform, d. h. nicht nur des wirtschaftlichen Berei
ches (vgl. auch L. von Wieser, Konkurrenz, in: Handwörterbuch der 
Staatswissenschaften, 4. Aufl. , Bd. V, Jena 1923, S. 825 ff), be
stimmt Elias als den Gegenstand von Konkurrenz allgemein die Bemü
hung um knappe "Chancen": "Eine Konkurrenzsituation stellt sich über
all her, wo sich mehrere Menschen um dieselben Chancen bemühen, wo 
mehr Nachfragende vorhanden sind, als Chancen zur Befriedigung der 
Nachfrage, die Verfügung über diese Chancen mag in der Hand von Mo
nopolisten liegen oder nicht. ( . . . )  Die sogenannte 'fre ie  Konkurrenz' 
ist dadurch charakterisiert, daß sich hier die Nachfrage Mehrerer auf 
Chancen richtet,über die noch nicht jemand verfügt, der außerhalb des 
Konkurrenzspielraums der Rivalisierenden steht."
A. a. O. , S. 206.

(2) A. a. O. , S. 156.
(3) A. a. O. , S. 154.
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wendet sich gegen die bloß abstrakte Bestimmung von Konkurrenz, für die 
Entscheidungs»anarchie», die zentrale Problemursache ökonomischer 
Störungen und Konflikte ist, der gegenüber die Zentralisierung von Ent
scheidungsgewalt unmittelbar bereits als Lösung erscheint. S ie wendet 
sich vor allem gegen die daraus, wie ich im Einzelnen zeigen werde, 
zwangsläufig folgende Vorstellung vom Staat als höchster und letzter P ro
b I em I ös ungs i ns t anz.
Mit dieser Kritik soll jedoch nicht die Bedeutung des zunehmenden Ge
wichts von Großunternehmungen und damit der Ausdehnung zentralisierter 
privater Verfügungsbereiche geleugnet werden. Die entsprechende theore
tische und politische Diskussion um die zunehmende »Konzentration in der 
Wirtschaft» bzw. die anwachsende Bedeutung des »Monopolkapitals» befin
det sich jedoch in einer Sackgasse, solange sie auf die bloße Veränderung 
von Konzentrationsgraden starrt. So ist etwa anhand der Bedeutung des 
Bankkapitals um die Jahrhundertwende noch zu zeigen, wie wenig der Be
sitz über gesellschaftliche Verfügungsrechte bereits die Verfügung über 
reale Verwertungsvorgänge impliziert.

Für diese Fragestellungen scheint die Kartellbewegung in Deutschland 
um die Jahrhundertwende ein guter Testfall. Mit den Kartellen erhielten 
koporative Lösungsstrategien, die mit den Organisationsformen der Bis- 
märck'schen Sozialgesetzgebung -  Einrichtung der Berufsgenossenschaf
ten usw. -  angeregt worden waren bzw. in den Innungen als Remeniszenz 
der Zunftorganisationen wach geblieben waren, einen großen Auf
schwung. Die Herausbildung entsprechender Konzeptionen des Gesellschafts
und Wirtschafts auf baus einer »gebundenen Wirtschaft», »organischen Ge
sellschaft» oder des staatsfreien Pluralismus hatten meist in ihnen ihren 
Ausgangspunkt.

Anhand der Kartellbewegung der Periode von etwa 1890 bis 1914, die 
selbst weitgehend ohne staatliche Interventionen abgelaufen ist, und in deren 
Verlauf das Kapital eigene, gesamtgesel Ischaftl iche Problemlösungsfunk
tionen zu übernehmen versuchte, müßten sich die oben genannten Fragestel
lungen also exemplarisch untersuchen lassen. Es ist daher die Aufgabe, 
in den beiden Hauptabschnitten der Arbeit (III. und IV. ) anhand der Kartel
le den Prozeß der Herausbildung bewußter Regulierungsformen des Kapi
tals einerseits als Lösung bestimmter historisch-spezifischer Problemla
gen und die politisch-ökonomischen Bedingungen dieser Lösung darzustel
len und andererseits die spezifischen Mängel dieser Lösung zu kennzeich
nen.

Ich betrachte es nicht als Aufgabe der Arbeit, die Übertragbarkeit der 
im engeren Sinne auf die Kartelle bezogenen Untersuchungsergebnisse auf 
die gegenwärtige Problemsituation bezüglich der Kartelle zu überprüfen.
Die Kartelle stellen heute, mindestens auf nationaler Ebene, eine durch 
Verrechtlichung scheinbar weitgehend gebundene Form dar, deren Spiel
räume die Politik definiert (Kartellamt). Die evolutorische Bedeutung der 
Kartelle Ist heute eine historische Reminiszenz. Mein Interesse Ist je-
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doch nicht an die Institution und Rechtsform "Kartell" an sich fix iert, son
dern richtet sich auf ihren Charakter als Anpassungsform im historischen 
Prozeß; sie ist daher auch in den funktionellen Bezügen darzustellen, die 
sie in der Periode besaß, als sie eine wesentliche, die Geschichte des Ka
pitals prägende Bedeutung hatte. Die Funktionen, die in dieser Phase im 
Rahmen der Kartellform verarbeitet wurden, hat die Form selbst inzwi
schen zum Teil verloren, sei es, daß sie selbst sie überflüssig gemacht 
hat, sei es, daß sie im Rahmen anderer Anpassungsformen funktionell auf
gehoben sind.

Wenn die Kartelle auch heute ihre dominante Stellung als Anpassungs
form des Kapitals nicht mehr besitzen, so heißt das nicht, daß sie gegen
wärtig (und in Zukunft) keine Rolle mehr spielen (werden).

Für die Herausbildung von Planungsstrukturen zur Regulierung der ge
sellschaftlichen Reproduktion in der Gegenwart hat die Kartellperiode we
sentliche Voraussetzungen geschaffen. Auch die Kartelle selbst -  als spe
zifische Änpassungsform des Kapitals -  hat keineswegs allein historische 
Bedeutung. Versuche, sie als umfassendere Problemlösungsformen zu in
stitutionalisieren und zu instrumentalisieren, hat es bisher zwar weniger 
in der Bundesrepublik (obgleich sie auch hier, wie insbesondere die Ent
wicklung in der Stahlindustrie gezeigt hat, eine Rolle gespielt haben) ge
geben, als etwa im Rahmen der Planification in Frankreich. In Phasen an
haltender Stagnation und im Rahmen einer weiteren Integration der inter
nationalen Produktionsstrukturen werden sie jedoch mit Sicherheit grös
sere Relevanz erhalten; dies deutet sich in der Debatte über Investitions
lenkung bereits an. (1)

(1 )Vg l. etwa die Überlegungen von A. Sölter, Investitionswettbewerb und 
Investitionskontrolle. Ordnungspolitische Aspekte der unternehmeri
schen, staatsinterventionistischen, planwirtschaftlichen und basisde
mokratischen Investitionspolitik, Köln usw. , 1973. Sölter ist Leiter 
der Abt. Wettbewerbsordnung im Bundesverband der Deutschen Indu
strie. Im Übrigen hat die Kartellproblematik einen zentralen Stellen
wert für die Investitionslenkungs-Debatte; so wurde die gewerkschaft
liche Forderung (der IG Chemie) nach "Investitions-Meldestellen" im 
Hinblick darauf kritisiert, daß dadurch Kartelle, wenn auch unter ge
werkschaftlicher Beteiligung gebildet würden. Für die Bedeutung von 
Kartellformen im System der Planification vgl. K. Toeche-Mittler, Das 
Verbandskartell als Instrument der Wirtschaftsplanung. Die Beteiligung 
der französischen Wirtschaftsverbände an der Planification. Kartell
rechtliche Konsequenzen, Frankfurt/M. 1969.
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II. Abschnitt: Theorieansätze zur Analyse der Anpassungsformen

II. 0 Gegenstand und Zielsetzung

Die Diskussion über das Problem der Anpassungsformen im Kapitalismus 
hat eine lange Tradition, und ihre Ausfächerungen -  bedingt durch beson
dere historische und nationale Erfahrungen -  sind äußerst zahlreich. Ich 
beschränke mich in dieser Arbeit auf die deutsche Diskussion und hier 
wiederum auf einzelne, exemplarisch herangezogene Positionen.
Ich werde zunächst auf die Grundlinien der Argumentation eingehen, die 
sich in Auseinandersetzung mit der Position Bernsteins gebildet haben. Es 
wird dabei aufgezeigt, in welchem Maße diese Argumentation staatszentriert 
geworden ist, d. h. den Staat als höchste und tendenziell einzige Problem
lösungsinstanz einschätzt (II. 1). Im Anschluß wird näher auf die Zusam
menhänge elngegangen, die zwischen dem Konzept des "Monopols" als Lö
sungsparadigma für Systemprobleme und einem reduzierten Begriff von 
"Vergesellschaftung" als dem Mechanismus zur systematischen Veränderung 
der materiell-technischen Reproduktionsbedingungen des Kapitals und damit 
als Ursache des Problemdrucks bestehen. Es wird gezeigt, wie gerade 
dieses Monopolkonzept auf eine Hypostasierung des Staates als Problemlö
sungsinstanz hinaus läuft (11.2).

Schließlich werde ich mich mit einem Theorieansatz auseinandersetzen, 
der mit Hilfe des Konzepts der "funktionalen Äquivalente" versucht,, die 
staatszentrierte Betrachtungsweise zu überwinden (11.3).
Ziel der Darstellung in diesem Abschnitt ist es vor allem, die Ausgangs
fragestellungen weiter zu differenzieren und den Diskussionshintergrund 
und teilweise auch die praktischen Implikationen deutlich zu machen, die 
mit Antworten in die eine oder andere Richtung verbunden sind.
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11.1 Traditionelle Grundpositionen in der kapitalismuskritischen Diskus
sion um Anpassungs- und Übergangsformen

Die Analyse von Veränderungen in den gesellschaftlichen Organisations
formen von -  bzw. anstelle von -  Konkurrenz ist vom Anbeginn kapitalis
muskritischer Theorien mit der Frage verknüpft, ob es sich dabei um For
men der stückweisen Überwindung der kapitalistischen Produktionsweise 
(systemfremde Form, Übergangsform) handelt oder um Formen, in denen 
diese Produktionsweise erst voll zur Geltung und Durchsetzung gelangt.

Eine Geschichte all der Anpassungsformen, die theoretisch und program
matisch als "systemfremd" und als Übergangsform bezeichnet wurden, ist 
noch nicht geschrieben. Die Auseinandersetzung mit falschen Vorstellungen 
bezüglich bestimmter Formen (vor allem des Geldes als "genialem" Anpas
sungsmittel zwischen Produktion und Markt) kann als ein zentrales Erkennt
nisinteresse schon des Marx'scheh Werkes gelten. Aber auch Marx hat da
mit die Kategorie der Übergangsform nicht grundsätzlich kritisiert, v iel
mehr selbst andere Formen mit dieser Kennzeichnung charakterisiert. E i
ne entsprechende theoretische Neugierde, die in allen neuartig erscheinen
den Entwicklungen auf die Konsequenzen spekuliert, welche sie in entfalte
ter Form besitzen würden, ist auch für einen Untersuchungsansatz, der 
ökonomische Erscheinungen grundsätzlich als historische begreift, d. h. in 
ihren historischen Entwicklungsmöglichkeiten und -grenzen erfassen will, 
durchaus angemessen.

So wichtig die Frage: systemfremde Form oder systemimmanentes An
passungsmittel, auch für einen solchen Untersuchungsansatz ist, so sehr 
haben die zumeist direkten politisch-programmatischen Folgerungen aus ei
ner Antwort in die eine oder die andere Richtung dessen methodische und 
materialanalytische Weiterentwicklung behindert.
Die Grundmuster der Auseinandersetzung sind in der Kontroverse über die
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Position E. Bernsteins um die Jahrhundertwende (1) gelegt worden; ich will 
sie kurz skizzieren, zumal in der materialanalytischen Untersuchung eini
ge der Phänomene selbst herangezogen werden, die Gegenstand dieser Kon
troverse waren. (2)

Bernstein geht aus von der augenscheinlich verbesserten ökonomischen 
Situation seit Mitte der 90er Jahre und stellt im Hinblick auf die jüngste 
Entwicklung in den kapitalistischen Reproduktionsbedingungen die Frage,

"ob nicht die gewaltige räumliche Ausdehnung des Weltmarkts im Verein 
mit der außerordentlichen Verkürzung der für Nachrichten und Transport
verkehr erforderten Zeit die Möglichkeiten des Ausgleichs von Störungen 
so vermehrt, der enorm gestiegene Reichthum der europäischen Industrie
staaten im Verein mit der Elastizität des modernen Kreditwesens und dem 
Aufkommen der industriellen Kredite die Rückwirkungskraft örtlicher oder 
partikularer Störungen auf die allgemeine Geschäftslage so verringert hat, 
daß wenigstens für eine längere Zeit allgemeine Geschäftskrisen nach Art 
der früheren überhaupt als unwahrscheinlich zu betrachten.sind. " (3)

Die näheren Begründungen in bezug auf die von ihm genannten Anpas
sungsformen sollen hier nicht mehr untersucht werden. Wesentlich ist an 
dieser Stelle, daß diesen Formen nicht der Charakter von "Übergangsfor
men" oder "systemfremden Formen" zugesprochen wird. Ausschließlicher 
Bezugspunkt der Anpassung ist die Krisenhaftigkeit der kapitalistischen 
Entwicklung. Indem diese durch
-  vermehrte Möglichkeiten des Ausgleichs,
-  erhöhte Flexibilität und Mobilität des Kapitals,
-  verminderte Ansatzpunkte für Spekulation,
-  wachsende Ungleichmäßigkeiten der Entwicklung zwischen den Produk

tionszweigen innerhalb des nationalen Marktes und zwischen den Natio
nen auf dem Weltmarkt und damit der Ausgleichsmöglichkeiten für die 1 2 3

(1) Diese Kontroverse über die Einschätzung neuerer Entwicklungen war 
zum einen der Ausdruck für die wachsende Diskrepanz zwischen der 
revolutionären Theorie von Gewerkschaften und politischer Partei der 
Arbeiterbewegung und ihrer reformistischen Praxis, zum anderen muß
te sie offen ausgetragen werden, seit nach dem Tod F. Engels nicht 
mehr autoritativ die notwendigen Akkomodationen der Theorie vorge
nommen werden konnten. Der unpräzise Charakter der Aussagen Engels1, 
z. B. über das Determinationsverhältnis zwischen Politik und Ökono
mie, in denen eine Unzahl von intervenierenden Faktoren zwar benannt, 
aber nicht in ihrer Bedeutung analysiert werden, wurde m. E. zurecht 
von Bernstein hervorgehoben. Vgl. E. Bernstein, Die Voraussetzun
gen des Sozialismus und die Aufgaben der Sozialdemokratie, Stuttgart 
1902, S. 4 ff.

(2) Ich beschränke meine Darstellung hier auf die Position Bernsteins in
a. a. O. sowie als Gegenposition R. Luxemburg, Sozialreform oder Re
volution?, 2. durchges. u. erg. Aufl. , Leipzig 1908.

(3) E. Bernstein, a. a. O. , S. 70.
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auch nach Bernstein immer unvermeidbare Überproduktion in einzelnen 
Industrien, (1)

-  bessere Marktübersicht und Kontrollmöglichkeit von Überproduktion in
nerhalb der Produktionszweige (2)

unwahrscheinlicher wird, wird der Kapitalismus für Bernstein nicht auf
gehoben.
Im Gegenteil: er wird lebensfähiger. Bernsteins zentrales Argument ist die 
Möglichkeit einer Aufhebung der Konkurrenzanarchie innerhalb und unter 
Wahrung der kapitalistischen Produktionsverhältnisse. In dem Versuch, 
dies zu begründen, verfolgt Bernstein jeden Ansatz und jede Vorstellung 
einer evolutionären Umwälzung dieser Produktionsverhältnisse, um 
sie zu destruieren: das Konzept der Produktivgenossenschaften, das Kon
zept zunehmender Vergesellschaftung der Arbeit, das Konzept einer Auto- 
nomisierung der Gewerkschaftsbewegung. (3)

Zwar werden von ihm bestimmte ökonomische und soziale Entwicklungen 
(Zunahme der Zentralisation, Anwachsen der Gewerkschaftsbewegung) 
nicht grundsätzlich abgestritten; auf dieser ökonomischen Ebene und ihren 
sozialen Verhältnissen erwartet Bernstein aber gar keine relevante Ent
wicklung von Voraussetzungen zum Sozialismus. Die Ökonomie erscheint 
bei ihm in naher Perspektive (wenn auch noch nicht gegenwärtig, wo er die 
Existenz der Kapitalinteressen noch für prädominant hält) als ein Bereich 
der versachlichten technisch-rational geordneten Produktion, deren Aus
richtung auf die gesellschaftlichen Bedürfnisse durch die Einbeziehung der 
Gewerkschaften als "das demokratische Element der Industrie" (4) in die 
Leitung der Industrie gewährleistet würde. Dies aber nur solange, als die
se Einbeziehung bei dem Prinzip der "Arbeits-Teilhaberschaft" verbleibt, 
andernfalls würde sie Gefahr laufen, "zur geschlossenen Korporation aus
zuarten, mit allen schlimmen Eigenschaften des Monopols". Als Monopol 
aber wäre sie "ein Widerspruch gegen den Sozialismus und die Demokra- 1 2 3 4

(1 )  E. Bernstein, a. a. O. , S. 74.
(2) A. a. O. , S. 73, 79.
(3) Für die Beurteilung der Leistungsfähigkeit der Wirtschaftsgenossen

schaften bezieht sich Bernstein auf die bisherigen Erfahrungen mit den 
Produktiv- und Konsumtivgenossenschaften, sowie auf die inzwischen 
geführte Diskussion über die Rückwirkung dieser Organisationsformen 
der Produktion auf das Genossenschaftsprinzip (vgl. S. 94 ff). Gegen 
das Konzept der Vergesellschaftung argumentiert er statistisch mit 
dem Hinweis auf die Weiterexistenz und Reproduktionsfähigkeit des 
Klein- und Mittelkapitals sowie mit dem Hinweis auf die Verbreiterung 
der sozialen Schicht von Kapitalisten durch das Aktienwesen (vgl.
S. 46 ff). Gegen das Konzept zunehmender Funktionsübernahme durch 
Gewerkschaften verweist er auf den geringen Grad der Organisierung 
und die interessenmäßige Differenzierung der Gewerkschaften.

(4) A. a. O. , S. 121.
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tie, mag ihre innere Verfassung sein, welche sie wolle. 11 (1)
Wir erkennen jetzt die Funktion, die für Bernstein das Konzept der An

passungsformen besitzt. Indem er damit die relative Störungsfreiheit des 
Reproduktionsprozesses behauptet, vermag er das Kapitalverhältnis sozial 
soweit zu entproblematisieren, daß er die wesentliche Fragestellung auf 
der Ebene der Politik (Demokratisierung) lokalisieren kann.

Die Leitung und Kontrolle dieses Prozesses gilt es zu demokratisieren, (2) 
selbst eine gewerkschaftlich orientierte Leitung der Ökonomie muß vor dem 
Hintergrund dieses Ökonomieverständnisses als unzulässiges "Direktions
monopol11 gesehen werden. Diesem Verständnis stellt sich lediglich die Fra
ge des Nutznießertums an den Resultaten, den die Produktion hervorbringt, 
und hier dürfen die Interessen keiner Gruppe bevorzugt werden. Die unre
flektiert-realistische Bedingung der Möglichkeit einer entsprechenden po
litischen Strategie ist denn auch, daß es sich um eine Demokratisierung 
bzw. um einen Gruppenpluralismus ohne Entscheidungskompetenz gegenüber 
der Kapitalbewegung handelt, wie es sich in der folgenden zusammenfas
senden Aussage von Bernstein selbst deutlich zeigt:

"In je höherem Grade ( . . . )  neben den rein ökonomischen Mächten andere 
Mächte das Leben der GeselIschaft beeinflussen, um so mehr verändert 
sich auch das Walten dessen, was wir historische Notwendigkeit nennen.
In der modernen Gesellschaf, haben w ir in dieser Hinsicht zwei große 
Strömungen zu unterscheiden. Auf der einen Seite zeigt sich eine wachsen
de Einsicht in die Gesetze der Entwicklung und namentlich der ökonomi
schen Entwicklung. Mit dieser Erkenntnis geht, theils als ihre Ursache, 
theils aber wiederum als ihre Folge, Hand in Hand eine steigende Fähig
keit, die ökonomische Entwicklung zu leiten. Wie die physische wird auch 
die ökonomische Naturmacht in dem Maße zur Dienerin der Menschen, als 
ihr Wesen erkannt ist. Die Gesellschaft steht so der ökonomischen Trieb
kraft theoretisch fre ier als je gegenüber, und nur der Gegensatz der In
teressen zwischen ihren Elementen -  die Macht der Privat- und Gruppen
interessen -  verhindert die volle Übersetzung dieser theoretischen in prak-

(1) E. Bernstein, a. a. O. , S. 122.
(2) Die Bernstein'schen strategischen Forderungen beziehen sich aller

dings nahezu ausschließlich auf die Demokratisierung des Zugangs zu 
politischen Vertretungskörperschaften (allgemeines Wahlrecht usw.).
Die Bedingungen für eine "Leitung der Industrie", die er in der oben 
wiedergegebenen Aussage durch Teilhabe des gewerkschaftlichen Ein
flusses demokratisiert sehen möchte, werden von ihm daher auch nicht 
weiter problematisiert, etwa in dem Sinne, daß er sie mit der Kartell
entwicklung in Zusammenhang brächte, sonst wäre ja die Forderung ei
ner allgemeinen Kartellierung notwendig. Es zeigt sich, daß Bernstein 
keinen Gedanken darauf gerichtet hat, welche Entscheidungsmöglich
keiten eine Industrie, die sich nach den Gesetzmäßigkeiten der Kapital
verwertung reproduziert, für eine Demokratisierung offen läßt.
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tische Freiheit. Indes gewinnt auch hier das Allgemeininteresse in wach
sendem Maße an Macht gegenüber dem Privatinteresse, und in dem Grade 
wie dies der Fall, und auf allen Gebieten, wo dies der Fall, hört das ele
mentarische Wirken der ökonomischen Mächte auf. Ihre Entwicklung wird 
vorweggenommen und setzt sich deshalb um so rascher und leichter durch. 11 (1)

Wenn die steigende Fähigkeit, die ökonomische Entwicklung zu leiten, 
darin besteht, daß das »elementarische Wirken der ökonomischen Mächte» 
nunmehr bewußt vorweggenommen wird und sich dadurch »um so rascher 
und leichter» durchsetzen kann, welchen Unterschied macht eine Demokra
tisierung der Leitungstätigkeit dann noch? Bernstein bringt so ungewollt 
ein Paradoxon zum Ausdruck: Demokratische Planung objektiver Gesetz
mäßigkeiten. Warum sollte Planung aber demokratisiert werden, d. h. in 
einem Prozeß der gesellschaftlichen Willensbildung und der Entscheidungs
beteiligung von Betroffenen erfolgen, wenn ihre Inhalte faktisch objektiv 
gesetzt sind?

Wir haben gesehen, daß Bernstein das Konzept der Anpassungsformen 
nur indirekt mit der Frage der Übergangsformen verknüpft. Die objektive 
Folge der ersteren (deren Handlungsträger bei ihm vor allem die Banken 
und die Kartelle sind) ist die Verstetigung und Stabilisierung der ökono
mischen Beziehungen und damit tendenziell ihre Versachlichung, diese 
Stabilisierung ist für ihn die Voraussetzung für die Demokratisierung der 
wirtschaftlichen Leitungsorgane, die Bernstein allein als »Übergangsform» 
zum Sozialismus betrachtet.

Damit ist ein bestimmtes Politik-Ökonomie-Verhältnis postuliert, näm
lich -  zumindest perspektivisch -  die Autonomie der Politik als Bereich 
bewußter Gestaltung gegenüber der Ökonomie als Bereich objektiver De
termination sozialer Beziehungen.

Zu der Bernstein'schen Konzeption der Anpassungsformen haben sich 
- wenn auch nicht immer in direkter Anlehnung bzw. Auseinandersetzung 
an bzw. mit Bernstein -  die folgenden vier grundlegenden Positionen zu 
dem Problem der Verknüpfung von Anpassungs- und Übergangsform und 
implizit damit auch zum Problem des Verhältnisses von Politik und Ökono
mie herausgebildet. (2)
1. Die Theorie des modernen Industriestaats, derzufolge der Staat durch 

Ausweitung seiner wirtschaftlichen Aufgabenbereiche inzwischen tat
sächlich zu der entscheidenden Regulierungsinstanz der gesellschaftli-

(1 )  E. Bernstein, a. a. O.
(2) Ich beschränke mich hier auf jeweils recht kurze Charakterisierungen, 

da ich an anderer Stelle bereits eine ausführlichere Theorieausein
andersetzung mit diesen Positionen, vor allem zum Problem des impli
ziten Verständnisses zum Politik-Ökonomie-Verhältnis, geführt habe. 
Vgl. meine Untersuchung, Theorien zum Verhältnis von Politik und 
Ökonomie, a. a. O. , S. 324 ff.
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chen Reproduktion geworden ist. (1) Die ökonomische Entwicklung steht 
daher zunehmend politischen Entscheidung und Planungen und damit der

' bewußten Gestaltung offen. Auf Basis einer (zumeist unreflektiert im 
Rahmen dieser Theorie vorausgesetzten) Handlungsautonomie agiert der 
Staat somit als die Daten setzende, d. h. Anpassungsformen definieren
de Form per se. Eine Demokratisierung vermag daher nun auch faktisch 
die Inhalte ökonomischer Prozesse zu bestimmen.

2. Die Theorie des Spätkapitalismus, derzufolge der Staat zwar durch Aus
weitung seiner wirtschaftspolitischen Aufgabenbereiche eine wesentli
che Regul ierungs ins tanz geworden ist, aber in bezug auf die Inhalte sei
ner Regulierungsentscheidungen an die Erfordernisse der Kapitalrepro
duktion gebunden bleibt. (2) Über deren Anpassungsformen vermag er 
also keine Definitionsgewalt auszuüben. Die relative Autonomie, die er 
besitzt, ist nicht Ausdruck seiner Gestaltungsfreiheit, sondern ist Vor
aussetzung, um die objektiven Erfordernisse der Kapitalreproduktion 
auf gesellschaftlicher Ebene und auf längere Sicht gegenüber Einzelin
teressen überhaupt durbhsetzen zu können; der Staat ist selbst zur letz-

(1) Vgl. dazu vor allem die Vertreter einer politischen Planungs- und Steue
rungstheorie; z. B. : H. Klages, Planungspolitik. Probleme und Perspek
tiven der umfassenden Zukunftsgestaltung. Stuttgart usw. 1971. Vgl. für 
die entsprechende demokratietheoretische Folgerung exemplarisch die 
Aussage von Krockow's: "Unabweisbare Notwendigkeiten lassen den 
Staat stets tiefer in die Gesellschaft eindringen. Und well das so Ist, 
muß umgekehrt die Gesellschaft -  genauer: müssen die sozialen Grup
pen, Verbände, Parteien, in denen sich Anschauungen und Interessen 
zur politischen Aktion organisieren -  immer tiefer in den Staat eindrin
gen, um ihn möglichst im eigenen Sinne zu beeinflussen und Ihren Anteil 
am 'Kuchen1 des Produktivitätszuwachses zu ergattern, mindestens um 
gegenüber konkurrierenden Gruppen nicht in Nachteil zu geraten. " Die 
Folge davon sei, "daß Staat und Gesellschaft sich immer weniger und am 
Ende nur noch fiktiv als wesensverschiedene Sphären voneinander tren
nen lassen. ( . . . )  Der immer fortschreitende Prozeß der Fundamental
politisierung durchbricht die 'Auffangstellung' der Trennung von Staat 
und Gesellschaft; er schmilzt die Sphären ins gleiche Medium, eben des 
Politischen, ein. " C. G. von Krockow, "Staat, Gesellschaft, Freiheits
wahrung", in: Aus Politik und Zeitgeschichte, Beilage zur Wochenzei
tung Das Parlament 7/72 vom 12. 2. 1972, S. 21 ff, S. 16.

(2) Vgl. dazu insbes. J. Habermas, Legitimationsprobleme im Spätkapita
lismus, a. a. O .; C. Offe, Strukturprobleme des kapital istischen Staa
tes. Aufsätze zur Pol ¡tischen Soziologie, a. a. O .; ders. , Krisen und 
Krisenmanagement. Elemente einer politischen Krisentheorie, in:
M. Jänicke, Hg., Herrschaft und Krise, Opladen 1973.
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ten und höchsten Anpassungsform geworden, durch die die Kapitalrepro
duktion noch aufrecht erhalten bleiben kann. Zur gleichen Zeit aber fo r
mulieren sich im System der politischen Willensbildung andere Interes
sen, auf deren Berücksichtigung der Staat zur Wahrung seiner Hand
lungsautonomie einerseits achten muß, die er andererseits durch seine 
Funktionsvoraussetzungen als Anpassungsform enttäuschen muß. Das 
Strukturproblem dieser politischen Ökonomie ist daher das Legitimations
defizit des Staates.

3. Die Theorie des monopolkapitalistischen (bzw. staatsmonopolkapitalisti
schen) Herrschaftsverhältnisses, derzufolge die Anpassungsformen im 
Kapitalismus sich über Macht bzw. soziale Zwänge durchsetzen müs
sen. (1) Der Inbegriff dieser Anpassungsformen ist das "Monopol". (2)
Das Problemlösungsmuster, für das der Monopolbegriff steht, besteht 
in der Zentralisation von Leitungsfunktionen und deren Durchsetzung 
vermittels von Abhängigkeitsbeziehungen. Das einzelne Kapital vermag 
sich danach als Monopol "neben und außer" dem Verhältnis zu den von 
ihm angewandten Arbeitskräften über Abhängigkeitsbeziehungen, die 
aus seiner monopolistischen Marktstellung resultieren, eine höhere V er
wertung zu sichern. Diese Abhängigkeitsbeziehungen der Zulieferer und 
Abnehmer, zumeist also kleine und mittlere Unternehmungen, und der 
Konsumenten konstituieren eine neue Widerspruchs- und Konfliktlinie 
(monopol-) kapitalistischer Gesellschaften, die eben "neben und außer" 
derjenigen zu den angewandten Arbeitskräften verläuft bzw. -  unter 
Heranziehung der These, daß diese Arbeitskräfte an der monopolisti
schen Position "beteiligt" werden und durch Privilegierung in bezug auf 
Löhne etc. an ihr interessiert werden -  historisch an die Stelle des 1 2

(1) Vgl. dazu die auf Lenin aufbauende Theorietradition der Theorie des 
Monopolkapitalismus bzw. des Staatsmonopol-Kapitalismus (SMK). Zu 
einer näheren Charakterisierung und kritischen Auseinandersetzung 
vgl. meine UntersuchungtTheorien zum Verhältnis von Politik und 
Ökonomie, a. a. O. , S. 402 ff.

(2) Überhaupt gilt, was zur Bestimmung der Rolle des Staates in der Theo
rie des SMK ausgeführt wird, mit geringen Modifikationen auch für die 
Rolle des Monopols, das in bezug auf das Verhältnis Politik-Ökonomie 
ganz ähnlich gefaßt wird wie der Staat (Rolle der außerökonomischen 
Gewalt, Bewußtheit und Macht in bezug auf die Reproduktionsbedingun
gen etc. ).
Vgl. C. Neusüß, Imperialismus und Weltmarktbewegung des Kapitals, 
Erlangen 1972, bes. S. 59 ff.
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Konflikts zwischen Lohnarbeit und Kapital tritt. (1)
In jedem Falle Ist die Herausbildung von Anpassungsformen notwendig 
mit neuen Formen der Politisierung und erneuter Widersprüchlichkeit 
der ökonomischen Verhältnisse als unvermeidl ¡eher Implikation ihrer 
jeweils relativen Stabilisierung verbunden. Beide Prozesse bedeuten 
einen immanenten Wandel im Wesen kapitalistischer Produktionsverhält
nisse, der letztlich zu deren Aufhebung führt, und insofern stellen die 
Anpassungs- zugleich Übergangsformen dar. (2)

4. Die "reine" Kapitalismustheorie, derzufolge die Gesamtheit der Anpas
sungsformen nichts am Wesen der von Marx dargestellten Struktur und 
immanenten Gesetzmäßigkeiten des Kapitals ändert. Vielmehr bedeuten 
diese Formen "letztlich" alle eine Verschärfung der Krisen und Zusam
menbruchstendenzen, die im Kapital im allgemeinen angelegt sind. Die 
Vorstellung einer demokratischen Entscheidung bzw. Planung der not
wendig objektiven Gesetzmäßigkeiten bleibt ein im Kapitalismus nicht 
lösbarer Widerspruch. (3)

(1) Vgl. zur These der Arbeiteraristokratie und der Korruption der Arbei
terschaft durch Privilegierung: W. I. Lenin, Der Imperialismus und die 
Spaltung des Sozialismus, in: Ders. , Werke, Bd. 23, Berlin/DDR 
1957 (geschrieben 1916). Die These der Arbeiteraristokratie wird heu
te nicht mehr zum Bestandteil der Monopolkapitalismus-Theorie gerech
net. Damit soll das Verhältnis zwischen Konkurrenz- und Monopolkapi
talismus als dialektische Weiterentwicklung dargestellt werden, in der 
die Widersprüche der ersten Phase in denjenige der folgenden "aufge
hoben" sind. Diese für die Theorie des SMK charakteristische Methode 
der Kumulierung von Widerspruchsstruktur (vgl. auch S. 28 Anm. (2)) 
ermöglicht es, historische Veränderungen wahlweise zur Kenntnis zu 
nehmen oder nicht, da man heutige Erscheinungsformen immer auch nach 
den "aufgehobenen" Erklärungsmustern älterer Theorien erklären kann.

(2) Vgl. die Definition des staatsmonopolistischen Kapitalismus bei P. Hess 
("D ie Monopolproblematik und der heutige Kapitalismus", in: Aktuelle 
Probleme des Imperialismus. Zum 100. Geburtstag W. I. Lenins, DWI- 
Forschungshefte, 5. Jg. , H. 1 (1970), S. 12 ff, S. 28; i. Orig, ge
sperrt): "Die Vereinigung der Macht der Monopole mit der Macht des 
Staates zu einem einheitlichen System zur Bewältigung der Anforderun
gen der Produktivkräfte unter den Bedingungen des kapitalistischen E i
gentums an den Produktionsmitteln, zur Bewältigung der vom Monopol 
selbst erzeugten gesellschaftlichen und politischen Widersprüche, die 
in unserer Zeit immer mehr im Widerspruch zwischen dem erstarkenden 
sozialistischen Weltsystem und dem überlebten kapitalistischen Weltsy
stem kulminieren und vom Gegensatz der beiden Systeme in immer stär
kerem Maße bestimmt werden -  das ist das Wesen des Staatsmonopol i- 
stischen Kapitalismus. "

(3) Vgl. dazu als "klassische" Begründung: R. Luxemburg, Sozialreform 
oder Revolution?, a. a. O. , passim.
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In den ersten beiden Theorieansätzen löst sich also das Problem der An
passungsformen In einer Analyse des Staates, sei es als Definitionsinstanz, 
sei es als zunehmend einziger Anpassungsform, auf. Daß diese Staatszen- 
triertheit der Theorie bereits im theoretischen Ansatz und in der "Begriffs
Strategie" liegt, habe ich an anderer Stelle gezeigt. (1)
Für die vorliegende, auf die nicht-staatlichen Anpassungsformen gerichte
te Untersuchung sind sie jedenfalls nicht von Relevanz.

Aber auch der dritte Theorieansatz beruht auf einer staatszentrierten 
Logik. Sie läßt sich allgemein mit dem Konzept einer kumulativen Selbst
überwindung des Kapitalismus kennzeichnen, d. h. der systematischen "Ent
fremdung" seiner Erscheinungsformen und Bewegungsmechanismen gegen
über dem Reproduktionszusammenhang und den Gesetzmäßigkeiten, wie sie 
von K. Marx dargestellt wurden, - allerdings im Rahmen des methodischen 
Postulats, daß sich in den jeweils neuen Verhältnissen die alten "aufgeho
ben" finden. (2)

Allein der oben angeführte vierte Theorieansatz zum Problem der An
passungsformen basiert nicht auf einer staatszentrierten Logik. Dies 
aber aus dem Grund, daß die Problemstellung einer relativen Stabilisie
rung und evolutorischer Formen der Widerspruchsvermittlung im Kapita
lismus überhaupt negiert wird. So beseitigt das Bernstein'sche Konzept 
der Anpassungsformen für R. Luxemburg den ersten der folgenden "Grund
pfeiler des wissenschaftlichen Sozialismus":

"Die wissenschaftliche Begründung des Sozialismus stützt sich nämlich 
bekanntermaßen auf drei Ergebnisse der kapitalistischen Entwicklung: 
vor allem auf die wachsende Anarchie der kapitalistischen Wirtschaft, die 
ihren Untergang zu unvermeidlichem Ergebnis macht, zweitens auf die 
fortschreitende Vergesellschaftung des Produktionsprozesses, die die po
sitiven Ansätze der künftigen sozialen Ordnung schafft, und drittens auf 
die wachsende Organisation und Klassenerkenntnis des Proletariats, das 
den aktiven Faktor der bevorstehenden Umwälzung bildet. " (3)

Daraus ergibt sich für sie die Folgerung, daß die Anpassungsformen 
"im Ganzen", "letztlich", "in letzter Linie" usw. diesem Ergebnis ent
sprechen müssen:

"im Ganzen erscheinen also die Kartelle, ebenso wie der Kredit, als 
bestimmte Entwicklungsphasen, die in letzter Linie die Anarchie der kapi
talistischen Welt nur noch vergrößern und alle ihre inneren Widersprüche 
zum Ausdruck und zur Reife bringen. " "So erscheinen die Kartelle und 1 2 3

(1) Vgl. U. Jürgens, Theorien zum Verhältnis von Politik und Ökonomie, 
a. a. O. , S. 392 ff.

(2) Das Konzept der kumulativen Selbstveränderung wird üblicherweise als 
Stadienschema gefaßt: Von den Verhältnissen der einfachen Warenpro
duktion geht die Veränderung dann zur freien Konkurrenz, dem Privat
monopolkapitalismus und dem Staatsmonopolkapitalismus; im Einzelnen 
natürl ich mit weiteren Differenzierungen. Vgl. im Übrigen II. 2.

(3) R. Luxemburg, a. a. O. , S. 3. .
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Trusts in ihrer endgültigen Wirkung nicht nur als kein 'Anpassungsmittel1, 
das ihre Widersprüche verwischt, sondern geradezu als eines der Mittel, 
die sie selbst zur Vergrößerung der eigenen Anarchie, zur Austragung 
der in ihr enthaltenen Widersprüche, zur Beschleunigung des eigenen Un
terganges geschaffen hat. » »So ist der Kredit, weit entfernt, ein Mittel 
zur Beseitigung oder auch nur zur Linderung der Krisen zu sein, ganz im 
Gegenteil ein besonderer Faktor der Krisenbildung.11 "Das erste Anpas
sungsmittel für den Kapitalismus in bezug auf den Kredit müßte also darin 
bestehen, den Kredit abzuschaffen, ihn rückgängig zu machen. So wie er 
ist, bildet er nicht ein Anpassungs-, sondern ein Vernichtungsmittel von 
höchst revolutionärer Wirkung. " (1)

Die Argumentation des »Letztlich" reißt aber analytisch eine Lücke auf 
zwischen dem relativen Problemlösungspotential und den politischen und 
ökonomischen Implikationen von Anpassungsformen, die auf kurze und mitt
lere Sicht die politische Ökonomie in der historischen Entwicklung bestim
men einerseits und der langfristig orientierten Krisenprognose anderer-

(1) R. Luxemburg, a. a. O. , S. 8, 9, 6, 7.
Analysiert man die Argumentation R. Luxemburgs allerdings näher, so 
treten zum einen die Relativierungen, die sie macht, stärker in den 
Vordergrund. So schränkt sie ihre Aussage bezüglich der Kartelle usw.
in folgender Weise ein: " Die Entwicklung der^Kartelle-und^Trusts-ist-------
freilich eine in ihren vielseitigen ökonomischen Wirkungen noch nicht 
erforschte Erscheinung. Sie bildet erst ein Problem, das nur anhand 
der Marx'schen Lehre gelöst werden kann. Allein soviel ist auf jeden 
Fall klar: von einer Eindämmung der kapitalistischen Anarchie durch 
die Unternehmerkartelle könnte nur in dem Maße die Rede sein, als die 
Kartelle, Trusts usw. annähernd zu einer allgemeinen, herrschenden 
Produktionsform werden sollten. " Dem fügt sie allerdings in Mißachtung 
ihrer vorherigen Einschränkung hinzu: »Allein gerade dies ist durch 
die Natur der Kartelle selbst ausgeschlossen. " (A. a. Ö. , S. 7)
Zum anderen aber schränkt sie mit ihrem zentralen Argument gegen 
Bernstein ihre eigene These der zunehmenden Krisenverschärfung durch 
die Anpassungsformen entscheidend ein, das darauf beruht, daß ein stö
rungsfreier Gang der kapitalistischen Produktion für deren Bestand viel 
größere Gefahren in sich berge, als die periodischen Krisen. Das Aus
bleiben der Krisen würde für Luxemburg eine "Versumpfung" der kapitalisti
schen Wirtschaft zur Folge haben, "eine Abstumpfung der kapitalistischen 
Widersprüche und Verkleisterung der kapitalistischen Wunden" (S. 25), dem 
eine »Versumpfung" der revolutionären Arbeiterbewegung in Opportunismus 
und Handwerkelei entsprechen würde. Hier wird deutlich, daß die Irrelevanz 
der Anpassungsformen aus der revolutionstheoretischen Ableitung der Not
wendigkeit der Krise begründet wird.
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selts. Ohne analytische Zwischenschnitte erscheinen diese Aussagen da
her zu abstrakt.
Die Distanz zum »Letztlich11 würde allerdings durch die Annahme verkürzt, 
nach der die historische Entwicklung und die Herausbildung neuer Organi
sations- und Regulierungsformen im Rahmen der kapitalistischen Grund
verhältnisse einen Prozeß der zunehmenden Selbstverwirklichung des Ka
pitalismus zum Ausdruck brächten, d. h. der Überwindung von Schranken 
und der Aufhebung von Besonderheiten mit der Wirkung, daß die inneren 
Gesetze, wie sie im Wesentlichen von Marx dargestellt wurden, immer di
rekter und rascher zu Geltung kämen.

Diese Annahme wird in der neueren marxistischen Diskussion vor allem 
auch gegen die Vertreter der Theorie des SMK hervorgehoben. So stellt 
Elmar Altvater den historischen Prozeß als einen Prozeß der Auflösung 
von Schranken der Konkurrenz (d. h. vornehmlich Monopolbildungen aller 
Art) und als Entwicklung hin zur freien Konkurrenz im Sinne der »reinen» 
Wirksamkeit der inneren Gesetzmäßigkeiten aes Kapitals dar; -  gerade im 
Gegensatz zu dem Konzept der zunehmenden »Entfremdung" der Reproduk
tionsformen weg von der freien Konkurrenz:

»Die Geschichte des Kapitalismus ließe sich nachgerade als Geschichte 
der Herstellung von fre ier Beweglichkeit der Kapitale und der Arbeitskraft 
oder, was dasselbe Ist, der Abschaffung der die Mobilität beschränkenden 
Hindernisse beschreiben." (1)

Auch von Christel Neusüß wird der historische Prozeß als Prozeß der 
Verwirklichung der im "B egriff» des Kapitals von Marx dargestellten re i
nen Durchsetzungsformen der Konkurrenz aufgefaßt:

"Inhalt der Abweichung der wirklichen Verhältnisse von ihrem Begriff 
sind demnach die Schranken, welche sich der vollen Ausbildung der Kon
kurrenz entgegenstellen. Diese Schranken bilden die Grundlage des Unter
schieds zwischen der Darstellung des Kapitals in seinem idealen Durch
schnitt und der wirklichen historischen Bewegung. Die Untersuchung der 
historischen Formen, welche das Kapital in seiner wirklichen Bewegung 
annimmt, ist also gleichzeitig die Untersuchung der Friktionen, welche das 
Kapital In seinem Hinstreben zur Realisierung seiner Tendenz als histori
scher Wirklichkeit durch die Friktionen der freien Konkurrenz erfährt.
Diese Friktionen bilden damit gleichzeitig die Schranken der Kapitalent
wicklung, die vom Kapital im Prozeß seiner Konstitution zum gesellschaft
lichen Gesamtkapital überwunden werden müssen. " (2)

(1 )  E. Altvater, »Wertgesetz und Monopolmacht", in: Das Argument, Son
derband 6: Zur Theorie des Monopols. Staat und Monopole (l), (1 975), S. 129ff. '

(2) C. Neusüß, a. a. O. , S. 101 f; vgl. auch 187! Vgl. dort auch eine aus
führlichere Auseinandersetzung mit dem Leninschen Monopolbegriff und 
den daraus resultierenden Vorstellungen für eine Entwicklung des Kapi
talismus.
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Das Nebeneinanderstehen dieser konträren Entwicklungshypothesen - 
dem Konzept der zunehmenden Überwindung des Kapitalismus durch die 
Herausbildung von systematischen Schranken für die "reine" Funktions
weise und dem Konzept der zunehmenden Verwirklichung dieser "reinen" 
Funktionsweise - führt nun zu dem fast stereotypen Herunter- oder Herauf
spielen, zur systematischen Unter- bzw. Überschätzung der Anpassungs
formen. Für die eine Seite stellt das Monopol eine Wesensänderung des 
Kapitalismus dar, für die andere ein kurzfristiges, peripheres Phänomen; 
für die einen bringt ein temporäres Ansteigen der gesellschaftlichen Durch
schnittsprofitrate gleich eine neue Systemqualität zum Ausdruck, für die 
andere ist dies prinzipiell ausgeschlossen usw. usf.

Aus der Sicht der Konzeption des reinen Kapitalismus hat R. Luxemburg 
gegen Bernstein dieses radikale Entweder-Oder im Hinblick auf die theo
retische Einschätzung der Anpassungsformen prototypisch formuliert:

"Entweder folgt die sozialistische Umgestaltung nach wie vor aus den in
neren Widersprüchen der kapitalistischen Ordnung, dann entwickeln sich 
mit dieser Ordnung auch ihre Widersprüche, und ein Zusammenbruch in 
dieser oder jener Form ist in irgendeinem Zeitpunkt das unvermeidliche 
Ergebnis, dann sind aber auch die 'Anpassungsmittel1 unwirksam, und die 
Zusammenbruchstheorie richtig. Oder die 'Anpassungsmittel1 sind wirklich 
imstande, einen Zusammenbruch des kapitalistischen Systems vorzubeugen, 
also den Kapitalismus existenzfähig zu machen, also seine Widersprüche 
aufzuheben, dann hört aber der Sozialismus auf, eine historische Notwen
digkeit zu sein, . . . " ( 1 )

Ich werde mich nicht auf das Fundament einer dieser Alternativen stel
len. Das Interesse der Untersuchung richtet sich gerade auf die "Relati
vierungen", die von beiden absoluten Positionen gemacht werden müssen. 
Wenn die Anpassungsmittel diese oder jene Form und den Zeitpunkt beein
flussen, in denen Entwicklungen sich durchsetzen, dann sind sie eben nicht 
als bloße "Relativierungen" zu betrachten, sondern als ein zentrales Pro
blem (von Analysen) der gesellschaftlichen Entwicklung.

(1) R. Luxemburg, a. a. O. , S. 5.



-  32  -

11.2 Zur Theorie des Monopols als Übergangsform zum Sozialismus

Folgt man den Richtungen der Kapitalismuskritik in der Leninschen T ra
dition, dann ist die Abfolge der ökonomischen Regulierungsformen bereits 
implizit in dem Konzept des ''Vergesellschaftungsprozesses11 enthalten. So 
schreibt A. Bönisch in seiner Studie "Wirtschaftsprogrammierung im Kapi
talismus" (auf der Basis der Theorie des staatsmonopolistischen Kapita
lismus):

"Monopole und Staat wollen der historischen Konsequenz des Gesetzes 
der Übereinstimmung des gesellschaftlichen Charakters der Produktivkräf
te mit den Produktionsverhältnissen entgehen, indem sie die kapitalistische . 
Form der Aneignung der Produktion mit Methoden erhalten, die ihrem We
sen bereits dem gesellschaftlichen Eigentum an den Produktionsmitteln ent
sprechen. " (1)

Dem liegt eine Vorstellung von "Vergesellschaftung" zugrunde, die in ei
ner Art Entwicklungs'Mogik" der Produktivkräfte besteht, die sachlich
technisch begründet ist und der die Produktionsverhältnisse sich letztlich 
anzupassen hätten. (2)

Kennzeichnend für die kapitalistischen Anpassungsversuche sei aber die 
"letztlich" gegebene Unfähigkeit, den Anforderungen der Technik gerecht 
zu werden. Die Diskrepanz zwischen der möglichen technischen Rationali
tät der Produktion und deren unzulänglicher Verwirklichung unter Bedin
gungen des Privateigentums wird als prinzipiell nicht überbrückbar betrach- 1 2 * * * * * * * * *

(1) Untertitel: Eine kritische Studie, Berlin/DDR 1 969, S. 191.
(2) Die Literatur über die Vergesellschaftungseffekte technisch-materiel

ler Entwicklungen ist unübersehbar, zumal seit der Herausbildung der
Theorie der wissenschaftlich-technischen Revolution; vgl. als eine der
ergiebigsten Materialquellen: G. Schulz, Technische Revolution und
Strukturwandel in der Industrie. Entwicklungstendenzen der Industrie
zweigstruktur in hochindustrialisierten Ländern, Berlin/DDR .1 966; vgl.
zu weitgehenden Schlußfolgerungen für die Politik in den Übergangsge
sellschaften der gegenwärtigen sozialistischen Länder: Rlchta-Report,
Politische Ökonomie des 20. Jahrhunderts. Die Auswirkungen der wis
senschaftlich-technischen Revolution auf die Produktionsverhältnisse, 
hrg. v. R. Richta und Kollektiv, Frankfurt/M. 1971; von westlichen Au
toren vgl. R. A. Brady, Organization, Automation, and Society. The 
Scientific Revolution in Industry, Berkeley and Los Angeles 1961.
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tet, zugleich wird jedoch eine evolutorische Höherentwicklung der Anpas
sungsformen angenommen, welche die Diskrepanz transitorisch immer 
wieder zu vermitteln vermag.

Worin bestehen nun die Veränderungen in den materiell-organisatori
schen Bedingungen der Reproduktion, die diese Diskrepanz immer wieder 
aufreißen und erweitern und die privatkapitalistische Organisationsform 
der Reproduktion tendenziell sprengen sollen? In den Theorien zur Pro
duktivkraftentwicklung als Vergesellschaftungsprozeß der Arbeit im Kapi
talismus (1) werden insbesondere die drei folgenden allgemeinen Charak
teristika hervorgehoben:
1. Wachsende Spezialisierung der Produktion, d. h. die Vertiefung der ge

sellschaftlichen Arbeitsteilung dadurch, daß Arbeitsgänge, die vormals 
auf kleiner Stufenleiter versprengt in mehreren Produktionszweigen 
verrichtet wurden, nunmehr in einem eigenen, neuen Produktionszweig 
zusammengefaßt werden. (2) Dieser Produktionszweig ist dann aufgrund 
seiner hohen Spezialisiertheit einerseits abhängig von vielen anderen 
Zweigen, wie er andererseits aufgrund seines Monopols an dem spezifi
schen Arbeitsgang deren Abhängigkeit von sich begründet. Die Folge: 
die Interdependenz und damit Störanfälligkeit der gesellschaftlichen A r
beiten erhöht sich.

2. Wachsende Spezialisierung wird begleitet von dem wachsenden Größen
maßstab der technisch-notwendig unter einheitlicher Leitung zusammen
gefaßten Produktionsprozesse. Technisch bedingte Proportionen zwi
schen den Betriebsanlagen, Leistungsminima der angewandten Maschine
rie sowie die technisch bedingte Zusammensetzung zwischen Kapital und 
Arbeit verbinden sich hier mit den ökonomischen Größenvorteilen der

(1 ) Einen maßgeblichen Einfluß auf die Herausbildung dieses Vergesell
schaftungsbegriffes hatte Lenin. In seinen Untersuchungen werden vor 
allem die ersten beiden folgenden Momente herausgearbeitet.

(2 )W .I. Lenin, Zur sogenannten Frage der Märkte (1893), in: Ders. ,
Werke, Bd. I, Berlin/DDR 1961, S. 65 ff, S . 92: "Damit die Produk
tivität der menschlichen Arbeit, die beispielsweise zur Herstellung ir 
gendeines Teilchens des ganzen Produkts verwendet wird, steigt, muß 
die Produktion dieses Teilchens spezialisiert zu einer abgesonderten 
Produktion werden, die es mit einem Massenprodukt zu tun hat und daher 
die Anwendung von Maschinen usw. ermöglicht und bedingt. Das ist die 
eine Seite. Anderseits aber besteht der technische Fortschritt in der 
kapitalistischen Gesellschaft in der Vergesellschaftung der Arbeit, und 
diese Vergesellschaftung erfordert notwendigerweise eine Spezialisie
rung der verschiedenen Funktionen des Produktionsprozesses, ihre V er
wandlung aus zerspl itterten, vereinzelten, sich in jedem entsprechenden 
Produktionsbetrieb gesondert wiederholenden Funktionen in vergesell
schaftete Funktionen, die in einem einzigen, neuen Betrieb konzentriert 
und auf die Befriedigung der Bedürfnisse der ganzen Gesellschaft be
rechnet sind. "
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Kostendegression, des Einkaufs und der Finanzierung. Der wachsenden 
Vertiefung der Arbeitsteilung und der Vermehrung der Produktionszwei
ge steht also die Reduktion der organisierenden Einheiten, der Unter
nehmungen gegenüber. Die Folge ist eine weitere Verschärfung der 
wechselseitigen Abhängigkeit. (1)

3. Wachsende Integration der Teilprozesse in der Produktion; der Produk
tionsablauf in den einzelnen Fertigungsabschnitten erscheint als Moment 
eines Gesamtprozesses, dessen Bewegungen im Sinne eines kontinuier-

(1) Vgl. W. I. Lenin, Was sind »Volksfreunde», und wie kämpfen sie gegen 
die Sozialdemokraten? (Antwort auf die gegen die Marxisten gerichte
ten Artikel des »Russkoje Bogatstwo"), in: Ders. Werke, Bd. 1, a. a. O. ,
S. 119 ff, S. 170: »Der Charakter des Regimes ändert sich von Grund 
auf. Wurde zur Zeit des Bestehens kleiner, zersplitterter Betriebe in 
einem von ihnen die Arbeit eingestellt, so zog das nur eine geringe An
zahl Mitglieder der Gesellschaft in Mitleidenschaft, führte aber nicht 
zu allgemeiner Verwirrung, lenkte daher nicht die allgemeine Aufmerk
samkeit auf sich und veranlaßte kein gesellschaftliches Eingreifen.
Stockt dagegen die Arbeit in einem Großbetrieb, der einem schon sehr 
stark spezialisierten Industriezweig angehört und daher so gut wie für 
die gesamte Gesellschaft arbeitet und selbst wieder von der gesamten 
Gesellschaft abhängig ist (ich nehme der Einfachheit halber einen Fall 
an, wo die Vergesellschaftung bereits ihren Kulminationspunkt erreicht 
hat), so muß auch in allen übrigen Betrieben der Gesellschaft die A r
beit stocken, da sie die nötigen Produkte nur von diesem Betrieb erhal
ten können und alle ihre Waren nur dann zu realisieren vermögen, wenn 
Waren dieses Betriebs vorhanden sind. A lle Betriebe verschmelzen so 
zu einem einzigen gesellschaftlichen Produktionsprozeß, aber jeder die
ser Betriebe wird von einem einzelnen Kapitalisten geleitet, ist dessen 
Willkür ausgesetzt, und der Kapitalist erhält die gesellschaftlichen 
Produkte als Privateigentum, Ist es da nicht klar, daß die Produktions
form in einen unversöhnlichen Widerspruch zu der Aneignungsform ge
rät? Liegt es nicht auf der Hand, daß diese sich unweigerlich jener an
passen und ebenfalls gesellschaftlich, d. h. sozialistisch werden muß?»
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liehen Produktionsflusses (1) aufeinander genauestens abgestimmt sein 
müssen. Die Kontinuität des Produktionsflusses gegen Störungen in 
zeitlicher, sachlicher und sozialer Hinsicht zu sichern, wird zu einer 
wesentl ichen Produktionsvoraussetzung.

Als generelle Wirkung des so gekennzeichneten Vergesellschaftungspro
zesses wird ein Anwachsen der "Störanfälligkeit" der gesellschaftlichen 
Reproduktionsformen und damit wachsende gesamtwirtschaftliche Anarchie 
festgestel lt.
Während es im Falle des Profitratengesetzes die Einzelkapitale selbst 
waren, die den Prozeß getragen haben, der ihnen im Resultat als "autono
mes" Gesetz gegenübertrat, so scheint es hier die Technik und als deren 
sozialer Träger die Wissenschaft zu sein. (2)

Dies wird in dem Konzept der "wissenschaftlich-technischen Revolu
tion" deutlich, in dem die Entwicklung der Produktivkräfte als autonomer, 
verselbständigter Prozeß, eben als "Revolution" beschrieben wird, aus 
dem sich auch die objektiven Zwänge für eine spezifische Anpassung der 
Produktionsverhältnisse ergeben. Angesichts dieses Prozesses und seiner 
Wirkungen im Hinblick auf eine Verstärkung des anarchischen Charakters

(1) An dem Fließprinzip als wesentlichem Moment des Vergesellschaftungs
prozesses setzt insbesondere Sohn-Rethel mit weitreichenden Folge
rungen im Hinblick auf einen Qualitätswandel der Regulierungsformen 
im Kapitalismus an. Als Charakteristikum dieses Prinzips bezeichnet 
er den Umstand, "daß die Ökonomie des Betriebes sich nunmehr nach 
den Maßstäben der Gesamtarbeit, nicht mehr der Einzelarbeiten regu
liert. Jede Unebenheit, jeder Mangel an Synchronisierung, die einzelne 
Arbeitsvorgänge, sei es individuell oder als zusammengehörige Gruppe, 
verursachen, indem sie zu langsam oder zu schnell arbeiten, wirken 
sich als Verminderung der Ökonomie des Gesamtbetriebes aus. Kapita
listisch gesprochen arbeitet das in dem Betrieb investierte Kapital un
ter seinem Optimum, also mit Teil Verschwendung, wenn das Zeitmaß der 
Gesamtarbeit nicht durchweg als das Zeitmaß jeder Einzelarbeit effek
tiv wird. Die Gesamtarbeit ist zum Maß der Ökonomie geworden. "
(A. Sohn-Rethel, Die ökonomische Doppelnatur des Spätkapitalismus, 
Darmstadt und Neuwied 1972, S. 46).

(2) Wissenschaft und Technik entwickeln sich selbstverständlich nicht un
abhängig von den Bedingungen und Anforderungen der Kapitalreproduk
tion; sie werden aber auch nicht unmittelbar von ihr gesteuert. Für die 
einzelnen Kapitale gilt vollends die wissenschaftlich-technische Ent
wicklung als ein weitgehend "äußerer", unkontrollierbarer Prozeß, der 
sich über das Handeln der Konkurrenten in eigene Handlungszwänge um
setzt. Ich deute im folgenden mit dem "Monopol" nur die indirekte -  über 
die Bindung der Konkurrenten vermittelte -  "Lösungsform" des Problems 
an, die angesichts der Weltmarktzusammenhänge allerdings nur begrenz
te Lösung sein kann.
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der Reproduktion ist das traditionelle Problemlösungsmuster in den Theo
rien der Anpassung, die sich auf den Vergesellschaftungsprozeß als P ro
blemursache beziehen, die Zentralisierung von Entscheidungs- und L e i
tungsfunktionen.

Als die wichtigste privatkapitalistische Anpassungsform, um der objek
tiven Notwendigkeit erhöhter Zentralisierung der Regulierungsform und 
verstärkter Integration der gesellschaftlichen Arbeitsvollzüge gerecht zu 
werden, gilt in der Leninschen Theorietradition das "Monopol".
Das Monopol wird in dieser Tradition als Anpassungsform im Hinblick auf 
zwei Problemdimensionen verwandt: zum einen an die Anforderungen des 
eben beschriebenen Vergesellschaftungsprozesses (ZentralIsierung von 
Entscheidungsstrukturen), zum andern an sich verschlechternde Kapital
verwertungsbedingungen (Verhinderung des Profitratenausgleichs).

Durch den doppelten Problembezug erhält das Monopol für das Verhält
nis der Kapitale eine ambivalente Stellung: als Anpassungsform an die ma
teriell-technischen Anforderungen der Produktion vermag es eine "sach- 
liehe" Legitimation zu reklamieren, als "willkürliche" Schranke des P ro
fitratenausgleichs ist es ein Politikum. In der neueren Rezeptionsgeschichte 
ist zumeist ausschließlich diese politische Seite der Monopole hervorgehoben 
worden. "Dem Prinzip des Monopols", so P. Heß, "in der Ökonomie -  nämlich 
Herrschaft und Gewalt gegen diefreie Bewegung des Kapitals zum Ausdruck 
der Profitrate -  entspricht dem Prinzip des Monopols in der Politik (Herr
schaft und Gewalt-Reaktion). Wenn in der Basis der Gesellschaft Zwang 
ausgeübt werden muß, damit der Verwertungsprozeß vonstatten gehen kann, 
dann kann in der Politik nicht die alte, im Wesentlichen nur auf dieEinhal- 
tung der 'kapitalistischen Spielregeln1 auf dem Markt (einschließlich des 
Marktes für die Ware Arbeitskraft) gerichtete Demokratie herrschen. " (1)

Nach dieser Aussage eines Repräsentanten der Theorie des staatsmono
polistischen Kapitalismus wird überhaupt erst Zwang in der kapitalisti
schen Gesellschaft ausgeübt, sobald die Freiheit des Kapitals in der Wahr
nehmung aller Verwertungschancen (mit der nicht intendierten Folge des 
Ausgleichs der Verwertungsraten) eingeschränkt wird; das Prinzip der in
direkten Koordination über die Konkurrenz erscheint demgegenüber -  ganz 
neoliberal -  als Freiheit. Doch bleiben wir bei der immanenten Darstel
lung: danach führt die Einführung des Zwangsprinzips in die Ökonomie zu

(1) "Aktuelle Lehren aus der Entstehungsgeschichte der Leninschen Im
perialismustheorie", in: Jahrbuch für Wirtschaftsgeschichte, Berlin/
DDR 1974, Teil IV, S. 13 ff, S. 15. Hess bezieht sich hier auf die 
Aussage Lenins: "Der politische Überbau über die neue Ökonomik, über 
dem monopolistischen Kapitalismus ( . . . )  ist die Wendung von der Demo
kratie zur politischen Reaktion. Der freien Konkurrenz entspricht die 
Demokratie. Dem Monopol entspricht die politische Reaktion." (W. I.
Lenin, Über eine Karrikatur auf dem Marxismus und über den "Imperia
listischen Ökonomismus", in: Werke, Bd. 23, Berlin 1957, S. 34.)
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zunehmendem sozialen Widerstand, zur Politisierung ihrer Regulierungs
formen; die politische Ökonomie des Monopolprinzips ist also instabil, ist 
eine Übergangsökonomie.

Die Sequenz VergeselIschaftung-Monopolisierung-Politisierung der Öko
nomie basiert bei Lenin auf der Annahme einer raschen Zuspitzung der 
durch das Monopol hervorgerufenen Widersprüche. (1) Für die Reflexion 
von Formen und Möglichkeiten der Vermittlung dieser Widersprüche und 
der Entpolitisierung der neuen Reproduktionsform fehlt daher der (analy
tische) Zeitraum. Die Polarisierung, die mit der Sequenz vorgenommen 
wird: im Hinblick auf die Vergesellschaftung der Arbeit eine im Prinzip 
zunehmende zentrale Steuerbarkeit (Regierbarkeit) der Ökonomie auf der 
einen und im Hinblick auf die Politisierung die Möglichkeit einer Übernah
me der staatlichen Regierungsmacht auf der anderen Seite ist denn auch 
stark von der auf den Besitz der Staatsmacht fixierten Übergangsperspek
tive Lenins bestimmt. Aus dieser Übergangsperspektive erscheint das 
Monopol daher auch als reines Willkürprinzip, gegen das sich die betrof
fenen Kapitale zur Wehr setzen, obgleich die Begründung des Monopols aus 
dem Vergesellschaftungsprozeß ihm doch die Legitimation sachlicher Not
wendigkeit verleihen müßte. Der Überprofit könnte einfach Resultat der 
Überlegenheit "großer Kapitale" sein, den materiell-technischen Anforde
rungen des Vergesellschaftungsprozesses "objektiv" besser gerecht zu 
werden.
Der Vorstellung einer quasi linearen Problemverschärfung auf der Dimen
sion der sozialen Folgekonflikte des Monopols steht im Hinblick auf die Di
mension der Vergesellschaftung der Arbeit die Vorstellung zunehmender 
Problemlösung durch die Zentralisierung der Entscheidungsstrukturen ge
genüber. Das Gewicht, das die Zentralisierung der Entscheidungsstruktu
ren als Problemlösungskonzept in der Theoriebildung der Leninschen 
Tradition besitzt, erklärt sich aus der spezifischen Problemdiagnose, die 
Markt"anarchie" als die wesentliche Störquelle auszumachen. Mit der Aus
weitung der Eigentumsschranken und damit des Planungshorizonts der ein
zelnen Kapitale wird danach die Varianz im Verhältnis der Kapitale zuein
ander vermindert und damit eine Quelle der Marktstörungen gestopft; es 
bleibt eine tendenziell nach materiell-technischen Erfordernissen organi- 1

(1) Vgl. auch C. Neusüß, Imperialismus . . . ,  a. a. O. , S. 22. "Die Katego
rie des Monopols bei Lenin, in welcher diese beiden Momente zusammen
gefaßt werden -  Vergesellschaftung der Produktion als Grundlage der 
historischen Möglichkeit des Sozialismus und Fäulnis und Gewalttätig
keit als Grundlage der historischen Notwendigkeit der Revolution und 
der Klassenerkenntnis des Proletariats -  machen sichtbar, daß diese 
Kategorie bei Lenin ein unmittelbarer Kampfbegriff im Zusammenhang 
einer vorrevolutionären Situation ist, in dem sich die zur Revolution 
treibenden Momente der historischen Entwicklung des Kapitals zusam
mendrängen. "
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sierte, "sachliche" Ökonomie der Produktion, von der sich Macht und W ill
kür der Monopole als Systemspezifika des Noch-Kapitalismus immer kras
ser abheben.
In diesem Sinne ist das Monopol eine Übergangsform, eine Form der nega
tiven Aufhebung des Kapitalverhältnisses.

Eine der großen Schwachstellen der Monopolanalysen der Lenin'schen 
Tradition ist, daß die Kennzeichnung als Monopol auf eine Vielzahl einzel
kapitalistischer Reproduktionsformen angewendet wird; als Monopol gilt in 
der Regel jedes große Einzelkapital. Die zumeist schematische Übertra
gung der Lenin'schen Analyse übersieht, daß deren empirische Basis zum 
größten Teil durch die Kartellbewegung formiert worden war, also durch 
eine bestimmte Regulierungsform der Kapitalverwertung.
Zumindest im Hinblick auf die Kartelle aber lassen sich inzwischen auf
grund der größeren historischen Distanz konkretere Aussagen in ihrer 
evolutorischen Bedeutung als Anpassungs- und gegebenenfalls Übergangs
form treffen. Dies soll in den nachfolgenden Kapiteln geschehen. Insbeson
dere wird dort zu untersuchen sein, inwieweit sich die Linearitätsannah
men des zugrundeliegenden Vergesellschaftungskonzepts in den Wirkungs
dimensionen der Zentralisierung von Entscheidungsstrukturen und der Po
litisierung der Verteilungsstrukturen in der weiteren Geschichte der Kar
tei Ibewegung bestätigt haben.
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11.3 Zur Theorie der Äquifunktionalität politischer und ökonomischer 
Anpassungsformen

Eine der wenigen kapitalismuskritischen Positionen bzw. Theorieansätze, 
die bemüht sind, analytische Distanz gegenüber der staatszentrierten Ent
wicklungsvorstellung zu halten, ohne das Konzept des "reinen" Kapitalis
mus zu vertreten, ist diejenige von V. Ronge und G. Schmieg in "Restrik
tionen politischer Planung". (1) Ich resümiere knapp die für die weiteren 
Überlegungen wichtigen Ausführungen über die alternativen Problemlö
sungsmechanismen der Ökonomie.

Ronge und Schmieg gehen aus von einer Kritik an dem funktionalen Har- 
monismus, den sie verschiedenen polit-ökonomischen Krisentheorien Vor
halten und der nach einem Argumentationsmuster verläuft, demzufolge 
"1. der Produktionsprozeß Probleme generiert, die ökonomisch nicht ge

löst werden können, die deshalb
2. auf den Staat als politische 'Aufgabe1 überwälzt und
3. vom Staat mittels Form- und FunktionsVeränderung (Planung) umgehend 

und vollständig gelöst werden. » (2)
Stattdessen vermuten sie einen "Saldo" zwischen dem funktionalen E r

fordernis des "Gesamtsystems" und den realen Leistungen des politischen 
Systems. Die Frage ist dann, ob es systematische "Restriktionen" politi
schen Handelns gibt, die diesen Saldo krisenbedeutsam werden lassen. 
Angesichts der festgestellten Restriktionen auf den Gebieten der handlungs- 
anleitenden Theorie und der finanziellen Ressourcen kommen Ronge/ 
Schmieg aber notwendig zu dem Punkt, an dem sie von der offensichtlich 
eingeschränkten staatlichen Funktionsleistung bei gleichzeitigem Ausblei
ben der Krise auf das "objektive Erfordernis" zurückschließen müssen.

"Wie relevant ist die Differenz zwischen Intention und Realisierung, d. h. 
war das perzipierte Problem, das Planung zu lösen beabsichtigte, so ob
jektiv dringend, und war der planende Staat die einzig mögliche, 'letzte' 
Lösungsinstanz, so daß aus der Differenz eine Krise folgen muß bzw. hät
te folgen müssen?" (3)

Diese Frage führt sie zu der Folgerung:

(1 ) Frankfurt/M. 1973.
(2) A. a. O. , S. 15.
(3) A. a. O. , S. 266.
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"Wenn,trotz wirksamer Restriktionen keine Krise elntrltt, dann müssen 
problemlösende, äquifunktionale Mechanismen wirksam sein, dann kann 
staatliche Planung nicht die letztmögliche Problemlösung bedeuten, 11 (1)

Hieran knüpfen sie die These:
"Es gibt 'Vergesellschaftungsmechanismen1 außer dem Staat und von 

gleicher Wichtigkeit wie der Staat: Die Resultate einzelkapitalistischen 
Verhaltens konstituieren 'hinter deren Rücken' das Gesamtkapital; die 
Konkurrenz ist die Form dieser 'Vergesellschaftung'. Dieser 'Vergesell
schaftungsmechanismus' entwickelt sich ebenso, wie sich der Staat als 
'Vergesel Ischaftungslnstltutlon' entwickelt. Auch dafür können Tendenzen 
angegeben werden: Die wichtigsten sind Zentralisierung und Monopolisie
rung, und zwar auf nationaler und internationaler Ebene.
Wenn nun zunehmende Vergesellschaftung eine oder sogar die Problemlö- 
sungs- oder Krisenlösungs'methode' bedeutet, (eine These, die allerdings 
nirgends begründet wird und auch gegen die Theorie des SMK, die ja letzt
lich eine Verschärfung der Krisenhaftigkeit Im Zuge der staatsbezogenen 
Vergesellschaftung behauptet, nicht verteidigt wird -  UJ), so gibt es also 
grundsätzliche Mechanismen außer dem Staat: äquifunktionale Mechanismen. 
Der Staat ist, solange es noch den Wirkungsmechanismus der Konkurrenz 
gibt, nicht die letzte und einzige Instanz. Das schließt nicht aus, daß Im 
konkreten Fall nur noch der Staat krisenlösend oder -vermeldend wirken 
kann. " (2)

Aus der Existenz dieser alternativen "Vergesellschaftungsinstitutionen" 
folgern Ronge/Schmieg zum einen, daß die Handlungskompetenz bzw. die 
von ihnen festgestellte Inkompetenz des Staates (im Hinblick auf politische 
Planung als der vermeintlich letztmöglichen Stabilisierungsmethode des 
kapitalistischen Systems) den Zustand der relativen Stabilität bzw. der 
Nicht-Krise des Systems nicht erklären kann. Darüber hinaus vermuten 
sie aufgrund der Existenz dieser alternativen Vergesellschaftungsinstitu
tionen, daß diese keineswegs einander reibungslos ergänzen. (3) Mit ihrem 
Hinweis auf "äquifunktionale Krlsenvermeidungs- und -lösungsmechanis
men" wollen Ronge/Schmieg die "weitverbreitete Überschätzung der Rolle 
des Staates im heutigen Kapitalismus, wie sie formelhaft als 'Politisierung 
der Ökonomie' beschrieben wird" relativieren. (4) Weder die Notwendigkeit 
(Staat ist nicht einzig möglicher Problemloser) noch die Möglichkeit (Staat 
gerät in Konflikt mit alternativen Problemlösungsmechanismen) läßt sich 
demzufolge ohne Betrachtung dieser alternativen Vergesellschaftungsfor
men bestimmen: "Es gibt keinen Grund anzunehmen, daß die rein ökonoml- 1 2 3 4

(1) Ronge/Schmieg, a. a. O. , S. 298.
(2) A. a. O. , S. 278.
(3) Vgl. etwa S. 314; dieser Aspekt wird theoretisch aber nicht weiter 

ausgetragen.
(4) A. a. O. , S. 317.
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sehen Funktionsmöglichkeiten des kapitalistischen Systems erschöpft 
sind . . .  " (1)

Mit dem Konzept der funktionalen Äquivalente haben Ronge/Schmieg ver
sucht, die staatszentrierte Theorie Claus Offes zu kritisieren. Dessen 
Theorie beruht auf einer methodischen Trennung von System- und Hand
lungsebene, die auch Ronge/Schmieg in der kapitalismuskritischen Theo
rie für notwendig halten. (2) Diese Trennung wird auf Basis einer struk- 
turalistischen Interpretation der Widersprüchlichkeit kapitalistischer 
Verhältnisse vorgenommen: Produktivkräfte und Produktionsverhältnisse 
erscheinen als zwei Strukturen mit eigenen inneren Entwicklungsgesetz
lichkeiten. (3) Die Struktur der Produktivkräfte wird als Gefüge sachlich
ökonomisch-technischer Beziehungen und Gesetzmäßigkeiten beschrieben, 
der sich die Struktur der Produktionsverhältnisse als Ebene der Handlun
gen, der bewußten Problemlösungen, der Anpassungs- und Widerstands
strategien gegenübersieht. Im Hinblick auf diese Strukturunterscheidung 
versucht Offe

»den Grundwiderspruch kapitalistischer^ Gesellschaften an dem Mißver
hältnis festzumachen, das zwischen der unbewußten (intentionsfreien, 
bloß faktischen) Ausdehnung von Interdependenzbeziehungen im Vergesell
schaftungsprozeß einerseits und dem Ausbleiben bewußter Organisation 
und Planung dieses Prozesses, die von der Intrasigenz privatisierter In
vestitionsstrategien und Aneignungsverhältnisse (d. h. Produktionsver
hältnisse) strukturell blockiert werden, andererseits besteht . . . »  (4)

Dieser Strukturbruch zwischen zunehmender Interdependenz und damit 
Störanfälligkeit der kapitalistischen Reproduktion im Zuge der Vergesell
schaftung und der bewußten Planung und Organisation als Anpassungsfor
men an diesen Prozeß führt nach Offe notwendig zu einem Strukturbruch 
zwischen Politik und Ökonomie, zwischen Staat und Kapital, im Spätkapi
talismus.

In seinem programmatischen Aufsatz: »Spätkapitalismus-Versuch einer 
Begriffsbestimmung" (5) hat Offe diesen Strukturbruch als zentrales P ro 
blem und wesentliches Merkmal der spätkapitalistischen Industriegeseli- 
schaften eingeführt. Spätkapitalistisch sei ein Kapitalismus, »in dem das 1 2 3 4 5

(1) Ronge/Schmieg, a. a. O.
(2) Vgl. Restrik tionen ..., a. a. O. , S. 1 4 f f . Vgl. kritisch zu den Impl i- 

kationen: M. Deutschmann,"Das Elend systemtheoretischer Krisenana
lyse. Eine Kritik von Ronge/Schmiegs 'Restriktionen politischer P la
nung'», in: Probleme des Klassenkampfs, H. 24 (1976), S. 59 ff.

(3) Vgl. hierzu: M. Godeller, System, Struktur und Widerspruch im 'Ka
pital', Berlin 1 970.

(4) C. Offe, Spätkapitalismus - Versuch einer Begriffsbestimmung, in: 
Ders. , Strukturprobleme des kapitalistischen Staates. Aufsätze zur 
pol ¡tischen Soziologie, Frankfurt/M. 1973, S. 11.

(5) A. a. O. , S. 7 ff.
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Paradigma sämtlicher selbstadaptiver Mechanismen gesetzt und immanent 
nur noch seine kombinatorische Ausformulierung zu erwarten ist", wenn 
Ihre Auflistung also, wie es an anderer Stelle heißt, "kategorial erschöpft" 
ist. (1)

Offe sieht drei "selbstadaptive Mechanismen": die Organisierung des 
Marktes, die Institutionalisierung des technischen Fortschritts und die 
staatliche Regulierung des kapitalistischen Gesamtsystems. Eine künstli
che Abgeschlossenheit gewinnt diese Aufzählung dadurch, daß sie auf Ebe
nen von Systemproblemen bezogen ist: die Marktorganisierung auf die 
Überlebensfähigkeit des Einzelkapitals, der technische Fortschritt auf 
die Überlebensfähigkeit des Gesamtkapitals und die staatliche Regulierung 
auf die Überlebensfähigkeit der politischen, ökonomischen und sozialen 
Gesamtstruktur des Kapitalismus. Der logischen Reihenfolge der Ebenen 
entspricht in etwa, so Offe, die historische Aufeinanderfolge der Mecha
nismen, der Staat ist daher der höchste und letzte Auffangmechanismus. (2)

Die höhere Qualität des Staates als Problemlösungsform schafft aber nun 
das Problem des tendenziellen Strukturbruchs. (3) Ein Staat, der nur ln-

(1 ) C. Offe, a. a. O ., S. 24. Die Formulierungen, die Offe verwendet, 
sind verräterisch; sie decken ungewollt den tautologischen Charakter 
seiner Begriffspräzisierung auf: offensichtlich werden die Entwick
lungsformen und damit -möglichkeiten von seinen Kategorien begrenzt; 
wo das Paradigma aufhört, dort ist der Kapitalismus am Ende.

(2) Es ist hier nicht der Ort, das Offe'sche Schema des Spätkapitalismus 
im Einzelnen zu kritisieren. Aber, von seinem tautologischen Charak
ter abgesehen, fällt die vollkommene Willkürlichkeit der Konstruktion 
auf: die Zuordnung der Institutionalisierung des technischen Fortschritts 
auf die Ebene des Gesamtkapitals und nicht des Einzelkapitals usw. Am 
auffälligsten ist schließlich, daß die ganzen "Mechanismen" der Mehr
wertproduktion und der Konstellation des Kräfteverhältnisses von Kapi
tal und Arbeit fehlen bzw. dem Staat zugeordnet werden.

(3) Ich beziehe mich hier ausschließlich auf die Überlegungen Offes in sei
nem Aufsatz: Tauschverhältnis und politische Steuerung. Zur Aktualität 
des Legitimationsproblems, in: Strukturprobleme des kapitalistischen 
Staates, Aufsätze zur politischen Soziologie, Frankfurt/M. 1973, S .27ff. 
In seiner neueren Veröffentlichung: Berufsbildungsreform. Eine Fa ll
studie über Reformpolitik, Frankfurt/M. 1975, hat er nach meinem Ein
druck die früheren Überlegungen voll zurückgenommen und bestimmt den 
Staat hier nur noch als zweckabstrakte Tätigkeit, die den Anstößen ge
sellschaftlicher Desorganisationspotentiale folgend, nur noch reaktiv tä
tig wird und deren Ausrichtung nach Offe daher -  behavioralistisch - 
nach dem Prinzip der Streßminimierung erfolgt. Offe hat hierfür die For
mel des "Interesse des Staats an sich selbst" geprägt (a. a. O. , S. 13).
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stnument der Kapitalistenklasse wäre, um deren Willen vermittels seiner 
"Hoheitsgewalt11 durchzusetzen, müßte denselben Beschränkungen unter
liegen wie das Kapital und könnte daher keine höhere Problemlösungskapa
zität im Sinne "der 'wohlverstandenen1 (aber von keiner Kapitaleinheit 
verstandenen und praktizierten) Perspektive des Gesamtkapitals" (1) ent
falten. Ein Staat aber, der diese höhere Problemkapazität und die dafür 
erforderl iche relative gesellschaftliche Handlungsautonomie besitzt, wirft 
das Problem der Nicht-Komplementarität auf zwischen dem Inhalt der po
litischen Entscheidungen, die im Hinblick auf Loyalitätssicherung seiner 
politischen Basis getroffen werden, und den Erfordernissen, die sich im 
Hinblick auf die Sicherung von Kapitalverwertungsbedingungen stellen.
Zur Begründung der höheren Problemlösungskapazität des Staates zieht 
Offe den Umstand heran, daß der Staat eben keine kapital verwertende und 
tauschwertproduzierende Instanz sei. Aus diesem Grund könne er die in 
der Gebrauchswertstruktur der Reproduktion (Proportionalitätsanforde
rungen, Verhinderung von Beschädigung und Zerstörung langfristig unent
behrlicher Produktionsressourcen usw. ) liegenden Handlungserfordernis
se erkennen und erfüllen. Da der Staat auf diese Weise gebrauchswert
orientierte, konkrete Arbeit organisiere, bestehe die Tendenz zum Ein
bruch "antikapitalistischer Bedürfnisse" und Rationalitätskriterien in sein 
Handlungsprogramm. Die Anfälligkeit der staatlichen Arbeit für diese Be
dürfnisse, da konkrete Arbeit, mache den Staat im Spätkapitalismus zu 
einer "systemfremden Form".

Soweit Offes Begründung der Politisierungsthese. S ie beruht, wie wir 
gesehen haben, auf der Ausgangsannahme eines unbewußten, "intentions
freien, bloß faktischen" Prozesses der Vergesellschaftung als dem Bereich 
der Ökonomie. Die Ökonomie erscheint als eine objektiv regulierte, anar
chische Struktur, der die Politik als problemlösende, Widersprüche aus
tragende und verarbeitende Handlungsebene gegenübergestellt wird. (2)

Ronge= und Schmiegs Einwand gegen Offe bezieht sich, wie w ir gesehen 
haben, lediglich auf die These der "kategorialen Erschöpfung" von Anpas
sungsformen bzw. Auffangmechanismen; auch im Bereich der Ökonomie 
könnten sich weiterhin Anpassungsformen neu bilden, um neuen Handlungs- 1 2

(1 ) C. Offe, a. a. O. , S. 25.
(2) Ich habe an anderer Stelle dieses Interdependenzmodell von Politik und 

Ökonomie mit dem Staat als bewußter Problemlösungsinstanz auf der ei
nen und der Ökonomie als objektiv-sachlich reguliertem Verhältnis auf 
der anderen Seite als "herrschende Lehre" in einer breiten Anzahl 
von Theorievarianten -  ausgehend von der Neoklassik und der Neuen 
Politischen Ökonomie über die Theorien des politischen und ökonomi
schen Keynesianismus bis hin zur Kritischen Theorie und der Theorie 
des Staatsmonopol istischen Kapital ismus -  nachgewiesen. (Vgl. U. 
Jürgens, Theorien zum Verhältnis von Politik und Ökonomie, a. a. O. ,
S. 324 ff. ) Aus diesem Grunde habe ich mich auch hier auf exemplari
sche Hinweise beschränkt.
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erfordernissen gerecht zu werden. Beiden Ansätzen gemeinsam ist jedoch 
die Vorstellung von Ökonomie als anarchischem Prozeß und ein vollkom
men inhaltslos bleibender Begriff von Vergesellschaftung als historischer 
Dimension dieses Prozesses. Daraus ergibt sich, daß in bezug auf die 
Probleniinhalte keine echte Veränderung angegeben werden kann, allenfalls 
eine abstrakte Zunahme von Störungen aufgrund zunehmender "Interdepen
denz". Die Aufeinanderfolge von "Auffangmechanismen" erscheint beliebig 
(Ronges und Schmiegs funktionale Äquivalenz) oder kategorial vorbestimmt 
(Offes Begriff vom Staat als "systemfremder Form").

Volker Ronge hat in einer neueren Untersuchung (1) versucht, seinen 
Ansatz zu präzisieren. Dabei geht er von einer Fassung der Politisierungs
hypothese (2) aus, in der ökonomische und politische Prozesse prinzipiell 
als alternative "Problemlösungen" gefaßt und daher vergleichbar gemacht 
werden:

"die evolutionäre Politisierung, im Sinne der Verstaatlichung von P ro
blemlösungen, erscheint als eine direkte Abhängige vom 'autonomen' P ro
blemlösungspotential -  man könnte sagen: vom Ausmaß der möglichen 'Ent- 
anarchisierung' -  der W irtschaft." (3)

Die Folgerung aus dieser These war bereits in Ronge/Schmieg enthal
ten:

"Man kann bereits die Unternehmenskonzentration oder 'Monopolisie
rung' als 'Auffangmechanismus' für Vergesellschaftungsprobleme und damit 
als -  relatives -  'funktionales Äquivalent' zur Politisierung ansehen. Bei 
dieser bleibt freilich die anarchische Konkurrenzstruktur auf einer nur 
höheren Ebene (mit weniger Beteiligten) erhalten, so daß eine fortschrei
tende Vergesellschaftung schließlich doch zur 'rationalen' Politisierung 
führen und müßte. " (4)

Wir haben danach also zum einen, gewissermaßen als Drahtzieher der 
Entwicklung, den "Vergesellschaftungsprozeß", eine Kategorie, die -  wie 
gewöhnlich -  nicht weiter konkretisiert wird; wir haben zum zweiten die 
"anarchische Struktur" der Wirtschaft als fortwährendem Problemerzeu
ger, der aber von der Vergesellschaftung gesteuert wird; wir haben zum 
dritten die 'Monopolisierung' als - allerdings nur "relative" und damit un- 1 2 3 4

(1) V. Ronge, "Politische Problemlösung ohne Staat: Der Einlagensiche
rungsfonds der Banken", Starnberg Ms. 1976.

(2) Die Politisierungshypothese, die er als "herrschende Lehre" innerhalb 
der Sozial Wissenschaften bezeichnet, charakterisiert Ronge durch die 
"Vorstellung . . . , daß der Staat regelungsbedürftige Probleme als Auf
gaben übernehmen kann und qua spezifischer Vergesellschaftungsent
wicklung zunehmend übernehmen muß und übernimmt, die die Wirtschaft 
erzeugt, aber aufgrund ihrer Regelungsstruktur nicht zu lösen in der 
Lage ist. " (A. a. O. , S. 6).

(3) A. a. O. , S. 6.
(4) A. a. O. , S. 6.
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zureichende -  Aufhebung der ökonomischen Anarchie und zum vierten 
schließlich die "Politisierung11 als höhere Form der Aufhebung. Da die 
Ronge/Schmieg-These im Hinblick auf das Monopol demnach nur ein unzu
reichendes Argument gegen die Pol itisierungsthese hergibt, formuliert 
Ronge nun eine weitergehende:

"Ich möchte behaupten, daß die Wirtschaft (jedenfalls partiell) bei Wah
rung oder trotz der Konkurrenzstruktur zu gemeinschaftlichen, solidari
schen, nicht-anarchischen (Selbst-) Regelungsformen finden kann, welche 
dann ein echtes funktionales Äquivalent zur Politisierung darstellen. Dar
aus würde ( . . . )  die evolutionstheoretische Konsequenz folgen, daß Verge
sellschaftung auch heute nicht zwangsläufig 'Politisierung' im Sinne der 
Problemlösungsverstaatlichung bedeutet." (1)

Am Fall der Institutionalisierung eines privaten, dem Bundesverband 
deutscher Banken angelagerten Einlagesicherungsfonds versucht Ronge 
den entsprechenden Nachweis der funktionalen Äquivalenz privatökono
misch-solidarischer und staatlich-politischer Problemlösung. Dabei 
scheint die "echte" Äquivalenz im Gegensatz zu der "relativen" im Falle 
von Monopolisierung darin zu bestehen, daß hier eine branchensolidari
sche Institution entstanden sei, da das Prinzip der Solidarität demjenigen 
der Konkurrenz als Durchsetzungsprinzip von Interessen widerspricht; 
Solidarität setzt auf die allgemeinen Interessen, als deren Funktionsträ
ger an sich der Staat gilt. So erscheint die private Anpassungsform als 
Institutionalisierung einer "an sich" politischen Lösung ohne deren Politi
sierung im Ronge'schen Sinne.
Wir haben gesehen: der Versuch, der Politisierungsthese, d. h. der 
staatszentrierten Entwicklungsvorstellung der Anpassungsformen, auszu
weichen, basiert vor allem auf dem Konzept der funktionalen Äquivalente. 
Äquif unkt Ionen können aber immer nur im Hinblick auf fest vorgegebene 
Bezugspunkte festgestellt werden. (2) Im Hinblick auf das Problem der 
Entscheidungsanarchie und der daraus resultierenden "Störanfälligkeit" 
vermag jede Form der Entscheidungszentralisierung (so auch Monopol und 
Staat) als funktional äquivalent erscheinbar.
Ein solcher Bezugspunkt ist jedoch für die historische Analyse zu abstrakt; 
wir finden hier das Argument des "Letztlich" wieder in der Form der letz
ten, aber auf mittlere Sicht irrelevanten Bezugspunkte für funktionale 
Äquivalente.

Auch die Präzisierung durch Ronge, die sich auf die Form bezieht, in 1 2

(1) V. Ronge, a. a. O.
(2) M. Deutschmann hat in seiner Kritik nachgewiesen, daß ein solcher 

Bezugspunkt bei Ronge/Schmieg nicht vorgegeben wird und das Argu
ment der funktionalen Äquivalente usw. daher durch einen Trick erkauft 
sei. Vgl. M. Deutschmann, "Das Elend systemtheoretischer Krisenana
lyse. Eine Kritik von Ronge/Schmiegs 'Restriktionen politischer Pla
nung'", a. a. O. , S. 59 ff.
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der die Funktion vollzogen wird (hier die Form der Durchsetzung des all
gemeinen Interesses von Einzelnen), vermag die Kritik an der notwendig 
zu hohen Abstraktheit der Bezugspunkte (da Funktionen ja immer nur im 
Hinblick auf einen sehr reduzierten Gesichtspunkt als gleichwertig darge
stellt werden können), nicht zu entkräften.
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III. Abschnitt: Entstehung und Funktionsweise den Kartelle in Deutschland

III. 0 Gegenstand und Zielsetzungen

Der Eindruck, den uns die Auseinandersetzung mit den wichtigsten Be
zugstheorien vermittelt hat, Ist disparat: auf der einen Seite das geschlos
sene Modell eines quasilinearen Entwicklungsverlaufs von VergeselIschaf- 
tung-Monopolisierung-Politisierung, aus dem sich Möglichkeit und Notwen
digkeit des Übergangs zum Sozialismus an sich zwingend ergibt, auf der 
anderen Seite ein bloßes Nebeneinander politischer und ökonomischer Pro
blemlösungsformen ohne eine immanente Ablaufslogik; auf der einen Seite 
die Generalthese, daß der Kapitalismus sich in seiner historischen Ent
wicklung immer weiter von den Strukturen entfernt, die von Marx in dem 
Begriff des Kapitals dargestellt worden sind, auf der anderen Seite die 
These, daß sich die Strukturen gerade weiter hin zu diesem Begriff ent
wickeln würden usw.

Bei näherer Betrachtung zeigt sich, daß die Weichenstellung in die eine 
oder die andere Richtung schon in der Wahl der Begriffsebene liegt: wird 
das Kapital eher auf der Ebene der Handlungskategorien gefaßt, ihm Wille 
und Bewußtsein zugesprochen, so werden seine Handlungs- und Selbstver
änderungsmöglichkeiten auch eher hochgeschätzt. Wird das Kapital dage
gen allein als Strukturkategorie gefaßt, dann wird Veränderungen »an der 
Oberfläche» des kapitalistischen Reproduktionsprozesses, von Kapital- 
und Marktform keinerlei wesensrelevante Bedeutung zugesprochen, solche 
Veränderungen werden als »Modifikationen» der Kernstruktur eher ver
nachlässigt. Wenn aber das Spannungsverhältnis zwischen Struktur- und 
Handlungsebene weder zur objektiven noch zur subjektiven Seite hin aufge
löst wird, welche »Bewegungsform» besitzt es dann, wie vermittelt es sich 
in der Realität? Welche Möglichkeiten bestehen für die Handlungsträger 
der Konkurrenz, die Objektivität ihrer Handlungsbedingungen selbst auf
zuheben und sie zu beherrschen?

Im Mittelpunkt der folgenden Untersuchung steht das Kartell als kapital
autonome Anpassungsform. In der Auseinandersetzung mit den Theoriean
sätzen in II wurde zuweilen schon Bezug genommen auf diese Anpassungs
form. Es war nicht das Ziel dieser Arbeit zu untersuchen, welchen Ein
fluß die Kartelle bzw. der Idealtypus des Kartells auf die Theoriebildung 
im Bereich der Kapitalismustheorien im umfassenden Sinne gehabt hat und
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vor allem (aber nicht nur!) über die leninistischen Monopoltheorien immer 
noch hat. Ich vermute, daß dieser Einfluß sehr groß ist.

Gerade Im Falle des Kartells läßt sich das Auseinanderfallen des theo
retischen Erklärungsmuster aufgrund von objektivistischen bzw. subjekti- 
vistischen Erklärungsmustern immer wieder aufzeigen. Dies soll im fo l
genden jedoch nicht geschehen. Vielmehr soll versucht werden, die Her
ausbildung und die Funktionsweise der Kartelle durch den Bezug auf den 
Prozeß der Konkurrenz und der in ihm aufgeworfenen historisch-spezifi
schen Handlungserfordernisse noch einmal darzustellen. Noch einmal, weil 
es zwar nicht an Theorien, Monographien und programmatischen Abhandlun
gen über Kartelle mangelt (und diese liegen der folgenden Untersuchung als 
Material zugrunde), weil aber die in diesen Darstellungen enthaltenenEin- 
zelmomente kaum je in die Bildung der Paradigmata für die Analyse von 
Pol itik-Ökonomie-Beziehungen aufgenommen werden.

Die Analyse auf der Ebene der Konkurrenz ansetzen, -  dies klingt zu
mindest in der marxistischen Theorietradition zunächst plausibel. Schließ
lich ist es "die Konkurrenz", die für Marktanarchie und Instabilität sorgt. 
Es ist die Konkurrenz, die die inneren Strukturgesetze dieser Gesell
schaft "geltend macht", "durchsetzt", "verwirklicht", "exekutiert" usw., (1) 
wie es in der Marx'schen Theorie der bürgerlichen Gesellschaft heißt. (2) 1 2

(1) In den Marx'schen Werken gibt es hierzu viele Formul ierungsvarianten.
Es wird hier darauf verzichtet, die Marx'sche Theorie der Konkurrenz 
aus seinen Werken zu rekonstruieren (vgl. auch die folgende Fußnote).
Die Aussagen über allgemeine Funktionsbestimmungen der Konkurrenz 
in den folgenden Ausführungen zum Kartell beruhen auf eigenen Inter
pretationen der Marx'schen Theorie, insbesondere des "Kapital". Vgl.
K. Marx, Das Kapital. Kritik der politischen Ökonomie, 3 Bde. , MEW 
Bde. 23 -  25, Berlin/DDR. Vgl. im übrigen zu den Formulierungsva
rianten die Zusammenstellung bei Kuruma, Hg., Marx-Lexikon zur Po
litischen Ökonomie, Bd. I: Konkurrenz, Glashütten/Berl in 1 973, S. 3 -  29.

(2) Es existiert keine systematische Darstellung zu den Formen und Funk
tionen der Konkurrenz, weder bei Marx, der die Konkurrenz bekanntlich 
als im Wesentlichen außerhalb seines Arbeitsplans liegend betrachtete, 
noch bei den nachfolgenden marxistischen Theoretikern. Vgl. am ehesten 
noch: K. Renner, Die Wirtschaft als Gesamtprozeß und die Sozialisie
rung. Populärwissenschaftlich dargestellt nach Karl Marx' System,
Berlin 1924. Zum Stellenwert der Konkurrenz im Marx'schen Werk vgl.
R. Rosdolsky, Zur Entstehungsgeschichte des Marx'schen "Kapital".
Der Rohentwurf des "Kapital", 1857 - 1858, 2 Bde., Frankfurt/M.,
Wien 1968. Für eine Darstellung der zentralen Kategorien der Konkur
renz bei Marx, allerdings ohne Reflexion der historisch-sozialen Durch
setzungsbedingungen vgl. V.-M . Bader et al. , Krise und Kapitalismus 
bei Marx, 2 Bde. , Frankfurt/M. , Wien 1975.
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Wie "verwirklicht11 sich dann aber die Konkurrenz selbst, die doch kein 
System positivierter Handlungsanweisungen bzw. -gesetze darstellt, in 
dem sich ein gesellschaftlicher Wille geltend macht? Indem ich dieser F ra 
ge nachgehe, strebe ich nicht an, eine systematische Analyse der Kon
kurrenz bzw. der Marx'schen Theorie der Konkurrenz vorzunehmen. Ein 
Ziel ist allerdings, die Notwendigkeit einer Theorie der Konkurrenz als 
historisch-sozialem Handlungsprozeß, noch einmal zu begründen und Aus
gangspunkte für entsprechende Untersuchungen zu zeigen. Es kommt hier 
darauf an zu zeigen, daß und wie sich Funktionen der Konkurrenz über so
ziale Handlungen durchsetzen, und daß erst die Analyse dieser Handlungen 
die ökonomische Theorie zu einer historischen Wissenschaft der politi
schen Ökonomie macht.

Dieser Ansatz ist explizit entgegengesetzt solchen theoretischen Vor
gehensweisen, die einen "Rückschluß" von den "Bewegungen der Ober
flächenstrukturen auf die Wertbewegung"vornehmen, wie sie von E. AI tvater, J. 
Hoffmann, W. Semmler neuerdings als Methode der Erklärung, insbeson
dere historischer Prozesse hervorgehoben worden.ist. (1) Dieses Rück
schi ußverf ähren sucht nach Indikatoren, die von den Preisverhältnissen 
auf Wertverhältnisse verweisen.

". . . die Methode der Indikation scheint der einzige Weg zu sein, um 
nicht die Marx'sche Theorie auf die Kernstruktur (Strukturgeschichte) 
einzuschränken und ihr demzufolge für die konkreten historischen Entwick
lungen in jeweils besonderen Perioden und Ländern (Ereignisgeschichte) 
Geltung abzusprechen. Wir können nicht Marxisten in der Theorie sein und 
in der Empirie auf der bloßen Marktpreisebene verbleiben. Um die Entfal
tung von gesellschaftlichen Widersprüchen aufzudecken, um Krisen der 
Ökonomie und Politik richtig analysieren zu können, um Entwicklungsten
denzen der Kapitalakkumulation, der Staatseingriffe, der Weltmarktver
hältnisse realistisch angeben zu können, kommen w ir um eine vermittelte 
Darstellung von Wertbewegung und in Marktpreisen erscheinender Bewe
gung nicht herum. " (2)

Wenn die Differenz zwischen der in Marktpreisen erscheinenden Bewe
gung und der Wertbewegung aber lediglich in den Größenunterschieden kor
respondierender Kategorien (Produktionspreise -  Marktpreise; Mehrwert - 
Profit - Zins usw. ; Wert der Arbeitskraft -  Lohn usw. ) gesehen wird, 
wenn also der Prozeß der Objektivierung dieser Größen, dessen Untersu
chung nach meiner Ansicht den Kern des Vermittlungsproblems darstellt, 
als abgeschlossen gilt bzw. einfach vorausgesetzt wird, reduziert sich das 
Problem der Vermittlung auf die Erklärung von Beziehungen zwischen 1 2

(1) Vgl. E. Altvater, et al. , "Zum Problem der Profitratenabrechnung - 
Eine Replik und ein Versuch, das Indikatorenverfahren zu präzisieren", 
in: Probleme des Klassenkampfs, H. 24 (1976), S. 191 ff.

(2) A. a. O. , S. 196.
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Größen derselben Qualität. Altvater et al. bringen dies zum Ausdruck, in
dem sie eine »Parallelitätsannahme" einführen, die darin besteht,

»daß letztendlich die Tendenzen der Wertbewegung die Marktpreisbewe
gungen bestimmen, daß über entsprechend ? lange Zeiträume also Wert
verhältnisse und die sich in Marktpreisen ausdrückenden Verhältnisse an 
der Oberfläche parallel verlaufen.» (1)

Die Vermittlung zwischen Wert- und Preisverhältnissen wird auf diese 
Weise als rein mathematisches Problem formuliert; sie läßt sich durch eine 
einfache (hier auch noch lineare) Funktion zwischen den beiden Klassen 
von Variablen darstellen.
Dieses Vorgehen ist insofern logisch richtig, wenn es Altvater et al. , wie 
es scheint, nur auf eine logische Dimension ankommt, nämlich die Zeit. (2) 
Das Problem der Durchsetzungs(Vermittlungs)form reduziert sich dann auf 
die Frage nach dem Zeitraum, in dem sich das an sich Notwendige auch 
wirklich durchsetzt. Nicht das Wie und Ob, sondern nur das Wann der 
Durchsetzung ist hier Problem. Da Verzögerungen, zeitliche Verschiebun
gen usw. lediglich als Besonderheit der Oberflächenbewegungen und d. h. 
der Preisbeziehungen betrachtet werden, bleibt für die inneren Gesetz
mäßigkeiten der Wertbewegungen nur die Vorstellung einer »linearen» Wei
tergeltung und des Anstiegs, oder besser des Anstaues der Notwendigkeit 
sich durchzusetzen.

Ein derartig begründetes Doppelmodell der Wirklichkeit ist meines E r
achtens ein forschungsstrategisches Hemmnis für die Analyse realer Ent
wicklungen. Die ökonomischen Gesetze sind hier nicht mehr über Handlun
gen vermittelt und in ihren spezifischen Geltungsbedingungen an ihnen zu 
analysieren. Die Folge Ist die Reduktion zentraler Gesetzmäßig
keiten, wie vor allem diejenige des tendenziellen Falls der Profitrate auf 
die Trendanalyse geeignet erscheinender Indikatoren, um an der zeitlichen 
Entwicklung die Notwendigkeit der inneren Gesetzmäßigkeiten zu demon
strieren.

So wichtig es analytisch ist, entgegen den jeweils »neuen» und in P ro 
speritätsphasen des Kapitalismus üppig aufschießenden Lösungsformen und 
den damit verbundenen Vorstellungen einer endlich erreichten Ultrastabi
lität des Kapitalismus weiter auf allgemeine Gesetzmäßigkeiten und alte 
Erfahrungen zu verweisen, so sehr wird die Behauptung der Nicht-Lösung 1 2

(1 )  E. Altvater et al. , »Zum Problem . . .  », a. a. O. , S. 194.
(2) Vgl. z. B. E. Altvaters Überlegungen zum Verhältnis »Wertgesetz und 

Monopolmacht" (a. a. O. , S. 189 f): »Das Monopol ( . . . )  widerspricht dem 
Wertgesetz schon deshalb nicht, weil es begrifflich auf der Ebene der 
Aktionen der vielen Einzelkapitale aufeinander zu orten ist; nämlich als 
ein Einzelkapital, das wie jedes andere Einzelkapital nach Maximalprofit 
anstrebt, dabei aber aufgrund besonderer Machtkonstellationen in der 
Lage ist, sich den durch die Zwangsgesetze der Konkurrenz aufgeherrsch
ten Ausgleichsbedingungen auf eine mehr oder weniger lange Zeitdauer zu 
entziehen. »
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(durch die Vorstellung des Problemstaus) zu einer schlechten Abstraktion, 
wenn nicht gezeigt werden kann, In welchen Formen etwa die Folgen der 
Nicht-Lösung bewältigt werden, Inwieweit die Lösungs- oder auch Nicht
Lösungsformen In dem Bereich versachlichter sozialer Beziehungen, d. h. 
der Ökonomie, sich reproduzieren können, wie sie überwunden und aufge
hoben werden.
Die folgende Untersuchung versucht, einige dieser Fragen aufzunehmen und 
zu beantworten. Untersuchungsgegenstand Ist dleEntstehungs- und Hochphase 
der Kartei le In Deutschland, Im wesentl Ichen die Phase von 1890 bis 1914. Es 
wird ausgegangen von deflnltorlschen Bestimmungen des Kartells und des
sen Bezug auf bestimmte abstrakte Funktionen von Konkurrenz (111. 1). Im 
Anschluß daran werden einige zeitgenössische Vorstellungen vom Kartell 
als Anpassungs- und Übergangsform wiedergegeben (III. 2). Die Darstel
lung dieser Vorstellungen beschränkt sich dabet auf das allgemeine Para
digma und Ist daher kurz gehalten; In den einzelnen Kapiteln wird jedoch 
Immer wieder auf diese Vorstellungen eingegangen. Für die Untersuchung 
haben diese subjektiven "Reflexe" der Anpassungsformen eine große Bedeu
tung, wie In den späteren Kapiteln deutlich werden wird.

In III. 3 werden die historisch-spezifischen Bezugsprobleme und die In
stitutionellen Fragen untersucht, aus denen sich die "Notwendigkeit" der 
Kartelle als Anpassungsform des Kapitals ergibt. In III. 4 wird der P ro
zeß der Ausbreitung der Kartelle über die Produktionszweige sowie der 
Wandel Ihrer Internen Strukturen und Bezugsprobleme dargestellt. Kapi
tel III. 5 geht dann auf die Erfolgsbilanz der Kartelle Im Hinblick auf P re ls - 
und Profitbeeinflussung ein, um in Anschluß die Voraussetzung zu analy
sieren, die diese Erfolge In Gestalt veränderter Durchsetzungsformen 
der Konkurrenz und veränderter sozialer Vermittlungsformen hatten. In
III. 6 werden die "Leistungen" der Kartelle beschrieben, die ihnen den 
Charakter -  zumindest den Anschein -  einer "höheren" Organisationsform 
des Kapitals und potentiellen Übergangsform verliehen. In III. 7 schließlich 
werden die wesentlichen Mängel und Defizite der Kartelle als Anpassungs
form dargestellt. Die Darstellung des Auflösungs- und Aufhebungsprozes
ses Ist Gegenstand des Schlußabschnitts.

In Ihrem Gesamtzusammenhang ist die Darstellungsform angeleitet durch 
einen Begriff von (Anpassungs-) Form, wie er etwa von Jürgen Ritsert me
thodisch näher bestimmt worden Ist (1): Es soll der Entstehungs- und V er
vollkommnungsprozeß der Anpassungsform Kartell als ein Immanenter Be
wegungsprozeß dargestellt werden, in dem schließlich die Schranken und 1

(1) J. Ritsert, Probleme politisch-ökonomischer Theoriebildung, Frank
furt/M. 1973, Insbes. S. 97 ff.
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Mängel der Form deutlich werden und damit die Momente, in denen sie über 
sich hinausweist, sich aufhebt.

Damit soll nun jedoch kein Totalitätsanspruch für die Erfassung aller 
Entwicklungsmomente erhoben werden. Es geht nicht um die vollständige 
Erfassung des historischen Phänomens »Kartell" -  es handelt sich daher 
auch nicht um eine historische Analyse -  sondern um das Isolieren evolu- 
torisch für relevant gehaltener Entwicklungsmomente, die für die Bildung 
eines Paradigmas für die Analyse der Politik-Ökonomie-Beziehungen Be
deutung haben könnten. Die Methode ist daher sekundäranalytisch, siefolgt 
bewußt den Aufmerksamkeitsstrukturen und Thematisierungen der zeitge
nössischen Literatur - allerdings, um dann Gewichtungen aus der P er
spektive der nachfolgenden Entwicklungen und der Relevanzgesichtspunkte 
des Bezugsrahmens vorzunehmen, in dem diese Untersuchung steht.
Die Breite der theoretischen Bezugspunkte und die Menge des Untersu
chungsmaterials machen schließlich oft eine exemplarische Betrachtungs
weise erforderlich, die den Eindruck einer willkürlichen Auswahl des Ma
terials zum Beleg der intendierten Nachweise aufkommen lassen könnte. 
Inwieweit diese Betrachtungsweise auch im Hinblick auf die angestrebten 
Untersuchungszwecke Verzerrungen mit sich bringt, kann mir nur die K ri
tik sagen.
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III. 1 Allgemeine begriffliche Kennzeichnung der Kartelle

In dem zu untersuchenden Zeitraum bildeten die Kartelle die vorherrschen
de Form von "Organisation11 des Industriellen Kapitals in Deutschland. Ich 
schließe mich damit der Feststellung von M. Saitzew . an, die uns zugleich 
die Charakteristika dieser Organisationsform benennt:

"Fasse Ich ( . . . )  diese Vorkriegsentwicklung zusammen und suche dabei 
ihren charakteristischen Zug festzuhalten, so glaube ich Ihn einmal zu er
kennen in der horizontalen Organisation, In den Kartellen vor allem und 
sodann In den horizontalen Großunternehmungen, Konzernen und Arbeits
gemeinschaften. Die horizontale Organisation ist für das Vorkriegsdeutsch
land vor allem typisch ( . . . ) .  Das ist der erste charakteristische Zug. Der 
zweite ist das Streben nach monopol istischer Marktbeherrschung, die in er
ster Linie, ja dominierend durch das Mittel des verelnbarungsgemäßen Zu
sammenschlusses der Unternehmer zu besonderen Verbänden erreicht wer
den sollte, also das Kartell. Noch einmal: horizontale Entwicklung, Stre
ben nach Monopol, Kartell -  das ist die Signatur, das Prädikat der deut
schen Industrie der Vorkriegszeit, wenn wir nur das Typische, immer wie
der zu Konstatierende, das Häufigste und Wichtigste der Organisation ins 
Auge fassen. " (1 )

Betrachten wir die von Saitzew benannten Charakteristika näher': das 
erste Charakteristikum ist die "horizontale Organisation", also -  in Marx1-  
schen Begriffen -  die Organisation der Konkurrenz "innerhalb einer Sphä
re".

Die Konkurrenz innerhalb einer "Sphäre" bezieht solche Prozesse auf
einander, die die Erstellung des gleichen Produkts als Ware zum Gegen
stand haben. Die Gemeinsamkeit in der Produktion einer Ware besteht zu
nächst allein darin, daß diese Ware trotz unterschied!¡eher Produktions
bedingungen bei den einzelnen Produzenten nur einen gesellschaftlichen 
Wertausdruck erhält: alle Waren der gleichen Gattung haben, funktioniert 
der Markt als gesellschaftlicher Koordinationsmechanismus, den gleichen 
Preis. Dieser gemeinsame Bezug schließt die Produzenten dieser Ware ob-

(1) M. Saitzew, Horizontal und Vertikal Im Wandel der Jahrzehnte. Be
griffliches, Tatsächliches, Problematisches, = Kieler Vorträge H. 19, 
Jena 1927, S. 25; Sperrungen im Original.
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jektiv zu einer Sphäre der wechselseitigen Beeinflussung, der Kontrolle 
und des Ausgleichs der technischen und organisatorischen Produktionsbe
dingungen zusammen.

Die Verwertung des einzelnen Kapitals wird daher nicht allein durch 
das »individuelle11 Verhältnis zwischen Arbeit und Kapital und der hier 
erzielten Spanne zwischen der für die Bezahlung der Arbeitskraft notwen
digen und der darüber hinaus geleisteten Arbeit bestimmt, sondern sie 
wird auch »von außen» reguliert. Die Verwertung des einzelnen Kapitals 
bestimmt sich im Hinblick auf die durchschnittlichen Produktionsbedingun
gen innerhalb der »Sphäre»; die wechselseitige Anpassung der Kapitale 
wird damit zur Voraussetzung ihrer längerfristigen Behauptung. Sie be
wirkt den Ausgleich der Produktionsbedingungen in dieser »Sphäre», wo
bei wir auf dieser Abstraktionsebene zunächst von den Friktionen und 
Segmentarisierungen absehen, die diesem Ausgleich entgegenstehen.

Diese Tendenz zum Ausgleich hat in der Kategorie des Marktwerts ihren 
Ausdruck, der gerade insoweit objektive Gültigkeit besitzt, als die V er
wertung des einzelnen Arbeitsprozesses durch die Verhältnisse in der ent
sprechenden Produktionssphäre auch wirklich reguliert wird.

Die Produzenten konkurrieren um einen größtmöglichen Anteil an der 
Wertsumme, die von der Sphäre insgesamt realisiert werden kann. Deren 
Größe variiert mit dem von der Gesellschaft aufgebrachten zahlungsfähigen 
Bedarf für die Produkte der Sphäre. Aber selbst, wenn dieser Bedarf 
konstant bliebe, reduziert sie sich durch die interne Konkurrenz. Denn je
de Verbesserung der Produktionsmethoden von Wert, die eine Verminderung 
des individuellen Warenwerts bei einzelnen Kapitalen erzeugt, ruft die ent
sprechende Anpassungsbewegung der Konkurrenten hervor. Die entspre
chende Senkung des Marktwerts, d. h. die Reduktion der geselIschaftlich 
für dieses bestimmte Produkt erforderliche Arbeit ist eine notwendige Fo l
ge der damit einhergehenden Ausweitung des Produktionsvolumens, die ge
genüber dem gegebenen Bedarf und Marktpreis als Überproduktion erscheint.

Ein letzter Grund für die objektive Notwendigkeit einer Marktwert-Sen
kung, die doch dem Interesse aller In der Sphäre angelegten Kapitale wi
derspricht, verweist bereits auf die Konkurrenz zwischen den Produktions
sphären, d. h. auf die zweite Grundform der Konkurrenz: Angesichts einer 
gesellschaftlichen Arbeitsteilung, in der die Produktion von Produktions
mitteln und daher die Entwicklung neuer und leistungsfähigerer Produktions
mittel eigenen Produktionssphären obliegt und durch deren innere Konkur
renz vorangetrieben wird, ist die Funktion der Senkdung der notwendigen 
Arbeitszeit nicht nur an die Konkurrenz in der ersten Sphäre gebunden; die 
Faktoren, die die Konkurrenz erzwingen bzw. verhindern, können daher 
weder von dem einzelnen Kapital noch von der einzelnen "Sphäre» beherrscht 
oder kontrolliert werden.

Wir sehen also, daß die »Konkurrenz innerhalb einer Sphäre" sowohl ei
nen gemeinsamen inneren Problembezug besitzt: die Differenzen in den Be
dingungen der Produktion und damit in der Realisierung unterschiedlicher
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individueller Profitraten, als auch einen gemeinsamen äußeren Problembe
zug: die Höhe der insgesamt von der Sphäre anzueignenden Wertsumme. Im 
Hinblick auf die beiden Grundfunktionen der Konkurrenz, der Ausgleichung 
der Reproduktionsbedingungen von Kapital und der Senkung der gesell
schaftlich notwendigen Arbeitszeit, ist die Sphäre jedoch eingebunden in 
die "Konkurrenz zwischen den Sphären".

Die Handlungsträger der Konkurrenz auf dieser abstrakten Analyseebe
ne sind in jedem Falle Einzelkapitale, die in ihrem selbstbezogenen Stre
ben nach Verwertung sich auf objektive Weise wechselseitig ihre Bedin
gungen diktieren. In der Organisationsform des Kartells wird nun versucht,
-  und damit sind wir wieder beim Ausgangspunkt - den objektiven Zusammen
hang der "Konkurrenz innerhalb der Sphäre" durch horizontalen Zusammen
schluß der Kapitale bewußt zu regulieren.

Mittel dieser Regulierung, und damit sind w ir bei dem zweiten der von 
Saitzew benannten Charakteristika der Zusammenschlußbewegung des Ka
pitals in der Untersuchungsperiode, ist die Bildung von Marktmonopolen.
Die Besonderheit der Kartelle liegt darüber hinaus in der besonderen Form 
des Zusammenschlusses,der vertraglichen Vereinbarung.

Für das Kartell gibt Saitzew daher die folgende Definition, die uns je
denfalls als Abgrenzung zu anderen Betriebsverbindungen auch genügen 
soll; (1) Kennzeichen des Kartells ist danach:

". . . der auf einer vertraglichen Vereinbarung zwischen selbständigen 
und im übrigen selbständig bleibenden Unternehmen beruhende Zusammen
schluß aller Unternehmer des betreffenden Produktionszweiges und der 
gleichen Produktionsstufe (aller oder jedenfalls des zur monopolistischen 
Marktbeherrschung genügenden Teils aller Produzenten) zu einem beson
deren Verbände, der das Verhältnis der betreffenden Produzenten zum 
Markt vereinheitlicht und ihr Auftreten nach außen hin regelt, koordiniert. 
Die Vereinbarung kann dabei gerichtet sein auf die Regelung der L ie fe - 
rungs- und Zahlungsbedingungen, oder auf die Verkaufspreise, oder auf 
die Produktionsgröße, oder auf die Absatzgebiete, oder auf mehrere, oder 
schließlich auf alle diese Momente zugleich. " (2)

Von dem Konzern bzw. vom Trust (3) unterscheidet sich das Kartell vor

(1 )  Vgl. M. Saitzew, a. a. O. , S. 8 ff. Saitzews Unterscheidungen gehen
von drei Dimensionen aus: 1. Gebilde (horizontal oder vertikal), 2. In
strument (Vertrag, Fusion, Holding), 3. Ziel (monopolistische Markt
beherrschung, kein mon. Marktbeherrschung). Vgl. für eine weiter aus
gearbeitete Unterscheidungssystematik: E. Grochla, Betriebsverbin
dungen, Berlin 1969. •

(2) M. Saitzew, a. a. O. , S. 8; meine Hervorhebung.
(3) Konzern und Trust als "kapitalistische Zusammenschlußformen" unter

scheiden sich nach Saitzew wiederum im Hinblick auf die Zielsetzung; 
insofern ein monopolistischer Zweck angestrebt wird, handelt es sich 
um einen Trust, insoweit-dies nicht der Fall ist, um einen Konzern.
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allem durch die Methode (das Instrument) des Zusammenschlusses; der Zu
sammenschluß der Einzelkapitale zum Kartell, erfolgt über Verträge, wel
che die Identität dieser Kapitale zumindest formell bestehen lassen; bei 
Konzern und Trust verschmelzen die Kapitale zugunsten einer neuen Ein
heit.

Diese Besonderheit des Kartells als, wie oben festgestellt wurde, In 
der Untersuchungsperiode dominierender Organisationsform des Kapitals 
könnte heuristisch günstig sein. Denn obgleich die Vorstellung eines V er
tragsschlusses fre ier und gleicher Rechtspersonen Im Falle von Kartell
verträgen sicherlich noch mehr als In anderen Bereichen vertraglich ge
regelter gesellschaftlicher Beziehungen eine Fiktion darstellt, so drückt 
sich In den Konditionen der Kartellierung und in den Aktionen der Kartelle 
doch eher ein gemeinschaftlicher Wille der beteiligten Kapitale aus, als 
dies bei den "kapitalistischen Zusammenschlußformen11 (Saitzew) des Kon
zerns und Trusts der Fall Ist. Im Gegensatz zu den zuletzt genannten F o r
men, In denen die Varianz unterschiedlicher Ausgangsinteressen weitge
hend durch die eigentumsrechtliche Verfügungsgewalt der neuen Kapital
einheit aufgehoben wird, spielen sich die Entwicklungsprozesse In und um 
das Kartell geräuschvoller ab. Dies hat folgende Ursachen:
1. die Immerhin formel I welterbestehende Selbständigkeit der Kapitale, wo

durch die gemeinschaftliche Anpassungsform In stärkerem Maße sich 
wandelnden Interessenlagen ausgesetzt ist;

2. die Drlttwlrkung des Vertrags, die ja häufig eines der Z iele des Kartell
vertrages ausmacht, und durch die es mit den betroffenen "Dritten" (Zu
lieferer, Abnehmer, Karteilaußenselter) zu Konflikten kommt;

3. die Einbeziehung des Staates als rechtsgarantierender Gewalt, wodurch 
kartelIInterne Konfliktinhalte zum Gegenstand des öffentlichen Interes
ses werden.

Diese "Geräuschquellen" sind heute teilweise beseitigt; zum einen, well 
die Kartelle zumindest Innerhalb der kapitalistischen Industrienationen an 
Bedeutung als Organisationsformen der Kapitale (endgültig?) zugunsten 
der Konzerne verloren haben; zum andern, well sie In ihren Ausprägungen 
und Handlungsformen durch Verrechtlichung beschränkt worden sind.

Aber hier Interessiert ja nicht das Kartell an sich und der Kartell ver
trag als Rechtsform, sondern das Kartell als eine Anpassungsform, die 
gerade nicht schon Instrument etwa auch des Staates Ist, sondern nochals sy
stemfremde bzw. Übergangsform erscheint.
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III. 2 Zeitgenössische Vorstellungen vom Kartell als Anpassungs- bzw. 
Übergangsform

In der Kartei I iteratur aus. der Entstehungsphase der Kartelle (1) besteht 
Einmütigkeit darüber, daß die "Überproduktion" von Waren und als deren 
Ursache "Überkapltalisation" (2) -  marxistisch: Überakkumulation von Ka

i l )  Vgl. für einen bibliographischen Überblick: l_. Mayer, Die wichtigsten 
deutschsprachigen Buchveröffentlichungen zum Kartellproblem, In:
Ders. , Kartelle, Kartellorganisation und Kartellpolitik, Wiesbaden 
1959, S. 335 ff.
Vgl. als kommentierte Darstellungen der Karteiliteratur: H. Merten,
Die Perioden der Kartellforschung In Deutschland, Kiel Dlss. 1933; 
sowie A. Wolfers, Das Kartellproblem Im Lichte der deutschen Kartell
literatur, In: E. Lederer, Hg., Das Kartellproblem, Beiträge zur 
Theorie und Praxis, = Schriften des Vereins für Soclalpolltlk, Bd. 180, 
2. Teil, München und Leipzig 1931.
Vgl. als repräsentative Untersuchungen dieser Zelt Insbes. : F . Klein
wächter, Die Kartelle, Ein Beitrag zur Frage der Organisation der 
Volkswirtschaft, Innsbruck 1883; R. Llefmann, Die Unternehmerverbän
de (Konventionen und Kartelle). Ihr Wesen und Ihre Bedeutung, F re i
burg 1897; I_Pohle, Die Kartelle der gewerblichen Unternehmer. Eine
Studie über die großindustrlel len Organisationsformen der Gegenwart, 
Leipzig 1898; J. Matern, Die Industriekartelle als Entwicklungsstufe 
der berufsgenossenschaftlichen Organisation der nationalen Güterpro
duktion, München und Berlin 1897; B. Schoenlank, "Die Kartelle. Bei
trag zu einer Morphologie der Unternehmerverbände", Tübingen 1890,
= Archiv für soziale Gesetzgebung und Statistik, 3. Bd. , 3. u. 4. H. , 
Tübingen 1890, S. 489 ff.

(2) Die Transferprobleme zwischen den Kategorien verschiedener Theorie
systeme habe Ich Im Folgenden so gelöst, daß I. d. R. mit den Kate- 
gorlen des herrschenden Selbstverständnisses argumentiert wird. A ller
dings Ist zu unterscheiden zwischen den Fällen, In denen mit dem Aus
tausch der BegrlfflIchkelt kein Bedeutungswandel verbunden Ist (Akku
mulation -  Kapltallsation, Produktionssphäre -  Produktionszweig usw. ) 
und den Fällen, in denen durch den Übergang von der Wert- auf die 
Preisebene sich ganz neue Implikationen ergeben. Hier müßte der Be
griffswechsel genauer begründet werden.
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pital -  zur Krise bzw. Depression führte, und sich daraus ein unausweich
licher Zwang zur Herausbildung neuer Regulierungsformen der gesell
schaftlichen Reproduktion ergab.

Je näher die Analysen historisch diesem Entstehungsprozeß standen, 
desto stärker wurde dies hervorgehoben. Friedrich Kleinwächter, der er
ste, der für die besondere Form des Zusammenschlusses von Unternehmen, 
welche in den 80er Jahren in Deutschland (1) immer größere Verbreitung 
fand, den Begriff und die ersten Bestimmungen entwickelte, definierte die 
Kartelle als "Übereinkommen der Produzenten und zwar der Unternehmer 
der nämlichen Branche, deren Zweck dahin geht, die schrankenlose Kon
kurrenz der Unternehmer untereinander einigermaßen zu beseitigen und die 
Produktion mehr oder weniger derart zu regeln, daß dieselbe wenigstens 
annähernd dem Bedarf angepaßt werde; speziell beabsichtigen die Kartelle 
eine etwaige Überproduktion zu verhindern. 11 (2)

Kleinwächter war es, der als erster die Kartelle als "Kinder der Not" 
bezeichnete und damit eine Rechtfertigungsformel fand, die für die ideolo
gische Verankerung und für die Legitimation der Kartelle eine wesentliche 
Bedeutung gewann. Die heute nicht selten emphatisch so addressierte 
"fre ie  Konkurrenz" erschien den Zeitgenossen nämlich als "ruinös", 
"anarchisch" und "halsabschneiderisch".
Die Kennzeichnung der Überproduktion und Überakkumulation als Ursache 
des Organisationszwanges war allgemein. Die sozialistischen Analysen

(1) Die Kartelle sind zwar keine spezifisch deutsche Erscheinungsform; 
insbesondere in den USA hat zur gleichen Zeit wie in Deutschland eine 
KarteiIbewegung eingesetzt; (vgl. für die Verbreitung der Kartellbewe
gung um 1890 den Band 60 der Schriften des Vereines für Socialpolitik: 
Über wirtschaftliche Kartelle in Deutschland und im Auslande, Leipzig 
1894). Die staatliche Absicherung des KarteiIvertrages, seine weitrei
chende Verbreitung und die Bedeutung, die dem Kartell ordnungs
und gesellschaftspolitisch in Deutschland beigemessen wurde, läßt das 
Kartell dennoch als spezifisch deutschen Beitrag in der Herausbildung 
von Anpassungsformen des Kapitals erscheinen. Vgl. zur unterschied
lichen Bedeutung der Kartelle gegenüber den USA: F. Neumeyer, Mo
nopole und Kartelle in USA, Berlin 1953; sowie: J. Kaskell, R. Schle
singer, Monopole, Trusts, Karteile in Amerika und Deutschland. Über 
die Beeinflussung der wirtschaftlichen Struktur durch staatliche Maß
nahmen in den Vereinigten Staaten und in Deutschland, Hannoverisch
Minden 1951. In Großbritannien haben die Kartelle (unter ganz anderen 
gesellschaftlichen Bedingungen, nämlich unter starkem gewerkschaftli
chem Einfluß) erst in der Zeit zwischen den beiden Weltkriegen an Be
deutung gewonnen; vgl. dazu A. S. Baster, The Little Less, London
1 947.

(2) F. Kleinwächter, a. a. O. , S. 126 f; meine Hervorhebung.
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unterschieden sich in dieser Aussage kaum von den bürgerlichen. So ist 
die folgende Aussage Schönlanks, der als Stimme der Sozialisten in der 
frühen Kartelldiskussion gilt, durchaus auch für die nichtsozialistische 
KarteiIiteratur repräsentativ:

»Das Glücksspiel der Warenerzeugung und die grenzenlose Preisschleu
derei der letzten Jahrzehnte waren sinnfällige Beweise für den Bankerott 
der freien Konkurrenz. Der Kampf gegen die Überproduktion und das Sin
ken der Preise erschien als die nächste und vorzüglichste Aufgabe: hier 
regulierend einzugreifen, stellte sich dar als ein dringendes Gebot einer 
in bitteren Erfahrungen herangereiften Einsicht. Aus dem Boden der bür
gerlichen Wirtschaftsweise erwuchs eine Neubildung, welche vom Stand
punkt des Unternehmertums aus der Produktionsanarchie den Krieg erklär
te. » (1)

Die Krise von 1873 und die nachfolgende Phase der P re is - und Lohn
senkungen sowie der massenhaften Kapitalentwertung begründeten die all
gemeine Überzeugung, daß die »fre ie  Konkurrenz» als Regul ierungsform der 
gesellschaftlichen Reproduktion am Ende sei. Ebenso wie die Krise als 
Fundamentalkrise des kapitalistischen Systems aufgefaßt wurde, galten die 
Kartelle als Träger eines grundlegend neuen Reproduktionsprinzips. In 
der Phase der Ausbreitung der Kartellidee und der ersten Kartellbildun
gen wurde angesichts des erfahrenen Problemdrucks die Diskussion daher 
von der Fundamentalkritik am Kapitalismus beherrscht und die Kartelle 
unter dem Gesichtspunkt der Notwendigkeit eines Systemwandels interpre
tiert. Galt als Systemcharakteristikum des Kapitalismus der freien Kon
kurrenz (dem noch unentwickelten, »unsystematischen" Widerstand der 
Lohnarbeiter gegen die Produktionsverhältnisse entsprechend) die Anar
chie in der Regulierung der gesellschaftlichen Reproduktion, so mußte je 
der Versuch der Organisation der Reproduktionsbedingungen als system
überwindend erscheinen. Die Kritik der kapitalistischen Anarchie gab »die 
Wertungsgrundlage und Stimmung, aus der heraus die Kartellehre entwik- 
kelt wird" (2) ab; sie bestimmte die ersten Stellungnahmen zur Kartellie-

(1) B. Schoenlank, a. a. O. , S. 493 f; meine Hervorhebung. Es ist bemer
kenswert, daß es eine spezifisch sozialistische Auseinandersetzung 
über die Kartelle nicht gegeben hat. Nach Schoenlank in den 90er Jah
ren wurde die sozialdemokratische Position nach 1900 vor allem durch 
R. Calwer vertreten (vgl. Calwer, Kartelle und Trusts, Berlin 
1906). Seit dem Erscheinen des "Finanzkapital» von Hilferding (1910) 
galten dessen Ausführungen zumeist als maßgebende sozialistische Theo
riebestimmung. Das Muster dieser Analyse -  Kartelle als Form der V er
gesellschaftung auf der einen und als Ursache verschärfter Widersprü
che auf der anderen Seite -  wie es im »Finanzkapital» trotz der Überle
gungen zum Generalkartell noch vorherrscht, habe ich oben bereits an
hand des Leninschen Monopolkonzepts, das wesentlich auf der Analyse 
Hilferdings beruht, dargestellt.

(2) Vgl. den Literaturüberblick bei A. Wolfers, a. a. O. , S. 5; daraus auch 
die folgenden Literaturhinweise.
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rung und bildete die Interpretationsmuster, an die sozialistische und kor
porative Strategien immer wieder anknüpften. So wurden die Kartelle von 
Kleinwächter (1883) (1) als "künftige Organisation der Industrie» begrüßt, 
die den Produzenten, die bei der erreichten Stufenleiter der Produktion 
für den Gesamtbedarf der Gesellschaft arbeiteten, die notwendige Sicher
heit gäbe, daß ihre Pläne nicht durchkreuzt würden; Schäffle (1898) (2) 
sieht als Resultat der freien Konkurrenz einen »chaotischen Schutthaufen" 
und sieht ebenso wie Schmoller (1905) (3) die Kartelle als Anfang einer 
neuen Ordnung, die an die Ordnungsprinzipien der mittelalterlichen Ge
sellschaft erinnert: Steinmann-Bucher (1891) (4) entdeckt in der Kartell
bewegung viele Berührungspunkte mit dem Sozialismus, dem die Entwick
lung ohnehin unaufhaltsam entgegengehe und erklärt:

"Es ist das Eigentümliche des deutschen Unternehmerverbandes, daß er 
sich nicht als vereinzelte Kapitalmacht der einzelnen, sondern als volks
wirtschaftlicher Verwaltungskörper geltend macht, dessen Tätigkeit nur 
ein Teil der wirtschaftlichen Verwaltung des deutschen Volkes is t.»  (5)

So wird auch von Hans Merten, der den Wechsel der Leitmotive in der 
deutschen Kartellforschung im Einzelnen dokumentiert hat, hervorgehoben: 

». . .  die Kartelle haben die Wissenschaft zunächst nicht um ihrer selbst 
beschäftigt, sondern weil man in ihnen geeignete Träger einer neuen 
volkswirtschaftlichen Organisation zu erkennen glaubte. » (6)

Das Leitmotiv der frühen KarteiIdiskussion war also das Thema: Anar
chie -  Organisation. Die Kartelle wurden als Lösungsform für das Pro
blem der Konkurrenzanarchie betrachtet, und aus dieser Perspektive e r
hielten sie eine ungeheure Fortschrittsbedeutung, denn den (preußischen) 
Staat, aus dessen Bindungen die Gesellschaft soeben erst befreit worden 
war, konnte man sich insbesondere in der sozialistischen Bewegung kaum 
als Träger der zukünftigen Ordnung vorstellen, deren Notwendigkeit "an 
sich» durch die Verhältnisse allgemein einsichtig erschien. (7)

Aber nicht nur für Vorstellungen und Strategien im Hinblick auf "höhe
re" Organisationsformen der Wirtschaft bildeten die Kartelle den Kristal
lisationspunkt. Auch für den Staat und seine Versuche, eine Stabilisierung 
der wirtschaftlichen Verhältnisse gegenüber den Folgen der "Marktanar-

(1 )  A. Wolfers, a. a. O.
(2) »Zum Kartellwesen und zur Kartellpolitik», in: Zeitschrift für die ge

samte Staatswissenschaft, 54. Jg. (1898)'.
(3) »Das Verhältnis der Kartelle zum Staat", in: Schmollers Jahrbuch, 

29. Jg. (1905).
(4) »Wesen und Bedeutung der gewerblichen Kartelle», in: Schmollers 

Jahrbuch, 15. Jg. (1891), S. 451 ff.
(5) A. a. O. , S. 467.
(6) H. Merten, a. a. O. , S. 5.
(7) Zu den sozialistischen Äußerungen vgl. A. Wolfers, a. a. O. , S. 7 f.
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chie11 zu erreichen, bildeten die Kartelle den Ansatzpunkt.
Der Staat hat mindestens in dreierlei Hinsicht eine wesentliche Rolle 

bei der Kartellbildung gespielt: (1)
1. durch seine Handelspolitik, insbesondere durch Einführung der Schutz

zölle auf Roheisen und Eisenwaren. Seit 1879 wurde für den Bereich 
der Schwerindustrie, der für die Kartellbewegung ausschlaggebende 
Bedeutung besaß, die Weltmarktkonkurrenz abgeschnitten (Zo ll-, Fracht- 
und Versicherungskosten verteuerten das englische Roheisen ab 1879 
um etwa 30 % (2)). Dies bedeutete für die produktiven Kartelle eine 
Stärkung gegenüber dem Handel sowie überhaupt erst eine "Nationali
sierung" der Produktionssphäre als Bezugspunkt für Versuche der 
Selbstorganisierung. Auf politischer Ebene wurde die Auseinanderset
zung um die Kartellierung daher im Wesentlichen im Rahmen der han
delspolitischen Debatten geführt; (3)

(1) Wolfers schreibt in seiner Literaturstudie zu dieser Rolle: "Es fehlt 
eine Untersuchung über die Bedeutung, welche die Gesamtheit der staat
lichen Maßnahmen für die Begründung und Ausdehnung von Monopolstel
lungen besitzt. Der Zollschutz und zum Teil auch der Frachtschutz geht 
auf staatliche Maßnahmen zurück. Zwangssyndikate und Zwangskontin
gentierungen für Steuerzwecke begründen besonders starke Monopol
stellungen. Staatliche Bevorzugung von Kartellen bei Auftragserteilun
gen kann die Außenseiter ruinieren oder zum Beitritt zwingen. Das Ka
lisyndikat vor dem Kriege, das Kohlensyndikat heute, damit indirekt 
aber auch die Eisensyndikate gehen auf staatliche Maßnahmen zurück. 
Das Reich unterstützte die Bemühungen um die internationale Eisenkar
tellierung; die Reichsbahn fördert die Lokomotiv- und Waggonkartellie
rung; die Rechtsprechung der ordentlichen Gerichte war in Deutschland 
von jeher durch ausgesprochene Kartellfreundlichkeit den Kartellen und 
ihre Erhaltung günstig. " (A. a. O. , S. 42).

(2) Vgl. zu den Zollsätzen im Einzelnen: W. Gerloff, Die deutsche Zoll- 
und Handelspolitik von der Gründung des Zollvereins bis zum Frieden 
von Versailles, Leipzig 1920; zu der politisch-ökonomischen Interes
senkonstellation bei Eintritt in die Schutzzollära vgl. K.W . Hardach, 
Die Bedeutung wirtschaftlicher Faktoren bei der Wiedereinführung der 
Eisen- und Getreidezölle in Deutschland 1879, Berlin-München 1967. 
Vgl. zu den Verschiebungen in der politischen und sozialen Kräftekon
stellation im Zuge der Industrialisierung und als Voraussetzung der 
Schutzzollpolitik: H. Böhme, Deutschlands Weg zur Großmacht. Studien 
zum Verhältnis von Wirtschaft und Staat während der Reichsgründungs
zeit 1848 - 1881, Köln 1972.

(3) Vgl. vor allem F. Blaich, Kartell-und Monopolpolitik im kaiserl ichen 
Deutschland. Das Problem der Marktmacht im deutschen Reichstag 
zwischen 1879 und 1914, Düsseldorf 1973.
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2. durch seine Bedeutung als Unternehmer. Insbesondere der preußische 
Fiskus besaß in den Grundstoffindustrien auch nach der Aufhebung des 
staatlichen Direktionsrechts im Bergbau noch erhebliche Produktions
mittel. (1) Die staatlichen Unternehmungen haben wiederholt Zusammen
schlüsse und Kartei labsprachen angeregt; vor allem haben sie in bezug 
auf ihre Preisgestaltung und ihr Konkurrenzverhalten oft erheblich zur 
Stabilisierung der Kartelle beigetragen; (2)

3. durch die Anerkennung und Sanktionierung der KarteiIverträge als Aus
fluß privatautonomer Vertragsfreiheit. Diese Funktion des Staates als 
Erzwingungsinstanz für kartellvertragliche Regelungen wurde vor al- 
lern durch ein Urteil des Reichtsgerichts für Zivilsachen 1897 festge
stellt; der Staat unternahm im Untersuchungszeitraum auch keine Schrit
te, um durch kartellrechtliche Regelungen dem Prinzip der Privatauto
nomie etwa zugunsten des Prinzips der Gewerbefreiheit Schranken zu 
setzen. (3)

(1 )  Vgl. grundlegend: F. Facius, Wirtschaft und Staat. Die Entwicklung 
der staatlichen Wirtschaftsverwaltung in Deutschland vom 17. Jahr
hundert bis 1 945, Boppard 1 945.

(2) Vgl. für den Kohlenbereich: O. Hué, Die Verstaatlichung des Berg
baus, in: W. Jansson, Hg. , Monopolfrage und Arbeiterklasse, Berlin 
1917, S. 87 ff.

(3) G. Lehnich, Kartelle und Staat unter Berücksichtigung der Gesetzge
bung des In- und Auslandes, Berlin 1928;
R. Isay, Geschichte der Kartellgesetzgebung, Berlin 1955;
B. Röper, "Der wirtschaftliche Hintergrund der Kartell-Legalisierung 
durch das Reichsgericht 1897", in: ORDO Bd. 3 (1950), S. 239 ff;
F. Böhm, "Das Reichsgericht und die Kartelle", in: ORDO Bd. 1 (1948)
S. 1 97 ff;
T .  F. Marburg, "Government and Business in Germany: Public Policy 
towards Cartels", in: Business History Review 38 (1964), S. 81 ff.
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III. 3 Die "Notwendigkeit" der Kartelle als Anpassungsform

III. 3.0 Kapitelübersicht

Die Phase, die in den üblichen Stadienschemata für die Entwicklung des 
Kapitalismus als "fre ie  Konkurrenz" betrachtet wird, war in Deutschland 
zugleich die kapitalistische "Gründerzeit», bedingt durch die Einführung 
der Gewerbefreiheit, die schlagartige Zusammenführung von lndustrie- 
und Leihkapital mit der Aufhebung der Zulassungspflicht für Aktiengesell
schaften sowie die Herstellung eines nationalen Marktes. (1)
Diese weitgehend durch Maßnahmen und Initiativen des Staates ausgelöste 
Gründerzeit hatte insbesondere in der Zeit von 1870 ff zu einem dermaßen 
heftigen Anstoß der Kapitalisierung und zu einer Ausdehnung der Tätig
keitsbereiche des Kapitals in der noch immer überwiegend agrarisch re
produzierten Gesellschaft in Deutschland geführt, daß eine ungeheure 
Überakkumulation praktisch auf dem Fuße folgte. Nur wenige Jahre nach 
der staatlichen "Konzessionierung" der »freien Konkurrenz» geriet diese 
in eine einschneidende Wirtschaftskrise. (2)
Nach allen Erwartungen, welche theoretisch an diese Krise in bezug auf 
das Maß der Kapitalvernichtung und des Lohndrucks, der Zinssenkung und 
der Herstellung einer frei verfügbaren Arbeiterreserve zu stellen sind, 
wäre die Krise von 1873 "hinreichend" gewesen, um die Bedingungen ei
nes Neuaufschwunges zu schaffen. S ie war es nicht.
Im Verlauf der Stagnationsperioden der "großen Depression" setzte ein 1

(1) Vgl. als allgemeinere Darstellung zu den politischen und ökonomischen 
Rahmenbedingungen dieser Zeit: H. Rosenberg, Große Depression und 
Bismarckzeit, Berlin 1967; H.-U. Wehler, Das Deutsche Kaiserreich 
1871 -  1918, Göttingen 1973 u. Ders. , Hg., Moderne deutsche Sozial
geschichte, 3. Aufl. , Göttingen 1970.

(2) Vgl. zum Ausmaß und den Schwerpunkten der Kapitalakkumulation: M. 
Wirth, Geschichte der Handelskrisen, 2. vervollst. u. verbess. Aufl., 
Frankfurt/M. 1874; A. Spiethoff, Die wirtschaftlichen Wechsellagen. 
Aufschwung, Krise, Stockung, 2 Bde. , Tübingen u. Zürich 1955; J. 
Kuczynski, Studien zur Geschichte der Überproduktionskrisen in 
Deutschland 1873 bis 1914, = Die Geschichte der Lage der Arbeiter, 
Bd. 12, Berlin/DDR.
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Prozeß ein, in dem die Verhältnisse der einzelnen Kapitale zueinander 
grundlegend neu strukturiert wurden. (1) Der Prozeß der Kapitalrepro
duktion und seine katastrophischen Bewegungsform, sowie die Erfahrun
gen der Depressionszeit führten zu dem Versuch, bewußtere Formen der 
Regulierung herauszubilden und die Bedingungen der "freien Konkurrenz" 
zugunsten organisierter Formen der Konkurrenz aufzuheben.
Mit den Kartellen hat sich eine, gegenüber den späteren Lösungsstrategien 
zunächst recht primitive Form der Problemlösung durchgesetzt: der V er
such der Monopolisierung der Produktion in den jeweiligen Produktions
sphären. Weshalb erfolgte dieser Versuch aber in der Form der Kartel
lierung und nicht der Vertrustung? Inwiefern lassen sich die Kartelle als 
notwendige Anpassungsformen an die Konstellation von Überproduktion und 
Überakkumulation "ableiten"? Oder begründen sie sich aus dem Interesse 
und der Strategie bestimmter Handlungsträger (-gruppen), denen zugleich 
eine derartige Dominanz über die ökonomischen Strukturen und Prozesse 
zukommt, daß sie ihre Lösungen auch durchzusetzen vermöchten?

Für die Beantwortung dieser Fragen werde ich so Vorgehen, daß zu
nächst überprüft wird, inwieweit die Strukturebene der "allgemeinen Ge
setze der Konkurrenz" zur Erklärung von ökonomischen Institutionen und 
Verhaltensformen dieser Zeit überhaupt herangezogen werden können 
(III. 3. 1). Dann wird auf die Besonderheiten der Kapitalakkumulation unter 
den spezifischen historischen Bedingungen in Deutschland eingegangen -  
massenhaft gleichzeitige Kapitalanlagen (III. 3.2) und Fixierung der P ro 
duktionskosten (III. 3. 3) -  aus denen sich die Problemkonstellation ergab, 
welche diese spezifischen Anpassungsformen des Kapitals erforderte.
Zum Schluß wird untersucht, welche Rolle die Banken als -  zeitweilig -  
dominanter Kapitalgruppe bei der Kartellbildung gespielt haben (III. 3. 4). 1

(1) Vgl. den berühmten Satz von Schönlank (a. a. O. , S. 493): "Am 9. Mai 
1&73, als in Wien die Sterbeglocke des wirtschaftlichen Aufschwungs 
gellte, wurde die Geburtsstunde der Kartelle eingeläutet."
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III. 3. 1 Der Bewegungsraum der Konkurrenzgesetze in der Produktions
struktur

Betrachtet man die Entwicklung der Nettoinvestitionen auf gesamtwirt
schaftlicher Ebene, dann läßt sich für die 70er und 80er Jahre keine dra
matische Abwärtsentwicklung erkennen; einem kurzen Absinken ab Mitte 
der 70er Jahre folgt ein stetiger, wenn auch sich abschwächender Anstieg 
bis 1913.
Abb. 1 : Die Entwicklung der Investitionen in der Ges amt Wirtschaft und im 
gewerblichen Bereich in Preisen von 1913 zwischen 1870 und 1913 im lo- 
garithmischer Darstellung (MIII. Mark) (1) 1

(1) Quel le: W. G. Hoffmann, unter Mitarbeit von F. Grumbach u. H. Hesse, 
Das Wachstum der deutschen Wirtschaft seit der Mitte des 19. Jahr
hunderts, Berl in-Heidelberg-New York 1966, S. 257 f, Tab. 41,
Sp. 2 u. 7. Zum Begriff "Gewerbe" vgl. Anm.(2) der Seite 67 . Durch 
die logarithmische Darstellungsweise werden die absoluten Größendif
ferenzen vernachlässigt zugunsten der Differenzen in den Wachstums
raten; ein gleicher Steigungswinkel bedeutet hier eine gleiche Wachs
tumsrate, gleichgültig, welches die absolute Ausgangsgröße ist (d. h. 
z. B. , ob ein Wachstum von 5 auf 10 oder eines von 5000 auf 10000 
stattfindet).
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Nun stellt die Entwicklung den Nettoinvestitionen, d. h. der Ausgaben 
für Kapitalgüter (1) ohne Zweifel den wesentlichen Bestandteil der Akku
mulationsrate des Kapitals dar, (2) und die letztere wiederum Ist die we
sentliche praktische Folgerung, die das Kapital selbst aus der Entwicklung 
der Profitrate zieht. Demnach läßt sich, wenn wir die Abbildung 1 noch 
einmal betrachten, kein Anzeichen für einen FalI der geselIschaftllchen 
Durchschnittsprofitrate erkennen. (3) Bevor hieraus jedoch Folgerungen 
im Hinblick auf die Durchsetzungswelse der Konkurrenzgesetze gezogen 
werden können, muß berücksichtigt werden, welche Basis die "Inneren 
Gesetze" des Kapitals in der Produktionsstruktur und deren Entwicklung 
jener Zeit überhaupt besaßen. In der Abbildung 1 läßt sich leicht erkennen, 
daß die Kurve der Investitionen In der Gesamtwirtschaft erst seit etwa 1890 
einen synchronen Verlauf zu derjenigen der gewerblichen Investitionen an
nimmt. Dieses Resultat verwundert nicht, wenn man die Struktur des Ka
pitalbestandes, d. h. die wesentlichen Anlagebereiche von Kapital näher 
betrachtet. Es zeigt sich, daß das Verhältnis überwiegend privater, nicht
landwirtschaftlicher Produktionsbereiche (Gewerbe und Eisenbahnen) zu 
den anderen Anlagebereichen (Landwirtschaft, nichtlandwirtschaftliche 
Wohnungen, öffentl ¡ehe Gebäude, öffentlicher Tiefbau) um 1870 erst etwa 
17 % beträgt. Dieser Anteil verdoppelte sich, wie die folgende Tabelle 
zeigt, zwar bis 1913, bleibt gegenüber den für die Verhältnisse der BRD 
gültigen Werten von über 60 % aber gering. 1

(1) D. h. Im Wesentlichen der Ausgaben für das fixe Kapital, für Produk
tionsmittel, die nicht In den Rahmen des jährlichen Kapitalumschlages 
fallen. Die entsprechenden Werte sind daher auch beeinflußt von den 
Wertansätzen (Abschreibungen) für die Höhe des jährlichen Kapltal- 
verschleisses; vgl. für die Werte der Tab. 1 : W. G. Hoffmann, a. a. O. , 
S. 21 5 ff.

(2) Von E. Helmstädter, Der Kapitalkoeffizient. Eine kapitaltheoretische 
Untersuchung, Stuttgart 1969, wird daher ohne Umschweife die Ent
wicklung der Nettoinvestitionen mit der Akkumulationsrate des Kapitals 
Inelns gesetzt, was natürlich falsch Ist, da die letztere zusätzlich auch 
das zirkulierende Kapital erfaßt.

(3) Im Anschluß an die Analyse J. M. Glllman's (Das Gesetz des tendenziel
len Falls der Profitrate, Frankfurt/M. , Wien 1969; vgl. insbes. S. 73) 
wird häufig ein Bruch In der empirischen Geltung des Profitratenge
setzes behauptet, demzufolge das Gesetz sich nur für die Phase bis 
zum 1. Weltkrieg faktisch durchsetzte, Im Anschluß daran aber von 
entgegenwirkenden Momenten überlagert sei. In jedem Falle ist die 
Geltung des Gesetzes In der von mir untersuchten Zelt noch relativ am 
wenigsten umstritten.
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Tab. 1 : (1) Den Anteil von Gewerbe (2) und Eisenbahnen am Kapitalbestand 
in Deutschland 1870 -  1913:

Periode %
1870/74 17,3
1875/79 17,1
1880/84 18,0
1885/89 21,1
1890/94 23, 4
1895/99 26,9
1900/04 29, 5
1905/09 31,4
1910/13 32,8

(1935/38 33, 4
1 955/59 60,8)

Wir sehen an diesen Daten die schmale Basis, welche die kapitalistische 
Produktionsweise noch zu Beginn der von uns untersuchten Periode besaß. 
Und diese Basis wird noch schmaler, wenn man den Anteil der handwerk
lichen Produktion ausschließt und nur die Bereiche erfaßt, in denen die 
Produktionsweise auch reell dem Kapital subsumiert ist, und in denen die 
Konkurrenz sich daher auch auf die konkreten Bedingungen der Produktion 
und die Steigerung der Produktivkraft der Arbeit durch Maschinisierung 
usw. erstreckt. Erst hier vermögen sich die "inneren Gesetzmäßigkeiten" 
des Kapitals ja überhaupt zu entfalten.

Ein geeigneter Indikator für den Anteil bzw. die Ausdehnung dieses Be
reichs reell kapitalistischer Produktion ist der Anteil, den die Aktienge
sellschaften an dem in den verschiedenen Bereichen insgesamt angelegten 
Kapital besitzen. Betrachtet man nun die relative Bedeutung der Aktienge
sellschaften und der Akkumulation von Kapital in dieser Unternehmungs
form, dann erscheint die Basis für die Entwicklung der Kapitalgesetzmäs
sigkeiten noch enger. In den Jahren 1870 -  1880 waren 50 % des in Deutsch
land insgesamt eingezahlten Aktienkapitals (außer Banken und Versiche
rungen) im Bereich des Bergbaus und der Metallerzeugung zentralisiert; 
dieser Anteil verminderte sich zwischen 1880 und 1890 durch das Eindrin-

(1 ) Vgl. W. G. Hoffmann, a. a. O. , Tab. 10, S. 44.
(2) Das Gewerbe ist bei Hoffmann der Sammelbegriff für folgende Berei

che: Bergbau und Salinen, Industrie und Handwerk, Handel, Banken, 
Versicherungen, Gaststätten und Verkehr ausschließlich Eisenbahn und 
Post. Das Kapitalstock läßt sich (lt. Hoffmann, S. 43) nur für alle 
diese Bereiche zusammen angeben. Bei den Eisenbahnen ist zu beden
ken, daß sie in diesem Zeitraum in den staatlichen Sektor überwechsel
ten, was wir hier unberücksichtigt lassen, was aber den Tätigkeits
raum der privaten Kapitale in geringerem Maue anwachsen läßt, als es 
hier erscheint.
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gen des Aktienkapitals in andere Produktionszweige auf 25 % und bis 1900 
auf 20 %; zu diesem Zeitpunkt waren vor allem die metallverarbeitende 
und die Chemische Industrie zu relevanten Anlagesphären herangewach
sen. (1)

Ein deutliches Bild der Relevanz und der Entwicklungsdynamik der ein
zelnen Produktionszweige als Anlagesphären des Kapitals und als Kern
bereiche der kapitalistisch organisierten -  und damit dessen objektive Ge
setzmäßigkeiten tragenden und entfaltenden - Produktionszweige zeigt die 
folgende Abbildung:
Abb. 2: Das eingezahlte Kapital der Aktiengesellschaften 1870 -  1913 (Mill. 
Mark) (ohne Banken, Versicherungen, Beteiligungsgesellschaften und ohne 
Eisenbahnen) (2) in logarithmischer Darstellung AVilO (A9<tz)

(1 )V g l. zu diesen Angaben: W. G. Hoffmann, a. a. O. , s. Tab. 220: Das 
eingezahlte Kapital der Aktiengesellschaften 1852 - 1959 (Mill. Mark), 
S. 772 ff.

(2) Quelle: W. G. Hoffmann, a. a. O. , S. 772 ff, Tab. 220, Sp. 1, 2 + 3, 
4, 5, 6, 10, 11, 18.
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Für das Verständnis dieser Abbildung ist wichtig, die logarithmische 
Darstellungsform zu beachten, durch die die absoluten Größenunterschie
de zwischen den Wertereihen optisch stark reduziert erscheinen; hervor
gehoben werden durch diese Darstellungsweise die relativen Wachstums
unterschiede in den Wertereihen. Wir sehen, daß um 1870 im Bereich 
Bergbau und Metallerzeugung etwa die Hälfte des gesamten deutschen Ak
tienkapitals angelegt war. Der schraffierte Bereich kennzeichnet den An
teil, den im Wesentlichen (1) die anderen in der Abbildung dargestellten 
(in der Abbildung unterhalb der Linie des Bergbaus usw. liegenden) P ro
duktionszweige am Aktienkapital besitzen. Auffallend ist, daß sich dieser 
Anteil im Zuge der Entwicklung - durch die Darstellungsweise erscheint 
dies verkleinert -  wesentlich ausweitet. Die Ursache für diese Ausweitung 
ist leicht erkennbar: erst in den 80er Jahren setzt, zum Teil nahe dem 
Nullpunkt einsetzend, wie im Falle der Elektroindustrie/Elektrizitätsver- 
sorgung, erst ein relativ rascheres Wachstum dieser Produktionszweige 
ein. Um die Jahrhundertwende, d. h. zu dem Zeitpunkt, in dem der Bereich 
Bergbau und Metallerzeugung konsolidierte Kartelle hervorgebracht hat, 
scheint dieser Prozeß des nachholenden Wachstums der anderen Zweige 
abgeschlossen, und das relative Gewicht von Bergbau und Metal lerzeugung 
beginnt wieder zuzunehmen. Diesen Größenrelationen entspricht auch der 
Grad der Konzentration, den die Produktion in den verschiedenen Produk
tionszweigen erreicht (2) (d. h. der "produktionswirtschaftlichen Integra
tion" in den einzelnen Produktionszweigen). (3) Aus dem Material der ge
werbestatistischen Erhebungen des deutschen Reiches aufgrund der Ge
werbezählungen in den Jahren 1882, 1895 und 1907 (s. Tab. 2) (4) ergibt

(1) Ich habe nur die wichtigsten der in Tab. 220 bei W. G. Hoffmann,
a. a. O. , angeführten Produktionszweige in Abbildung gebracht und auf 
kleinere Produktionszweige (Industrie der Steine und Erden usw. ) ver
zichtet. ■

(2) Vgl. dazu: I. Costas, Studien zu den Auswirkungen der Konzentration 
und Zentralisation des Kapitals auf die Arbeiterklasse in Deutschland 
1880 bis 1914, Berlin (Diss. ) 1976. Costas hat die Konzentration der 
Betriebe sowie die der Beschäftigten mit Hilfe eines eigenen Konzen
trationsindexes noch weitgehend quantifiziert. Die Größen für den Kon
zentrationsgrad der einzelnen Produktionszweige sind allerdings schwer 
interpretierbar; ich beschränke mich daher auf die in Tab, 2 wiedergege
bene Rangwertreihe.

(3) Vgl. dazu unten IV. 3. 1.
(4) Vgl. die Berechnungen bei I. Costas, 'a. a. O. , S. 443 ff; das Ausgangs

material findet sich in: Statistik des Deutschen Reichs N. F. Band 6,
Teil 1, Berlin 1 886, S. 4 f; a. a. O. , Bd. 114, BerIin 1898, S. 1 12 f;
a. a. O. , Bd. 213, Berlin 1910, S. 42 f. (Die Elektroindustrie wird in 
dieser Statistik noch unter der Kategorie Maschinenbau geführt; die 
Kategorie Bergbau/Metallerzeugung bleibt ebenfalls undifferenziert. )
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sich, daß im Bereich des Bergbaus und der Metallerzeugung (in der Klas
sifizierung der Gewerbegruppen nicht differenziert ausgewiesen) der 
Durchschnittsbetrieb 1882 eine um das zehnfache höhere Beschäftigtenan- 
zahl hatte als in der Chemieindustrie als dem in der Rangwertreihe von 
1882 folgenden Produktionszweig. Dieser Durchschnittsbetrieb im Bereich 
Bergbau/Metallerzeugung ist bis 1907 um das Doppelte gewachsen und hat 
damit den relativen Abstand zu den meisten anderen Produktionszweigen 
halten können (mit Ausnahme der Maschinenbauindustrie, Metallverarbei
tung und Textilindustrie).
Tab. 2: Die durchschnittliche Beschäftigtenanzahl pro Betrieb für 1882, 

1895 und 1907 nach Gewerbegruppen

Bekleidungsgewerbe
1882
1,4

1895
1,6

1907
1,9

Holz und Schnitzstoffe 2,0 2,7 3,8
Textilindustrie 2,6 4,6 8,0
Lederindustrie 2,7 3,4 4,2
Metal 1 Verarbeitung 2,8 4,0 6,1
Nahrungs- und Genußmittel 3,0 3,8 4,0
Baugewerbe 3,3 5,3 7,5
Maschinen, Instrumente Und Apparate 4,3 6,6 11,9
Papierindustrie 6,3 8,7 11,7
Steine und Erden 6, 6 11,6 16,2
Polygraphisches Gewerbe 7,3 9,0 11,1
Chemische Industrie 7,8 11,6 16,3
Bergbau, Hütten- und Salinenwesen, 
Torfgräberei 81,3 134,0 163, 5

Die These, daß die Form der Kapitalakkumulation in der Zeit nach 1870 
am besten die Richtung anzeigt, in der die kapitalistische Produktionswei
se sich ausweitet und die Produktionsbedingungen selbst verändert, läßt 
sich durch die Statistiken über die in den Wirtschafts- (bzw. Gewerbe-) 
gruppen (1) installierten Kraftmaschinen erhärten, denn die letzteren zei
gen unter den damaligen technologischen Bedingungen am besten an, in wel
chem Maße der "Takt1 11 der Arbeit in den einzelnen Bereichen bereits durch 
die Maschinerie bestimmt wird.

(1) Der Wirtschaftsbereich Bergbau und Salinen wird hier getrennt ausge
wiesen.
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Tab. 3: Die Aufteilung der in Bergbau und Salinen sowie in Industrie
und Handwerk installierten Kraftmaschinen nach Wirtschafts
gruppen in PS und der Anteil der Gruppen an dem insgesamt 
eingezahlten Kapital aller Aktiengesellschaften der Industrie.

W irt- 
sch. - 
grup
pen

Berg
bau u. 
Sali
nen

Metal 1- 
erzeu
gung

T extil- 
u. Be- 
kleidg. 
indu
strie

Nahrg. - 
u. Ge
nußmit
tel indu
strie

Metal 1- 
verar- 
bei - 
tung

Ind. d.
Bau
Steine
Erden
sowie
Bauge
werbe

Chem.
Indu
strie

,875(2)
(76)

PS  % 
Kap. %

24,1 21,0 
51,0

18,6 
9. 1

11,8
5,2

6,8
12,0

4,6
8,3

2,2
3,6

1895 
PS % 16,3 14,6 16, 0 20,7 7,2 7,3 3,0
Kap. % 24,9 10, 1 17,1 10,2 8,8 6,1
1907 
PS % 16,9 12,7 11,6 13,9 8,8 8,3 3, 1
Kap. % 22,9 6.7 10,7 11,2 9,7 4,7
1925 
PS % 21,1 18,5 7,7 9, 4 15,6 7,6 5,6
Kap. % 25,8 7,6 8, 5 17,6 6, 5 8,9
1939 
PS % 19,4 11,8 6,7 9,8 15,9 9, 4 10,3
Kap. % 25,8 5,9 7. 1 13,8 6,2 11,9_____

(1) Eigene Zusammenstellung und Berechnungen nach W. G. Hoffmann, 
a. a. O. , S. 79, Tab. 19 sowie S. 772 ff, Tab. 220.

(2) Für das Aktienkapital weist Hoffmann für 1875 keine Angaben auf. Die 
Differenz ist, geht man von der Interpolation 1874/76 aus, minimal.
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Bei näherer Betrachtung der Tabelle 3 läßt sich die enge Korrelation 
zwischen der aktlenkapltallstlschen Organisationsform der Produktion und 
der maschlnlslerten Produktionsweise leicht erkennen; -  eine Korrelation, 
die darüber hinaus Im Zeltablauf Immer eindeutiger wird.

Wir sehen auf der einen Seite die dünne Produktionszweigbasis des Ka
pitals in der sog. Ära der freien Konkurrenz, auf der anderen Seite die 
überragende Bedeutung der Montanindustrie. 28,6 % aller Industriellen 
deutschen Aktiengesellschaften waren Im Jahre 1880 nach einer Aufstellung 
van der Borghts im Bereich der Berg- und Hüttenwerksindustrie tätig; sie 
hatten 48,6 % des gesamten Aktienkapitals und bezogen 41,4 % des ausge
wiesenen Reingewinns aller Industrie-AG's. (1)

Daß die Montanindustrie In dem Prozeß der Industrialisierung eine 
Schlüsselrolle einnahm, läßt sich aus den materiell-stofflichen Bedingun
gen der Industrialisierung Im Anfangsstadium begründen:

"Als Hauptbedarfsträger am Markt traten (In den 80er Jahren In Deutsch
land -  UJ) ganz allgemein In Erscheinung zunächst die Verkehrswirtschaft 
mit dem Immer großzügiger werdenden Eisenbahnnetz, der Schiffsbau, der 
von der Segelkraft zum maschinellen Antrieb übergegangen war und dazu 
noch mehr und mehr von Holzbau zum Stahlbau überwechselte. Darüber 
hinaus war es der Baumarkt mit seinem über alle Maßen sich steigernden 
Bedarf für den Industrie-, Wohnungs- und Bürobau, nicht zuletzt aber auch 
die Landwirtschaft und das Heer, die von der Technisierung ihrer bisher 
gewohnten Existenzbedingungen und Arbeit ebenso ergriffen wurden wledas 
allgemeine Leben überhaupt. Gerade diese aus dem zivilisatorischen Fort
schritt her einwirkenden Kräfte und Tendenzen mußten der deutschen Mon
tan- und Schwerindustrie den Impuls geben . . . "  (2)

Diese Ausführungen sollen genügen, um die Stellung der Montanindustrie 
für die Periode zu kennzeichnen, In der auch die Kartellbewegung Ihren 
Höhepunkt fand. Die Montanindustrie war wiederum, wie wir später sehen 
werden, der Nährboden und der Kernbereich, von dem aus sich das "O r
ganisationsverlangen" über die anderen Bereiche der Kapitalreproduktion 
hinaus ausbreitete. (3) Ich konzentriere mich daher später In der Darstel- 1 2 3

(1) Vgl. van der Borght, Statistische Studien über die Bewährung der Ak
tiengesellschaften, Jena 1883, S. 215.

(2) H. Mauersberg, Deutsche Industrien Im Zeitgeschehen eines Jahrhun
derts. Eine historische ModelIUntersuchung zum Entwicklungsprozeß 
deutscher Unternehmen von Ihren Anfängen bis zum Stand von .1960, 
Stuttgart 1966, S. 120 f.

(3) Vgl. zum "Durchbruch des Monopols Im Steinkohlenbergbau und In der 
Eisenindustrie" auch H. Mottek et al. , Wirtschaftsgeschichte Deutsch
lands. Ein Grundriß, Bd. III; von der Zelt der Blsmarck'schen Reichs
gründung 1871 bis zur Niederlage des faschistischen deutschen Imperia
lismus 1945, Berlln/DDR 1974, S. 76 ff.
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lung der KarteiIbewegung vor allem auf die Montanindustrie. In ihr gewann 
die kapitalistische Produktionsweise in Deutschland zuerst Raum, inner
halb dessen sich durch die Konkurrenz die Beziehung von innerem Gesetz 
und Handlungsstrategie erst entfalten konnte.
Auch von der Seite der sozialen Produktionsbedingungen her zeigt sich die 
Bedeutung dieser Produktionssphäre als Kernbereich der Kapitalgesetz
lichkeiten während der Untersuchungszeit bereits schlagartig durch den 
Bergarbeiterstreik von 1889, - ein Streik, der im Hinblick auf die Schär
fe, Dauer und Ausweitung der Kämpfe einen Einschnitt für die Beziehungen 
zwischen Kapital und Arbeit in der deutschen Geschichte bildet.

An dieser Stelle genügt für die Charakterisierung der Kapitalakkumula
tion die Feststellung, daß der Raum für die Entfaltung der kapitalistischen 
Produktionsweise zum Beginn der Untersuchungsperiode äußerst begrenzt 
war.

III. 3. 2 Die Bedeutungder Gleichzeitigkeit der Kapitalakkumulation für 
die Kartellierung

Wir haben gesehen, daß die wesentlichen Anlagebereiche von Kapital zu
gleich die Bereiche waren, in denen sich die kapitalistische, auf Massen
fabrikation und Maschinisierung beruhende Produktionsweise zuerst durch
setzte. Für die Auswirkung, die dieser Umstand auf das Konkurrenzver
hältnis der Kapitale besaß, gebe ich die Ausführung von A. Wolfers wie
der: (1)

"Die Besonderheit bei den Produktionszweigen mit hohen fixen Kosten 
besteht hierbei erstens darin, daß bei ihnen der Produktionsfortschritt 
sich sehr häufig in Form einer Ausdehnung der Betriebe in der Richtung 
auf optimale Betriebsgröße vollzieht, und zweitens darin, daß die Aus
schaltung der überschüssigen Grenzproduzenten meistens nur durch lange 
Kämpfe gelingt. "

Aufgrund der besonderen historischen Bedingungen einer fast gleichzei
tigen Neuanlage von Kapital auf hohem technischen Stand durch eine V ie l
zahl von Unternehmungen während der Periode 1866 bis 1873 erhält die 
zweite Wirkung ein besonderes Gewicht, das insbesondere darauf beruhte, 

". . . daß eine ganze Reihe von Unternehmungen gleichzeitig Vorstöße in 
Richtung auf optimale Größe vornehmen. Da aber für alle die 'Ausmerzung1 
schweren Verlust bedeutet, indem die fixen gebundenen Kapitalien dadurch 
zu 'altem Eisen' werden, so werden sich die 'Grenzproduzenten' aufs äus- 
serste und mit Einsetzung ihrer ganzen Reserven zur Wehr setzen. Ähnlich

(1 )A . Wolfers, "Überproduktion, fixe Kosten und Kartellierung", in: A r
chiv für Sozial Wissenschaft und Sozialpolitik, Tübingen-Bd. 60 (1928), 
S. 382 -  395, S. 390 f.
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liegen die Dinge, wenn eine nicht voraussehbare Verschlechterung der 
Nachfragelage für die betreffenden Erzeugnisse eintritt. ( . . . )  Ist somit 
einmal, sei es nun als Folge unökonomischen oder trotz ökonomischen Han
delns, die Über Investierung da, so ist ein über lange Zeit hin vergebli
cher, für alle Beteiligten verlustreicher Ausmerzungskampf mittels Schleu
derpreise zu erwarten, der auch vom volkswirtschaftlichen Standpunkt als 
ein Übel anzusehen ist. Die Kapitalkraft der Unternehmungen wird zugun
sten zufälliger Käufer der betreffenden Schleuderwaren aufgezehrt. Das 
Gleichgewicht der Marktpreise wird gestört. Es liegt hier ein Versagen 
des Mechanismus der freien Konkurrenz vom privatwirtschaftlichen wie 
vom volkswirtschaftlichen Standpunkt vor. 11

Wir stoßen hier auf zwei Argumente: erstens erschwert Und behindert 
der hohe Anteil fixen Kapitals den Prozeß der Produktionssteuerung über 
den Preismechanismus generell, und zweitens wird dieser Mechanismus 
zur Reduktion der gesellschaftlich notwendigen Arbeit im Falle gleichstar
ker Konkurrenten vollends zu einem selbstzerstörenden Regulierungsprin
zip. Hier liegt ein wesentlicher Ansatzpunkt für die Erklärung der Kartell
bildung.

Die gleichzeitige massenhafte Kapitalakkumulation in den Gründerzeiten 
war daher neben dem Umstand, daß die Aufhebung rechtlicher etc. Schran
ken erst die Produzenten in eine nationale Konkurrenzbeziehung versetz
ten und damit den Prozeß der Expropriation per Konkurrenz möglich mach
ten, eine der Bedingungen dafür, daß sich die Kartelle und nicht etwa der 
Trust als Organisationsformen durchsetzten. Auf diesen Umstand verweist 
auch Jeidels:

"Die Krise von 1857 und noch mehr die von 1873 traf eine große, über
große Zahl von Unternehmungen, die sich untereinander an Leistungsfähig
keit nicht sehr weit unterschieden; im allgemeinen Zusammenbruch stürz
ten daher viele Werke, die an und für sich, rein technisch betrachtet, le
bensfähig und lebenswert waren. " (1)

Das Problem der Gleichzeitigkeit in der Einführung fortgeschrittener 
Produktionsbedingungen und der daraus resultierenden Konstellation einer 
entscheidungslosen Konkurrenz wird, wie von Arnold Wolfers gezeigt 
wird, (2) in der Kartei I iteratur daher auch immer wieder als zentrale Ur
sache der Überproduktion und darüber vermittelt der Kartellbildung her
vorgehoben. So beschreibt Bücher auf der Tagung des Vereines für So
cialpolitik 1894 (3) die Bildung der Kartelle in dieser Weise: Die Überpro- 1 2 3 *

(1) O. Jeidels, Das Verhältnis der deutschen Großbanken zur Industrie mit 
besonderer Berücksichtigung der Eisenindustrie, Leipzig 1905, S. 108.

(2) A. Wolfers, a. a. O. , S. 22 f; daraus auch die folgenden Literaturhin
weise.

(3) In: Schriften des Vereins für Socialpolitik, Bd. 60: Über wirtschaftli
che Kartelle in Deutschland und im Auslande . . . , a. a. O. , S. 143 ff.
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duktion ihrer Branche veranlasse die Unternehmen zur Preisunterbietung, 
ohne daß es bei den annähernd gleichgestellten Betrieben zu einem Ergeb
nis des Preiskampfs kommt. Von Pohle (1898) (1) wird ebenfalls darauf ver
wiesen, daß die Konzentration der Branchenstruktur auf einige große Be
triebe die Ausmerzung der Konkurrenten zunehmend verhindere; Waentig 
(1901) (2) erklärt, daß angesichts der hohen Kapitalanlagen und der Gleich
wertigkeit der Gegner die Konkurrenz an einem toten Punkt angekommen 
sei und auch Wiedenfeld (1912) (3) verweist darauf, daß die Großunterneh
men selbst durch scharfe Konkurrenz ihre Gegner nicht auszuschalten ver
möchten.

"Der Konkurrenzkampf führt", so auch die Ansicht von Halm (1929) (4), 
"zum Übrigbleiben verhältnismäßig weniger gleich starker Unternehmungen. 
Mit diesem Zustand wird eine Grenze erreicht, über die hinaus der Kon
kurrenzkampf ein Ausschalten schwächerer Kräfte nicht oder doch nur un
ter unverhältnismäßigen Schwierigkeiten erreichen kann. "

Ich werde später noch im einzelnen zeigen, daß die Erklärung der Kar
tei Iform aus der Gleichstärke der im Konkurrenzkampf übriggebliebenen 
Sieger nicht hinreichend ist. Wenn die Kartelle eine Lösungsform für das 
Problem der "mörderischen Konkurrenz" darstellen, zugleich aber bereits 
die "Vereinigung der S ieger" (Pohle) sind, dann muß die Konkurrenz eben 
möglichst viele Hälse abschneiden; dies widerspricht aber dem Umstand, 
daß die Kartelle in einer Zeit entstanden sind, als die Großunternehmun
gen -  ohnehin nicht in unseren heutigen Dimensionen vorzustellen -  noch 
keineswegs eindeutig dominierten. 1 2 3 4

(1) Die Kartelle der gewerblichen Unternehmer, a. a. O. , S. 69.
(2) "Industriekartelle und Trusts und das Problem ihrer rechtlichen Rege

lung", in:'Jahrbuch für Gesetzgebung, Verwaltung und Volkswirtschaft 
im Deutschen Reich, Jg. 1901, S. 5.

(3) Das Rheinisch-Westfälische Kohlensyndikat, Bonn 1912, S. 5. ■
(4) G. Halm, Die Konkurrenz, Leipzig 1929, S. 135. Vgl. zu den "Schwie

rigkeiten der Auswertung" die verschiedenen branchenbezogenen Dar
stellungen in der KarteiIiteratur, etwa: W. Hoechstedter, Kontingent
wirtschaft in der Kaliindustrie, Halle 1927; G. Eißfeldt, Die Kartellie
rung der deutschen Elektroindustrie, Berlin 1928.
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III.3. 3 Die Bedeutung der Kostenfixierung für die Kartellierung

Zunächst zur Begriffserklärung: Kapitalfixierung und fixe Kosten sind nicht 
miteinander Identisch. Die Kategorie der fixen Kosten bezieht 
sich auf die Veränderung der Produktionskosten bei Veränderungen In der 
betrieblichen Beschäftigung (wobei der Begriff der Beschäftigung, Beschäf
tigungsschwankungen usw. sich In der Betriebswirtschaftslehre Immer auf 
die Produktionsauslastung des Betriebes bezieht, nicht auf die Arbeiter).
Die fixen Kosten erfassen demnach die von Beschäftigungsschwankungen un
abhängigen Kosten der Produktion; sie werden zumeist als "Kosten der Be
triebsbereitschaft" Im Gegensatz zu den "Kosten der Betriebsausführung" 
bezeichnet. F ix sind die Kosten lediglich Insofern, als sie sich nicht mit 
den Schwankungen In der betrieblichen Beschäftigung proportional (gleich
gültig, ob linear, progressiv oder degressiv) verändern; unter anderen Ge
sichtspunkten tmit unterschiedlichen Betriebsgrößen usw. (können sie durch
aus variieren und langfristig gesehen werden sie dies auch. Die Analyse 
der Möglichkeiten für die Betriebe, "sich Beschäftigungsschwankungen 
fertigungstechnisch anzupassen", (1) kann geradezu als ein konstitutives 
Problem der Betriebswirtschaftslehre bezeichnet werden, die historisch 
auch zur gleichen Zelt und Im Hinblick auf die gleichen Problemlagen ent
standen ist, wie das Kartell. (2)

Durch die Fixierung der Kosten werden nun die Anpassungsmöglichkei
ten der Kapitale bei zurückgehender Nachfrage, d. h. bei sich verschlech- 1

(1 )  E. Gutenberg, Grundlagen der Betriebswirtschaftslehre, 1. Bd. : Die 
Produktion, 3. Aufl., Berlin usw. 1957, S. 237.

(2) Der Beginn einer selbständigen Betriebswirtschaftslehre Innerhalb der 
ökonomischen Wissenschaften läßt sich für Deutschland (und hier fand 
der Ausdifferenzierungsprozeß zuerst statt; recht genau auf die Zelt 
der Jahrhundertwende festlegen. Vgl. dazu: J. Löffelholz, Geschichte 
der Betriebswirtschaft, In: Handwörterbuch der Betriebswirtschaft, 
Bd. I, 3. Aufl., Stuttgart 1956, S. 270 ff. Vgl. zum politischen und 
ökonomischen Stellenwert des Problems zunehmender Kostenfixierung: 
E. Schmalenbach, Der freien Wirtschaft zum Gedächtnis, 2. Aufl. , 
Köln und Opladen 1949.
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ternden Konjunkturbedingungen wesentlich verändert. (1) Die Schwierig
keit für die Reproduktion der Hinzelkapitale ergibt sich nun daraus, daß 
bei Unterbeschäftigung (des Betriebes) die "Grenzkosten" unter den "Vol 
kosten" liegen. Ich ziehe zur Erläuterung ein Zahlenbeispiel heran, das 
Schmalenbach zur Illustration gebildet hat: (2)

Wir nehmen an, ein Betrieb besitze
eine jährliche Kapazität von ..................................  1 000 000 Einheiten
eine derzeitige jährl. Produktion von.......................600 000 »
die derzeitigen jährl. Kosten betragen............... 18 000 000 DM
mithin die Vollkosten je E inheit............. .........................30 " .
Die Kosten würden betragen nach einer P ro 
duktion von 700 000 Einheiten........... ..................  19 000 000 DM
für zusätzlich 100 000 Einheiten wären also
die zusätzlichen Kosten.........................................  1 000 000 "
die Grenzkosten betragen somit je Einheit....................... 10 " .

Der Verkauf der gesamten Produktion unter den Vollkosten und mithin 
auf Kosten der Reproduktionsfähigkeit der Unternehmung wird im geschäft-

(1) Ich gehe hier ausführlich auf die betriebswirtschaftlichen Begründun
gen zum Fix-Kosten-Problem ein; dies zum einen, weil die entsprechen
den betriebswirtschaftlichen Kenntnisse beim Leser wohl nicht voraus
gesetzt werden können und zum andern, weil die Argumentation mit dem 
Phänomen der fixen Kosten in neueren Arbeiten zur Kritik der politi
schen Ökonomie häufig an dem präzisen Inhalt dieser Kategorie vorbei
geht.
Von einer genaueren Darstellung einzelner betriebswirtschaftlicher 
Positionen zum Fix-Kosten-Problem sehe ich allerdings ab, vgl. da
zu: H. Kuerpick, Die Lehre von den fixen Kosten. Eine literaturkriti
sche Studie, Köln u. Opladen 1965; sowie H. Siegwart, Der Einfluß der 
fixen Kosten auf die Unternehmungspolitik, Zürich 1959. Versuche, die 
mit der Fix-Kosten-Kategorie angesprochenen Handlungszwänge herun
terzuspielen und die Kategorie selbst, aufgrund der damit bei Schmalen
bach verknüpften Implikation vom "Ende der freien Wirtschaft", mög
lichst vergessen zu machen, gibt es viele. Vgl. zur Kritik vor allem an 
dem Versuch Erich Schneiders, die fixen Kosten generell als nicht
notwendige Kosten und damit als Managementfehler zu definieren: U. 
Kühn, "Ist die Theorie der fixen Kosten überholt? Eine Auseinander
setzung mit der Lehre Erich Schneiders von den notwendigen und nicht
notwendigen kosten", in: Zeitschrift für Handelswissenschaftliche For
schung, 7. Jg. 1955, S. 399 ff.

(2) , Vgl. E. Schmalenbach, Der freien Wirtschaft zum Gedächtnis, a. a. O. , 
S. 1 00 ff. Grundlegender: Ders. , Selbstkostenrechnung und Preispoli
tik, Leipzig 1 930.
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liehen Sprachgebrauch als "Preisschleuderei11 u. ä. bezeichnet. Die Diffe
renz zwischen Voll- und Grenzkosten stellt für die einzelne Unternehmung 
des Produktionszweiges jedoch durchaus die Möglichkeit her, die Produk
tion zu steigern und das Mehrprodukt zu einem Preis, der unterhalb der 
Voll- aber oberhalb der Grenzkosten liegt, zu verkaufen -  solange dies 
den Marktpreis nicht berührt.

Würde Indem obigen Beispiel die Produktion um 
100 000 Einheiten erhöht und diese zu DM 25,— 
je Einheit verkauft, so betrügen die Mehreinnah
men 2 500 000 DM, die Mehrkosten jedoch nur 
1 000 000 DM; die einzelne Unternehmung würde 
ein gutes Geschäft machen. Würde dagegen der 
neue Preis von DM 25,— zum Marktpreis, so 
würden
700 000 Einheiten kosten........................................... 19 000 000 DM
der entsprechende Erlös wäre.................................. 17 500 000 " .
Es ergäbe sich also Verlust von...............................  1 500 000 " .
Allerdings sind auch die Vollkosten bei der neuen 
Produktionsmenge gesunken (degressiver Kosten
verlauf), nämlich auf ca. DM 27,— je Einheit; bis 
zu diesem Preis könnte die Unternehmung unter 
Voraussetzung der Produktionserweiterung her
untergehen, ohne selbst bei entsprechendemFall 
des Marktpreises Verluste zu haben.

Je tiefer die Marktpreise bereits unter den Vollkosten eines Betriebes 
liegen, desto größer die Notwendigkeit für ihn, durch Produktionsauswei
tung den degressiven Kostenverlauf zu nutzen und so seine Bestandserhal
tung (Reproduktion) zu sichern. Allerdings würde bei entsprechendem 
Verhalten der Konkurrenten, das durch diesen Schritt geradezu erzwun
gen wird, die Produktionsmenge des gesellschaftlichen Produkts dieses 
Zweiges so gesteigert, daß sein Preis wiederum - und möglicherweise tie
fer -  unter die Vollkosten fallen würde.

Der Individuelle Ausweg, geheime Ausnahmepreise mit einzelnen Abneh
mern zu machen, führt also nicht weit. So auch Schmalenbach:

"Diese Preispolitik, die darin besteht, bei der alten Kundschaft die al
ten Preise, die noch gerade die Vollkosten decken, zu halten, Im umstrit
tenen Gebiet dagegen die Konkurrenten zu unterbieten, geht erfahrungsge
mäß schon nach kurzer Zelt zu Bruch. Denn der Konkurrent macht es lei
der ebenso, und außerdem werden die Sonderpreise über kurz oder lang 
jedem Abnehmer bekannt. Infolgedessen sinken schließlich auf der ganzen 
Linie die Preise unter die Vollkosten, und damit treten dann Verluste ein. 
Zunächst sinken die Preise unter die Vollkosten, halten sich aber noch er
heblich über den Grenzkosten. Jedoch besteht bei anhaltender Unterbeschäf 
tlgung die Tendenz, daß sie sich den Grenzkosten Immer mehr nähern. "
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Schmalenbach fügt hinzu: "In dieser Situation kommt es mit Naturnotwen
digkeit zu einem Karte ll." (1)

Das Aufkommen der fixen Kosten führt also gewissermaßen zu einer Ver
selbständigung des Preis-Mengen-Mechanismus gegenüber den Handlungs
und Kontrol Imögl ichkeiten der einzelnen Kapitale.

An dieser Stelle ist eine kurze Reflexion zur Bedeutung der Kostenstruk
tur für die Reproduktion des Kapitals notwendig: In den Kostenkategorien 
reflektieren sich -  ganz allgemein gesagt -  die Bedingungen für die Repro
duktion der Einzelkapitale. Bei Vollkosten werden sowohl die Zinsen als 
auch die Abschreibungen über die Preise "zurückgebracht", der Betrieb 
reproduziert sowohl seine Position gegenüber dem Leihkapital (er erhält 
sich seine Kreditfähigkeit und Unabhängigkeit) als auch -  durch die Fähig
keit, die abgenutzten Anlagen zu gegebener Zeit durch neue zu ersetzen -  
gegenüber veränderten Zukunftsanforderungen in den Produktionsbedingun
gen. Da die Reproduktionsbedingungen des einzelnen Kapitals umso mehr 
Faktoren erfassen, je weiter der Zeithorizont gesteckt ist, unter dem die 
gegenwärtige Produktion gesehen wird, variieren auch die Kosten, mit de
nen diese Produktion "berechnet" wird im Hinblick auf die späteren Re
Produktionsbedingungen. In den Kostenkategorien wird also der "Anspruch" 
der einzelnen Unternehmung auf Erhaltung der Identität als Einzelkapital 
deutlich, es wird als "laufendes Geschäft", "going concern" in den Zeitab
lauf gestellt und nicht allein im Hinblick auf die gegenwärtigen Tausch- und 
Verwertungsbedingungen nach seinem Erfolg bewertet. Die Veränderung 
der Kostenstruktur der Unternehmen hat nun aber Folgen für die Kapitalreproduk
tion auf einzel- wie auf gesamtgesellschaftlicher Ebene: Zwischen den ge
sellschaftlichen Bedingungen der Produktivkraftsteigerung -  Anlage eines 
größeren Teils des Kapitals in technischen Anlagen und Maschinerie und 
damit als fixes Kapital -  und den Reproduktionsbedingungen der einzelnen 
Kapitale tritt ein Widerspruch auf, der sich weder durch individuelle An
Passungsstrategien der Einzelkapitale ("Preisschleuderei" u. ä. ) noch den 
gesellschaftlichen Krisenmechanismus lösen lassen, da letzterer gerade 
die Betriebe mit den fortgeschritteneren Produktionsweisen am härtesten 
trifft.

(1 )E . Schmalenbach, Der freien Wirtschaft a. a. O. S. 103, 104.
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Die Krise als objektive gesellschaftliche Zwangsinstitution, um die P ro 
duktion wieder den Verwertungsbedürfnissen und -erfordernissen der Ein
zelkapitale anzupassen, wird daher, zumindest in dieser Beziehung, sinn
los. Einzel- und gesamtwirtschaftliche Rationalität scheint zusammenzu
fallen, denn es geht ja um die Erhaltung gerade der Unternehmungen mit 
fortgeschrittenen Produktionsweisen.

Die ungeheure Wirkung, die die Erkenntnis einer zunehmenden Kluft zwi
schen den Handlungsanforderungen des technischen Fortschritts (Produk
tionsrationalität) und der handlungsanleltenden Funktion der Preise (Markt
rationalität) in damaliger Sicht besaß, läßt sich an dem Schreck, der den 
ideologischen und praktischen Repräsentanten der freien Wirtschaft in die 
Glieder fuhr, ermessen. Soeben hatte sich das private Kapital aus dem Be
reich des Eisenbahnwesens - für nahezu ein halbes Jahrhundert eine seiner 
wichtigsten Anlagesphären -  nicht zuletzt aufgrund der Implikationen des 
Fix-Kosten-Problems zurückziehen müssen; die gleiche Entwicklung bahnte 
sich im Bereich der Gas- und Energieversorgung, dem Verkehrsgewerbe 
und den Bergwerken an. Die Entwicklung zum Großbetrieb, die der Fort
schritt der Produktivkräfte erzwang, und die damit einhergehende V er
schiebung zwischen den fixen und den proportionalen Kosten ließen nun er
warten, daß für immer weitere Bereiche der Produktion die fre ie  W irt
schaft versagt und die Konkurrenz "gebunden" werden mußte, um die Re
produktionsfähigkeit der Einzelkapitale zu gewährleisten.

Die Implikationen einer solchen Verschiebung der Kostenstruktur wird 
in drastischer Weise demonstriert durch eine Untersuchung von Kleine 
zur Kostenentwicklung in der Textilindustrie, auf die sich auch Schmalen- 
bach in seiner Argumentation stützt. (1) Kleine hat die Kostenentwicklung 
in einer Spinnerei und einer Weberei im Zeitraum zwischen 1890 und 1925 
analysiert und den Anteil der fixen Kosten in der Spinnerei im Jahre 1890 
mit 42 %, für 1902 mit 53 %, für 1913 mit 54 % und für 1 92o mit 58 % be
ziffert. Für die Weberei lauten die Fixkostenanteile für die gleichen Zeit
punkte 35 %, 42 %, 41 % und 51 %.

Bei einem Beschäftigungsgrad von 75 % nahm der Anteil der fixen Kosten 
dann die folgenden Werte an:

1890 1902 1913 1926
Spinnerei 50 % 60 % 61 % 65 %
Weberei 42 % 49 % 48 % 58 %

Dem entsprach für 1890, also bei 50 % Fixkosten, ein Kostenanstieg, 1

(1) K. Kleine, "Die Verschiebung der fixen und proportionalen Kosten in 
Textilbetrieben", Zeitschrift für handelswissenschaftliche Forschung, 
23. Jg. (1929), S. 24 ff und 289 ff; die Zahlen sind auf-bzw. abgerun
det.
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der sich "automatisch” bei Beschäftigungsrückgang ergäbe, je Erzeugungs
einheit von 14 %, 1926 bei 65 % ein Anstieg von etwa 20 %.
Die entsprechenden Werte für einen Beschäftigungsgrad von 50 % betrugen:

1890 1902 1913 1926
Spinnerei 60 % 69 % 70 % 73 %
Weberei 52 % 59 % 58 % 67 %

Die Kostensteigerungen, die hier allein auf die Beschäftigungsminderung 
zurückzuführen wären, betrugen z. B. in der Spinnerei für 1890 etwa 
42 %, für 1926 etwa 58 %.

Für die Auswirkungen, die sich bei mangelnder Beschäftigung der Be
triebe ergeben, kommt Kleine zu dem Schluß:

"So führen die durch das Steigen der fixen Kosten hervorgerufenen Ko
stendegressionen zunächst zu einer Verschärfung des Konkurrenzkampfes 
der Betriebe. Die hierdurch bedingte Verlustwirtschaft aber treibt zum 
Zusammenschluß mit anderen Betrieben in irgendeiner Form. "

Der hier beschriebene Mechanismus, der ln der Kostenstruktur der Pro
duktion verankert Ist und der eine Verminderung der Beschäftigung auf
grund der Produktionsbedingungen ebenso ausschloß, wie die Beibehaltung 
bzw. Ausweitung des Produktionsvolumens -  zumindest bei gegebenem 
Marktpreis -  aufgrund der Realisierungsbedingungen, zeigt, daß mit zu
nehmender Kapitalisierung der Produktionsweise die Funktion der Konkur
renz, die gesellschaftlich notwendige Arbeit zu senken, erst eine objektive 
Basis gewinnt; sie verselbständigt sich von dem einfachen Profitmotiv des 
einzelnen Kapitals als Antrieb der Konkurrenz.

Aufgrund der Fixkostenproblematik ergibt sich nun also ein gravierender 
objektiver Zwang, Preissenkungen vorzunehmen, "halsabschneiderische" 
Konkurrenz zu riskieren usw. , der außerhalb und neben dem inneren Drang 
der Kapitalfunktionäre nach Maximaiverwertung zu lokalisieren ist. Die 
Konkurrenz kann im Hinblick auf diesen Zwangsmechanismus auch auf der 
Handlungsebene nicht mehr nach dem Modell des Wettbewerbs erklärt wer
den, in dem die Standards der Produktion und das Maß der gesellschaftlich 
notwendigen Arbeit durch die Vorstöße Einzelner immer wieder verbessert 
bzw. vermindert werden, und die Konkurrenzfunktionen so durch einen 
permanenten Interessengegensatz zwischen "siegenden" und "unterliegen
den" Wettbewerbern vermittelt werden. Als Träger des sozialen Zwanges, 
die gesellschaftlich notwendige Arbeit zu vermindern, erscheinen nun nicht 
einzelne Kapitale, sondern die Produktionstechnik selbst. Die Kapitale e i
ner Produktionssphäre werden damit einem ihnen gemeinsamen und poten
tiell einigenden Problem konfrontiert, nämlich diesen Zwang zu vermindern. 
Aus dieser objektiven Problemlage folgert dann etwa Schmalenbach, wie 
wir gesehen haben, auf die "Naturnotwendigkeit" des Kartells.
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III. 3. 4 Die Bedeutung den Banken für die Kartellierung

Wenn ich die Kartelle als die wesentliche Anpassungsform des Kapitals 
in dem untersuchten Zeitraum in Deutschland bezeichne, so scheint dies 
der These von der "Macht der Banken" und von deren Bedeutung als privat
kapitalistischer Regulierungsinstanz gerade für diesen Zeitraum zu wider
sprechen. Aus dieser These ließe sich die Überlegung ableiten, daß die 
Kartelle nichts als ein von den Banken durchgesetztes Instrument ihrer In
dustriepolitik seien, das folglich auch nur durch eine Analyse der Funk
tionsweise und der Bedingungen der Bankenpolitik begreifbar sei.

Im Folgenden soll kurz auf diesen Einwand eingegangen werden, zum ei
nen, um zu rechtfertigen, daß ich die Banken in der weiteren Untersuchung 
als Regulierungsinstanz nicht weiter untersuchen werde, zum andern, um 
auf einige Problemstellungen einer bewußten Regulierung von Kapitalver
wertungsprozessen durch Banken hinzuweisen.

Die Banken besaßen wesentlichen Einfluß auf den Prozeß und die Einlei
tung der Kartellbildung. Wie neuere Untersuchungen über die Rolle der 
Banken in dieser Hinsicht ergeben haben, waren die Banken einerseits weit
gehender an der Durchsetzung der Kartelle beteiligt, andererseits haben 
sie diese Kapitalform aber auch schon früher als Entwicklungshemmnis be
trachtet als nach den bisherigen Kenntnissen angenommen werden konnte.
Im Kampf um die angemessene Kapitalform waren die Banken zunächst die 
Durchsetzungsinstanz der Kartellbildung gegen den Willen der produktiven 
Kapitale. Mit der Absicherung des inneren Marktes gegen die Weltmarkt 
nämlich

". . . waren ökonomische Wettbewerbsbedingungen erreicht, die die Fra
ge nach dem Weg zum besten Preis offenließen: Assoziierung (d. h. Kartell
bildung -  UJ) zur Stabilisierung der Preise oder Monopolisierung zur Fest
setzung der Preise. Die Banken wollten die Assoziierung, doch sie bedurf
te des 'Friedens am Markt'. Bereits 1879 aber, der Schutzzoll war noch 
nicht unter Dach und Fach, begannen das Ruhrgebiet und die oberschlesi
sche Industrie aufzubegehren. Dort, wo die Voraussetzungen für eine di
rekte industrielle Absatz- und Produktionserweiterung lagen, wollten die 
Industrieleiter von keiner 'Blockbildung' etwas wissen. ( . . . )  Dementspre
chend hart waren die Auseinandersetzungen Anfang der 80er Jahre um die 
weitere Politik auf dem Gebiet der Schwerindustrie." (1)

So umstritten die These von der Dominanz der Banken und der Rolle des 
Finanzkapitals als al Igemeine kapital ismustheoretisches Konzept auch

(1 ) H. Böhme, Bankenkonzentration und Schwerindustrie 1873 - 1896. Be
merkungen zum Problem des 'Organisierten Kapitalismus', in: H.-U. 
Wehler, Hg. , Sozialgeschichte Heute. Festschrift für Hans Rosenberg 
zum 70. Geburtstag, Berlin 1970, S. 432 ff, S. 437.
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sein mögen, (1) so ist sie doch für eine bestimmte historische Phase der 
Entwicklung in Deutschland durch neuere historische Forschung wesent
lich bestärkt worden. Von Interesse ist hier vor allem die Untersuchung 
Helmut Böhmes, "Bankenkonzentration und Schwerindustrie 1873 -  1896"
(2), deren Ergebnisse auf archivarischem Material der Gelsenkirchner 
Bergwerks-AG (GBAG) beruhen, die eine Schlüsselrolle in der Struk
turierung der Organisationsformen der deutschen Montanindustrie seit den 
1880er Jahren innehatte.

Die Industriepolitik der Banken in der Phase der "Großen Depression" 
seit 1873 kennzeichnet Böhme durch das folgende "Aktionsprogramm":

"1. Aufbau eines Zollschutzes und Anbindung staatlicher Macht an das 
•Schicksal der Produktion1 (Salomonsohn). Das wurde bis 1879 erreicht.
2. Blockbildung in Gestalt von Förderkonventionen, von Preiskartei len 
durch Absprachen. Das wurde bereits ab 1877 erreicht. 3. Ausbau beste
hender Anlagen zu branchenbestimmenden Großunternehmen. Das wurde bis 
Mitte der 90er Jahre erreicht. " (3)

Dieses Aktionsprogramm erfolgte auf Grundlage eines Dominanzverhält
nisses zwischen Banken und Montanunternehmen, von derartiger Stärke,

"daß selbst Verbundentwicklungen auf der Industrieseite mehr, als bis
lang in der Forschung gesehen wurde, von den Banken initiiert und befoh
len wurden. " (4)

Der auf beiden Seiten immer stärker selektive Verbund zwischen bestimm
ten Banken (speziell den Berliner Großbanken) und bestimmten Industrie
unternehmungen ließ die Depressionszeit zu einer Phase intensiver Umge
staltung der Regulierungsstrukturen in der deutschen Montanindustrie werden 
von der entscheidende Einflüsse auf die übrigen Bereiche der Industrie 
ausgingen.

"Keines der von den Berliner AG-Banken gestützten Unternehmen bank
rottierte, aber auch keines der von Berlin abhängigen Industrieunterneh
men hatte die Macht, eine selber zu verantwortende und eigenorganisierte 
Unternehmenspolitik zu entwerfen. Die Berliner Banken befahlen, ordneten 
an oder ließen die Geschäftsbeziehungen in ihrem Sinne und unter Berück
sichtigung ihres Portefeuilles regeln. Dabei hatte die 'reinigende Kraft1 
der Depression zur Folge, daß einmal die Vielzahl kleiner und mittlerer 
Unternehmen sowohl auf dem Industrie- als auch auf dem Bausektor zu 
größeren Einheiten zusammengefaßt wurden und daß zweitens die lange an
haltende Depression zum Nährboden für die Weiterentwicklung der Groß
industrie und des damit verbundenen Finanzierungssystems wurde. " (5) 1 2 3 4 5

(1) Vgl. U. Jürgens, G. Lindner, "Zur Funktion und Macht der Banken", 
in: Kursbuch, Nr. 36 (1974), S. 121 ff.

(2) A. a. O.
(3) A. a. O. , S. 436.
(4) A. a. O. , S. 436.
(5) A. a. O.



-  84 -

Das Resultat dieser Expansionsstrategien auf beiden Seiten des Bank-In- 
dustrie-Verhältnisses war, daß gegen Ende der 80er Jahre einerseits 
die Banken ihre Industriebasis wesentlich verbreitert hatten und nun vor 
allem durch engere Verbindungen zur Eisen- und Stahlindustrie sowohl 
Konsumenten als auch Produzenteninteressen aus der Sicht der Kohlein
dustrie zu vertreten hatten, daß auf der anderen Seite der Prozeß der ho
rizontalen Konzentration einen ungeheuren Fortschritt genommen hatte. (1) 

Die Förderung der Konzentration durch die Banken bedeutete aber kei
neswegs eine Zunahme ihrer Fähigkeit, eine »allgemeine industrielle Ge
staltung von einem einheitlichen Gesichtspunkt aus planvoll anzustreben» 
(Jeidels) (2), zumal Ihre Verbindungen zu den aufkommenden vertikal kon
zentrierten Unternehmungen (vor allem die »gemischten Werke» im Bereich 
der Kohle-Eisen-Produktion) an Bedeutung Zunahmen. Zur gleichen Zeit, 
als sich in den 90er Jahren der »Gedanke der Solidarität» nun zu realis ie
ren begann (mit der Gründung des Rheinisch-Westfälischen Kohlensyndi
kats 1893 als wesentlichem Anstoß), gaben die Banken, nach Böhme, die
sen Gedanken im Prinzip auf: "So war bereits Mitte des Jahres 1894 bei 
den Großbanken der Syndikatsgedanke ad acta gelegt worden." (3)

Anstatt auf die Kartelle als Organisationsform der Kapitalreproduktion 
wurde das Gewicht nun auf die Stärkung der Konkurrenzfähigkeit einzelner 
Unternehmungen gelegt.

"In Ihrem Streben nach 'größeren Assoziationen1 verstärkte jede Ban
kengruppe ihre Klientel so, daß 'zwischen selbständig bleibenden Unter
nehmen' der Markt monopolistisch beeinflußbar wurde. . . . "  (4)

Ab 1900 lag, laut H. Böhme, der Schwerpunkt der Industriepolitik der 
Banken auf den gemischten Werken, d. h. der Trust-bzw . Konzernbildung: 
die gemischten Werke gewannen in der Folgezeit immer stärker an Bedeu
tung und begannen, den Kartellen den Rang als unverzichtbarer Anpassungs
form des Kapitals streitig zu machen. (5)
Zugleich änderte sich das Verhältnis zwischen Banken und Industrie: 1 2 3 4 5

(1) Vgl. K. Goldschmidt, Über die Konzentration im deutschen Kohlenberg
bau, Karlsruhe 1912. Vgl. auch K. Wiedenfeld, a. a. O. , S. 20.

(2) O. Jeidels, 1905, S. 269.
(3) H. Böhme, a. a. O. , S. 440; vgl. dort die entsprechenden Aussagen des 

Geschäftsinhabers der Disconto-Bank.
(4) H. Böhme, a. a. O.
(5) Allerdings bleibt das Kartell bis zum 1. Weltkrieg die dominierende 

Form. Vgl. auch H. von Beckerath, Der moderne Industrialismus (Ge
werbepolitik I), Jena 1930, S. 19: »Nur in wenigen Industrien entste
hen ( . . . )  durch horizontalen Zusammenschluß mehrerer Unternehmungen 
mit Betrieben gleicher Produktionsstufen oder durch vertikalen Zusam
menschluß von Unternehmen resp. Betrieben aufeinanderfolgender P ro
duktionsstufen große Konzerne, die jedoch sehr selten an sich Monopol
macht gewinnen, sondern zu diesem Zweck sich nun erst in Kartellen 
(Syndikaten) vereinigen müssen.



-  85 -

Die beinahe totale Abhängigkeit gerade der Großunternehmungen von den 
Berliner Banken, die sich bis in die Entscheidungen über die Probleme der 
täglichen Geschäftsführung und auf die detaillierte Kontrolle der Betriebe 
und Buchführung erstreckte, hatte für eine kurze historische Phase zu 
einem hohen Grad der Zentralisierung ökonomischer Entscheidungsstruk- 
turencgeführt. Aus der Perspektive des "Zunahme-Theorems11 der Vergesellschaf
tungstheorie lag es nahe, daran weitreichende Folgerungen für eine Sy
stemtransformation zu knüpfen. Dies hat im Anschluß an die Untersuchun
gen von Riesser und Jeidels vor allem Lenin getan:

"W ir sehen, wie schnell ein dichtes Netz von Kanälen entsteht, die das 
ganze Land überziehen, sämtliche Kapitalien und Geldeinkünfte zentrali
sieren und Tausende und aber Tausende von zersplitterten Wirtschaften 
in eine einzige gesamtnationale Wirtschaft und schließlich in die kapitali
stische Weltwirtschaft verwandeln."
" ( . .  . ) mit der Konzentration des Kapitals und dem Wachstum des Umsatzes 
(ändert) sich die Bedeutung der Banken von Grund aus ( . . . ) .  Aus den zer
splitterten Kapitalisten entsteht ein einziger kollektiver Kapitalist." 0 )

Ebenso wie Hilferding betrachtet Lenin die strukturelle Verflechtung 
zwischen Bank und Industriekapital und die dominante Rolle der Großban
ken daher als Übergangsformen des Kapltalszum Sozialismus: (2)

"Ohne die Großbanken wäre der Sozialismus nicht zu verwirklichen. Die 
Großbanken sind jener 'Staatsapparat1, den w ir für die Verwirklichung des 
Sozialismus brauchen und den wir vom Kapitalismus fertig übernehmen, wo
bei unsere Aufgabe hier lediglich darin besteht, das zu entfernen, was die
sen ausgezeichneten Apparat kapitalistisch verunstaltet, Ihn noch größer, 
noch ! demokratischer, noch umfassender zu gestalten. Quantität wird in 
Qualität Umschlagen." (3) 1 2 3

(1) W. I. Lenin, Der Imperialismus als höchstes Stadium des Kapitalismus, 
(1917), in: Ders. , Ausgewählte Werke in drei Bänden, Bd. I, Berlin/
DDR 1966, S. 763 ff, 791, 792.

(2) Vgl. zu Hilferdings sowie zur Frage nach der Dominanz im Verhältnis 
zwischen Bank und Industrie: Jürgens/Lindner, a. a. O. Die von uns 
dort und hier vorgetragene Interpretation der Leninschen Ausführungen 
ist jedoch kontrovers, vgl. H. Radant, "Sprach Lenin von der führen
den Rolle des Bankkapitals gegenüber dem Industriekapital? Bemerkun
gen zu: Kurt Gossweiler, Die Rolle der Grossbanken im Imperialismus", 
a. a. O. , S. 189 ff.

(3) W. I. Lenin, Werden die Bolschewiki die Staatsmacht behaupten? (Okt.
1917), in: Werke, Bd. 26, Berl in/DDR 1 961, S. 89 f. Nach Übernahme 
der Staatsmacht hat Lenin sich über diese Vorstellungen über die Ver
gesellschaftungsqualität des Bankapparates sehr (selbst-) kritisch ge
äußert; vgl. dazu: George Garvy, "The Orlgins of Lenin's View on the 
Role of Banks in the Socialist Transformation of Society", in: History 
of Political Economy, Vol. 4, 1972, S. 252 ff.



-  86 -

Unreflektiert blieb dabei der Umstand, daß die Vergesellschaftung der 
Arbeit von der "abstraktesten", funktionellen Form des Kapitals, dem zins
tragenden Kapital, und von dessen Funktionsbereich, dem Kreditwesen, 
getragen wurde. Dessen Zentralismus aber war in dieser Phase viel mehr 
Ausdruck der noch unentwickelten, organisatorisch zersplitterten materi
ellen Reproduktionsbasis des Kapitals als der Kristallisationspunkt für die 
Herausbildung des "kollektiven Gesamtkapitalisten". Die evolutorische Be
deutung des Bankenzentralismus lag nicht darin, daß sie sich zunehmend 
zum l_enkungs"apparat" der Industrie herausbildeten. Vielmehr lag sie dar
in, daß die Großbanken die Kontrolle über die "Sphäre" des Kreditwesens 
(insbesondere auch gegenüber der Börse) erlangten, welche es ihnen e r
möglichte, die Zeithorizonte der Kapitalbewegungen in dieser "Sphäre" mit 
derjenigen des industriellen Kapitals zu vereinbaren. Dazu bedurfte es vor 
allem der Domestizierung der Spekulation, was durch die (durch Verrecht
lichung teilweise fix ierte) Dominanz der Großbanken bewirkt wurde.

In dieser Funktion sieht auch Hilferding eines der wesentlichen Kennzei
chen der politischen Ökonomie des Finanzkapitals:

"Immer mehr werden die Spekulationsbewegungen mit der wachsenden 
Macht der Banken von diesen beherrscht und nicht mehr die Banken von den 
Spekulationsbewegungen. Mit der Bedeutung der Börse im allgemeinen geht 
noch rascher ihre Rolle als krisenverschärfende Ursache zurück." (1) 

Dieses Urteil wird auch von Riesser und Jeidels, den beiden wichtigsten 
Autoren zur "Rolle der Banken" für die Zeit bis zum 1. Weltkrieg, geteilt.

Durch Zentralisierung der Kreditierungsmöglichkeiten auf wenige Zen
tren und damit durch eine festere institutioneile Vermittlung von Kredit- 
und Produktionssphäre, durch partielle Berücksichtigung der Konkurrenz
bedingungen innerhalb der Produktionssphären bei der Kreditvergabe wur
den auch die Produktionsstrukturen stabilisiert. (2) 1

(1) R. Hilferding, Das Finanzkapital. Eine Studie über die jüngste Entwick
lung des Kapitalismus, Berlin 1947 (zuerst: 1910), S. 399.



-  87 -

Diese in der Gründerperiode errungene und in der Folgezeit konsolidier
te Position war jedoch nicht von Dauer. An der tatsächlichen Entwicklung 
der Großbanken zeigt sich daher auch der trügerische Charakter des auf 
Apparate, Organisationsformen, Instrumente abstellenden Vergesellschaf
tungskonzepts. Nach allen Indikatoren des Bankgeschäfts (Einlage- und 
Kreditvolumen, Emissionstätigkeit, Beteiligungen, Aufsichtsratssitze usw. ) 
steigert sich zwar die Bedeutung dieser Banken in großen Zuwachssprün
gen bis zum 1. Weltkrieg. (1) Dennoch sind dies immer weniger Indikato
ren für die Funktion, "Kommandohöhen der Wirtschaft" zu sein.

So glaubt Böhme,schon ab 1887 einen deutlichen Wandel indem Einfluß 
- der Banken und eine Ausweitung in dem Handlungsspielraum der Industrie

unternehmungen feststellen zu können. In dem Maße nämlich, wie die engen 
Symbiosen zwischen einzelnen Bank- und Industrieunternehmungen Erfolge 
zeitigten und diesen Unternehmungen in ihren Anlagesphären ein höheres 
relatives Wachstum ermöglichte, lösten sich auch die direkten Abhängig
keitsbeziehungen. Dies ist nicht nur als eine Aufhebung des einseitigen 
Dominanzverhältnisses zugunsten einer gleichschultrigeren Beziehung in
nerhalb der Symbiosen zu verstehen. Das wachsende Gewicht 'derTndustri'e- 
unternehmungen in der Verflechtung mit den Banken (2) war begleitet von 
zunehmenden Interessendivergenzen und Lösungsbestrebungen von beiden 
Seiten aus.

Die Differenzierung der Produktionszweigstruktur, insbesondere die An
stöße, welche die Eisen- und Stahlindustrie durch die rasche Expansion 
der Kohleindustrie und der sich hier zeigenden Akkumulationsschranken 
erhielt, zogen die Banken hinein in die Interessengegensätze, die sich zwi
schen den Industriezweigen zu entfalten begannen. Die vertikale Zentrali
sation des Kapitals und mit ihr die Entstehung der sog. kombinierten Un
ternehmungen wurden zum Ausdruck dieser Tendenz.Deren Verbreitung selbst 
ist Indikator dafür, daß die produktiven Kapitale, die Industrieunterneh
mungen die Initiative in der Wahrnehmung von Akkumulationschancen über
nommen hatten. Denn gerade als produktive Kapitale waren sie zu einer 
Wachstumsstrategie imstande, welche die produktivsten Effekte einer V er
bindung zu vor- und nachgelagerten Bereichen sich zu Nutze machten, wel
che "die Banken aus ihrer breiteren Perspektive her nicht oder zu spät als 
Chance zum 'Gründergewinn1 (in der Terminologie Hilferdings) erkennen 
konnten. " (3) 1 2 3

(1) Vgl. insbes. J. Riesser, Zur Entwicklungsgeschichte der deutschen 
Großbanken mit besonderer Rücksicht auf die Konzentrationsbestrebun
gen, 2. verm. u. verbess. Aufl., Jena 1906, S. 317 ff.

(2) Diese Verflechtung ist Inhalt des "Finanzkapital"-Begriffs; für die Dar
stellung des Sachverhalts vgl. insbes. O. Jeidels, a. a. O.

(3) R. T illy , "Banken und Industrialisierung in Deutschland (1870 -  1914)", 
unveröff. Ms. , Münster 1976, S. 19; meine Hervorhebung.
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Darüber hinaus hatte die Konzentrationspolitik der Banken zur Folge, 
daß die Kapitalbedürfnisse der Unternehmungen die Finanzierungsfähigkeit 
der Banken überschritt.

"Es zeigt sich ( . . . )  seit 1887, daß der zielbewußten Konzentrationspoli
tik -  schon aus Gründen der eigenen Konzentrationsbemühung und des e i
genen Marktvortei ls -  eine Größenordnung des Industriegeschäfts gegen
überstand, die die Industriepolitik der Banken in ihr Gegenteil Umschla
gen ließ. Denn durch die schrittweise Verwirklichung der Konzentration, 
die Verdrängung konkurrierender Macht auf der Bankseite und das Anwach
sen der industriellen Investitionssummen wurde für die Berliner Großban
ken die Konkurrenz immer mehr gegenstandslos. Die aufzubringenden Sum
men konnten in einem einzelnen Institut nicht mehr erbracht werden. Fast 
jede Fusion auf der Montanseite führte am Ende des Jahrhunderts zu einem 
Konsortium fast aller damals existierender deutscher Banken, die sich 
wiederum zu Bankgruppen zusammengeschlossen hatten. " (1)

Die Ursachenanalyse für die Verselbständigung der Industriekapitale 
soll hier nicht weiter vertieft werden. Wir haben gesehen, daß das Bank
kapital bzw. , institutionell ausgedrückt, die Banken für eine bestimmte 
historische Phase die Position einer "Kommandohöhe der Wirtschaft" ein
genommen haben. Wir haben aber auch gesehen, daß sie nicht einfach all
gemein und unter dem "Zunahme-Theorem" als "höhere Form des Kapitals" 
oder als Übergangsform betrachtet werden können. Vielmehr war die 
Schlüsselstellung, die sie im Hinblick auf Entscheidungen über alternati
ve Organisationsformen für die Produktion und Realisierung von Wert und 
im Hinblick auf das Verhalten der industriellen Kapitale In der Konkurrenz 
sowie im Hinblick auf die Koordination der Entwicklungen Innerhalb und 
zwischen den industriellen Produktionssphären besaßen, ein Kennzeichen 
eines noch unentwickelten Standes des Kapitalismus in Deutschland. Dieser 
Vorgang hat für die Argumentation in dieser Arbeit eine außerordentliche 
Bedeutung: Es zeigt sich nämlich, daß der Prozeß, der in der theoreti
schen Reflexion - vor allem derjenigen mit systemüberwindendem Erkennt
nisinteresse - als zunehmende Zentralisierung und Verdichtung bewußter 
Organisations- und Regulierungsformen erscheint, in Realität ebensosehr 
ein Prozeß der Auflösung und Entspezifizlerung von Abhängigkeitsverhält
nissen war - jedenfalls zunächst im Verhältnis zwischen Banken und In
dustrie. 1

(1) H. Böhme, a. a. O. , S. 439.
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I I I .  4 Ausmaß und F orm en  der V e rb re itu n g  d er K a r te lle

III. 4.0 Kapitelübersicht

In dem folgenden Kapitel soll die Verbreitung der Kartelle In der Unter
suchungsperlode dargestellt werden. Dabei kommt es mir Im ersten Schritt, 
bei der Darstellung des Prozesses der Extensl vierung der Kartellbezie
hungen (III. 4. 1) darauf an, zu zeigen, daß die Kartellbewegung In sehr 
kurzer Zelt einen sehr erheblichen Teil zumindest der Produktionszweige 
erfaßte, In denen das Kapital einen Bewegungsraum zu dieser Zelt besaß.

Es erweist sich dann jedoch, daß Abgrenzungen zwischen kartellierten 
und nlcht-kartelIIerten Bereichen und darauf basierende Kartellquoten usw. 
nur wenig Aussagefähigkeit besitzen. (Daher können wir uns auch mit der 
kurzen Abhandlung der Quanltäten begnügen. )

Angesichts der unterschiedlichen Dichte der Kartellbeziehungen und der 
unterschiedlichen Dauerhaftigkeit erscheint es mir wesentlich wichtiger, 
den Transformationsprozeß der Kartellbeziehungen selbst zu analysieren 
(III. 4. 2). Dabei soll gezeigt werden, wie sich die Kategorien der Konkur
renzanalyse Im Zuge der Organisationsversuche In konkrete Handlungs
erfordernisse und Organisationsprobleme umsetzten. Es deutet sich hier 
bereits an, daß die Umwandlung der ökonomischen Beziehungen durch die 
Kartelle nicht ein Ersetzen von "naturwüchsigen" durch "künstliche", in
stitutionalisierte Beziehungen in dem Sinne bedeutet, daß etwas völlig an
deres an deren Stelle tritt. Vielmehr erhalten sich In dieser Umwandlung 
die vormals objektiven, naturwüchsigen Zwänge nun In neuen sozialen F o r
men.

Im Anschluß an den Transformationsprozeß der Kartellformen soll der 
Funktionswandel der Kartelle, genauer -  der Wandel des Bezugs Problems 
der Kartelle Im Verlauf der weiteren Entwicklung bis 1913 dargestellt 
werden (III. 4. 3). Neben dem Interesse an der Sicherung einer profitablen 
Verwertung des Kapitals unter Bedingungen einer Überakkumulation der 
Produktionssphäre tritt zunehmend das einer Ausnutzung günstiger Kon
junktursituationen. Aber das "reine" Monopol Interesse der Profltmaxlmle- 
rung läßt sich nun nicht mehr als neues eindeutiges Bezugsproblem dar
stellen. Kürzere Interessenperspektiven sind zunehmend durch längerfri
stige überlagert; das Eigeninteresse der Institution "Kartell" gewinnt an 
Gewicht.



-  90 -

Mit der ersten wirksamen Konsolidierung von Zusammenschlüssen inner
halb einzelner Produktionssphären, durch die es gelang, Einfluß auf das 
Produktangebot dieser Sphären zu nehmen, wurde der Prozeß der Verbrei
tung der Kartellbildung wesentlich forciert.

Die Herausbildung von Monopolstellungen in der Kohle- und vor allem in 
der Eisenindustrie löste einen kumulativen Effekt aus:

"Eine solche, auch nur annähernde Monopolstellung erlaubte einem Koh
len- oder Eisenkartell nicht nur die folgende, sondern auch alle weiteren 
Produktionsstufen unmittelbar oder mittelbar In vielen Beziehungen von 
sich abhängig zu machen und in der Preisbildung wesentlich zu beeinflus
sen, da die Preise der Grundstoffkartelle Richtpreise für die nächste Pro
duktionsstufe waren, was sich bei vollständiger Kartellierung auf den fo l
genden Stufen fortsetzte. ( . . . )  So entstand ein System der Abhängigkei
ten, das von der Kartellierung im Bereich der Grundstoffe ausging. Zum 
zweiten aber führte die Abhängigkeit der Unternehmer auf den nachgeord
neten Produktionsstufen dazu, daß sich auch die Produzenten dieser fo l
genden Stufen in der Abwehr des letztlich von der Grundstoffindustrie 
herkommenden Druckes, z. T. auch auf die ausdrückliche Forderung der 
Kartelle vorgeordneter Stufen, zusammenschlossen. So schritt die Kar
tei Ibewegung, im großen gesehen, von der Urproduktion bis zu den Ferti
gungsindustrien fort, erfaßte vielfach den von den kartellierten Produzen
ten abhängig gewordenen Großhandel und regte in einigen Wirtschaftszwei
gen sogar noch den Einzelhandel zur Verbandsbildung an. 11 (1)

Die Kartellierung der nachgeordneten Produktionsstufen wurde dabei 
von den Ausgangskartei len durchaus gefördert, z .T . sogar erzwungen, 
etwa um die eigene Preispolitik nicht durch starke Preiskonkurrenz in der 
Distribution zu gefährden. Ich werde auf den sich damit herausbildenden 
Systemcharakter der Kartellbeziehung unten noch ausführlich eingehen. 
Hier kommt es zunächst nur auf den quantitativen Aspekt an. (2) Die Ver- 1 2

I I I .  4. 1 D e r P ro z e ß  d er E xtens i v ie rung  d er K arte llbeziehu ng en

(1) Maschke, E. , "Grundzüge der deutschen Kartellgeschichte bis 1914", 
in: Vortragsreihe der Gesellschaft für Westfälische Wirtschaftsge
schichte e. V. , Dortmund 1964, H. 10, S. 17 f .

(2) Als wichtigste Quelle für die Untersuchungsperiode vgl. Denkschrift 
über das KarteiIwesen, bearbeitet im Reichsamt des Innern, 1. Te il: 
Einleitung und Übersicht über die in Deutschland bestehenden Kartelle 
unter Beifügung der Statuten, Berlin 1907. Neben dieser Karteilen- 
quSte gibt es amtliche Angaben noch für 1926 (vgl. : Statistisches Reichs
amt, "Konzerne, Interessengemeinschaften und ähnl ¡ehe Zusammen
schlüsse im Deutschen Reich Ende 1926", Einzelschriften zur Statistik 
des DR, Nr. 1, Berlin 1927) sowie seit 1958 in den jährlichen Berich
Fortsetzung auf der nächsten Seite)
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breitung der Kartelle wird an der folgenden Tabelle deutlich: 

Tab. 4 (1) Zahl der Kartelle in Deutschland

Jahr Zahl Schätzung nach

1865 4 Sombart
1875 8 Sombart
1887 70 Philippovich
1890 117 Sombart
1895 143 Bücher
1900 300 Zentralverband der deutschen Industrie
1905 385 Amtliche Karteilenquête
1910 673 Schwarz
1920 1000 Liefmann
1925 2500 Reichsregierung
1930 3000 Wagenführ
1959 58 * *) Bundeskartei 1 amt

Quellen: für 1910: W. Schwarz, Beiträge zum Studium der Kar
telle in der Eisen- und Stahlindustrie, 1912; für 1959: Bundeskar
tellamt, vgl. Tabelle 3; für die übrigen Jahre: H. Wagenführ, Kar
telle in Deutschland, 1931, XIII.
*) Zahl der rechtswirksamen Kartelle am 31.12. 1959 in der Bun

desrepublik Deutschland.

(Fußnote der vorhergehenden Seite):
. . .  ten des Bundeskartellamtes. Die wichtigste zusammenfassende Dar
stellung findet sich bei H. König, Kartelle und Konzentration (unter Be
rücksichtigung der Preis-und Mengenabsprachen), in: H. Arndt, Hg., 
Die Konzentration in der Wirtschaft, 1. Bd. , Stand der Konzentration, 
Berlin 1960, = Schriften des Vereins für Socialpolitik, N .F . , Bd. 20/ 
1, S. 303 ff. Vgl. auch H. Wagenführ, "Statistik der Kartelle», in: 
Allgemeines Statistisches Archiv, B. XXII (1932), S. 241 ff; hier auch 
Angaben über die Zahl internationaler Kartelle 1931, vgl. S. 252.

(1) Die Tabelle habe ich übernommen aus: H. König, a. a. O. , S. 304
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Zwar müssen derartige Zahlenangaben kritisch aufgenommen werden; (1) 
es ist zu bedenken, daß nicht die absolute Zahl von Kartellen, sondern die 
Intensität der Kartellbeziehungen und die Bedeutung einzelner Kartelle 
wichtiger sind. Immerhin deutet sich in der Entwicklungsricht.ung der Kar
tellzahl die Ausbreitung von KarteiIierungsversuchen und die Zunahme von 
Bestrebungen zur Selbstorganisierung von Reproduktionsprozessen deut
lich an.

Wie nach den bisherigen Ausführungen zu erwarten ist, waren die ein
zelnen Produktionszweige sehr ungleich an der Kartellierung beteiligt. Von 
den - im Rahmen der Karteilenquite des Reichsministers des Inneren erho
bene -  385 Kartellen im Jahre 1905 entfielen fast 40 % auf die Industrie
gruppen Bergbau, eisen- und stahlerzeugende Industrie, die Metallhütten, 
die Industrie Steine und Erden sowie die Chemieindustrie.

H. König schätzt für das Jahr 1907 eine Kartellierungsquote (Umfang des 
von den Kartellen produzierten Nettoproduktionswerts am Gesamtwert) von 
25 %; ein Wert, der sich bis 1938 auf 52 % erhöhte. (2)

Um eine Vorstellung von dem Umfang, der Verteilung und der Richtung 
der Kartellbewegung zu vermitteln, gebe ich im Folgenden die Zusammen
stellung der Kartellquoten (hier gemessen am Bruttoproduktionswert) bei 
H. König wieder. 1 2

(1) Man muß sich hier - wie bei Konzentrationsanalysen generell -  vor dem 
Scheinobjektivismus von quantitativen Belegen hüten. Zum ersten beruht 
die Menge der erfaßten Kartelle auf der Kenntnis über solche Kartelle; 
die entsprechenden Größen sind, da nur die bekannten erfaßt sind, z. T. 
stark unterschätzt (vgl. Maschke, a. a. O. ). Zum zweiten beruht die Zahl 
auf den Abgrenzungskriterien; hier besteht ein hohes Maß an Willkür, 
welcher Verband nun als Kartell zu werten sei. Vgl. dazu in der Denk
schrift über das Kartellwesen, die zu der Zahl von 385 Kartellen in

. Deutschland für 1905 gekommen war: »Bei der Aufstellung der Statistik 
ist davon abgesehen worden, eine einheitliche begriffliche Definition 
des Kartells zu formulieren und an der Hand derselben über die Aufnah
me der einzelnen Verbände Entscheidungen zu treffen. Der Begriff des 
Kartells ist noch zu flüssig und die Ansichten über seine Abgrenzung 
gehen in Wissenschaft und Praxis noch so weit auseinander, daß die 
konsequente Durchführung eines aufgrund theoretischer Erwägungen ge
wonnenen Maßstabes zu Ergebnissen geführt hätte, die sich in der Pra
xis als unbefriedigend erwiesen haben würde. . . . »  (Denkschrift über 
das KarteiIwesen, a. a. O. , S. 9) Zum dritten wird Kartell gleich Kar
tell gesetzt, was vollkommen irreführend ist, wenn wir uns z. B. die 
Bedeutung des RWKS vergegenwärtigen. Zum vierten erscheint der Zu
sammenschluß mehrerer Kartelle zu einem umfassenden in der Statistik 
als Minderung des Kartellierungsgrades, was schließlich ganz falsch ist.

(2) H. König, a. a. O. , S. 310.
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T a b . 5 (1)

Umfang der Kartellierung in Deutsdiland nadi Industrlegnippen 
in vH des Bruttoproduktionswertes

Produktionswerte 
in Mio M/RM

Industriegruppe

(1)

1007

(2)

1929/28

(3)

1935/37

(4)

in 1936
Netto Brutto 
(5a) (5b)

74 83 95 2235 3631
Steinkohlen......................... 82 100 100 1486 2493
Braunkohlen........................ 27 78 100 489 791

38 60 56 41 53
100 100 100 149*) 188”)

Großeisenindustrie................. 49 92 100 1884 3479
Roheisen..................•........... 26 100 100 — —
Rohstahl.............................. 50 90 100 — —
Walzgut .............................. 59 90 100 — —

Metallhütten und -halbzeug.. 10 31 80 536 1720
20 30 75 1790 3043

Metallwaren ......................... 0,0 15 20 771 1285
Maschinen- und Apparatebau.. 2 15 25 2615 3998
Fahrzeugindustrie................... 7 11 15 1395 2872

Waggonbau ........................ 23 95 95 58 108
Elektroindustrie .................... 9 14 20 * 1503 2158
Feinmechanik und Optik........ 5 12 15 368 491

70 75 2190 3829
Glasindustrie......................... 36 66 100 238 345
Zementindustrie ..................... 48 90 100 153 266
Papiererzeugung und -verarbei-

89 70 85 742 1783
Papiererzeugung................. 90 90 98 462 1156

Leder- und Linoleumindustrie . 5 5 10 702 1639
Textilindustrie........................ 10 15 2840 6581
Musikinstrumente u. Spielwaren 9 18 15 — . —

Derartige Kartellquoten sind keineswegs mit den Konzentrationsgraden 
der Produktion (bzw. der Beschäftigung des Kapitals usw. ) in den P ro 
duktionszweigen identisch, (2) aber natürlich besteht ein enger Zusammen
hang zwischen diesen Merkmalen. Die wichtigste Differenz zwischen ihnen 
liegt in der nicht nur formalrechtlich leicht möglichen, sondern auch 
real sehr häufigen Auflösung des Kartells im Vergleich zu anderen Zusam
menschlußformen und damit der immer latenten Reduktion des Integrations
grades der in dem betreffenden Produktionszweiges vom Kartell erfaßten 
Aktionsparameter. Nach einer Zusammenstellung von IlseCostas, welche 
die Mehrzahl der im Bereich der Eisen- und Stahlindustrie in der Zeit von 
1880 bis 1914 gebildeten Kartelle erfaßt, haben von den insgesamt 53 Kar
tellen 15 bis zu 2 Jahre, 24 über 2 bis zu 6 Jahre, 8 über 6 bis zu 10 Jah
ren und 11 über 10 Jahre existiert; die durchschnittliche formelle Existenz 1 2

(1) Übernommen von H. König, a. a. O. , S. 311; dort auch die Fundnach
weise.

(2) Vgl. dazu als bisher weitestgehendem Quantifizierungsversuch die A r
beit von I. Costas, a. a. O.
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dieser Kartelle betrug 7, 4 Jahre. (1) .
Aber auch die mit dieser Zahl umrissene Zeitperspektive des Zusammen

schlusses war im Einzelfall ein recht trügerischer Planhorizont. Die Kar
tellverträge wurden zwar häufig auf fünf Jahre und sogar länger konzipiert, 
häufig jedoch zwischenzeitlich erneuert und veränderten Bedingungen an
gepaßt; (2) dabei war die Verlängerung bzw. Erneuerung oft schon kurz 
nach Abschluß der KarteiIVerträge umstritten, und Vertragsverhandlungen 
über die Anpassung der Verträge an veränderte Kräftekonstellationen der 
Kapitale, um die Weiterexistenz sicherzustellen, fanden oft schon frühzei
tig während der Dauer der regulären Verträge statt. Für den Fall der 
Kartell auf lösung war eine Periode scharfer Preiskonkurrenz zu erwarten, 
wie die Geschichte der meisten Kartelle zeigte, bevor die "S ieger" sich 
wieder in ein -  zumeist fester gefügtes -  Kartell zusammenfanden.

(1) Vgl. für die Zusammenstellung: I. Costas, a. a. O. , S. 498; die Be
rechnung ist von mir. Ich habe in diesem Zusammenhang nicht über
prüft, inwieweit die Zusammenstellung von I. Costas vollständig war.
Bei O. Utsch, Karteile und Arbeiter. Eine wirtschafts-und sozialpoli
tische Studie, besonders an der schweren Industrie Deutschlands, 
Berlin 1911, S. 22 f finden sich Hinweise auf einige weitere Kartelle; 
allein von den in der KarteilenquSte 1903 erfaßten 385 Kartelle entfie
len schon 62 auf die Eisenindustrie.

(2) Vgl. im Bereich der Kohlenindustrie, der im Vergleich zu den anderen 
Zweigen noch als stabil kartelliert bezeichnet werden muß. Wiedenfeld, 
a. a. O. , S. 28: "Das Kokssyndikat war, ursprünglich auf die Dauer von 
5 Jahren (bis 31. Dezember 1895) gebildet worden; dann wurde es zwar 
erneuert, aber nur auf 2 1 /4 Jahre ( . . . )  und danach kamen noch einmal 
Verlängerungen erst bis Ende 1902, dann bis Ende 1903 zustande. Der 
Brikett-Verkaufsverein galt für dieselben Zeiten, mußte also ebenfalls 
innerhalb von 12 Jahren nicht weniger als viermal verhandelt werden. 
Da war es schon ein Fortschritt, daß das letztgebildete Syndikat, das 
der Rohkohle (das RWKS -  UJ), das zunächst auch nur auf 5 Jahre ab
geschlossen worden war, schon im Jahre 1895, also vor Ablauf des er
sten Vertrages, sich auf zehn Jahre erneuerte und so bis zum 31. De- 
zemberg 1905 übersichtliche Rechtsverhältnisse schuf. Allerdings ist 
es dann nicht voll durchgehalten worden: schon 1903 kam es zu einer 
Erneuerung des Syndikatsvertrages . . . "
(Meine Hervorhebung).
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Die KarteiIbewegung ist nicht etwa als eine Verbreitung von Kartellen an 
sich, im Sinne einer tintenfleckartigen Auslöschung von Bereichen mit 
"freien" Konkurrenzverhältnissen, zu begreifen. Viel wichtiger noch ist 
der Prozeß der Intensivierung der KarteiIbeziehungen.
Für die Darstellung dieses Prozesses gehe ich aus von einer prozessua
len Kartelldefinition (im Gegensatz zu Definitionen, in denen die Kartelle 
von ihrem Zweck -  zumeist dem der Herstellung monopolistischer Markt
situationen -  her bestimmt werden (1)); Kartelle beruhen demnach auf e i
nem ■
"Vertrag zwischen finanziell und persönlich unabhängigen Unternehmen 
der gleichen Produktionsstufe ( . . . ) ,  in dem diese die Variationsbreite ih
rer Aktionsparameter gemeinsam festsetzen. " (2)

Entsprechend der Unzahl von Aktionsparametern existiert auch eine Un
zahl von Kartellformen, die sich entsprechend auch unterscheiden in dem 
Grad der wechselseitigen Einschränkung der Mitglieder, dem Ausmaß an 
organisierten Beziehungen zwischen den Konkurrenten und der Geschlos
senheit dieser Organisation nach außen.

Liefmann hat in einer systematischen Einteilung drei Grundformen der 
"tauschwirtschaftlichen Verbände" unterschieden, nämlich Gebiets-, 
P re is -, Produktionsverbände bzw. , wenn ein monopolistischer Zweck vor
liegt, Gebiets-, P re is -, Produktionskartelle. (3) 1 2 3

I I I .  4 .2  D e r  P ro z e ß  d er In tens iv ie ru ng  d er K a rte llb ez ieh u n g en

(1) Der Versuch, die Frage, was an den Kartellen wesentlich ist, d. h. wo
rin das Wesen der Kartelle besteht, aufgrund der in der Literatur vor
liegenden Definitionen beantworten zu wollen, muß in eine heillose V er
wirrung führen. Ein Hinweis darauf, daß die Bestimmungen nur histo
risch entwickelt werden können, ergibt sich schon aus dem Umstand, 
daß in der historischen Entwicklung ganz unterschiedliche Kartelldefi
nitionen phasenweise als herrschende Lehre galten (vgl. insbes. die 
Bestimmung der Kartelle als "monopolistischer Unternehmensverband" 
und als "genossenschaftlicher Schutzverband"): dies entspricht auch 
dem Wandel in der Aufmerksamkeitsstruktur und den Schwerpunkten der 
Kartei Idiskussion.

(2) H. König, a. a. O. , S. 303 ff, 304; diese Definition beruht auf der spe
zifizierten von H. Brems, Kartelle und Wettbewerb (zuerst engl. : 1951 ), 
in: H.-H. Barnikel, Theorie und Praxis der Kartelle, Darmstadt 1972, 
S. 156 ff. Dort auch die nähere Begründung der einzelnen Definitions
elemente. Grundlegend zum Kartellbegriff: H. Enke, KarteiItheorie. 
Begriff, Standort und Entwicklung, Tübingen 1972.

(3) R. Liefmann, Kartelle, Konzerne und Trusts, 8. umgearb. u. erw.
Aufl. , Stuttgart 1930, S. 39 ff.
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Die Gebietskantelle, d. h. die Aufteilung der Abnehmengruppen nach ter
ritorialen Kriterien, stellen dabei den zunächst naheliegendsten Versuch 
dar, auf die Konkurrenz Einfluß zu nehmen. Diese Kartelle sind -  ebenso 
wie die P re is - und Produktionskartelle -  zunächst negativ auf den weite
ren Integrationsprozeß der Märkte bezogen und haben wesentlich eine Be
schränkungsfunktion für die Konkurrenz durch regionale Abgrenzung von 
Märkten und durch Festlegung von Mindestpreisen bzw. Höchstmengen der 
Produktion usw.

Ziel der Kartellbildung ist hier noch der Versuch, einen erreichten In
tegrationsgrad der Märkte, d. h. den Grad der indirekten Vergesellschaf
tung der Arbeit, rückgängig zu machen bzw. das Voranschreiten zu ver
hindern. Der erste funktionelle Ansatzpunkt der Kartellierung ist also der 
Vergesellschaftungsprozeß der Arbeit selbst und auch dieser zunächst in 
der einfachen Form der Herausbildung größerer Märkte und damit der Auf
hebung lokaler Sonderbedingungen und vorkapitalistischer Monopole.

Im Falle der P re is - und Produktionskartelle beziehen sich die Produ
zenten der jeweiligen Zweige bereits als Gesamtheit auf einen regional 
"gemeinsamen" Markt. Hier ist der naheliegendste Ansatzpunkt der ge
meinschaftlichen Regulierungsversuche daher der Marktpreis der Produk
te dieses Zweiges.

"Da sich die Unternehmer nach dem Preis orientierten und der Verfall 
der Preise das sichtbarste Anzeichen der Depression war, erfolgt der 
Zusammenschluß der Produzenten, um gemeinsam unter Ausschaltung des 
Wettbewerbs die Preise anzuheben. Das Preiskartell, das Minimalpreise 
vorschrieb, oder die Verkaufspreise überhaupt regelte, war daher die 
nächstliegende, einfachste und älteste Form der Kartelle in der kontinu
ierlichen Geschichte der deutschen Kartelle. So entstanden in der Form 
der Preiskartei le 1868 ein Salinenkartell, 1876 das erste Kalikartell, 
freilich nur der Chlorkaliumfabriken, 1882 eine Konvention der Zementfa
briken und im gleichen Jahr die Qualitäts-Puddeleisen-Konvention in 
Rheinland-Westfalen und Nassau sowie die Preiskonventionen für Gaskoh
len 1879, Gasflammenkohlen 1881 und Koks 1882." (1)

Das Problem der Vergesellschaftung der Arbeit stellt sich für diese 
Versuche, die Konkurrenz in Form des Problemdrucks, den die einzelnen 
Unternehmungen eines Produktionszweiges aufeinander ausüben, zu min
dern, jedoch bereits ganz anders. Sonderstellungen und Besonderheiten, 
die durch die "Individualität" der Produkte bestimmter Unternehmungen ge-

(1 ) E. Maschke, a. a. O. , S. 18. Mir kommt es nicht auf eine detaillierte 
Darstellung der Kartellgeschichte an. Hierfür verweise ich auf die A r
beit von V. Holzschuher, Soziale und ökonomische Hintergründe der 
Kartellbewegung, Erlangen-Nürnberg (D iss.) 1962; vgl. für die Kohle-, 
Eisen-, Stahl-, Elektro- und Chemieindustrie auch: I. Costas, a. a. O.
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geben sind und zumeist auf handwerklicher Produktionsweise beruhen, er
weisen sich als Hemmnisse der Organisierbarkeit. Dies gilt in der Klein
eisen- und Maschinenbauindustrie aufgrund der technischen Differenzierun
gen sowie in der Textilindustrie aufgrund modebedingter Besonderheiten, 
raschem Produktwechsel usw. , und es gilt generell stärker in der Fertig
warenindustrie als in der Produktionsgüterindustrie.

Der Prozeß der Vergesellschaftung der Arbeit, im Sinne zunehmender 
Integration der Märkte für ein bestimmtes Produkt und entsprechender In
terdependenz der einzelnen Produktionsbetriebe dieser Sphäre, machte 
sich zuerst bei den gewissermaßen von Natur aus standardisierten Produk
ten bemerkbar. Die entsprechenden Produktionssphären erwiesen sich da
her in der Praxis -  ganz abgesehen von der Stärke des Problemdrucks - 
als leichter "kartel I ierbar", während sich die Sphären mit hoher Produkt- 
unterschiedenheit, sei es aus Gründen, die in der Arbeitsweise oder aus 
Gründen, die in der Bedarfsstruktur liegen, oft zum Leidwesen ihrer ein
zelnen Unternehmer als nur schwer kartellierbar erwiesen. (1) Es handelt

(1) Die Schwierigkeit, stabile Kartelle zu bilden, führt zu einer zentralen 
Bruchlinie in den Interessenstrukturen der Industrie. So wurde von der 
Fertigwarenindustrie immer wieder der Ruf nach staatlichen Maßnah
men der Kartellförderung und Zwangskartellierung laut. Das Zwangs
kartellgesetz der Nationalsozialisten vom 15.7. 1933 wurde daher ins
besondere von den Vertretern der Fertigwarenindustrie begrüßt, da 
nunmehr das Kräfteverhältnis gegenüber der Produktionsgüterindustrie 
hergestellt zu sein schien. Vgl. die Untersuchung von G. Schuppener, 
Das Kartellproblem in der heutigen Fertigwarenindustrie, Gießen (Diss.) 
1937. Schuppener führt dazu aus: "Betrachtet man die miteinander im 
Zusammenhang stehenden Kartellbestimmungen des Jahres der Macht- 
übärnahme, so ist es durchaus begreiflich, daß die nach Kartellzusam
menschlüssen drängende Fertigindustrie in diesen Gesetzen die Erfül
lung bereits lange gehegter Wünsche sah. Was die Errichtung eines 
Zwangskartells anbetrifft, so sahen viele Fertigwarenerzeuger die für 
den Zwangszusammenschluß notwendigen Voraussetzungen längst gege
ben, wenn sie die z. T. mannigfachen Erschwerungen ihrer Absatzmög
lichkeiten überschauten. Es kam daher zu äußerst zahlreichen Bewer
bungen um den Zwangszusammenschluß, zumal die Kapitalreserven v ie l
fach längst aufgezehrt waren, und nicht nur die Preise einen überaus 
niedrigen Stand erreicht hatten, sondern da auch die Qualität sehr her
abgesunken war. Das Zwangskartell wurde als das geeignete Mittel an
gesehen, den Wettbewerb auf das Gebiet der Qualität zu verlegen. In 
der Hauptsache aber sah die Fertigwarenindustrie das neue Kartellge
setz als geeignet an, ihre Marktbedingungen denen der größtenteils äus- 
serst straff kartellmäßig zusammengeschlossenen Rohstoff- und Halb- 
(Fortsetzung auf der nächsten Seite)
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sich hier um einen in der Praxis der Kartellierung sehr wichtigen Fall, in 
dem der Gebrauchswert einen formbestimmenden Einfluß besitzt. (1)

"Die Homogenität eines Gutes wurde vor allen sonstigen Voraussetzungen 
als das wichtigste Kriterium für seine KarteiIierbarkeit angesehen; je we
niger sie gegeben war, desto schwieriger oder gar aussichtslos schien der 
Zusammenschluß. Je homogener ein Produkt war, desto leichter und 
schneller konnte die Kartellbildung erfolgen. Güter dieser Art finden sich 
gerade im Bereich der Grundstoffe Kohlen und Eisen oder auch Kali. Bei 
ihnen setzte daher die Kartellierung am frühesten und am vollkommensten 
ein. " (2)

In der Rolle, die der Homogenität der Produkte für die Kartellierung in 
der zeitgenössischen Literatur zugemessen wurde, drückte sich das P ro 
blem aus, daß mit der Zusammenschlußbewegung nun bewußt abgegrenzt 
werden mußte, was an sich immer schon existiert, nämlich der spezifische 
Markt dieses spezifischen Produkts, bzw. die spezifische Produktions
sphäre, in welcher "innere" Konkurrenz besteht.

So wie oben die einzelnen Kohlequalitäten säuberlich in verschiedene 
Märkte aufgeteilt und unabhängig kartelliert wurden, so auch in der Che
mie:

"Die Form der Preiskonvention herrschte vor. Da jeweils nur ein homo
genes Gut für die einheitliche Preisbildung auf dem Markt kartelliert wer
den konnte, Brom, Blutlaugensalz usw. , entstand eine sehr große Zahl von 
Kartellen, und es gehörte ein Unternehmen, das verschiedene Chemikalien 
herstellte, für jedes dieser Produkte einem anderen Kartell an." (3)

Der "künstliche" Charakter der chemischen Produkte ließ sie geradezu 
als ideale Gegenstände der Kartellierung erscheinen; die Standardeigen
schaft ließ sich hier zumeist leicht durch eine Formel wiedergeben. Dieser 
Prozeß der praktischen Marktabgrenzungen machte auch vor Fertigwaren
industrien nicht halt; so war er auch in der eisenverarbeitenden Industrie

(Fortsetzung der vorhergehenden Fußnote):
. .. zeugindustrie anzugleichen. " (A. a. O. , S. 29) Diese Hoffnung wur
de, wie ich hier nicht mehr im Einzelnen darstellen w ill, gründlich ge
täuscht; die Verrechtlichung der Form der Kartelle war, unter den ge
gebenen Umständen, ein Mittel der Kontrolle der Fertigwaren-,d.h. eher 
konsumorientierten Industrie, zur Verhinderung von Preiserhöhungen. 
Vgl. die Enttäuschung, die bereits in der Analyse Schuppeners deutlich 
wird. Vgl. umfassender: A. Schweitzer, Big Business in the Third 
Reich, Bloomington 1964, insbes. S. 110 ff.

(1) Zur Diskussion um die "formbestimmende" (d.h. auf die Bewegungsfor
men des Kapitals als an sich gebrauchswertabstrahierendem ökonomi
schen Subjekt einwirkende) Bedeutung des Gebrauchswerts vgl. R. 
Rosdolsky, a. a. O. , Bd. 1, S. 98 ff.

(2) E. Maschke, a. a. O. , S. 17.
(3) A. a. O. , S. 19.
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seit den zweiten Hälfte der 80er Jahre festzustellen.
»Waren die Kartelle auch vielfach nur von kurzer Dauer, so war doch 

die Tendenz zum Zusammenschluß weit verbreitet und reichte tief In die 
Fertigung hinein bis zu Ketteneisen, Schlössern, Pflugscharen, Kochlöf
feln und anderen Produkten der Kleineisenindustrie. » (1)

Die Beispiele aus der Chemie- und Eisenindustrie machen deutlich, daß 
die Kartellform nicht notwendig jeweils funktionell »ganze» Einzelkapitale 
organisieren muß. Die Bezugseinheit der Organisierung ist nicht die Un
ternehmung, sondern ein spezifischer Markt bzw. eine spezifische P ro 
duktionssphäre. In den 20er Jahren und gerade Im Chemiebereich war es 
daher so, daß einzelne Unternehmungen zahlreichen unterschiedlichen 
Kartellen angehörten. Dies war jedoch um die Jahrhundertwende eher die 
Ausnahme, zumal Im Bereich der extraktiven Industrie eine entsprechende 
Produktstreuung gar nicht möglich war. Die Einzelkapitale waren daher 
In ihrem ökonomischen Schicksal zumeist an eine Produktionssphäre ge
kettet, und auf die In ihr wirksamen Konkurrenzfunktionen war daher die 
Aufmerksamkeit gerichtet.

Dementsprechend bezogen sich die Regulierungsversuche auf die »Kon
kurrenz Innerhalb der Sphäre» und auf den Marktpreis der Produkte als 
deren funktionellem Resultat. Die Schwierigkeit der Kartellierung bestand 
nun gerade darin, gebrauchswertbedingte Preisunterschiede anzuerken
nen und die Gleichartigkeit der Produkte festzustellen, für die der gleiche 
Preis zu zahlen ist; hierbei lag das eigentliche Problem natürlich weniger 
in der Definitions- als in der Kontrollmögllchkelt der Märkte.
Eine Preisfixierung ohne Kontrolle der Produktionsmengen konnte dann 
auch wenig haltbar sein. Die reinen Preiskonventionen erwiesen sich da
her als unzulänglich, um "den üblen Wirkungen der Überproduktion ein 
baldiges Ende zu machen". (Aus einer Resolution des Bergbaulichen V er
eins aus d. J. 1877. ) (2)

Die nächst höhere Form der Beschränkung waren die Produktionskar
telle, In denen Produktionsmengen, zeitweilige Stillegungen u. ä. verein
bart wurden. Angesichts der unterschiedlichen Produktionsbedingungen 
trieb diese Kartellform jedoch bald zur gemeinschaftlich organisierten 
Kontingentierung der Produktion, in der die Produktionsmenge auf die 
verschiedenen Werke verteilt wird, und für zeitweilige oder endgültige 
Stillegungen von Kapazitäten durch Umlage auf die übrigen Mitglieder ein 
Ausgleich erfolgt.

Mit dem Kontingentierungskartell ist der Übergang zu den Kartellen mit 
Verteilungsfunktion im Gegensatz zur bloßen Beschränkungsfunktion getan. 
Der erreichte Integrationsgrad der gesellschaftlichen Produktion wird nun
mehr organisiert genutzt und nicht zurückgedrängt. Während die Kartelle 1 2

(1) E. Maschke, a. a. O. , S. 21 f.
(2) Zit. nach E. Maschke, a. a. O. , S. 1 9 f.
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"niederer Stufe" (Liefmann) (1) nur als Vertrag existieren, treten sie nun 
in der Regel als besonderes Organ mit wirtschaftlichen Funktionen, als 
gemeinschaftliche Verkaufsstelle, als Syndikat, auch manifest in Erschei
nung. (2)

In den Syndikaten ist der Verkauf des gesamten Produktionsvolumens der 
zusammengeschlossenen Unternehmungen einem einzelnen Funktionsträger 
übertragen. (3) Der Tendenz nach tritt nun ein einzelner Produktionszweig 
geschlossen gegenüber dem Rest des gesellschaftlichen Gesamtkapitals, 
wie der Gesellschaft selbst, auf. Die "Produktionssphäre" wird zu einer 
identifizierbaren, nach Mitgliedschaftskriterien abgegrenzten "selbstbe
wußten" Einheit. Ziel dieser Einheit ist, wie im Gemeinschaftsvertrag des 
Rheinisch-Westfälischen Kohlensyndikats (RWKS) festgelegt,

"jede Konkurrenz auf dem Markt auszuschließen und mit anderen Zechen
besitzern und Vereinigungen soweit als tunlich feste Vereinbarungen über 
die Beteiligung am Gesamtabsatz, sowie über Preise und Lieferungsbedin
gungen zu erreichen. " (4)

In Theorie und Praxis hat eben dies Rheinisch-Westfälische Kohlensyn
dikat geradezu paradigmatische Funktion für die Kartellbewegung beses
sen und als Beispiel bzw. als Ursache für die Kartei I ierung in anderen 
Zweigen gedient. Ich werde auf die Funktionsweise dieser "höheren Form 
der Kartelle" und insbesondere die des RWKS unten noch ausführlicher 
eingehen. An dieser Stelle soll zunächst auf den Grad und die Form der 
Vergesellschaftung der Arbeit hingewiesen werden, die diesem Wandel der 
Kartellform zugrundeliegt. Der Übergang von den Kartellen mit bloßer Be-

(1 ) E. Maschke, a. a. O. , S. 39 ff. Den Gebiets-, Produktions-und P re is 
kartellen auf niederer Stufe entsprechen auf "höherer Stufe" nach L ie f
mann im ersten Fall Kartelle mit Auftragsverteilung (hierzu gehörten 
das RWKS, der Stahlwerksverband usw. ), im zweiten Fall Kartelle mit 
Angebotsverteilung (Internationale Rohstahlgemeinschaft usw. ) und im 
dritten Fall Kartelle mit Gewinnausgleich (zumeist als Interessenge
meinschaften bezeichnet, wie z. B. die späteren IG-Farben usw.).

(2) Ich lasse hier einzelne Zwischenformen aus der umfangreichen Kartell
typologie fort, die z. T. nur für bestimmte Produktionszweige von Rele
vanz waren, z. T. den Charakter von Zwischenformen zu nichtmonopo
listischen "Verbänden" im Sinne Liefmanns besitzen: Konditionenkartel
le (Vereinbarungen über Zahlungs-, Lieferungs- und sonstige Geschäfts
bedingungen), Kalkulationskartelle (Vereinbarungen über Normen zur 
Selbstkostenberechnung, Gewinnzuschläge, Rechnungswesen generell) 
und Fertigungskartelle (Vereinbarungen über die Normung, Typisierung 
und Spezialisierung der Produktion).

(3) Auch hier interessiert nicht die Zwischenformen, wie regionale und 
sachliche Ausdifferenzierungen eines Syndikats usw.

(4) Zit. nach K. Wiedenfeld, a. a. O. , S. 24.
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schränkungsfunktion zu solchen mit gewissen internen Ausgleichs- und V er
teilungsfunktionen läßt sich nicht verstehen, wenn man ihn allein als P ro 
zeß der organisatorischen Vervollkommnung der Kartellform begreift. W ir 
haben oben gesehen, daß die räumliche Integration des produktspezifischen 
Marktes zum ersten Ansatzpunkt der Marktregulierung durch die Kartelle 
wird. Die indirekte Vergesellschaftung der Arbeit über den Markt ist aber 
immer schon Funktion des Handels, also eines auf die Distribution spezia
lisierten Funktionsträgers. Der Versuch, die räumliche Integration des 
Marktes rückgängig zu machen, setzt daher voraus, daß die Funktion des 
Handels durch die produktiven Unternehmungen beherrscht werden kann. 
Zunächst ist der Handel die Vermittlungsinstanz für die Interdependenz in
nerhalb der Produktionssphäre und die Ursache für den daraus folgenden 
Problemdruck. Eine Funktionsübernahme durch die Produktionsbetriebe 
setzt neben der "raumwirtschaftlichen Integration" bereits einen Stand der 
"produktionswirtschaftlichen Integration" (1) voraus, der die Produktions
betriebe durch den Umfang der Produktion immer unvermittelter auf dem 
Markt auftreten läßt. Unter der "produktionswirtschaftlichen Integration" 
verstehe, ich, in Anschluß an V. Holzschuher, die Überwindung der hand
werklichen und hauswirtschaftlichen Kleinproduktion und die Konzentra
tion des Produktionsvolumens in einer abnehmenden Anzahl von Betrieben, 
d. h. die Subsumtion eines größer werdenden Teils des entsprechenden 
gesellschaftlichen Arbeitsprozesses unter einheitliche Leitung. (2) Dies 
erfolgt durch die reale Subsumtion der Produktion unter das Kapital im 
Zuge der Kapitalisierung der Produktionsstruktur, die ich im vorigen Ab
schnitt beschrieben habe. Der Prozeß der Kapitalisierung forciert w ie
derum die raumwirtschaftliche Integration.
In dem Stand dieser Integrationsprozesse liegt auch die wesentliche Be
gründung für die unterschiedlichen Schwierigkeiten mit der "Kartellierbar- 
keit" in den einzelnen Produktionszweigen. So ist das Ausmaß der Kapita
lisierung in der Grundstoffindustrie -  und nicht die Homogenität der Grund
stoffe -  die wesentliche Voraussetzung der Kartellbildung; allerdings er
leichtert diese Homogenität wiederum die Durchsetzung kapitalistischer

(1 ) Vgl. zum Zusammenhang von raumwirtschaftlicher und produktionswirt
schaftlicher Integration als Voraussetzung von Kartellierung V. Holz
schuher, a. a. O. , S. 223 ff. Vgl. insbes. die Synopse S. 1 69 f f , in 
der der Stand der Kartellierung in einzelnen Produktionszweigen auf 
den Stand der Integration bezogen wird.

(2) In der marxistischen Literatur wird diese Subsumtion i.d. R. als direk
te Vergesellschaftung der Arbeit u. ä. bezeichnet. Ich verwende diesen 
Vergesellschaftungsbegriff nicht, weil er nach meiner Ansicht nicht 
auf den Aspekt der Leitungs- und Entscheidungsstrukturen beschränkt 
werden sollte; vgl. dazu die Ausführungen an anderen Stellen dieser 
Arbeit.
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Produktionsweise, soweit ein entsprechender Massenbedarf vorliegt.
Aus diesen Überlegungen geht hervor, daß die einzelnen Produktions

zweige erst einen bestimmten Integrationsgrad ihrer Produktions- und 
Marktbeziehungen erreicht haben mußten, um eine Intensivierung der Kar
tei Ibeziehungen zu ermöglichen.

"Unter dem Gesichtspunkt chronologischer Reihenfolge hat zuerst die 
Kaliindustrie ihre Integrationsphase abgeschlossen (1888), gefolgt von der 
Pulverindustrie (1889) und dem Steinkohlenbergbau (in Oberschlesien 1890, 
in Westdeutschland 1893). Recht uneinheitlich ist das Bild beim Braunkoh
lenbergbau. Im geschlossensten Abbaugebiet, dem niederrheinisehen Re
vier, kommt es als einzigem vor 1914 (nämlich 1904) zum Abschluß der In
tegrationsphase. Ähnlich steht es bei der eisenschaffenden Industrie. In 
Oberschlesien kann man bereits 1904, in Westdeutschland erst 1912 von 
einer Beendigung der Integrationsphase sprechen. Alle anderen untersuch
ten Wirtschaftszweige haben vor 1914 - mit Ausnahme der Zündholzindu
strie (dort infolge staatlichen Eingreifens) -  die Integrationsphase noch 
nicht durchlaufen. Am weitesten zurück bleiben die Textilindustrie und das 
Braugewerbe. 11 (1)

Aufgrund der Bedeutung des Kohlebergbaus, angesichts der vorherr
schenden Technologie in der Industrialisierung der Produktionsstruktur 
in Deutschland, hatte dabei das Datum für diesen Produktionszweig ein be
sonderes Gewicht:

"Das Jahr 1893, das Gründungsjahr des Rheinisch-Westfälischen Koh
lensyndikats, war das bedeutungsvollste in der Geschichte der deutschen 
Kartelle. Die Form des Syndikats als höhere Form des Kartells hatte sich 
damit in den wichtigsten Grundstoffindustrien und im Zentrum der produ
zierenden Wirtschaft, dem Ruhrgebiet, durchgesetzt. " (2)

III.4.3 Wechsel der Bezugsprobleme für die Kartei Ibi Idung

Angesichts des Wandels in der allgemeinen Konjunktursituation -  während 
in der Zeit von 1873 bis 1893 nach der Einteilung Spiethoffs 9 Jahre des 
"Niedergangs" und nur 1 Jahr des "Hochschwungs" der Konjunktur vor
kamen, gab es in der Zeit von 1893 bis 1913 nur 2 Jahre "Niedergang" und 
1 1 Jahre "Hochschwung" (3) -  hätte mit dem Problemdruck auch die P ro
blemlösungsform zurückgehen müssen. Das Gegenteil war der Fall; die ei
gentliche Hoch-Zeit der Kartelle war die Expansionsphase des Kapitals in 
Deutschland von 1893 bis 1913. .

Dieses Phänomen wurde von Werner Sombart in Analogie zu dem blumi- 1 2 3

(1 )  V. Holzschuher, a, a. O. , S. 182.
(2) E. Maschke, a. a. O. , 5. 22.
(3) Vgl. A. Spiethoff, a. a. O. , Bd. 2, Tafel 1.
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gen Ausspruch Kleinwächters (Kartelle als "Kinder der Not") mit der Kenn
zeichnung der Kartelle als "Kinder des Glücks" belegt. (1) In der Zusam
menschlußbewegung der Produktionszweige ist denn auch, zumindest im 
Bereich der Grundstoffindustrie, in der die produktionswirtschaftliche In
tegration im Untersuchungszeitraum weiter vorangeschritten war, ein 
Bruch in der Beziehung zwischen Konjunktursituation und Zusammenschluß
bestrebung feststellbar. Bis in die neunziger Jahre waren ökonomisch 
schlechte Bedingungen die Voraussetzung für das Gelingen eines Zusam
menschlusses. Bei Verbesserung der Wirtschaftslage lösten sich die Kar
tei Ibeziehungen rasch auf. Danach war es umgekehrt: ökonomisch günstige 
Situationen waren die Voraussetzungen für den Zusammenschluß, der re
gelmäßig bei Verschlechterung der Wirtschaftslage instabil wurde, -  ein 
Prozeß, der nunmehr jedoch nicht so rasch zur Auflösung führte, sondern 
einen Prozeß zur Intensivierung der Kartellbeziehungen auslöste. (2)

Es wäre also falsch, die Kartellentwicklung allein auf eine spezifische 
Problemkonstellation (Überproduktion) zu beziehen und damit ausschließ
lich genetisch zu erklären. Ebensowenig läßt sie sich jedoch allgemein aus 
dem gemeinschaftlichen Interesse eines Produktionszweiges zur Ausnutzung 
eines vorübergehenden Marktmonopols erklären. (3)

(1 ) W. Sombart, Der moderne Kapitalismus, 3. Bd. : Das Wirtschaftsleben 
im Zeitalter des Hochkapitalismus, 2. Halbbd. : Der Hergang der hoch
kapital istischen Wirtschaft, Die Gesamtwirtschaft, 6. Aufl. , München 
und Leipzig 1929, S. 696.

(2) Dieser Wechsel, der um 1890 - 95 festzustellen ist, wird sehr deut
lich in einer Zusammenstellung von Kartellbildungen und -auflösungen 
für die Zeit von 1844 bis 1912, die V. Holzschuher am Beispiel der 
deutschen Roheisenindustrie gemacht hat; vgl. a. a. O. , S. 65 f.

(3) In Marx1 "Kapital" finden wir, aufgrund der späteren Überarbeitung von 
F . Engels, die unterschiedlichen Monopolisierungsbedingungen unver
mittelt nebeneinanderstehen. Marx geht bei der bewußten Monopolisie
rung noch von einer Notassoziation aus, denn -  so seine implizite 
Überlegung -  weshalb solIten sich bei günstiger Konjunktur, in der die 
Anbieter ja ohnehin qua Marktsituationen ein gemeinschaftliches Mono
pol gegen die Nachfrage geltend machen können, diese dann noch asso
ziieren? So beschreibt Marx die Versuche der industriellen Kapitali
sten in England, in Zeiten der Rohstoffteuerung "Assoziationen",zu 
bilden, "um die Produktion zu regulieren" und kommt zu dem Schluß: 
"A ller Gedanke an gemeinsame, übergreifende und vorsehende Kontrol
le der Produktion der Rohstoffe -  eine Kontrolle, die im ganzen und 
großen auch unvereinbar ist mit den Gesetzen der kapitalistischen P ro
duktion, und daher immer frommer Wunsch bleibt oder sich auf aus
nahmsweise gemeinsame Schritte in Augenblicken großer unmittelbarer 
(Fortsetzung auf der nächsten Seite)
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Vielmehr vermischen sich mit der Herausbildung der "höheren" Kartell
formen die beiden folgenden Zielsetzungen und Ausgangspunkte der Kartel
lierung immer mehr, so daß in unterschiedlichen Konjunkturphasen unter
schiedliche Interessenlagen für die Beibehaltung des Kartells sprechen, 
wenn sie auch zum Teil gegensätzlichen Charakter besitzen:
-  Das Interesse, in günstigen Konjunktursituationen rascher Preisanpas

sungen nach oben vornehmen zu können, ohne die Furcht haben zu müs
sen, die Konkurrenz würde nicht'folgen. Die ohnehin bestehende Situa
tion, z. B. für die Angebotsseite, vorübergehend ein "Monopol gegenüber 
der Nachfrage" geltend machen zu können, wird so rechtsförmlich (ver
tragsmäßig) abgesichert, da es auf die rasche Nutzung dieser Situation 
ankommt. Dieser Kartellzweck wird gegenstandslos, sobald die Situa
tion sich gewandelt hat; das Kartell würde bald auffliegen, wenn nicht 
der folgende Faktor eine Rolle spielte:

- Das Interesse, das auf der Flx-Kosten-Problematlk beruht, und das -  
wie wir oben gesehen haben -  bei "ungünstigem ökonomischem Wetter", 
bei zurückgehender Nachfrage und Überproduktion zum Tragen kommt. 
Gerade die in dieser Situation auseinandertreibenden Kräfte sind es, die 
die Entwicklung zu einer Intensivierung der Kartellbeziehungen und zu 
fester institutionalisierten Kartellformen in Gang gesetzt haben. Für die 
Kartelle geht es daher selbst in günstigen Konjunktursituationen um die 
Antizipation der daraus folgenden Probleme bei Konjunkturverschlechte
rung.
Trotz (und gleichermaßen wegen) dieser unterschiedlichen Interessen

lagen wurde das Kartell zu einer Institution, welche nicht mehr an spezi
fische Konstellationen im Konjunkturzyklus gebunden war; sie wurde auf 
»Dauer gestellt», reflektierte ebensosehr das Interesse an einer systema
tischen Sicherung der längerfristigen Reproduktionsbedingungen wie das 
Interesse an der kurzfristigen Nutzung von Monopolstellungen. Mit dieser

(Fortsetzung der vorhergehenden Fußnote):
. . . Gefahr und Ratlosigkeit beschränkt -  macht Platz dem Glauben, 
daß Nachfrage und Zufuhr sich gegenseitig regulieren werden.» (Bd. 3, 
a. a. O. , S. 130; meine Hervorhebung) Dem fügt Engels In einer Fuß
note im Hinblick auf die Kartellierungsbewegung und ihrem Versuch der 
Regulierung der Produktion und damit der Preise und Profite hinzu:
»Es ist selbstredend, daß diese Experimente nur bei relativ günstigem 
ökonomischem Wetter durchführbar sind. Der erste Sturm muß. sie 
über den Haufen werfen und beweisen, daß, wenn auch die Produktion 
einer Regulierung bedarf, es sicher nicht die Kapitalistenklasse ist, 
die dazu berufen ist. " Dieser Beweis gegen die Regulierungsfähigkeit 
der Produktion durch die Kapitalistenklasse trifft jedoch im weiteren 
Verlauf der Karteilentwlcklung ebensowenig zu.
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Formulierung wird offengelassen, welches Interesse im konkreten Einzel
fall dominiert; wesentlich ist nur, daß sich in den Kartellen diese Span
nung institutionell verankert. Mit dem längerfristigen Zeithorizont kommen 
nämlich übergreifende Gesichtspunkte der Sicherung der KarteiIWirtschaft 
selbst in das Kalkül der Kartellstrategien.
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III. 5 Wirkungen der Kartelle auf die Durchsetzungsforrhen der Konkur
renz und deren soziale Strukturbedingungen

III. 5.0 Kapitelübersicht

Böhm-Bawerk hat den, auf die Erfahrungen mit der Kartellen verweisen
den Theorien über eine zunehmende Vermachtung der Wirtschaftsabläufe 
entgegengehalteh, daß "künstliche Machtmittel», wie sie z. B. durch Un
ternehmensverbände angestrebt werden, nur dann Wirkungen bleibender 
Art erzielen können, wenn dadurch entgegengesetzte künstliche Machtmit
tel kompensiert würden, die zuvor die Verteilungsverhältnisse einseitig 
aus Ihrer "natürlichen" Gleichgewichtslage verdrängt hätten. (1) A lle An
passungsbewegung, die durch den ersten Schritt einer bewußten "künstli
chen" Abweichung ausgelöst wird, tendiere daher wieder zur »natürli
chen» Gleichgewichtslage. Die Vermachtung der ökonomischen Gesetze sei 
daher ökonomisch sinnlos. Eine gleichlaufende Argumentation haben wir 
auch In kapitalismuskritischen Theorien angetroffen: die Sinnlosigkeit 
»künstlicher" Mittel gegenüber dem objektiven Mechanismus der ökonomi
schen Gesetzmäßigkeiten.

Für eine Analyse der Wirkungen der Kartelle Ist allerdings zu beden
ken, daß es sich bei den In diesen Argumentationen angesprochenen Ge
setzmäßigkeiten um Gesetze der Verteilung des produzierten Wertprodukts 
handelt; weder ist damit gesagt, ob die Kartellierung Rückwirkung auf die 
Produktionsbedingungen des Werts besitzt, noch ob sich auf anderen Ver
änderungsdimensionen als denen, die bei verengter ökonomischer Perspek
tive wahrgenommen werden, politisch-ökonomisch wichtige Wirkungen 
feststellen lassen.

Während in der zeitgenössischen Diskussion diesen politisch-ökonomi
schen Wirkungszusammenhänge häufig stärkere Aufmerksamkeit zuteil wur
de als den kurzfristigen Wirkungen der Kartelle auf die Marktgesetze -  
häufig wurden negative Aspekte Im Bereich der letzteren mit positiven 
Erwartungen Im Hinblick auf die ersteren entschuldigt -  hat sich die gegen- 1

(1) Vgl. E. von Böhm-Bawerk, Macht oder ökonomisches Gesetz? (zuerst: 
1914), hier nach: Ders. , Gesammelte Schriften, I. Bd. , Wien und 
Leipzig 1924, S. 230 ff.
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wärtige Diskussion vor dem Hintergrund des neoklassischen Theoriepara
digmas vor allem auf diese Verteilungswirkungen konzentriert. Ich werde 
im Folgenden aber nur kurz auf derartige Wirkungen eingehen und dies 
nur, um auf die Schwierigkeiten zu verweisen, die bei einem quantifizie
renden Nachweis von Veränderungen in den Verteilungsrelationen (Mono
polwirkungen, der Kartelle) und in den Absatzbedingungen (Konjunkturwir
kungen) entstehen würden (III. 5. 1 und III. 5. 2). Wesentlich ist für die wei
tere Darstellung, daß bei kurzfristiger Betrachtung durchaus der Eindruck 
nicht von der Hand zu weisen war, als hätten die Kartelle Profite und 
Preise nun in den Griff bekommen.

Während sich auf der Ebene der Resultate des Konkurrenzprozesses, 
also bei den Profiten und Preisen, die spezifischen Wirkungen der Kartell
bildungen nie eindeutig werden isolieren lassen, sind auf der Ebene der 
Durchsetzungsformen der Konkurrenz offensichtlich wesentliche Verände
rungen feststellbar. Charakteristikum dieser Veränderungen ist die E r
richtung einer spezifischen Kontrollstruktur über die sozialen Beziehun
gen, über die die Kapitalzirkulation vermittelt ist: Kontrolle über die Be
dingungen der Warenzirkulation (III. 5. 3), die Kapitalakkumulation inner
halb der Produktionssphäre und die Formen der Kapitalvernichtung (III. 5. 4) 
sowie Kontrolle über die Bedingungen der Nutzung von Arbeitskraft ange
sichts verschärfter Konflikte mit der sich organisierenden Arbeiterschaft 
(III. 5. 5).

Mit der besonderen Betonung des Kontrollaspekts in der Restrukturierung 
der Sozialbeziehungen, über die sich die Konkurrenz vermittelt, zeigen 
sich nun auch die sozialen Konfliktlinien und -potentiale der Kartellw irt
schaft. Allerdings darf dieser Kontrollaspekt nicht von dem -  im anschlies
senden Kapitel zu behandelnden -  Organisationsaspekt abgetrennt werden, 
um bestimmte Konfliktlinien und -potentiale auch nicht zu überschätzen.

III. 5. 1 Wirkungen auf die Profite

Betrachtet man die Auswirkungen der Kartelle auf die Verwertungsbedin
gungen des Kapitals in den durch sie zusammengefaßten "Sphären", dann 
läßt sich ein deutlich positiver Zusammenhang feststellen. Aber diese 
Verbesserung fand auf dem Hintergrund einer generell besseren konjunk
turellen Situation statt, die selbst nicht einfach in eine Kausalbeziehung 
zu der Kartellbewegung gestellt werden kann. Schließlich ist das Jahr 
1893, das Schlüsseljahr in der Geschichte der Kartellierung also, auch 
der Beginn einer forcierten Rüstungspolitik im Kaiserreich, (1) und 
schließlich waren nach der langen Depressionsphase die Bedingungen für 
einen Aufschwung ohnehin gegeben. Es läßt sich allenfalls feststellen:

(1 )V g l. H. Rosenberg, a. a. O. , S. 270,
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"Wenn man die Kartell-Ära vor dem ersten Weltkrieg In Deutschland 
Insgesamt beurteilen w ill, kann man mit Befriedigung feststellen, daß sie 
mit einem erstaunlichen und erfreulichen Aufschwung der Wirtschaft kon
form ging und daß die Karteile diesen Aufschwung nicht gehindert, v ie l
leicht sogar gefördert haben. " (1)

An dieser Entwicklung haben die kartellierten Produktionszweige bzw. 
Unternehmungen -  wofür zahlreiche Anzeichen sprechen -  überdurch
schnittlich partizipiert. (2)

Nach einer Zusammenstellung von Uhde entwickelte sich z. B. -  um dies 
kurz anhand des Bergbaus zu illustrieren -  das Verhältnis von Reingewinn 
und Anlagekapital bei den sogenannten reinen Zechen des Ruhrgebiets, die 
sich in den Händen von Aktiengesellschaften befanden und die seit 1893 im 
wesentlichen Mitglieder des RWKS wurden, wie folgt:

(1) M. Metzner, Kartellpolitik in Deutschland, in: G. Jahn/K. Junckers- 
torff, Hg., Internationales Handbuch der Kartellpolitik, Berlin 1958,
S. 89 ff, S. 96 (Sperrg. i. Orig. ); Metzner war Leiter der Kartell
stelle des Reichsverbandes der deutschen Industrie in der Weimarer 
Republik und ist damit natürlich unter Verdacht der Voreingenommen
heit. Die gegenwärtig vorherrschenden Interpretationsmuster der Neo
liberalen vermögen der historischen Bedeutung der Kartelle jedoch 
ebensowenig gerecht zu werden. So hat Egon Görgens (Wettbewerb und 
Wirtschaftswachstum, Freiburg 1969) die von Metzner, Salin u. a. ver
tretene These, die Kartelle seien dem Wirtschaftswachstum eher fö r
derlich, durch Zeitreihenvergleiche zwischen wirtschaftlicher Wachs
tumsrate und Kartellierungsgrad zu testen versucht; ein Test, der auf
grund der eindeutigen Konstellation in der Nachkriegszeit der BRD 
(hohes Wachstum -  niedriger Kartellierungsgrad) selbstverständlich 
zuungunsten der These ausgeht (vgl. S. 240 ff). Die analytische Drei
stigkeit eines solchen "Beweises" muß vor dem Hintergrund meiner Un
tersuchung, die ja gerade auf die historisch-spezifische Bedeutungund 
Bedingtheit der Kartelle als Anpassungsform abstellt, deutlich werden. 
Wenn dies aber richtig ist, dann ist es schlicht falsch, einen "Kartel
lierungsgrad" als in sich konsistente, ahistorische Variable anzuneh
men.

(2) Für die Kohleproduktion schrieb auch K. Wiedenfeld (a. a. O. , S. 117f) 
"Für die Produzenten war diese Preispolitik des Kohlensyndikats na
türlich im allgemeinen günstig: das im Ruhrbergbau angelegte Kapital 
hat zumeist wieder zur Rentabilität gebracht werden können, und auch 
die Arbeiterschaft hat sich steigender Löhne erfreut. "
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Abb. 3: Die Relation von Reingewinn zu Anlagekapital bei Aktiengesel 
schäften 1887 -  1905 (nach Uhde) (1)

m  wo ws wo m
-  Reingewinn in % des Anlagekapitals

Diese Zusammenstellung zeigt, so unzureichend die Qualität der Daten 
zum ausgewiesenen Reingewinn (auch im Sinne der betriebswirtschaftlichen 
Abgrenzung dieser Größe) auch sind, doch eine erhebliche Ertragssteige
rung. (2) Bald nach Gründung des Kartells begann sich die Relation auf ei
nem Niveau zu stabilisieren, das etwa doppelt so hoch war, wie in dem 
Jahrzehnt zuvor.

Aus der Entwicklung von Reingewinnen und Dividendenzahlungen insbe
sondere in der Eisen- und Stahl- sowie der Chemischen Industrie, also 
der hochkartellierten Produktionszweige, ließen sich unschwer weitere

(1) Quelle: K. Uhde, Die Produktionsbedingungen des deutschen und engli
schen Steinkohlenbergbaus, Jena 1907, S. 107, zit. nach: M. Saitzew, 
Steinkohlenpreise und Dampfkraftkosten, München und Leipzig 1914,
S. 317 ff. Vgl. bei Saitzew ergänzende und bestätigende Angaben.

(2) Der außergewöhnliche Profitsprung 1890/91, dem ein Preisanstieg von 
etwa 45 % entsprach, war nicht zuletzt die Folge der Streikbewegung 
im Ruhrgebiet 1889, die dafür sorgte, daß die Lager geräumt werden 
konnten, und die wesentlich zu der Interessenglelchrichtung der Kapi
tale beitrug, die zu der Gründung des RWKS führte.
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Belege anführen. (1) Ich will diese Belege zur Rentabilitätsverbesserung 
hier nicht weiter ausbreiten; letztere ist angesichts des Datenmaterials 
schwer quantitativ abgrenzbar gegen eine Situation des "Als-Ob"-Wettbe- 
werbs und Interpretlerbar gegenüber der geringeren Kapitalverwertung 
In anderen Anlagesphären. Daß die Kapitalverwertung mit der Kartellie
rung anstleg, geht zwar nicht schon aus der zumeist auch in den Kartell
verträgen ausgewiesenen Zielsetzung der Gewinnsteigerung hervor, eher 
schon aus dem Umstand, daß dies allgemein erwartet wurde, sowohl von 
der Arbeiterschaft, für die ein Kartellzusammenschluß oft als Begründung 
für Uohnstelgerungen diente, (2) als auch für die Bildung von Außenselter
konkurrenz, die der Kartellbildung zumeist auf dem Fuß folgte. Auch die 
sprunghafte Vermehrung der sog. gemischten Werke, die durch Angliede
rung von Betrieben der vor- oder nachgelagerten Verarbeitungsstufe, so
wie schließlich die starke Immanente Tendenz zur Überproduktion waren 
Beleg für die Steigerung der Kapitalverwertung In den kartellierten Be
reichen, -  allerdings nur der festgefügteren Kartelle.

Ich halte mich bei der Feststellung erhöhter ProfItablIItät zur Zelt der 
Kartellbewegung seit Mitte der 90er Jahre also nicht weiter auf, da Ich 
weder die These vertreten will, als vermöchten die Kartelle an sich und 
auf Dauer eine höhere Kapitalverwertung als die gesellschaftlich durch
schnittliche zu garantieren, noch als würden sie zyklische Schwankungen 
der Profltabllltät völlig ausschalten.

III. 5. 2 Wirkungen auf den Konjunkturverlauf

Wir haben gesehen, daß die Kartelle sich in einer Zeit herausgebildet ha
ben, In der a) der Entwicklungsraum für die kapitalistische Produktions
weise In der Produktionsstruktur noch sehr eng war und b) dieser Raum 
durch das In der Gründerzeit einschießende Kreditkapital schlagartig 
überbesetzt wurde. Angesichts oft übermächtiger britischer Weltmarktkon
kurrenz und geringer Entfaltungsmöglichkeit auf den Inneren (nationalen) 
Märkten, bestand das Hauptproblem aber in der zu großen Spanne zwischen 
dem Grundbedarf an Industrialisierungsprodukten (Grundstoffe, Produk
tionsgüter) und dem Spitzenbedarf In Zeiten konjunkturellen Aufschwunges, 
der hier mit raschen Gründerwellen einherging (s. Abb. 2 auf S. 68 die 
rasche Herausbildung der Elektroindustrie seit Mitte der 90er Jahre). Die
se Bedingungen ließen noch gar nicht die Probleme der langfristigen P ro 
duktentwicklung auf die Tagesordnung kommen (jedenfalls nicht bei den 
Schlüsselprodukten Im kapitalisierten Bereich) - und lassen sich m. E. auch

(1) Vgl. neben den auf S. 121 genannten Quellen auch O. Utsch, a. a. O. , 
S. 1 43 ff.

(2) Vgl. O. Utsch, a. a. O. , S. 194.
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nicht mit entsprechenden allgemeinen Gesetzen wie insbesondere dem des 
tendenziellen Falls der Profitrate erklären. Das Problem bestand vielmehr 
darin, die scharfen Fluktuationen der Nachfrage und der Preise in den 
Griff zu bekommen. Diese Unstetigkeit der Nachfrage widersprach insbe
sondere dem Interesse der Großbetriebe und den Handlungserfordernis
sen, welche sich durch die spezifische Ökonomie des fixen Kapitals erga
ben. (1)

Es sind also gerade nicht die langfristigen Entwicklungen, sondern die 
kurzfristigen Fluktuationen in den Realisierungsbedingungen, an die die 
Kartelle als Problem ansetzen. Wichtigster Problemindikator waren die 
scharfen Preissprünge der Produkte im Konjunkturverlauf. Das Versteti- 
gungsbestreben zielte daher zunächst vor allem auf diese Preisschwankun
gen.

In Abb. 4 habe Ich exemplarisch die Entwicklung der Steinkohlenpreise 
dargestellt, um das Problem dieser Preisschwankungen zu verdeutlichen: 1

(1) Der Gegensatz zwischen den Handlungsanforderungen des Marktes und 
der Produktion, der mit der weiteren technischen Entwicklung sich 
noch zu verschärfen schien, wurde zum Ausgangspunkt zahlreicher 
kapitalismuskritischer Theorien des "Spätkapitalismus". Vor allem von 
T. Veblen wurde die Unvereinbarkeit von busmess und industry, von 
Geschäft und Produktionstechnik scharf herausgearbeitet (vgl. insbes. : 
The Engineers and the Price System, New York 1921). An diese Über
legungen knüpft heute vor allem A. Sohn-Rethel an mit der These der 
zwei "antithetischen Ökonomien" und der sich daraus ergebenden "öko
nomischen Doppelnatur des Spätkapitalismus", die darin bestehe, "daß 
die kapitalistische Gesellschaft in ihrem fortgeschrittenen monopolisti
schen Stadium unter der simultanen Einwirkung zweier gegensätzlicher 
und unvereinbarer Gesetze steht. Die eine ist die überkommene Gesetz
mäßigkeit des kapitalistischen VerwertungsProzesses, also die entwlk- 
kelte Waren- und Marktökonomie; die andere ist eine neuartige Ökono
mie, die aus dem kapitalistischen Arbeitsprozeß entsprungen ist als 
Wirkung der hochgradigen Vergesellschaftung der A rbeit." (A. Sohn- 
Rethel, Die ökonomische Doppelnatur des Spätkapitalismus, a. a. O. ,
S. 8).
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Abb. A; Die Veränderungsraten der Kohlenpreise einer Kartellzeche und 
des Nettosozialprodukts 1873 -  1911 (1) 1

(1) Vgl. zu den Kohlenpreisen die Angaben bei K. Wiedenfeld, a. a. O. ,
S. 161, über die Zeche Rheinelbe der Gelsenkirchener-Bergwerks-AG 
(GBAG), die zu den Gründungsmitgliedern des RWKS gehört; vgl. zum 
Nettosozialprodukt die Angaben bei W. G. Hoffmann, a. a. O. , S. 599 f 
(Nettosozialprodukt zu Marktpreisen berechnet unter Verwendung des 
Saldos der Kapitalbilanz, in Preisen von 1913). Vgl. auch die bei M. 
Saitzew, a. a. O. , wiedergegebene Zusammenstellung der Preisentwick
lung für Kohle seit 1870.



- 1 1 3 -

Wir sehen, daß bis Mitte der 90er Jahre -  mit Ausnahme der Stagnations
periode in den 80er Jahren - die Kohlenpreise die Schwankungen in der 
Konjunkturbewegung zuweilen drastisch überzeichnen; dem Abschwung des 
Nettosozialprodukts um 5 % 1875 entspricht dort ein Abschwung von fast 
30 %; dem Aufschwung um 1890 von etwa 3 % entspricht dort ein Aufschwung 
von fast 50 %. Diese Diskrepanz vermindert sich recht exakt seit 1893, 
seitdem die Zechenpreise zugleich Syndikatspreise des RWKS darstellen. 
Hervorstechend ist neben der Tendenz zur Verstetigung vor allem, daß 
seither nur noch selten und in geringerem Maße Abschwünge in den P re is 
veränderungsraten Vorkommen, welche diejenigen des Konjunkturindikators 
übertreffen.

Diese für die Kohlenpreise oben exemplarisch gezeigte Wirkung der Kar
telle auf eine Verstetigung der Marktpreisentwicklung läßt sich auch für die 
Eisen- und Stahl- sowie für die Chemische Industrie nachweisen, d. h. für 
die am stärksten kartellierten Produktionssphären. (1)

Das Preisniveau in den kartellierten Industriezweigen verstetigte sich 
über den Zyklus; es sank deutlich weniger tief in der Krise und folgte der 
gesamtwirtschaftlichen (durch andere Wirtschaftsbereiche abgedämpften) 
Konjunkturbewegung stärker angepaßt. Es zeigt sich jedoch andererseits, 
daß die Preise gegenüber dem Konjunkturverlauf keineswegs festgehalten 
werden konnten. Je stärker die Kartelle ihre monopolistische Position aus
nutzten, um die Möglichkeit der Preiserhöhungen in den Aufschwungphasen 
wahrzunehmen, was ihnen durch die Verständigung über das Kartell wesent
lich erleichtert wurde, desto schärfer waren sie allerdings auch dem Zwang 
zur Preissenkung und den entsprechenden kartelIsprengenden Wirkungen 
ausgesetzt. Da diese Zusammenhänge in praxi bekannt waren, wurde die 
Preispolitik im Aufschwung zu einem Punkt der Auseinandersetzung zwischen 
kurz- und langfristigen Verwertungsgesichtspunkten, der sich in einem im
mer wiederkehrenden Interessengegensatz zwischen Groß- und Kleinunter
nehmungen innerhalb der Kartelle ausdrückte. In diesem Gegensatz zwischen 
"Großen11 und "Kleinen" in der Preispolitik der bei dem hohen Grad öffent
lichen Interesses an den Kartellen -  wie sich an den Presseberichten, den 
Reichstagsdebatten usw. ablesen läßt -  auch ein Gegensatz für die Öffent
lichkeit war, konnten sich die Großunternehmungen als die "Mäßigkeitsapo
stel" gegenüber den Kleinunternehmungen darstellen, die auf Ausnutzung

(1 )V g l. O. Utsch, a. a. O. , S. 86 ff. Die Tendenz zur Verstetigung ist am 
deutlichsten nachweisbar am Beispiel des RWKS; für den Bereich E i
sen und Stahl gilt sie schon in geringerem Maße bzw. erst nach Konso
lidierung des Stahlwerksverbands; vgl. K. Muhs, Kartelle und Konjunk
turbewegung. Ein Beitrag zur Problematik der Wirtschaftskrise, Jena 
1933, S. 41. Je schwächer die Kartelle allerdings waren, desto stär
ker blieben die Preisfluktuationen, so daß die These der Verstetigung 
nur für den Kernbereich der konsolidierten Kartelle gilt.



-  114 -

der Konjunktur mit den Preisen drängten. Bei aufsteigender Konjunktur 
ist'das Interesse der "Kleinen" vor allem auf Preiserhöhungen gerichtet, 
da eine Steigerung der Produktion -  im Bergbau zumeist aus geologisch
technischen Gründen -  ausgeschlossen war. In der Depression aber, so 
Wiedenfeld,
"verlangen sie erst recht das Hochhalten der Preise, selbst, wenn damit 
eine Verkürzung der Gesamtproduktion herbeigeführt wird; diese fürchten 
sie weniger, weil ihre Betriebsziffern, um sie überhaupt für die Kartellie
rung zu interessieren, gegenüber ihrer tatsächlichen Leistungsfähigkeit 
verhältnismäßig hoch bemessen worden sind, eine Reduktion der gesamten 
Förderung sie nur wenig berührt. " (1)

Dagegen kommen bei den Großen die "Ansprüche des stehenden Kapitals 
ganz anders zur Geltung" (2). S ie sind daher vor allem an der Ausweitung 
der Produktion interessiert. Auch bei hochgehender Konjunktur, stellt 
Wiedenfeld fest,
"verbessern sie lieber, gestützt aüf mäßige Preise, den Ausnutzungsgrad 
ihrer Anlagen, als daß sie durch starkes Steigern der Preise den Konsum 
in seiner Entfaltung verhindern. " (3)

Die großen Unternehmungen verstanden es geschickt, die tatsächlichen 
Preisentscheidungen der Kartelle als Kompromisse zwischen der von ihnen 
vertretenen gemäßigten Linie der Preisveränderungen, die sich im Ein
klang mit dem gesamtwirtschaftlichen Interesse versteht, und den Forde
rungen der kleinen und mittleren Unternehmungen, die das Interesse mittel
ständischer Existenzerhaltung repräsentieren, darzustellen. W ir sind da
mit bei einem der zentralen Legitimationsmechanismen der Kartellw irt
schaft.

Die Funktion einer Verstetigung der Realisierungsbedingungen der Wa
renwerte entsprach, wie sich sowohl anhand der dokumentierten Kartell
verträge als auch der Kartelliteratur nachweisen läßt, einem der wesent- 
liehen, die Kartellierung fördernden Bedürfnisse, vor allem, wie aus den 
oben dargestellten Implikationen der veränderten Kostenstruktur der Kapi
tale hervorgeht, der großen Unternehmungen. Es war im Übrigen eine der 
Funktionen, durch die sich die Kartelle gegenüber den vor- und nachgela
gerten Produktionsstufen empfahlen, da auf diese Weise die bislang vor al
lem vom Handel getragene Spekulation ihre Basis verlöre.

Eine solche Verstetigung bliebe bloßer Wunsch der Kartelle, wenn die 
"Bindung" der Preise nicht ihre Basis in Abhängigkeitsverhältnissen oder 
auch Interessengemeinsamkeiten zwischen den Unternehmungen der Produk
tionssphären besäße, die sich etwa in langfristigen Lieferverträgen u. ä. 
ausdrückten, d. h. in Bindungen der realen Austauschbeziehungen. Auf de-

(1) A. a. O. , S. 42.
(2) A. a. O. , S. 43.
(3) A. a. O.
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ren Voraussetzungen komme Ich unten zurück. Es muß an dieser Stelle 
zunächst an den -  für die Kartelle zumeist über einen Erfahrungsprozeß 
erst "einsichtig11 gemachten -  Umstand erinnert werden, daß die Bindung 
der Preise durch einen Rückgang in der Verkaufsmenge negativ kompen
siert werden kann, und in der Stetigkeit der Produktion liegt eben das 
zentrale Interesse der Großbetriebe. Nun zeigt sich bei einer Betrachtung 
der Produktionsmengen, daß hier keineswegs von einer Verstetigung die 
Rede sein kann, zumindest nicht für die Gesamtproduktion der "Sphäre".

Abb. 5; Veränderungsraten der Marktpreise und der Produktionsmengen 
von Steinkohle 1887 -  1913 (1)

(1) Q u e lle : A . S p ie th o ff, a. a . O. , T a fe l 20 und 2 5 .
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Es zeigt sich vielmehr, daß die Produktionsmengenveränderungen nach 
Kartellbildung einer schärferen Fluktuation unterliegen, zumindest in dem 
Jahrzehnt von 1900 -  1910. Noch deutlicher wird die Auswirkung der Kar
tellierung auf das Preis-Mengen-Verhältnis bei Roheisen in der folgenden 
Abbildung:

Abb. 6: Veränderungsraten der Marktpreise und der Produktionsmengen 
von Roheisen 1887 -  1913 (1)

Für die Zeit bis 1904, bis zur Gründung des Stahlwerksverbandes, war 
das Roheisen nicht bzw. nur schwach kartelliert; wir sehen, daß die P re is - 
und Mengenbewegung hier gegenläufig erfolgt. Dies endet abrupt mit der fe 
sten Kartellierung; die Fluktuation der Mengenveränderung vergrößert sich 
wesentlich, und zur gleichen Zeit beginnen sich die Produktionsmengen

(1) Q u e lle : A . S p ie th o ff, a. a. O. , T a fe l 20 und 25.
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gleichläufig mit den Preisen zu verändern, d. h. Ausweitung der Produk
tion bei steigenden und Einschränkung bei fallenden Preisen, d. h. die (hier 
recht geringfügige) Verstetigung der Preise geht auf Kosten einer unste
tigeren Beschäftigung und damit Auslastung der Betriebe.

Dieser Zusammenhang, der zur Zeit der Weltwirtschaftskrise ab 1929 
noch wesentlich ausgeprägter hervortritt, wurde von Muhs, Lederer u. a. 
als Argument für die krisenverschärfende Wirkung der Kartelle herange
zogen. Diese konnte in unserer Untersuchungszeit jedoch noch nicht zum 
Ausdruck kommen, - zum einen aufgrund der überwiegend günstigen Kon
junkturkonstellation und zum andern aufgrund der in dieser Zeit noch in ge
ringerem Maße gegebenen Dominanz einzelner Großunternehmungen und der 
dadurch erschwerten Möglichkeit einer autoritativen Stillegung von Betrie
ben. Das Besteben der Kartelle ging ja gerade dahin, die gesamtwirtschaft
liche Nachfrage nach den Produkten der "Sphäre11 möglichst gleichmäßig 
auf die Produzenten aufzuteilen. Dem widersprach zwar das Interesse der 
Großbetriebe mit starker Kostendegression; zugleich aber genügte dieser 
Widerspruch nicht, um das Kartell zu sprengen, da die entsprechende 
Preissenkungskonkurrenz auch für diese Unternehmungen zu verlustreich 
war. Es mußte sich daher innerhalb der Kartelle eine Lösungsform finden, 
und sie fand sich in dem Handel um die Beteiligungsziffern (Quoten), durch 
den sich einzelne Kapitale die Vollbeschäftigung ihrer Betriebe zu sichern 
versuchten, bei gleichzeitiger Reduktion der Gesamtabsatzmenge der 
"Sphäre".

Der Charakter der von den Kartellen durchgesetzten "Lösungsstrategie" 
einer Vermittlung von Produktion und Markt tritt nun deutlich hervor:
Durch die Verschiebung der Trennlinie zwischen Produktions- und Reali
sierungssphäre wird ein Bereich von Handlungsalternativen für die großen 
Kapitale innerhalb des Kartells geschaffen, die sich im wesentlichen aus 
der Bindung von kleineren Kapitalen ergibt, welche diesen Strategien so
wohl Manövriermasse wie legitimatorische Absicherung bieten. III.

III. 5.3 Kontrolle über die Realisierungsbedingungen des Produktionswerts

Ein wichtiger Hebel für die Durchsetzung des KarteiIinteresses an steti
gen Realisierungsbedingungen ihrer Wertproduktion war, wie oben schon 
dargestellt, die langfristige Bindung der Abnehmer über Lieferverträge 
bzw. fest institutionalisierte Marktbeziehungen, wie sie im Montanbereich, 
etwa in den sog. Fusionsverträgen zwischen Zechen und Hüttenwerke über 
Kohle, Koks und Roheisen fixiert wurden. In diesem Fall entsprach die 
Vertragsform einer bereits sehr starken Integration der Produktionspro
zesse. Mit der Herausbildung der Großunternehmungen, die nicht zuletzt 
im Medium der Kartelle rasch an Umfang Zunahmen, wurde es in immer stär
kerem Maße möglich, direkte Lieferbeziehungen mit Großabnehmern anzu
knüpfen und deren Konditionen mit den Bedingungen der Produktion abzu-
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stimmen. (1)
Dennoch bestand für einen großen Teil der Produktion eine, angesichts 

der Starrheit der Fixkosten, weiterhin bedrohliche Marktunsicherheit.
Das Interesse der Kartelle an regelmäßigen und kalkulierbaren Absatzver
hältnissen führte -  neben dem erwähnten Bestreben nach engen Lieferbe
ziehungen mit Großabnehmern -  vor allem zu dem Versuch, den Handel zu 
"binden". Die wesentlichen vom RWKS verwandten Formen, um dieses Ziel 
zu erreichen, bestanden z. B. in der Konzessionierung bestimmter Han
delsunternehmungen zum Verkauf von Syndikatskohle, in der jährlichen 
Festsetzung der Abnahme- und Zahlungsbedingungen, in dem Verbot, von 
anderen Quellen Kohlen zu beziehen und dadurch Gelegenheit zu billigerem 

' Einkauf und entsprechenden Preissenkungen zu erhalten, in der Markt- und 
Markenaufteilung auf bestimmte Großhändler und schließlich in der Überwa
chung etwaigen Preismißbrauchs durch die Händler:

"Der Handel, der vor der Syndikatszeit die einzelnen Zechen seine Macht 
nur allzu stark hatte fühlen lassen, ist so zum Diener der Produzentenin- 

’ teressen geworden . . . "  (2)
-  resümiert Wiedenfeld in seiner Kartellbiographie des RWKS diesen 

Prozeß. Die Bindung bzw. Ausschaltung des Handels ist kein auf das Koh
lensyndikat beschränktes Phänomen, auch im Bereich des Eisen- und Stahl- 
sowie des Textilhandels sowie in anderen Bereichen spielte sich dieser 
Vorgang ab.

Dieser Prozeß war mit zahlreichen Konflikten verbunden, die allerdings 
aufgrund der veränderten Kräftekonstellation nur selten offen zum Ausdruck 
gebracht wurden. Die folgende Aussage des Kohlengroßhändlers Vowinckel 
aus Düsseldorf in den Kontradiktorischen Verhandlungen zeigt den kalten 
Zorn und zugleich die Disziplin der dominierten Kapitalistenklasse:

(1) So besaß das RWKS nach Angaben'von F. Goetzke (Das Rheinisch
Westfälische Kohlensyndikat und seine wirtschaftliche Bedeutung, Es
sen 1905, S. 221 ) um die Jhdt. -Wende Großabnehmer für 40 % des Ge
samtabsatzes. Vgl. die Aussage des Generalsekretärs Stumpf in den 
Kontradiktorischen Verhandlungen über deutsche Kartelle: Die vom 
Reichsamt des Innern angestellten Erhebungen über das inländische Kar
tellwesen in Protokollen und stenographischen Berichten, Bd. 1: Stein
kohlen und Koks, Berlin 1903, S. 144, der selbst angesichts des über
höhten Preisniveaus des RWKS in der Krise 1901 ff auf die Vorteilhaf- 
tigkeit der langfristigen Lieferverträge verweist. Für ein Großunterneh
men sei es unabdingbar, "für möglichst lange Zeit hinaus seine Abschlüs
se über die zu verarbeitenden Rohstoffe usw. zu machen. " ( . . . )  "Man 
will doch gern mit bestimmten und sicheren Selbstkosten rechnen. "

(2) A. a.' O. , S. 30.
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»W ir sind durch das Syndikat vor eine ganz neue Lage gestellt worden, 
und ich will gleich vorausschicken, daß ich mich in diese neue Lage gefügt 
habe ( . . . ) .  ich versetze mich auch ganz in die Lage des Syndikats in be
zug auf die Einrichtungen, die es treffen zu müssen geglaubt hat und ent
halte mich eines abfälligen Urteils ( . . . ) .  Das schließt aber doch nicht aus, 
daß wir alle sehr üble Erfahrungen zu machen hatten, die verdaut werden 
müssen. Wenn ich mir die ganze Lage vor Augen führe, dann ist mir oft 
das bekannte Wort eingefallen: Ave Caesar, morituri te salutant ( . . . ) .  Zu
erst hat das Kohlensyndikat als richtig erkannt, an den verschiedensten 
Stellen Gesellschaften einzurichten; ich sagte mir, das kann ein sehr 
praktischer Gedanke sein; aber ob er zum Ziele führt, das weiß ich nicht, 
denn gerade in bezug auf diese Verkaufsgesellschaften fiel mir das eben 
genannte Bonmot ein. Die Verkaufsgesellschaften werden gegründet, indem 
eine Anzahl von Kohlengrossisten zusammentreten; es ist das verschieden 
7, 10, 12. Diese setzen einen Vorstand ein, der die Geschäfte führt. Die 
Teilnehmer selbst sind von al ler Tei Inahme eigentl ich ausgeschlossen . . . »  (1)

Obgleich der Handel durch die Einschränkungen, die er im Zuge der Kar
tei Ibewegung erfuhr, nicht vollkommen seine Bedeutung verlor und sich 
auch teilweise des adäquaten Gegenmittels, nämlich der eigenen Kartellie
rung bediente, war mit diesem Prozeß doch eine wichtige Verlagerung in 
der »funktionellen Konstellation» zwischen den einzelnen Momenten des 
Kapitalkreislaufes und damit ihres Gewichtes für die Durchsetzung der 
Konkurrenzfunktionen verbunden.

Wir hatten den gleichen Vorgang zu Beginn des Kapitels im Verhältnis 
zwischen Bank- und Industriekapital kennengelernt. Bedeutete hier die 
Verbreitung der AktiengeselIschaften, als die »effektenkapitalistische» 
Organisationsform, eine Vergrößerung des Bankeinflusses, so erschienen 
die Kartelle demgegenüber objektiv als "funktionales Äquivalent» -  und da
mit als Voraussetzung für eine funktionelle "Entmachtung» des ursprüngli
chen Funktionsträgers -  ermöglichten sie doch eine Integration von Kapital 
und Produktionsvolumen, wie sie sonst nur auf Basis des fiktiven Kapitals 
möglich wäre, durch "genossenschaftlichen» Zusammenschluß der produk
tiven Kapitale.

Die Funktion, die der Handel durchseine ausgleichende, z. T. spekula
tive Tätigkeit -  Kauf in Zeiten der Depression zu billigsten Preisen und 
Ausnutzen der Preissteigerungsmöglichkeiten im Aufschwung -  hatte, indem 
er einerseits den Preissenkungsmechanismus in den Industrieunternehmun
gen verstärkte, ihnen andererseits die Kompensation durch Überprofite im 
Aufschwung beschnitt, wurde auf ähnliche Weise "zurückgeholt". Was be
deutet dies für die Durchsetzungsformen der Konkurrenz?

Der "Handel", getragen durch selbständige kapitalistische Handelsunter
nehmungen, stellt ein Moment der Verselbständigung, der unabhängigen Va

(1) K o n tra d ik to ris c h e  Verhand lungen , Bd. 1, a . a. O. , S . 288 f.



-  120 -

riation, in den Bedingungen den Kapitalverwertung dar. Seine Bindung und 
Funktionalisierung durch die zusammengeschlossenen produktiven Kapitale 
ist der Versuch, diese Variation als Störquelle zu kontrollieren. Die Kar
telle wirken also nicht allein in bezug auf die Konkurrenz innerhalb der 
"Sphäre", auf der horizontalen Ebene der gleichen Produktionsstufe, eine 
"Reduktion von Kompliziertheit", sondern auch in bezug auf die Verflech
tung der funktionellen Kapitalformen: dem Ineinandergreifen der Funktionen 
von produktiven Kapitalen, Handelskapitalen und auch, wie wir oben gese
hen hatten, von Bankkapitalen.

Allerdings können die zusammengeschlossenen Unternehmungen nur die 
selbständigen Handlungsträger dieser Kapitalfunktionen abschaffen bzw. 
von sich abhängig machen, die Funktionen selbst werden dadurch nicht auf
gehoben. Sie werden aber dadurch in stärkerem Maße in den Gestaltungs
bereich der Handlungsträger, die auf die Produktionsphase des Kapital
kreislaufes orientiert sind, verlegt und daher verstärkt unter dem Gesichts
punkt der Handlungserfordernisse des Produktionsprozesses organisiert, 
d. h. insbesondere stärker dem Zeithorizont angepaßt, welcher sich aus 
der spezifischen Kostenstruktur ergab. Die Herausbildung fest institutio
nalisierter Marktsegmente auf der einen und die Ausweitung der Selbstfi
nanzierungsmöglichkeiten in den Unternehmungen, die sich im Schutz der 
Kartelle allmählich zu größeren Einheiten herausbildeten, auf der anderen 
Seite, waren daher Ausdruck einer Verschiebung in der Kräftekonstella
tion zwischen den verselbständigten Trägern von Kapitalfunktionen.

Die Verlagerung von Konkurrenzfunktionen in die Handlungskompetenz 
des industriellen Kapitals führte zu veränderten Formen ihrer Durchset
zung, vor allem veränderte sie entscheidend die Zeithorizonte. Die P re is 
senkungsfunktion des Handels hatte die Unternehmungen der betreffenden 
Produktionssphäre wesentlich rascher zur Anpassung der Marktpreise an 
ein gesunkenes Kostenniveau gezwungen, da sie gewissermaßen den objek
tiven Zusammenhang der Produzenten innerhalb der "Sphäre" in einen 
objektiven Konkurrenzdruck transformieren konnten. Durch den Zusammen
schluß der Produzenten bestand diese Möglichkeit nicht mehr, dieser Me
chanismus der Objektivierung ökonomischer Gesetze wurde dadurch gera
de kontrol liert.

III. 5. 4 Kontrolle über die Akkumulationsbedingungen und die Formen der 
Kapital Vernichtung

Die Erhöhung der Kapitalrentabilität und damit die Vermehrung des Anlage 
suchenden Kapitals in der betreffenden Produktionssphäre und das aus der 
Fix-Kosten-Problematik zu erklärende Bestreben nach Auslastung der pro
duktiveren (Groß-) Betriebe waren zwei einander verstärkende Triebkräfte 
für eine eigentümliche Form der Akkumulation, dem Quotenkauf.

Neben den periodischen Aushandlungen der Kartellquoten bestand für die
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Mitglieder der Kartelle die MöglIchkelt des Quotenhandels, also des ex
ternen Wachstums innerhalb des Kartells. Eine In den Verhandlungen er
zielte günstige Kartellquote bedeutete also einen guten Preis für den V er
kauf von Produktionskapazitäten, die sehr häufig von den größeren Unter
nehmungen gekauft wurden mit dem Ziel, die gekauften Betriebe stillzule
gen, um die Quotenproduktion zu niedrigeren Kosten Im eigenen Betrieb 
auszuführen. Die Kartelle wurden so eine bedeutende Maklerstätte für den 
Verkauf von Betrieben, ja, sie machten Betriebe auf diese Welse erst 
verkaufbar zu einem "mobilen Aktlvum", die sonst wahrscheinlich In den 
Konkurs gegangen wären. In dieser Mobilisierung von Kapital, das von der 
Kapital Vernichtung bedroht Ist, liegt eine der wichtigsten Legitimationen 
der Kartelle. So erklärte Luko Brentano In den Kontradiktorischen V er
handlungen:

"Es gibt ( . . . )  zwei Mittel, um die Leistungsunfähigen zu beseitigen, ein 
grausames -  das Ist die Konkurrenz; Im Kampf ums Daseln'tötet sie den 
relativ Leistungsunfähigen -, es gibt aber auch ein anderes, ein menschli
cheres Mittel, das ist das Kartell. Statt den Leistungsunfähigen zu er
schlagen, kann das Kartell ihn einen sanften Morphiumtod sterben lassen; 
es geschieht dies, Indem das lelstungsunfähige Werk aufgekauft und dann 
kaltgestellt wird. Dann wird der Betreffende entschädigt; das ganze aber 
hat den Vorteil, daß nunmehr mit den leistungsfähigsten Betrieben, d. h. zu 
den geringstmöglichen Kosten produziert wird. " (1)

Diese Form des externen Wachstums von Unternehmungen Innerhalb des 
Unternehmungsverbandes (des Kartells) soll näher betrachtet werden, da 
sich an Ihr exemplarisch zeigen läßt, wie sich Innerhalb eines, gegen die 
unmittelbaren Markt Einwirkungen abgedeck
ten Aktionsraumes die Konkurrenzgesetze rekonstltuleren und dabei zu e i
nem gewissen Grade "äußere" Handlungszwänge In "Innere", Institutionell 
normierte Handlungen transformiert werden. Ich sehe In diesem Vorgang der In
ternalisierung von Konkurrenzmechanismen eines der wichtigsten Charak
teristika In der Herausbildung der Anpassungsformen Im Sinne der generel
len Fragestellung.

Der Ausgangspunkt für die Herausbildung des Quotenhandels ergab sich 
dadurch, daß eine Umgehung der mit den Beteiligungsziffern gesetzten 
Schranken für Interne Produktionserweiterung zunehmend ausgeschlossen 
wurde; so.belm RWKS, seit der neue Syndikatsvertrag von 1903 eine Erhö
hung der Beteiligungsziffer allein durch Eröffnen neuer Schächte ausschloß. 
Diese Maßnahme führte denn auch Im Bereich des RWKS unmittelbar darauf 
zum Aufkauf und zur Stillegung von 12 älteren Zechenanlagen, da aufgrund 
der schlechten Marktlage vom Syndikat die Gesamtfördermenge generell re
duziert und die Beteiligungsziffern daher absolut gesenkt worden waren, 1

(1) Kontradiktorische Verhandlungen . . .  , Bd. 4: Eisen und Stahl 2, Berlin 
1905, S. 748.
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und die produktiveren Betriebe nur noch durch Quotenzukauf zur Ausla
stung kommen konnten. Es versteht sich, daß dieser Tod durch Stillegung 
der aufgekauften Werke lediglich für die Eigentümer "sanft" war. Für den 
Aufbau der alten Bergbau-Gemeinden und die soziale Lage der Knappen 
hatte, wie Kurt Wiedenfeld schreibt, dieses Verfahren erhebliche "Nach
teile" zur Folge. Die "Stillsetzungsbewegung" zwang die Arbeiter, nach
dem sie ihre Arbeitsplätze und die damit verbundenen Rechte verloren hat
ten, zumeist der Verlagerung der Zechen zu folgen und zum Verlassen ih
res Haus- und Bodenbesitzes, den sie in der Nähe ihrer altüberkommenen 
Arbeitsstätten hatten. "Da trifft also die mit der Zechen-StiIlegung not
wendig verbundene Verminderung des Bodenwerts eine Bevölkerungsschicht, 
die am wenigsten zu ihrer TTagung sich eignet. " (1)

So kam es im Jahre 1904 zu einer Protestbewegung gegen die Stillegung 
der älteren Zechen, zu heftigen Debatten im preußischen Abgeordneten
haus (2~) und zur Bildung einer Kommission der preußischen Regierung, wel
che aber nur die ökonomische Berechtigung der Kartellpolitik konstatierte.

Die "Rücksicht" des Kapitals beschränkte sich in der im Kartellrahmen 
vorangetriebenen Stillegungsbewegung also auf das vergegenständlichte 
Kapital, soweit es ein bestimmtes Produktionsvolumen repräsentierte. Wel
che Veranlassung gab es überhaupt zu dieser "Rücksicht" zwischen den 
Kapitalen, mit den Quotenkäufen eine "Entschädigung" von Kapitalen vor
zunehmen, welche der Konkurrenzprozeß ohne das Kartell kostenlos "ent
eignet" hätte? Es handelt sich offenbar um einen Versuch, die Konkur
renz der alten Kapitale mit den Zusatzkapitalen in einer Form aufzuheben, 
die es dem Zusatzkapital ermöglicht, Anlage in der "Sphäre zu finden, oh
ne die Profitrate hier zu senken. Die zu
sätzliche Profitmasse bei den produktiveren Kapitalen des Kartells dient 
dazu, das in den weniger profitablen Anlagen fixierten Kapital zu mobilisie
ren und aus der "Sphäre" herauszudrängen.

Diese Form der horizontalen Konzentration hatte in den Kartellen mit 
Produktionskontingentierung erhebliche Ausmaße. So waren von den 66 
Zechen, die 1893 im RWKS eine Quote von weniger als 1 % innehatten, im 
Jahre 1914 schon 46, wenn auch nur zum Teil auf dem Wege des Quoten
kaufs, aus der Mitgliederliste des Kartells verschwunden. Dies trug dazu 
bei, daß von den drei bedeutendsten Unternehmungen des RWKS die Gel- 
senkirchener B .-A .-G . von 1885 bis 1910 eine Produktionssteigerung von 
rund 600 %, die Harpener B. -A. -G in etwa dem gleichen Zeitraum von 
1000 % und die Hibernia B .-A .-G . 430 % erzielten. (3) Die Beteiligungs- 1

(1 )  Vgl. K. Wiedenfeld, a. a. O. , S. 1 44 f.
(2) Vgl. Stenographische Berichte über die Verhandlungen des Preußischen 

Hauses der Abgeordneten, 54. Sitzung am 16.4.1904, S. 3850 - 3919, 
72. Sitzung am 21.4.1904, S. 2288B -  2312D.

(3) Vgl. M. Saitzew, Steinkohlenpreise..., a. a. O. , S. 330.
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Ziffern dieser drei größten Gründungsmitglieder des RWKS verdreifach
ten sich von 1893 bis 1912, die damit auch in bezug auf das relative 
Wachstum an der Spitze der Syndikatsunternehmungen standen. (1 )

Obgleich im RWKS, wie in allen konsolidierten Kartellen, eine eindeu
tige Dominanz bestimmter Unternehmungen von Beginn an bestand, war die 
Funktionsweise doch stark von der Existenz von kleinen und mittleren Un
ternehmungen bestimmt. Neben dem Umstand, daß ein Aufkäufen dieser Un
ternehmungen hinter deren Rücken über die Börse selten möglich war, weil 
sie selten die gesellschaftsrechtliche Unternehmungsform der Aktienge
sellschaft besaßen, stellten sie immer noch ein Risikopotential im Falle 
einer Preissenkungskonkurrenz dar:

"Die langen Jahre von 1874 bis 1893 haben ihnen allen (den Großunter
nehmungen - UJ) zu Genüge gezeigt, daß in solchen Zeiten die kleinen Ge
werkschaften (gemeint ist hier: die kleinen Betriebe bzw. Unternehmun
gen -  UJ) gegen den technischen Vorsprung der Großbe
triebe eine sehr scharfe Waffe anzuwenden haben: Den Verzicht auf den 
Kapitalgewinn, und daß deshalb auch für die Großen keine Aussicht auf ei
nen Ausgleich der im Kampf erlittenen Verluste besteht. Da heißt es also, 
den Kleinen entgegenkommen, damit sie nicht das Interesse an der Gemein
schaft verlieren. " (2)

Einen großen Teil ihrer Legitimation in der bürgerlichen Öffentlichkeit 
bezogen die Kartelle aus dem Umstand, daß sie im Verhältnis der Kapitale 
innerhalb der "Sphären" nicht so "diktatorisch" walten konnten wie die 
amerikanischen Trusts, (3) die allerdings von einem Teil der Repräsentan
ten der Großindustrie, den Krupp, Thyssen usw. -  und nicht zuletzt aus 
diesem Grund der ungehemmteren Rationalisierungsfähigkeit -  als "überle
gene" Zusammenschlußform bezeichnet wurden.

Die Kartelle boten nicht die Möglichkeit für die Leitungsorganisation 
(das Syndikat u.ä. ), Stillegungen, Einschränkungen der Produktion und 1

(1) Vgl. K. Wiedenfeld, a. a. O. , S. 1 64 f.
(2) A. a. O. , S. 43 f.
(3) Vgl. zur Form des "Trusts" die Kennzeichnung von M. Saitzew, die in

IV. 1. 1 wiedergegeben wurde. In der zeitgenössischen Diskussion wurde 
der Begriff oft sehr weit gefaßt. Die Abgrenzung von den engen Kartel
len ist fließend. So stellen die "Interessengemeinschaften" in Liefmanns 
Typologie "Gewinnvertei lungskartel le" dar; diese Form wurde in der öf
fentlichen Diskussion zumeist bereits als Trust bezeichnet; vgl. die In
teressengemeinschaft der Teerfarbenindustrie, den sog. Teerfarben
trust von 1916. Der Begriff "Trust" charakterisiert die spezifisch ame
rikanische Form der Kapitalzentraiisation, die seit dem KarteiIverbot 
des Sherman Act 1893 praktiziert wurde, nämlich die Übertragung von 
Anteilsscheinen (shares) der sich zusammenschließenden Unternehmun
gen auf eine "Treuhandgesellschaft", dem Trust.
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ähnliche Formen der Kapitalentwertung so "fre i"  zu handhaben, wie es in 
den Verbundbetrieben, wie den Trusts und auch den Konzernen, möglich 
war. Der Trust bedeutete die Mobilisierung von Eigentum direkt in die 
Form des fiktiven Kapitals (der shares), die wiederum durch Kapitalver
wässerung rasch entwertet werden konnten. Dies war In den Kartellen, in 
deren Leitungsorganisationen die kleinen und mittleren Unternehmungen 
immerhin Stimmrecht besaßen, nicht so leicht möglich. (1)

Die Verschiebung der Gewichte innerhalb der Vertretungsorgane (Ge
neralversammlung u. ä. ) bzw. zwischen ihnen und der Leitung des Kartells 
zugunsten der Großunternehmungen gaben diesem Erschwernis der Kapital
vernichtung jedoch nur eine relative, den Übergang mildernde Wirkung. (2) 

Wenn sich die Dominanz der Großunternehmungen auch eindeutig in den 
Willensbildungsprozessen der Kartelle niederschlug, (3) vermochten die 
Stimmen der Kleineren bei Interessendivergenzen der Großen aufgrund der 
Möglichkeit von Stimmenübertragungen doch zuweilen ein ausschlaggeben
des Gewicht zu erlangen. (4)

(1) So wirft Schmoller in den Kontradiktorischen Verhandlungen den Streit
punkt auf, der in letzter Zeit oft ausgesprochen werde, nämlich "unse
re Kartelle wären zu schwerfällig gewesen und wir müßten Trusts be
kommen wie die Amerikaner, weil bei denen eine Diktatur stattfinde, e i
ne Diktatur von wenigen Chefs, die alle Betriebe einheitlich von oben 
herab einheitlich leiteten, während in unseren Kartellen eine Art Demo
kratie bestehe . . . "  (Kontradiktorische Verhandlungen . . . , Bd. 1,
a. a. O. , S. 54 f).

(2) So auch Schmoller: "Die Verfassung eines solchen Vereins kann ultra
demokratisch sein oder sie kann in etwas höhere zentrale Organe mehr 
die Entscheidung legen; und wenn ich irgendetwas aus der Geschichte 
der deutschen Kartelle kenne, so ist es das, daß sie 1893, 1894 und 
1895 noch viel mehr demokratisch waren, daß dann aber sukzessive in 
die oberen Organe des Beirats, des Vorstandes etwas größere Befugnis
se gelegt wurden. Darauf beruht jeder Fortschritt größerer Organisa
tionen. " (Kontradiktorische Verhandlungen . . .  , Bd. 1, a. a. 0., S. 59).

(3) So hing die Stimmenzahl im Beirat und in der Zechenbesitzerversamm
lung des RWKS von der Höhe der Beteiligungsziffer ab. In der Zechen
besitzerversammlung -  diese entspricht lt. Wiedenfeld der General
versammlung in Aktiengesellschaften - kamen auf je 10 000 t Beteiligung 
eine Stimme, so daß im Jahre 1912 auf das kleinste Mitglied 13 Stimmen, 
auf die GBAG als dem größten Mitglied 869 Stimmen entfielen. Im Beirat, der 
Funktion nach analog zum Aufsichtsrat, entfielen auf je 1 Million t eine 
Stimme.

(4) "In der Regel werden sogar die Kleinen dann am meisten an tatsächlicher 
Macht gewinnen, wenn sie den Stimmenehrgeiz der Großen ausnutzen und 
gegen sachliches Entgegenkommen diesen ihre Teilstimmen übertragen, 
da ja an eine Erreichung der Majorität für die Kleinen allein nicht zu 
denken ist." (K. Wiedenfeld, a. a. O. , S. 41).
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Für die Konkurrenzfunktion der Senkung der notwendigen Arbeitszeit 
stellt das Kartell, wie aus dem Mechanismus der Quotenkonkurrenz her
vorgeht, eine Bremse dar, und als solche wurde sie später während der 
Rationalisierungsbewegung der 20er Jahre auch zumeist verurteilt. Als 
gegen Ende der 20er Jahre jedoch sichtbar wurde, wie sehr die ungehemm
te Rationallsierungsbewegüng zur Krise beitrug, wurde die positive Seite 
derartiger Bremsfunktionen wieder erkannt. So hob Liefmann hervor:

"Je größer also die Verbilligungen durch das neue Produktionsverfahren 
sind, um so schneller kann das in den früheren Produktionsmitteln inve
stierte Kapital amortisiert werden. Da dies aber meist anderen Unterneh
mern gehört, so vollzieht sich privatwirtschaftlich die Ausschaltung des 
alten Kapitals in der Regel nicht durch Amortisation desselben, sondern 
eben durch den Konkurrenzkampf, durch allmähliche Verdrängung des 
Schwächeren. Dies führt zeitweilig zur Überkapitalisation in den betref
fenden Gewerben und zu partiellen Krisen. Wenn dieser Verdrängungspro
zeß durch Kartelle etwas verlangsamt wird, ist das meist für die gesamte 
Volkswirtschaft nützlich, denn eine stetige Entwicklung ist meist volks
wirtschaftlich vorteilhafter als eine überstürzte. " (1) .

Liefmann hält deshalb, angesichts des raschen technischen Fortschritts 
als der für ihn wesentlichen Ursache von Überkapitalisation (wenn von den 
Bedingungen in den Grundstoffindustrien Kali und Zement abgesehen wer
de), die Kartelle für ein auch diese Überkapitalisation minderndes Moment. 
(2) Insofern sieht er die Kartelle als ein Alternativmittel zu den von so
zialistischen Theoretikern (Lederer u. a. ) und Gewerkschaftlern gefor
derten Lohnerhöhungen, um Überkapitalisation in den Industrien zu ver
hindern, in denen aufgrund der Existenz von Großunternehmungen und dem 
raschen technischen Fortschritt eine Überkapitalisation erfolgt, (3) die im 
Wesentlichen auf den veränderten Reproduktionsbedingungen der Aktien
gesellschaften beruht. Jedenfalls läßt sich feststellen, daß die großen Ka
pitale zu dieser Zeit bereit waren, das Störpotential, das von den kleine
ren und mittleren Unternehmungen ausging, in einer Form zu binden, die  ̂
ihren Interessen auf stetigere Reproduktion Rechnung trug und die ent
sprechenden Kosten in Kauf zu nehmen. Diese Kosten trugen sich aller
dings, was den finanziellen Aspekt anbetrifft, weitgehend selbst, da sie 
aus der kartellbedingten Überhöhung der Profite zu tragen waren.

Das mobilisierte Kapital, das durch die Verdrängung des vergegen
ständlichten Kapitals in die Geldform frei wird, anstatt durch die Konkur
renz vernichtet zu werden, stärkt darüber hinaus, wie dies von Hilferding 
im "Finanzkapital" dargestellt wurde, vor allem das Bankkapital und ver
mag daher als Kredit zu den Großunternehmungen zurückzufließen, wenn

(1 ) Liefmann, a. a. O. , S. 11 5 f.
(2) A. a. O. , S. 178.
(3) A. a. O. , S. 177 f.
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es nicht, wie in den Zeiten der Geldentwertung, ohnehin rasch entwertet 
wird.

Festzuhalten ist, daß sich die Bremsfunktion der Kartelle hinsichtlich 
der Durchsetzung der gesetzmäßigen Folgen einer Verminderung der ge
sellschaftlich notwendigen Arbeit aus der besonderen Konstellation zwischen 
großen und kleinen Kapitalen innerhalb der zu kartellisierenden Produk
tionssphäre ergab. Angesichts der Stärkeverhältnisse der Konkurrenten 
hatten sowohl die großen wie die kleinen Kapitale Interesse an dem Kartell
schutz; dessen Funktion war es nicht, den Vorgang der Zentralisation des 
Kapitals und damit Selbständigkeitsverlust der vielen einzelnen Kapitale 
zu verhindern; seine Funktion war vielmehr, den Zentralisationsprozeß 
in sozial und zeitlich kontrollierten Formen ablaufen zu lassen.

III. 5. 5 Kontrolle über die Beziehungen zwischen Kapital und Arbeit

Zum Abschluß dieses Kapitels soll untersucht werden, ob die Kartellie
rung auch für die Beziehungen zwischen Kapital und Arbeit Veränderungen 
bewirkt hat. Es ist schon mehrfach auf die Vorstellungen hingewiesen wor
den, welche von Theoretikern gerade auch der Gewerkschaftsbewegung 
und der Sozialdemokratie hinsichtlich der Kartelle als "höherer" sozialer 
Form der Produktion gehegt wurde. Im Folgenden wird nachgeprüft, inwie
weit diese Vorstellungen eine Basis in den realen Erfahrungen der Arbei
ter haben konnten. Die Frage ist also, inwieweit durch die Kartelle die 
allgemeinen Konfliktlinien zwischen Kapital und Arbeit in der Untersu
chungsperiode beeinflußt wurden.

Unter den Bedingungen der verbesserten Wirtschaftslage seit Mitte 1890 
kam es zu einer Verschärfung der Widersprüche zwischen Kapital und A r
beit. (1)

Seit Mitte 1890 beginnt auch die deutsche Gewerkschaftsbewegung an Be
deutung zuzunehmen, nicht allein an Mitgliedschaft, sondern auch an 1

(1) Zum Verhältnis Kartelle -  Arbeiter gibt die KarteiIiteratur sehr wenig 
systematische Informationen; vgl. den (in diesem Punkt extrem knappen) 
Literaturüberbl ick bei A. Wolfers, a. a. O. , S. 96 ff. Vgl. als einzige 
systematische Arbeiten: O. Utsch, Karteile und Arbeiter, a. a. O. , S. 
Kalmar, Die Kartelle und die Arbeiter. Die Auswirkungen der wirt
schaftlichen Konzentration auf Lohnhöhe und Arbeitslosigkeit, Wien 
und Leipzig (Diss. ) 1934 (die Arbeit lag mir nicht vor). Als neuere Un
tersuchung vgl. insbesondere die Arbeit von I. Costas, Studien zu den 
Auswirkungen der Konzentration des Kapitals auf die Arbeiterklasse 
in Deutschland 1880 -  1914, a. a. O. ; allerdings werden auch in dieser 
Arbeit wenige kartellspezifische Zusammenhänge untersucht.
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Kampfkraft. (1) Der Anstieg der Konjunktur verbesserte die Voraussetzun
gen für die Verbreitung und Verschärfung der Kämpfe um Löhne und A r
beitsbedingungen. (2) Die Kartellbewegung war nur ein Moment dieses all
gemeinen Widerspruchs.

Die Konfliktlinien, an denen sich diese Widersprüche entfalteten, lassen 
sich gut anhand der Streikstatistiken charakterisieren, die in dem Unter
suchungszeitraum (seit 1890 bzw. 1899 (3)) von Gewerkschafts- bzw. Staats 
seite geführt wurden. Der in diesen Statistiken dokumentierte Widerstand 
der Arbeiter gegen ihre durch das Kapitalverhältnis bestimmten Existenz
bedingungen besitzt drei deutlich unterscheidbare Stoßrichtungen:
1. Die Abwehr von Lohndruck, Ausgleich von Kaufkraftverlust und Verbes

serung der Lohnstellung.
2. Die Abwehr von Arbeitszeitverlängerung und der Arbeitsintensivierung.
3. Die Anerkennung der Gewerkschaften als kollektive Interessenvertre

tung und der Abschluß kollektiver Arbeitstarife, d. h. die Verbesserung 
der Voraussetzungen für den Kampf um bessere Arbeits- und Lohnbe
dingungen.

Diese drei Stoßrichtungen entsprechen im Wesentlichen den drei Kate
gorien der zusammengefaßten Lohnforderungen, Zeitforderungen und im
materiellen Forderungen (4) in der folgenden Zusammenstellung, die ich 
der Arbeit von IlseCostas entnommen habe. 1

(1 )  Vgl. A. Braun, Die Gewerkschaften, ihre Entwicklung und Kämpfe. E i
ne Sammlung von Abhandlungen, Nürnberg 1914, sowie A. Weber, Der 
Kampf zwischen Kapital und Arbeit. Gewerkschaften und Arbeitgeber
verbände in Deutschland, 5. verb. und erw. Aufl. , Tübingen 1930.

(2) Vgl. H. Kaeble, H. Volkmann, "Konjunktur und Streik während des
Übergangs zum organisierten Kapitalismus in Deutschland", in: Zeit
schrift für Wirtschafts- und Sozialwissenschaften, Bd. 92 (1972); so
wie I. Costas, a. a. O. .

(3) Die Generalkommission der Gewerkschaften Deutschlands begann mit 
dem 1. Jahrgang des "Correspondenzblatt" eine Streikstatistik, die 
nach Berufsgruppen gegliedert ist; das Kaiserliche Statistische Amt gab 
seit 1899 eine Streikstatistik nach Gewerbegruppen heraus. Vgl. zum 
Vergleich dieser Streikstatistiken: H. Kaelble und H. Volkmann, "Kon
junktur und Streik . . .  ", a. a. O. Eine Aufgliederung der Streikstatistik 
nach Gewerbearten wurde im Rahmen der amtlichen Statistik nur bis
1 905 vorgenommen.

(4) Folgende Forderungen wurden unter "immateriell" zusammengefaßt:Än
derung der Löhnungsweise, konstante Löhnungsweise, Wiederanstel
lung Entlassener, Entlassung bzw. Nichteinstellung von Arbeitern, Ent
lassung von Vorgesetzten, Freigabe des 1. Mai, gesundheitl¡ehe V er
besserungen, keine Streikarbeit, bessere Behandlung, Anerkennung 
des Arbeiterausschusses, Lohntarif.
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Tab. 6; Die Struktur der Arbeiterforderungen in der amtlichen Streiksta
tistik nach Gewerbegruppen (1899 - 1913) (1) (Anteile an den Ge
samtforderungen der Gew.-gruppe in %)

Bergb Stele Metal Masch Chemie Forst Text Papi _eder Holz vJahru ä k le i/
Reini

3auge Polyg

AT d F p  Lohnkonstanz 2.2 5.0 5.2 5. 5 1.9 1.5 6. 6 1. € 2.6 4.0 2. 0 3. 7 2.0 0.8
AT d FO Lohnerhöhung 22.4 35.7 27.2 29.3 36. 6 34. 8 31. 1 29. £ 30. 2 33. 1 31.7 32. 7 39. 6 20. 5
AT d FO Überstbezahlung 1.0 2. 4 6. 1 6. 5 9. 6 7. 5 2. 1 7. e 7. 1 5. 1 6.8 3. 4 4. 1 5. 2
AT d FO Nebenarbezahlung 0.4 1.0 2.4 1.8 0.6 0. 7 1.7 0.8 1.7 2.2 0. 7 0.8 4. 0 0.0
AT sonst Lohnforderungen 12. 6 5.3 5. t 5.3 4.2 4.9 7.6 4.5 3.4 4.4 5.9 3.8 5.5 6.5
AT d FO Arbeitskonstanz 0. 5 0.4 0.4 0. 4 0.6 0. 4 0. 4 0. 4 0.3 0. 4 0.2 0.3 0.2 0. 1
AT d FO Zeitverkürzung 12.2 B. 6 11.3 11.5 8.0 8.6 7. 4 11.2 14. 1 15. 1 9.5 8.8 11.2 11.7
AT d FO Überstbeschränk 7. 0 0:4 1.3 1. 1 1. 1 0.7 0.7 0.8 1.0 0. 9 1.5 0. 7 1.0 2.4
AT d FO Kürz Felertagsarb 0. 5 1.3 2.8 2. 0 2. 5 0. 7 2. 1 2.3 2. 7 2. 1 1.3 0. 9 2.2 1.0
AT d FO gegen Überstunden 0. 1 0. 0 0.0 0.2 0. 0 0. 0 0. 0 0.0 0.0 0. 0 0. 1 0. 1 0. 0 0. 1
AT d FO Zeltregelung 0. 1 0.3 0. 5 0.3 0.8 0. 4 0.3 0. 3 0.3 0. 3 0. 5 0. 6 0. 5 0. 1
AT sonst Zeltforderungen 2. 1 1.0 1.6 1.3 3.4 4. 5 2. 1 1.3 1.2 1. 1 3.4 1.5 1. 1 5. 2
AT d FO Ände Löhnungswels 0. 5 3.9 1.7 1.3 1.3 1. 1 1.2 1.0 2. 2 2.0 0. 4 1.0 2. 0 3.0
AT d FO konst Löhnungswei 0.1 0.3 0.4 0.4 0.0 0.0 0.2 0. 5 0. 1 0. 5 0.0 0 .4 0. 3 0.0
AT d FO Wiederanst Entlas 2.5 7.8 9. 1 11.8 8.7 15.0 9. 4 10. 2 6.8 6.7 9.4 7.7 6. 1 8 .3
AT d FO Entl Bz Nichteln 0.2 2.4 1.7 1.8 1.3 3. 4 1.9 1.5 1.0 2. 3 1.5 1.9 3. 5 1.5
AT d FO Entl V Vorgesetzt 0.2 0. 9 1.0 1.7 0. 4 0.8 1.6 1.4 0.8 0.9 1.1 1.4 1. 1 1.4
AT d FO F re i e rste r Mal 0.0 0. 6 0.3 0. 1 0. 6 0. 0 0.5 0. 4 1.7 0. 4 0.4 1. 1 0. 4 * 0.3
AT d FO Gesundh Verbesse 1.3 0. 9 1.6 0. 6 1.S 3.7 0.9 1.6 2. 4 0.3 1. 1 1.3 1.2 2.5
AT d FO Kel S tre ikarbeit 0.0 0. 1 0.7 0. 0 0.0 0. 0 0. 9 0.4 0.2 0. 6 0. 1 0.3 0. 1 0.4
AT d FO Bessere Behandlung 0. 6 0. 4 0.3 0. 4 0. 4 0. 0 0.8 0. 1 0.3 0. 3 0. 5 0. 5 0.3 1.0
AT d FO Anerk Arbelterauss 13.8 2.8 2.8 2. 2 3.4 1.9 3.8 3.7 2. 7 2. 4 4.0 2.8 1.2 4. 0
AT dFO  B e tr Lohntarif 1.2 9.1 7 .0 5. 4 4.5 4. 1 5.6 11.3 9. B 7.8 7.2 13.5 6.3 8 .4
AT Sonstiger Forderungen 19. 7 9. 6 9.7 8.8 8.9 5. 2 11.0 7. 4 7. 6 Y. 0 10.8 10.9 i . S J £ S .
zsgefaßte Lohnforderungen 37. 5 49. 4 46.0 48. 5 52. 9 49.4 49. 1 44. 1 45. 1 48. 9 47. 1 44. 4 55. 1 33. 1*
zsgefaßte Zeltforderungen 22. 4 12. 0 18.0 16.8 16.2 15. 4 13. 0 16.4 19. 6 20.0 16.4 12. 7 16.2 20. 7
zsgefaßte Immaterielle Ford 20. 4 29.0 26.4 25.9 22. 1 30. 0 ,26. 8 32. 2 27.7 24. 2 25.7 32.0 22.0 30.8

Wie wurde die Widerspruchsstruktur durch die Kartelle beeinflußt? 
Beginnen wir mit den Lohnforderungen: Ähnlich wie bei der Wirkung der 

Kartellbildung auf die Profite bzw. die Konjunkturentwicklung ist auch die 
Frage, ob in den kartellierten Unternehmen höhere Löhne gezahlt wurden, 1

(1) Quelle: I. Costas, a. a. O. , S. 182. Auf-bzw. Abrundung von mir. Zu 
den Abkürzungen vgl. Anm. 2 S. 385. AT d FO = Anteil der Forderun
gen. (Die genauere Spezifizierung der zusammengefaßten Forderungen 
s. Fußnote auf der folgenden Seite. ) Bergb = Bergbau, Hütten- und 
Salinenwesen, Torfgräberei, Steie = Steine u. Erden, Metal =Metall- 
verarb. , Masch = Maschinen, Instrumente u. Apparate, Chemie = Che
mische Industrie, Forst = Forstwirtschaft, Text = Textilwirtschaft, 
Papi = Papierindustrie, Leder = Lederindustrie, Holz = Holz u. 
Schnitzstoffe, Nahru = Nahrungs- u. Genußmittel, Bklei/Reini = Be- 
kleidungs- u. Reinigungsgewerbe, Bauge = Baugewerbe, Polyg = Poly
graphisches Gewerbe. Im einzelnen beinhalten die einzelnen Kategorien: 
(Fortsetzung auf der nächsten Seite)
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daß die Kartellierung also in dieser Beziehung für die Beschäftigten vor
teilhaft war, in der Literatur umstritten. Die Untersuchungen, die M. 
Saitzew hierzu für den Steinkohlenbereich vorgenommen hat, lassen eine 
entsprechende Aussage zumindest für diesen Bereich wahrscheinlich er-

(Fortsetzung der vorhergehenden Fußnote):
AT d FO Lohnkonstanz = Aufrechterhaltung der bestehenden

AT d FO Lohnerhöhung
Zeit- oder Akkordlöhne 

= Erhöhung der bestehenden Zeit- oder 
Akkordlöhne, Festsetzung von Minimal
löhnen

AT d FO Überstbezahlung = Bezahlung, höhere Bezahlung der 
Überstunden, Nachtarbeit, Arbeit an 
Sonn- und Feiertagen

AT d FO Nebenarbezahlung = Besondere Bezahlung der Nebenarbei
ten, Außenarbeit, der Fahrt zur A r

AT d FO Lohnforderungen
beitsstelle, Wartegelder 

= u. a. Gewährung von Abschlagszahlun
gen, wöchentliche Zahlungen etc.

AT d FO Arbeitskonstanz = Aufrechterhaltung der bisherigen A r
beitszeit

AT d FO Zeit Verkürzung 
AT d FO Überstbeschränk

= Verkürzung der bisherigen Arbeitszeit 
= Abschaffung oder Beschränkung der 

Überstunden, Nachtarbeit, Arbeit an

AT d FO Kürz Feiertagsarb
Sonn- und Feiertagen 

= Verkürzung der Arbeitszeit am Sonn

AT d FO gegen Überstunden
abend oder vor hohen Feiertagen 

= Nichteinführung von Überstunden,Nacht
arbeit, Arbeit an Sohn- und Feiertagen

AT d FO Zeitregelung = Bestimmte Regelung der Arbeitszeit, 
wo solche noch fehlte

AT sonst Zeitforderungen = u. a. Einführung oder Verlängerung von 
Pausen etc.

AT d FO Ände Löhnungsweis = Abschaffung bzw. Nichteinführung der 
Akkordarbeit

AT d FO Konst Löhnungswei = Einführung bzw. Beibehaltung der Ak
kordarbeit

AT d FO Wiederanst Ent las = Wiederanstellung entlassener Mitarbei
ter

AT d FO Entl Bz Nichtein = Entlassung bzw. Nichteinstellung von 
nicht organisierten Arbeitern und Ent
lassung bzw. Nichteinstellung von Streik
brechern

(Fortsetzung auf der nächsten Seite)
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scheinen. (1) Der intervenierende Faktor, daß die Kartellunternehmungen 
zugleich besonders prosperierende Unternehmungen waren, läßt sich auch 
hier nicht ausräumen. Allerdings besteht ein deutlicher Zusammenhang 
zwischen dem Konzentrationsgrad der Produktionszweige -  und das heißt 
auch dem Kartellierungsgrad -  und der Höhe der durchschnittlichen Nomi
nal löhne.

(Fortsetzung der vorhergehenden 
AT d FO Entl v Vorgesetzt =
AT d FO Frei Erster Mai =
AT d FO Gesundh Verbesse =

AT d FO Kei Streikarbeit 
AT d FO Bessere Behandlung

AT d FO Anerk Arbeiterauss

AT d FO Betr Lohntarif

AT sonstiger Forderungen

Fußnote):
Entlassung von Vorgesetzten 
Freigabe des 1. Mai 
Beleuchtung, Reinigung, Lüftung, 
Heizung der Arbeitsplätze, Schaffung 
besserer Schutzvorrichtungen, Be
schaffung von Ankleideräumen, Ab
orten, Waschgelegenhelten u. a. m.

■ Nichtanfertigung von Streikarbeit 
; Bessere Behandlung, Zurücknahme 
von Beschimpfungen 

: Anerkennung des Arbeiterausschus
ses, der Lohnkommission der Über
wachungskommission, Anerkennung 
des Gesellenarbeitsnachweises, An
erkennung des freien Koalitionsrechts 

= Aufrechterhaltung von Lohntarifen, 
Einführung und Abänderung von Lohn
tarifen

= alle oben nicht aufgeführten Forde
rungen

(1)M. Saitzew, Steinkohlenpreise..., a. a. O.
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Tab. 7: Nommallöhne der Arbeiter (durchschnittlicher Nettojahreslohn) 
In 1900 und die Steigerungsrate bis 1913 (1 )

Gewerbe Löhne 1!
Berg 1053. 30
Stei 534. 29
Metal 932.36
Masch 1 059. 49
Chem 895. 25
Porst 593.83
Textil 669. 51
Papi 723.84
Leder 877. 53
Holz 593.83
Nahru 714.23
Bklel 602.79
Bau 701.11
Poly 866. 23

Steigerungsrate bis 1913 
46. 5 %
43. 1 %
40. 7 %
34. 4 %
45. 5 %
39.1 %
31.0 %
38. 2 % ’
34. 0 %
39. 1 %
37. 9 %
52.7 %
36. 5 %
20.5 %

Die gestiegenen Lohnsätze können jedoch nicht als Ausdruck einer neu
en Verteilungsrelation zwischen Kapital und Arbeit gewertet werden. So 
stellt auch Saltzew für den Bereich des Bergbaus, der ja einen besonders 
starken relativen Lohnanstieg hatte, fest, daß sich durch die Kartellie
rung keine Veränderung ln der Stellung der Löhne Im Verhältnis zu P re i
sen und Profiten gegenüber der Vorperlode ergab. Trotz der gestiegenen 
Lohnsätze Ist das Verhältnis zwischen dem Anteil der Lohnkosten je geför
derter Tonne und deren Marktpreis bei allen Schwankungen des Marktprei
ses konstant geblieben. 1

(1) Quelle: A. Desal, Real Wages ln Germany, 1871 -  1913, Oxford 1969, 
S. 109 f und eigene Berechnungen.
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Abb. 7; Entwicklung des Förderwerts, der Lohnkosten und der Schichtlöh
ne im Oberbergamtsbezirk Dortmund in den Jahren 1887 -  1911 (1)

Mark

Förderwert (Mark/Tonne)

Lohnkosten (Mark/Tonne) 
Schichtlohn (Mark/Mann u. Schicht)

Wir stellen also fest, daß die kurzfristige Flexibilität der Löhne als An
passungsmedium auch in der Hoch-Zeit der Kartellbewegung im Bergbau 
nach wie vor gegeben ist, die kurzfristigen Bewegungen der Marktpreise 
also nach wie vor wesentlich für die Anpassung der Löhne sind. Die lang
fristige Tendenz der Löhne zum Steigen aber erscheint selbst wieder -  und 
dies geht auch aus den Analysen von Saitzew hervor -  als Reaktion auf die 
Intensivierung der Arbeit sowie den Anstieg der Lebenshaltungskosten, 
d. h. in Verteidigung des Niveaus, auf dem sich der Wert der Arbeitskraft 
historisch befand.

Der zweite Schwerpunkt in der Struktur der Arbeiterforderungen (2) 1

(1) Quelle: M. Saitzew, Steinkohlenpreise..., a. a. O. , S. 171.
(2) Ich verzichte wiederum auf eine ausführliche Darstellung der Arbeits

bedingungen, zumal neben älteren Darstellungen von Kuczynski mit der 
Arbeit von I. Costas eine sehr gründliche Darstellung dazu vorliegt, in 
der insbesondere auch der Zusammenhang zwischen der spezifischen 
Produktionsweise der Großunternehmungen und der Verschlechterung 
der Arbeitsbedingungen herausgearbeitet wird.
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waren die Forderungen nach Arbeitszeitverkürzungen, in denen die Gewalt 
des Kapitals auf die Lohnarbeit unmittelbar zum Ausdruck kam. Der Raub
bau an der Arbeitskraft war enorm. Insbesondere die Produktionszweige 
mit hoher Kapitalkonzentration, an der Spitze die Schwerindustrie, taten 
sich hier hervor. Die Berichte der deutschen Gewerbe-Aufsichtsbeamten 
aus dieser Zeit lesen sich kaum anders als diejenigen, die von K. Marx in 
der Darstellung des Kampfes um den Normal-Arbeitstag angeführt werden. 
(1) Hervorzuheben ist, daß es vor allem die Großbetriebe waren, welche 
auf Verlängerung der Arbeitszeit drängten und, wie etwa in einer Studie 
des Deutschen Metallarbeiterverbandes nachgewiesen, lange Arbeitszeiten 
daher um so häufiger waren, je größer die Betriebe. (2)

Im Kampf um den Maximalarbeitstag waren die großen Werke die här
testen Gegner der Arbeiterschaft, das Großkapital leistete wiederum den 
schärfsten Widerstand gegen alle staatlichen Regulierungen und von ihm 
wurde am dreistesten die bestehenden gesetzlichen Restriktionen durch 
Anordnen "fre iw illiger" Überstunden usw. umgangen. (3)

Daß es sich bei den Forderungen der Arbeiter im Hinblick auf Löhne und 
Arbeitszeit nicht um eine Entwicklung zur stetigen Verbesserung ihrer La
ge handelte, sondern daß es ebensosehr darum ging, den Druck des Kapi
tals zur Verschlechterung abzuwehren, zeigt die Tatsache, daß ein gros
ser Teil der Streiks "Abwehrstreiks" waren. So waren in der Krise 1902 
von den in der gewerkschaftlichen Streikstatistik ausgewiesenen Streiks
(4) 289 Angriff- und 516 Abwehrstreiks, dabei bezogen sich 277 Abwehr
streiks auf die Abwehr von Lohnreduktionen und 22 auf die Verlängerung 
der Arbeitszeit. (Für die übrigen Abwehrstreiks werden folgende Gründe 
angegeben: Zwang zum Austritt aus der Organisation, Maßregelung und 
sonstige. )

Im Hochkonjunktur- und Streikjahr 1905 war das Verhältnis: 1261 An

t i) Vgl. I. Costas, a. a. O.
(2) Vgl. Deutscher Metallarbeiter-Verband, Ergebnis.der statistischen 

Erhebungen über Arbeits- und Lohnverhältnisse in der Metallindustrie 
Berlins, Berlin 1905.

(3) Vgl. im Einzelnen I. Costas, a. a. O ., S. 231 ff. Vgl. zur Lage im 
Bergbau auch A. Gladen, a. a. O. , sowie H. Imbusch, Arbeitsverhält
nis und Arbeiterorganisation im deutschen Bergbau, Essen 1908.

(4) Grundlage der Berechnung sind die Angaben im Correspondenzblatt: 
Anhang zum Correspondenzblatt der Generalkommission der Gewerk
schaften Deutschlands, 23. Jg. , Berlin 1913, S. 237 ff. Die amtliche 
Statistik war, wie im Correspondenzblatt wiederholt nachgewiesen, in 
diesem Punkt besonders unzuverlässig, da sie häufig auf Informationen 
der Polizeibehörden und Unternehmer beruhte.
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griffstreiks zu 809 Abwehrstreiks; dabei bezogen sich 296 Abwehrstreiks 
auf die Abwehr von Lohnreduktionen und 31 auf die Verlängerung der A r
beitszeit.

Im Krisenjahr 1908 wiederum gab es 678 Angriff- und 1117 Abwehr
streiks, dabei bezogen sich 573 Abwehrstreiks auf drohende Lohnreduk
tionen und 37 auf die Verlängerung der Arbeitszeit.

Für diese Beziehung zwischen Angriff- und Abwehrstreiks war der Ein
flußfaktor der Konzentrationsgrad der Produktion und des Kapitals in den 
verschiedenen Gewerbegruppen besonders bedeutsam. Es wird deutlich, 
daß im Gegensatz zu dem Einfluß, der den Kartellen und in diesen insbe
sondere den Großunternehmungen im Hinblick auf die Verstetigung und Mäs- 
sigung der Preisbewegungen und der rationellen Ordnung auf dem Markt 
und im Verhältnis der Kapitale zueinander zugesprochen wird, sie im Be
reich der Produktion besonders maßlos in der Anpassung der Arbeitskräf
te an die Handlungserfordernisse, die sich aus'der Verwertung fixierten 
Kapitals ergaben, waren. Zugleich waren sie es, die den härtesten Wider
stand gegen die Forderungen der Arbeiter aufbrachten, und die sich am 
hartnäckigsten weigerten, allein schon die Legitimität einer kollektiven 
Interessenvertretung der Arbeiter zu akzeptieren.

Die »Macht des Kapitals», eine faktorenanalytische Erklärungsgröße, 
die Ilse Costas aus einer Analyse der Zusammenhänge zwischen dem Kon
zentrationsgrad der Gewerbegruppen und der Häufigkeitsverteilung der 
Streikforderungen gewonnen hat, weist dementsprechend als hervorste
chendstes Merkmal die hohe Korrelation dieser Größe sowohl mit dem Kon
zentrationsgrad als auch dem negativen Durchsetzungsvermögen der stre i
kenden Arbeiter auf. In der Gewerbegruppe Bergbau z. B. sind nach der 
amtlichen Statistik im Zeitraum 1899 -  1913 65 % aller Streiks erfolglos 
gewesen; es folgen neben der Forstwirtschaft die ebenfalls hochkartellier
te Chemie- sowie die Papierindustrie. (1) Dem entspricht weiter die enge 
Korrelation des Machtfaktors mit der Forderung nach Anerkennung der 
Arbeiterausschüsse als Ausdruck ungesicherter Kampfvoraussetzungen.

Die Analyse der Klassenkonstellation innerhalb der Untersuchungspe
riode führt zu der Feststellung, daß die Entwicklung zunehmender Kämpfe 
der Arbeiterschaft gegen die Bedingungen ihrer Reproduktion für das Ka
pital erst den Beginn einer Entwicklung bedeutet, in der die Arbeiter die 1

(1) Vgl. I. Costas, a. a. Q. , S. 181; vgl. zu den Kartellierungsgraden bei 
mir S. 93 . In den Angaben über Streikerfolg bzw. teilweiser,bzw. 
kein Erfolg weichen die gewerkschaftliche und die amtliche Statistik 
(die der obigen Angabe zugrunde liegt) allerdings stark voneinander ab! 
Vgl. zur Kritik wiederholt das »Correspondenzblatt», z. B. für 1913: 
»Die Streiks nach der amtlichen und der gewerkschaftlichen Statistik», 
in: Correspondenzblatt . . .  , a. a. O. , 23. Jg. , Nr. 52, S. 793 ff.
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Ökonomie des Kapitals praktisch infrage stellen und ihren Lebensbedingun
gen und Forderungen anpassen können.

Dies bringt uns zum dritten Forderungsschwerpunkt, den Forderungen 
nach Anerkennung der Gewerkschaften: in der Periode, die ich untersuche, 
ist mit der Frage des Koalitionsrechts selbst noch die Legitimität kollek
tiver Interessendurchsetzung umstritten und rechtlich ungesichert; die F ra 
ge der faktischen Anerkennung ist noch eine der produktionszweigspezifi
schen Kräfteverhältnisse zwischen den Klassen. Und hier kumulieren sich 
zunächst die den Erfolg der Lohnarbeiter gefährdenden Faktoren. Die Kar
tellierung der Grundstoff- und Produktionsgüterindustrie faßt die Kapitale 
in den Produktionszweigen zusammen, in denen die Ökonomie des Kapitals 
am stärksten zuungunsten der Arbeiter wirkt. Das Kapital dieser Bereiche 
sieht aber am wenigsten die Notwendigkeit, seine Verwertungsfreiheit zu
gunsten der Lebensbedingungen der Arbeiterschaft einzuschränken. Auch 
die aktuellen Auseinandersetzungen in den Streiks vermögen diese Einsicht 
nicht zu erzwingen.

Die besondere Bedeutung der Kartelle in dieser Kräftekonstellation liegt 
nun darin, diese harte Linie des Kapitals gegenüber der Arbeiterschaft 
(den "Herr im Haus "-Standpunkt) abzusichern. Es kommt daher zu der in 
der bürgerlichen Kartelliteratur oft als widersinnig kritisierten Situation, 
daß dort, wo das Kapital sich durch Selbstorganisierung gegen die Kon
kurrenz am meisten absicherte, es die Organisationen der Arbeiterschaft 
am wenigsten duldete, und am schärfsten bekämpfte. Aber dort, wo das Ka
pital zu schwach war, um sich gegen die Konkurrenz durchzusetzen, zeig
te es am ehesten Bereitschaft, die Organisationen der Arbeiterschaft an- 
züerkennen.

Auf diesen "Widersinn" wird im folgenden Abschnitt noch näher einge
gangen, an dieser Stelle soll lediglich auf das besondere Gewicht, das den 
Kartellen bei den Arbeitskämpfen zukam, hervorgehoben werden. Auf das 
Übergewicht, das die Seite des Kapitals, der Arbeitgeber, durch diese 
Zusammenschlüsse erhielt, ist schon in der frühen KarteiIiteratur von e i
nigen Autoren hingewiesen worden, (1)es kam dann auch in den Arbeits
kämpfen seit 1900 immer stärker zum Tragen. Die Kartelle vermochten 
dem Kapital bei Arbeitskämpfen nämlich an der Stelle Schutz zu bieten, an 
der es in der Phase der Hochkonjunktur -  d. h. günstiger Streikbedingun
gen -  am verwundbarsten war: S ie schalteten die Gefahr aus, daß die be
streikten Unternehmungen Marktanteile an ihre Konkurrenten verloren, 
die deren Lieferunfähigkeit ausnutzten.

Zugleich verhinderten sie, daß die Abnehmer unter Hinweis auf vertrag
liche Lieferverpflichtungen Entschädigungsansprüche durchsetzen konn
ten. In vielen KarteiIverträgen und in allen Syndikaten fand sich eine so
genannte Streikklausel, welche die Lieferpflicht der Karteilunternehmun- 1

(1) Vgl. L. Pohle, a. a. O.
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gen im Streikfall aufhob. Diese Streikklausel war ein zentraler Punkt In 
den Lieferungsbedingungen, welche die Kartelle und Syndikate Ihren Ab
nehmern stellten. So waren etwa in dem KarteiIvertrag des RWKS von 
1903 gleich in den Anhängen die Lieferungsbedingungen für die verschie
denen Abnehmergruppen beigefügt, die jeweils die folgende Formel ent
hielten:

"Betriebsstörungen und Betriebseinschränkungen, Arbeiterausstände, 
gleichviel, ob solche durch Vertragsbruch oder Infolge von vorausgegan
genen Kündigungen elntreten, höhere Gewalt jeder Art -  wozu auch Mobil
machung und Kriegsfall rechnen -  entbinden für die Dauer und den Umfang 
der dadurch notwendig werdenden Einschränkung von der Lieferung und 
Abnahme Im Verhältnis der Verringerung und der Herstellung In den ein
zelnen Sorten -  nach Abzug des Verbrauchs für eigene Zwecke der Ze
chen -  bzw. des Gesamtverbrauchs; eine Nachlieferung und Nachabnahme 
der dadurch ausfallenden Menge findet nicht statt. " (1)

In dem Vertrag, den der Verband Deutscher Drahtwalzwerke und der 
Verband Deutscher Drahtstiftfabrikanten über den Innerverbandl Ichen 
Verkehr schlossen, hieß es-In den Anlagen ebenfalls:

"BetrIebsstörungen in den Lieferungswerken, wozu auch Arbeiteraus
stände, durch ungenügende Zufuhr entstandener Mangel an Brennstoff, 
Rohstoff bzw. Halbzeug gehören, entbinden von der Verpflichtung zu recht
zeitiger Lieferung. Das liefernde Werk wird von derartigen Betriebsstö
rungen so bald wie möglich Mitteilungen machen und die Verkaufsstelle, 
falls tauglich, für gleichwertige Ersatzlieferung sorgen." (2)

Nebenbei bemerkt, zeigt sich an diesen Streikklauseln die Kartellstra
tegie der Selbststablllslerung auf Kosten der Abnehmer. Anspruch auf E r
satz der ausgefallenen Lieferung bestand in der Regel nicht. Waren dage
gen die Abnehmer In Schwierigkeiten, so bedurfte es "großzügiger Aus
nahmegenehmigungen" der Kartelle, um die langfristigen LieferverpfIIchtun- 
gen auszusetzen. Die Bedeutung der Kartellierung trat vor allem während 
der Bergarbeiterstreiks 1905 hervor, In denen das RWKS Großeinkäufe 
englischer und belgischer Kohle vornahm, um für die LieferverpflIchtun- ■ 
gen seiner Unternehmungen elnsprlngen zu können. Dem RWKS kam es of
fensichtlich darauf an, seine Strategie der Verstetlgung beizubehalten, 
obgleich die Streikklausel sie von Verpflichtungen entbunden hatte. Das 
Kartell erlaubte also sowohl eine harte unnachgiebige Haltung gegenüber 
den Streikforderungen als auch die Beibehaltung seiner Marktordnungspo
litik, wobei die Kosten dieser Strategie gleichmäßig auf alle Unternehmun
gen verteilt wurden. Der Erfolg der geschilderten Aktion des RWKS gab 
hier sogar zu Überlegungen Anlaß, In Zukunft einen Kohlenvorrat anzule
gen, der es dem Syndikat ermöglichen würde, derartige Streiksituationen 1

(1) Denkschrift über das Kartei Iwesen . . . , a. a. O. , A, S. 15.
(2) Nach dem Abdruck In der "Kartei Irundschau", 3. Jg. , 1905, S. 42 ff.
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für sich selbst noch günstigen durchzustehen.
Die Streikklausel ist nur ein Beispiel für die Möglichkeiten einer V er

einheitlichung der Unternehmerpolitik, die durch die KarteiIierung wesent
lich vereinfacht wurde, -  wenn die Kartelle auch immer wieder darauf hin
wiesen, daß die Regelung der Arbeitsverhältnisse Sache der Einzelunter
nehmungen sei. Ein anderes Beispiel ist die Stellung der Kartelle auf dem 
Arbeitsmarkt; insbesondere um die Einstellungen gewerkschaftlich organi
sierter Arbeiter zu verhindern,, war der erleichterte Informationsfluß zwi
schen den Karteilunternehmungen von Nutzen. Im Übrigen stand dem Kapi
tal zur Untersuchungszeit eine große Palette von Maßnahmen zwischen 
»Zuckerbrot und Peitsche» zur Verfügung. Das »Zuckerbrot» (1) bestand 
vor allem' in dem höheren Lohnniveau der Kartellunternehmungen, betrieb
lichen Wohlfahrtseinrichtungen, Pensionskassen, Werkswohnungen, 
schließlich in der Privilegierung der Mitglieder von »Gelben Gewerkverei
nen" und in staatlich veror.dneten (im Bergbau) (2) oder vom Kapital »kon
trollierten" (3) Arbeiterausschüssen mit "Mitspracherechten». Die "P e it
sche» (4) bestand in Schwarzen Listen gegen organisierte und mißliebige 
Arbeiter, Disziplinierungsmaßnahmen, innerbetriebliche Strafsysteme in 
den sog. »Fabrikordnungen". Der wichtigste Grund aber dafür, daß die 
Kartelle in den Arbeitskämpfen dieser Zeit keine so zentrale Rolle ge
spielt haben, lag darin begründet, daß in den kartel I ierten Produktions
zweigen die organisierte Arbeiterbewegung außerordentlich schwach war. 
Die rasche Expansion der Produktionszweige hatte zu einem hohen Anteil 
der Industriearbeiter der ersten Generation und von Fremdarbeitern ge
führt, die ohne Organisationserfahrungen und obendrein noch leicht gegen
einander ausspielbar waren.

Die hohe Konzentration der Beschäftigung, die effektive Verständigung 1

(1) Vgl. im Übrigen grundlegend: K. Saul, Staat, Industrie, Arbeiterbe
wegung im Kaiserreich. Zur Innen- und Außenpolitik des Wilhelmini
schen Deutschland 1903 - 1914, vgl. auch I. Costas, a. a. O. , S. 323 ff.

(2) Die Berggesetznovelle von 1905 sah für den Bergbau obligatorische
Arbeiterausschüsse vor. Es übertrug den Arbeitern Funktionen wie 
(z. B. § 80 ff): 1. die Wahl eines Vertrauensmannes, der im Aufträge
der Arbeiter, von diesen bezahlt, die Abnahme der Förderwagen über
wachen darf; 2. Beteiligung an der Verwaltung der überwiegend durch 
Strafgelder fundierten Zechenunterstützungskassen; 3. Zustimmung bei 
Vorschriften über Benutzung der Wohlfahrtseinrichtungen; 4. das 
Recht der Äußerung über die Arbeitsordnung.

(3) Vgl. zu den Arbeiterausschüssen, die von den Unternehmungen zuge
lassen wurden, bes. die Politik des »Hauses Siemens": J. Kocka, Un
ternehmensverwaltung und Angestel Itenschaft, Stuttgart 1969.

(4) Vgl. dazu wiederum: K. Saul und I. Costas, beide a. a. O.
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zwischen den, in diesen Branchen verhältnismäßig wenigen Unternehmun
gen usw. verstärkten ein Gefühl der Ohnmacht gegenüber dem Kapital, so 
daß der Grad der Organisierung in diesem Bereich während der gesamten 
Untersuchungsperlode außerordentlich gering blieb. (1)

Diese Aussage findet ihre Bestätigung, wenn man die Verteilung der Ge
werkschaftsmitglieder über die verschiedenen Gewerbegruppen betrachtet.

Tab. 7: Verteilung aller Gewerkschaftsmitglieder über die Gewerbegrup
pen im Jahre 1900 und 1913, sowie der Mitglieder der "Gelben 
Gewerkvereine" 1913 (2)

Gewerbe Gewerkschaften Gelbe Gewerkvereine
1900 1913 1913

Berg 9. 6 9. 9 19. 0
Stei 3. 5 3. 3 3. 1
Met/Ma 23.2 27. 9 43. 6
T exti 8. 7 7. 9 3. 9
Papi 1.4 1.5 0. 6
Leder 1.8 2. 1 2.0
Holz 12. 5 9. 9 2.2
Nahru 5.9 5. 9 8. 9
Bklei/Reini 7.0 0. 1 0. 0
Bau 21.8 21.6 4. 5
Poly 4.8 4. 7 0. 1

100 % 100 % 100 %

Wir sehen, daß der an Beschäftigung und Produktionsvolumen bei wei
tem stärksten Gewerbegruppe , nämlich dem Bergbau und Hüttenwesen, 
ein vergleichsweise minimaler Teil der Gewerkschaftsmitglieder angehör
te. Im Verlauf der Zeitspanne zwischen 1900 und 1913 war das Gewicht 
dieser Gruppe Im Verlauf und im Anschluß an die Streikphase 1905/06 vor
übergehend gewachsen (1909 betrug der relative Anteil 13,4 %), ging je 
doch dann wieder auf den alten Wert zurück.

Betrachtet man allerdings die Verteilung der Mitglieder In den "Gelben 
Gewerkvereinen" etwa im Jahre 1913, so zeigt sich genau das entgegenge
setzte Bild: hier stehen die Gewerbegruppen mit hohem Konzentrationsgrad 
an der Spitze.

Zusammenfassend läßt sich feststellen, daß die Kartelle für die sich or
ganisierende Arbeiterbewegung eine nahezu uneinnehmbare Bastion dar- 1

(1) Die wenigen Versuche der Gewerkschaft, in den Bereichen Bergbau, 
Eisen-, Stahl- und Chemische Industrie Fuß zu fassen, scheiterten 
weitgehend. Vgl. dazu I. Costas, a. a. O. , S. 39 ff.

(2) Quelle: I. Costas, a. a. O. , S. 410 und 413.
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stellten. Für die organisierten Kapitale blieb dadurch die uneingeschränk
te Verfügungsgewalt Uber das Ausmaß und die Formen der Nutzung der A r
beitskraft gewährleistet. Allerdings ist hier eine Einschränkung zu ma
chen. Das Verhältnis wechselseitiger Negation zwischen organisierter A r
beiter- und Kartellbewegung, das oben dargestellt wurde, galt nicht allge
mein. Es bestand nur dort, wo Großkapitale den Kern der Kartelle bildeten, 
also in den Bereichen des Bergbaus, der Großeisenindustrie, der chemi
schen und der Textilindustrie -  um noch einmal die wichtigsten zu nennen.
In Bereichen, in denen kleinere und mittlere Kapitale.sich zu Kartellen zu
sammenschlossen, kehrte sich das Verhältnis zuweilen oft geradezu um in 
ein Verhältnis wechselseitiger Unterstützung und Anerkennung; darauf wer
de ich später noch zurückkommen.
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III. 6 Die Kartelle als höheres Regelsystem der Konkurrenz

III. 6.0 Kapitelübersicht

Es sollen nun die zentralen Elemente der gesamtwirtschaftlichen Ord- 
nungs- und Organisationsleistungen dargestellt werden, die den Kartellen 
ihren Ruf als höherer Organisationsform eingebracht haben. Die Darstel
lung ist so angelegt, daß die -  über die realen Verhältnisse zumeist weit 
hinausschießenden -  Vorstellungen von den Zukunftsmöglichkeiten der Kar
tei Iwirtschaft nachvollziehbar werden. Von den negativen Erfahrungen mit 
den Kartellen und deren Mängeln wird hier zunächst abgesehen; diese Ne
gativseiten waren zu dem Zeitpunkt, an dem dieses ideale Bild der Kar
tei iwirtschaft abgenommen wird, auch allesamt in ihren Ansätzen schon er
kennbar, was die politisch-ökonomischen Fortschrittserwartungen an die 
Kartelle dennoch nicht zu trüben vermochte.

Es werden zwei zentrale Elemente der Kartellordnung gezeigt: die Or
ganisierung der Konkurrenz innerhalb der Produktionssphäre (III. 6.1) und 
die Organisierung der Konkurrenz zwischen den Produktionssphären 
(lli. 6. 2). Das dritte Element ist Resultat und zugleich Voraussetzung für 
die Herausbildung der sich institutionalisierenden und auf Regelhaftigkeit 
einstellenden Kartellwirtschaft, es liegt aber auf einer anderen Ebene.
Die handlungstheoretische Nachbildung der Konkurrenzgesetze zur Steue
rung der Produktion (III. 6. 3) stellt ein Erfordernis dar, das sich aus Pro
blemen der internen Entscheidungsbildung der Kartelle ergibt und das sich 
folglich zunächst nur analytisch, in die Bildung neuer Kategorien nieder
schlägt. Die Entstehung der Betriebswirtschaftslehre ist davon ein Aus
druck.

Im Hinblick auf die allgemeineren Überlegungen zur Frage der Anpas
sungsformen gelange ich nun an einen wichtigen Punkt. Beide der oben ge
nannten "Leistungen" der Kartelle können als Ausgangspunkt für ihre Be
urteilung als instabile Anpassungsform genommen werden, als Form, die 
über sich hinaustreibt, notwendig die Grenzen ökonomisch-immanenter 
Anpassung -  im Sinne der Unterscheidungen von Lachmann, die in der 
Einleitung dargestellt wurden - überschreitend und staatliche Eingriffe so
wie politische Formbestimmungen herausfordernd. Beide Aspekte scheinen 
sich darin zu ergänzen, die privatökonomische Form des Kartells zu poli
tisieren: während die sozialen Konflikte und die daraus resultierenden For
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derungen nach staatlichen Intervention, die sich aus dem Macht- und Kon- 
trollaspekt den KantelIfunktionen ergeben, als Bedingungen für die Not
wendigkeit staatlicher Regulierung aufgefaßt werden können, lassen sich 
die spezifischen Entscheidungs- und Organisationsstrukturen der Kartelle 
als Bedingungen der Möglichkeit staatlicher Regulierung auffassen. In der 
späteren Darstellung wird gezeigt, daß beide evolutorische Möglichkeiten 
historisch reale Tendenzen begründeten. In 111.6.3 wird jedoch bereits 
eine andere Entwicklungsmöglichkeit angedeutet, die sich aus der imma
nenten Weiterentwicklung der Kartellform ergibt und linearen Konzepten 
im Hinblick auf eine eventuelle Abfolge der Anpassungsformen (etwa im 
Sinne von Claus Offe) (1) nicht entspricht: Die Rekonstruktion von Konkur
renzgesetzen als naturwüchsig-objektive Gesetzmäßigkeiten unter Erhal
tung der neu gewonnenen Handlungsmöglichkeiten im Bereich des Produk
tionsprozesses.

III. 6. 1 Die Organisierung der Konkurrenz innerhalb der Produktions
sphäre

Die künstliche Grenzlinie, die das Kartell gegenüber der Wirkungsweise 
der Konkurrenz zu errichten sucht, bedeutete natürlich auch den Fortfall 
"objektiver" Auslesemechanismen unter den Kapitalen bzw. Verteilungs
mechanismen von Verwertungschancen. Dadurch ergab sich die Aufgabe, 
diese Mechanismen nun durch organisatorische Regelungen ersetzen zu 
müssen. Dies setzte voraus, daß es gelang, den kleinen gemeinsamen In
teressennenner, nämlich die Einflußnahme auf die Bedingungen der Reali
sierung der Warenwerte der betreffenden Produktionssphäre zu erweitern 
und die Bedingungen der Produktion in die internen Kartellentscheidungen 
miteinzubeziehen.

Betrachten wir die Grundzüge der Kartellorganisation, um einige der 
vorantreibenden Momente für den oben angedeuteten Prozeß der immanen
ten Selbstveränderung der Kartelle kennenzulernen. Ich gehe c dabei von 
der höchsten Form, dem Syndikat, aus. Hier verkaufen die Einzelunter
nehmungen ihre Waren zunächst einer gemeinschaftlichen Unternehmung, 
welche die Funktion der Wertrealisierung selbständig ausübt. Der Ver
kaufsakt zerfällt durch die Einrichtung dieser gemeinschaftlichen Unter
nehmung in zwei Teile, nämlich 1. dem internen Verkauf; dieser erfolgt 
über "Verrechnungspreise", die für jedes Syndikatsmitglied gesondert aus
gehandelt werden und die über längere Perioden konstant gehalten werden 
(in den Grundstoffindustrien zumeist für 1 Jahr) und daher einen festeren 
Bezugspunkt für die betrieblichen Entscheidungen der einzelnen Kapitale 
darstellten und 2. dem externen Verkauf, für den die Syndikatsmitglieder

(1 ) Vgl. Kapital II. 3.
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einheitliche Marktpreise im Hinblick auf eine bestimmte erwartete bzw. 
angestrebte Gesamtabsatzmenge periodisch im voraus festlegten.

Es liegt auf der Hand, daß diese Entscheidungen über die externen Kar
tellpreise, die anvisierte Gesamtabsatzmenge sowie die Aufteilung dieser 
Absatzmenge für die Kartelle von bestandskritischer Bedeutung waren und 
die einzelnen Mitgliedsunternehmungen ihre unterschiedlichen lnteressen- 
lagen zum Ausdruck brachten. Bei der ersten dieser bestandskritischen 
Entscheidungen, der Festlegung der Preise, würde es dem Charakter des 
Kartells als Kollektivmonopol - bestünde eine interne Interessengleich
richtung -  am reinsten entsprechen, wenn die Preisbildung sich an dem 
Betrieb mit den höchsten Herstellungskosten orientieren würde und damit 
auch diesem Kapital die Verwertung ermöglicht würde. (1 ) So hieß es z. B. 
ganz offen in dem Vertrag einer Ziegeleivereinigung: "Für die Preisfest
legung der Normalsteine ist immer dasjenige Werk maßgeblich, welches 
die höchsten Herstellungskosten hat." (2)

Diese Form der Kartellpreisbildung als Versuch, jedes Kapital der P ro
duktionssphäre verwertbar zu erhalten, widersprach jedoch dem Interesse 
der großen Betriebe an einem hohen Beschäftigungsgrad. Wenn die Orien
tierung am unproduktivsten Kapital allerdings ausgeschlossen wurde, und 
die Preisbildung nicht umgekehrt von den jeweils durchsetzungsfähigsten 
Interessen abhängig gemacht werden sollte, dann ergab sich eben die Not
wendigkeit einer Objektivierung der Entscheidung. Die einzige objektive 
Basis für die Preisbildung sind aber die unterschiedlichen individuellen 
Kostpreise der Produktion; die Kartelle gingen daher zunehmend dazu über, 
die Bildung des gemeinsamen Kartellpreises auf der Basis der Kostenkal
kulationen ihrer Mitglieder vorzunehmen, wobei hier wiederum aus den Kar
tellmonographien alle möglichen Konstellationen bekannt sind, -  daß die 
Preisbildung auf Basis der durchschnittlichen Produktionskosten aller Mit
glieder oder der Gruppe der produktiveren bzw. der weniger produktiven 
Mitglieder erfolgte.

Waren die Kartellpreise für die "unbestrittenen" Märkte auf diese Weise 
stark durch die internen Kartellstrukturen bedingt, so hatten sie sich auf 
den "bestrittenen" Märkten nach den dortigen Konkurrenzbedingungen aus
zurichten. Die Differenzierung der Kartellpreise nach "bestrittenen" und 
"Unbestrittenen" Gebieten und die Vorteile, die sich dadurch im Kampf ge
gen Außenseiter ergaben, bildeten einen wichtigen StabiIisierungsmecha-

(1) "Die kartellmäßige Anpassung von Angebot und Nachfrage besteht im be
wußten Verneinen des Prinzips der Auslese". T. Kuhr, "Trust und Mo
nopolkontrolle", in: Die Arbeit, H. 11 (1928), S. 692. Kuhr zitiert im 
Anschluß eine Aussage auf der Kartelltagung Ende 1925: "W ir haben alle 
ein Recht auf Existenz, auf Leben und Weiterentwicklung".

(2) Zit. nach H. Petri, Industrielle Kartellpreise und betriebliche Kosten. 
(Eine Untersuchung ihrer Zusammenhänge), Köln (Dlss. ) 1926, S. 30.
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nismus für die Kartelle. Auf diese Weise wurden aus den Verkaufserlösen 
in den »unbestrittenen11 Gebieten eigene Kampf- und Unterstützungsfonds 
gebildet, um in diesen »bestrittenen» Gebieten gezielt Preisunterbietungen 
vornehmen zu können und die Konkurrenz auszuschalten. Dies galt sowohl 
für Differenzierungen innerhalb des nationalen Marktes als auch gegenüber 
dem Weltmarkt.

Die zweite kritische Kartellentscheidung bezog sich auf die Aufteilung 
des vom Syndikat anvisierten Gesamtabsatzvolumens auf die einzelnen Mit
glieder. Bestand die Methode der Objektivierung von Entscheidungen in 
Bezug auf die Preise im Rückgriff auf die Kalkulation der einzelnen Mit
glieder, so war es hier die technische Leistungsfähigkeit, die im wesent
lichen die Verteilungskriterien bestimmte. Im RWKS wurde nach dem e r
sten Vertrag z. B. jedem Mitglied ein Anspruch auf Quotenerhöhung zuer
kannt für den Fall der Erweiterung und Verbesserung seiner Produktions
anlagen -  nach Maßgabe der technischen Leistungsfähigkeit der neuen An
lagen. Die Folge war eine rasche Verlagerung der Produktionsquoten von 
den alten auf die neuen Anlagen. Die Kriterien der Quotenerhöhung und 
des Feststellungsverfahrens durch Kommissionen wurde zwar im Verlauf 
der folgenden Jahre (1895, 1903) wiederholt verändert, (1) das Prinzip 
aber, bei der Quotenzuteilung die Marktverhältnisse außer betracht zu las
sen und nach technischer Leistungsfähigkeit vorzugehen, wurde beibehal
ten. Die Unternehmungen der produktiveren Großbetriebe hatten daher ein 
starkes Interesse an »fre ien », d. h. von Kartellbindungen ausgenommenen 
Absatzmöglichkeiten, durch die sie ihre Kapazitäten ausweiten konnten, 
um sie spätestens bei den Verhandlungen um die Erneuerung der Kartell
verträge durch Quotenerhöhung abzusichern. Legitime Möglichkeiten zur 
Ausweitung der Produktion ergaben sich zum ersten durch den häufig » fr e i
en» Auslandsverkauf (die Auslandsverkäufe wurden in den Kartellen zu
meist erst spät »gebunden"; im RWKS im Jahre 1908; im Roheisenverband 
1910), zum zweiten durch die Freigabe der Produktion in günstigen Kon
junktursituationen, in denen überdies oft Lieferverpfl ichtungen von kleine
ren Unternehmungen zu übernehmen waren, deren Quote sich als höher als 
ihre Leistungsfähigkeit erwies. Die bei solchen Gelegenheiten demonstrier
ten Relationen in der betrieblichen Leistungsfähigkeit wurden rasch zu Ge
wohnheitsrecht und zumindest als »Mehrbeteiligungsziffer» für Situationen 
des Mehrbedarfs fixiert.

Wurde allerdings von den einzelnen Unternehmungen über die festgesetz
ten Kontingente hinaus verkauft bzw. wurden Kontingente ohne eigenes V er
schulden nicht genutzt, waren entsprechende Abgabe- bzw. Entschädigungs
sätze vorgesehen. Kurzfristig waren die Unternehmungen daher in ihren 
Absatzmöglichkeiten abgesichert; die Beteiligungsziffer begründete ein Sy
stem des Gewinnausgleichs zwischen den Unternehmungen mit überschritte-

(1 )K . Wiedenfeld, a. a. O. , S. 26.
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ner und denen mit unterschrittenen Beteiligungsmenge. Ein "Verbandsrent- 
nertum11 einzelner Unternehmungen in der Weise, daß diese sich nach gesi
cherter Beteiligungsziffer nicht mehr um eine Ausdehnung der Verkaufs
möglichkeiten kümmern mußten und sich auf den Gewinnausgleich, den ihnen 
die dynamischeren Unternehmungen zu zahlen hatten, verließen, war auf
grund der Mechanismen der Quotenverschiebung (ganz abgesehen vom Quo
tenhandel, auf den ich weiter unten noch eingehe) langfristig jedoch nicht 
möglich. Der empfangene Gewinnausgleich wäre auf lange Sicht dann nichts 
anderes als ein schrittweises Verkaufen ihres Produktionsanteils an die 
übrigen Verbandsmitgl ieder. (1)

Regulierung der Preis-Mengen-Konstellation nach außen und Gewinnaus
gleich nach innen - dies sind die Grundzüge der Kartellorganisation in der 
Form des Syndikats. Um sie geht es auch - wenn auch mehr oder minder in
direkt -  bei den loseren Kartellformen.

Ergänzt werden die entsprechenden Bestimmungen durch ein System von 
Auskunftspflichten und Kontrollrechten und durch ein eigenes ausgeklügel
tes System von Konventionalstrafen, um die Kartellzwecke notfalls auch ge

il ) Vgl. auch die Darstellung von K. Stark über die Technik eines von ihm 
im Jahre 1927 untersuchten Kartells der Weiterverarbeitungsindustrie, 
in dem neben den kartellgebundenen Verkäufen gleichzeitig die Möglich
keit des freien Verkaufs vorgesehen war: "Die Jahressol Iquote dieser 
Firma wird zum 1. April eines jeden Jahres neu errechnet. Der Berech
nung werden die letzten 10 Jahre zugrundegelegt. Auf diese Weise wird 
die Richtigkeit der Quotenhöhe gewährleistet und jeweils eine automati
sche Revision der Produktionsquoten vorgenommen. Wenn auch - wie 
bereits erwähnt -  sich erfahrungsgemäß vorübergehende Absatzschwan
kungen im Laufe eines Jahrzehnts ausgleichen, so ist trotzdem der Ent
wicklungsfähigkeit und dem Expansionsdrang der Firmen bis zum gewis
sen Grade zwangsläufig Rechnung getragen durch die Wandelbarkeit der 
Quote. Auch soll auf die Weise die Bildung von sogenannten "Verbands
rentnern11 vermieden werden. Denn würde eine Firma sich bei diesem 
System auf die ihr am Anfang des Jahres errechnete Quote stützen und 
glauben, sie sei ihr ohne Anstrengung sicher, so wäre dies ein Irrtum, 
der sich am Ende in einer starken Verminderung zugunsten der übrigen 
Quoten zeigen. ( . . . )  Mehrere Jahre einer solchen Passivität bedeuten 
für jede Firma ein schrittweises Verkaufen ihrer Produktion an die 
übrigen Verbandsmitglieder; es würde daher einer solchen Firma auch 
der sogleich zu besprechende Gewinnausgleich auf die Dauer nicht von 
Nutzen sein. Zwar würde sie am Ende des Jahres einen höheren Ge
winnausgleich durch Nichterreichen ihrer Quote erhalten, gleichzeitig 
aber müßte sie eine verminderte Jahresquote für das künftige Geschäfts
jahr übernehmen, was ihr am Ende des betr. Jahres naturgemäß einen 
entsprechend gekürzten Anteil am Gewinnausgleich bringen würde. "
K. Stark, Kartei I-Technik und Kartei I-Wirkung, Berlin 1932, S. 21.
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genüber den Mitgliedern durchsetzen zu können. Hieran zeigt sich beson
ders deutlich: Das Verhältnis der Kapitale innerhalb der auf diese Weise 
organisierten Produktionssphäre hat sich grundlegend gewandelt: an die 
Stelle objektiver Interdependenz und naturwüchsigen Aufeinanderwirkens 
der Kapitale ist ein durch Rechte und Pflichten, Kompensationen und Sank
tionen geregeltes System getreten, das anstrebt, die Kapitalverwertung 
dieser »Sphäre11 zu kontrollieren und sozial zu »binden11. R. Liefmann faßt 
die Veränderungen folgendermaßen zusammen:

»Schon die losesten Kartelle bedeuten eine Verminderung der absoluten 
Herrschaft des Unternehmers In bezug auf die Gestaltung seines Absatzes. 
Die Preise werden gemeinsam festgesetzt oder die sonstigen Verkaufsbe
dingungen gemeinsam geregelt. AI Imähl ich geht man weiter. Das Gebiet 
wird einem jeden zugewiesen, in welchem er allein anbieten darf; wenn es 
nötig ist, wird jedes Mitglied gezwungen, seine Produktion in einem be
stimmten Verhältnis einzuschränken, wird ihm vorgeschrieben, an wieviel 
Tagen oder wieviel Stunden in der Woche er arbeiten lassen, wieviel Ma
schinen er im Gang halten darf, und wenn es das gemeinsame Interesse e r
fordert, muß er eventuell seinen Betrieb gegen Entschädigung überhaupt 
ruhen lassen. In einer großen Zahl von Kartellen muß es sich der Unter
nehmer gefallen lassen, daß gewählte Sachverständige von Zeit zu Zeit in 
das Innerste seines Betriebes emdringen, nachforschen, ob auch die be
schlossenen Produktionseinschränkungen durchgeführt werden, sich alle 
Fakturen vorlegen lassen, um zu sehen, ob die vereinbarten Preise auch 
eingehalten werden, durch Revision der Bücher sich überzeugen, daß ein 
jeder sich auf den Absatz an die ihm zugewiesenen Kunden beschränkt hat 
usw. Endlich gelangt man zu fest geschlossenen Verbänden. Hier wird den 
Mitgliedern der direkte Verkehr mit den Kunden überhaupt genommen, die 
einlaufenden Bestellungen werden durch das Kartellbüro verteilt, und in 
den Gewinnverteilungskartellen erhalten die Mitglieder überhaupt erst am 
Schlüsse des Jahres ihren prozentualen Anteil an dem gesamten Erlös aus 
der Verbandskasse bezahlt. Überall aber tritt an Stelle der Geheimhaltung 
des ganzen Betriebes, des ängstlichen Abschlusses, namentlich vor den 
Konkurrenten ein System größerer Öffentlichkeit gerade diesen gegen
über. » (1)

111.-6.2 Die Organisierung der Konkurrenz zwischen den Produktions
sphären

Die Tendenz zur Durchsetzung des Kartells als allgemeines Organisations
prinzip der gesellschaftlichen Kapitalreproduktion, also die Tendenz zur 
Durchsetzung des Systemcharakters der Kartellwirtschaft, kam insbeson- 1

(1) R. Liefmann, a. a. O. , S. 76 f; Sperrung im Origina
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dere in den Bestrebungen zum Ausdruck, die von den kartellierten Berei
chen zur kartellförmigen Organisierung der "benachbarten" Bereiche aus
gingen. Zwar waren diese Bestrebungen aufgrund der dabei angewandten 
Methoden: Verhängung von Bezugs- und Liefersperren, Erzwingung von Ex
klusivverträgen und Ausübung verschiedenster Formen von "Organisations
zwang" (1) -  oftmals auch Anlaß heftiger Kritik an den organisierenden 
Kartellen, dennoch waren sie auch Indikator für das KarteiIinteresse an 
Verstetigung der Absatzbedingungen und nicht ausschließlich an der B il
dung von Monopolstellungen; wäre nur das letztere der Fall, so müßten die 
Kartelle gerade Zusammenschlußversuche in vor- oder nachgelagerten Be
reichen zu verhindern suchen. '

"Wenn sich so der Verband der Abnehmer verpflichtet, nur von dem Kar
telle der Rohstoff- und Halbfabrikationsproduzenten und nicht von außen
stehenden Werken zu kaufen, dieser aber sich verpflichtet, nur an jenen 
Verband und nicht an außenstehende Unternehmer, welche deren Kartell
vereinbarungen durchkreuzen könnten, zuliefern, so kommt man zu dem so
gen. ausschließlichen Verbands verkehr, der die denkbar festeste gegen
seitige Stütze der Kartelle ist. So verpflichtete sich das Kokssyndikat, 
nur an die Mitglieder des Roheisensyndikats und nicht an außenstehende 
Hütten zu liefern, und sicherte damit den Bestand des letzteren; der Halb
zeugverband verkaufte nicht an außerhalb des Walzdrahtsyndikat Stehende. 
Dieses aber vereinbarte ausschließlichen Verbandsverkehr nicht nur mit 
dem Drahtstiftsyndikat, sondern auch mit den Kartellen der Federstahlwer
ke und der Drahtseilfabrikanten. " (2)

Auf diese Weise wurde von den jeweils vorgelagerten, schon kartellier
ten Produktionsstufen die Kartellierung auf den folgenden Stufen nicht al
lein deshalb vorangetrieben, weil die Letzteren ein Gegengewicht gegen 
(mögliche) monopolistische Strategien schaffen wollten, sondern auch des
halb, weil die Ersteren die Weiterkartellierung aus Verstetigungsinteres- 
sen bewußt förderten.

Als besonderes Beispiel für die "Ordnungspolitik" der Kartelle können 
die Exportvergütungen gelten, die von Rohstoff- oder Halbzeugproduzenten 
an ihre Abnehmer für diejenigen Mengen gewährt wurden, die sie weiter
verarbeitet und dann exportiert haben. "Es sind Entschädigungen der wei
terverarbeitenden Abnehmer eines Kartells durch das (Lieferanten-) Kar
tell für die Benachteiligung, die ihnen durch die Differenz zwischen den 
Preisen des In- und Auslandes für ihre Rohmaterialien beim Vertrieb ihrer 
Fabrikate auf dem Weltmarkt erwächst. " (3) lm Jahre 1909 wurden Ausfuhr
vergütungen von dem Kohlensyndikat, dem Stahlwerksverband, dem Walz
draht- und dem Grobblech verband gewährt, (4) die Abrechnung erfolgte in

(1 )  Vgl. vor allem: F. Kestner, Der Organisationszwang, Berlin 1912.
(2) R. Liefmann, K a r te l le . . . ,  a. a. O. , S. 95.
(3) H. Nicklisch, Kartellbetrieb, Leipzig 1909, S. 68.
(4) A. a. O.
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einen gemeinsamen Abrechnungsstelle.
Das System den Ausfuhrvergütung stellte einerseits eine selektive Ex- 

pontföndenungspol Itlk dar, denn sie bezog sich nun auf bestimmte Produk
tionszweige, andererseits war sie ein Hebel zur Förderung weiterer Kar
tellbildungen, denn sie wurde nur Im Interkartell-Verhältnis gezahlt.

"Wie eng die Zusammenarbeit der Verbände durch die Ausfuhrvergütun
gen wurde, zeigt das Beispiel des Drahtstiftverbandes. Die Beträge, wel
che dieser seinen exportierenden Mitgliedern zukommen ließ, setzten sich 
zusammen aus den Vergütungen des Kohlensyndikats, des Roheisensyndi
kats und des Stahlwerksverbandes sowie aus den Exportzuschüssen des 
Walzverbandes und des Drahtstiftverbandes selbst. Da für diese Vergü
tungen oder Prämien die KarteiIIerung der Roheisen- oder Halbzeugver
braucher zur Bedingung gemacht wurde, waren sie freilich auch ein Mittel, 
die Kartellierung der Verbraucher zu erzwingen und diese damit in einer 
merklichen Abhängigkeit zu erhalten. Doch In der Berücksichtigung der 
Exportinteressen dieser Verbraucher waren sie vornehmlich ein Instru
ment des Ausgleichs zwischen Produzent und Verbraucher, zwischen Bin
nen- und Außenmarkt.
Die deutsche Schwerindustrie ging, wenn auch unter den Spannungen der 
Interessen- und Verbandsgegensätze, zunehmend dazu über, Maßregeln zu 
treffen, die in einem anderen Wirtschaftssystem dem Staat oblegen hatten. 11 (1)

Das Kartell, so die Beobachtung des bundesrepublikanischen Wirtschafts
historikers E. Maschke, wurde zu einem System, In das sich der Staat 
elnfügte und das zugleich staatliche Funktionen übernahm. Es Ist schwer, 
die "eigentliche" Bedeutung von Kartellmaßnahmen wie den Ausfuhrrück
vergütungen und ähnlichen Kompensationsleistungen zu benennen. Die quan
titative Bedeutung war, wie am Beispiel der Abmachungen zwischen der 
Deutschen Rohstahlgemeinschaft und der Arbeitsgemeinschaft der eisen
verbrauchenden Industrie seit 1925 festzustellen Ist, in einigen konjunktu
rellen Situationen durchaus keine vernachlässlgenswerte Größe. (2) A l
lerdings waren die Ausfuhrvergütungen keine sichere und regelmäßige Ein
nahmequelle der welterverarbeltenden Kartelle; sie wurden bei steigender 
Konjunktur verringert und zuweilen ausgesetzt, um bei rückläufiger Ent
wicklung wieder einzusetzen, d. h. sie standen In dem Belieben des verge
benden Kartells. Die "Ordnungspolitik" ließe sich daher auch einfach als 
Absatzsicherungsmaßnahme erklären, die durch den Indirekten Export über 
die Weiterverarbeitungsstufe In Zelten schlechter nationaler Konjunktur 
erreicht werden sollte.
Darüber hinaus stellen sie auch einen politischen Preis für die gesamtwlrt-

(1) Maschke, a. a. O. , S. 44; meine Hervorhebung, vgl. dort entsprechen
de Fundstel len.

(2) Vgl. R. Llefmann, a. a. O. , S. 152, 165 und 149.
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schaftliche Legitimation des Kartells dar. (1) Die tatsächliche oder ver
meintliche Macht der Kartelle über die Marktpreise ruft die Vorstellung 
und die Forderung eines Rechts der Kompensation hervor. Das Besondere 
an dem Kartell als Systemprinzip schien zu sein, daß es die Forderung 
nach einem Ausgleich von Macht und Recht anzuerkennen schien und selbst 
Formen des Ausgleichs schuf. Die Faszination, die diese Formen der kor
porativen Selbstorganisation des Kapitals ausübten, hat ihre Wirksamkeit 
auch für die heutige Betrachtung nicht verloren. So kulminiert die w irt
schaftshistorische Darstellung der deutschen Kartellgeschichte bei E. 
Maschke in dem folgenden Panorama einer Kartellökonomie:

"In der Tat war entscheidend für die Struktur der deutschen Wirtschaft 
in ihrem wichtigsten Bereich, der Schwerindustrie, und von hier her aus
strahlend auf die ganze Wirtschaft, daß es nicht vereinzelte Kartelle mit 
Monopolstellung gab, sondern ein System bilateraler Monopole, in denen 
sich organisierte Anbieter und organisierte Verbraucher gegenüberstan
den und mit Ausnahme der ersten Produktionsstufe das Verbraucherkartell 
zugleich ein Anbieterkartell war. So war die Monopolstellung begrenzt, 
die Monopolmacht eingeschränkt. Der Ausgleich zwischen den Kartellen 
aufeinanderfolgender oder sonst einander zugeordneter Produktionsstufen 
oder Distributionsstufen wurde notwendig und möglich. Verhandlungen wur
den zunehmend das Mittel, diesen Ausgleich herbeizuführen. Die Definition 
Liefmanns für das Kartell, die von den deutschen Kartellen abgeleitet war, 
traf in den Jahren vor dem ersten Weltkrieg nicht mehr zu, ebensowenig 
jede andere, die nur das einzelne Kartell als solches definierte. Denn in
folge der weitgehenden Kartellierung der deutschen Wirtschaft und infolge 
des zunehmenden Ausgleichs unter den Kartellen verschiedener Stufen hat
ten die Kartelle mit wachsender, wenn auch bezüglich der Mittel umstritte
ner Wirksamkeit begonnen, Marktordnungsfunktionen zu übernehmen, deren 
Prinzip vor allem die Stabilität der Wirtschaft war. Solche Funktionen wur
den auch in weiteren Einzelfragen sichtbar: der Abgrenzung regionaler 
Märkte, dem Frachtenausgleich, dem Ausgleich und der Koordinierung von 
Produktionsprogrammen, ( . . . ) .  Da der Staat
nistischen Zollpolitik - in diese Entwicklung nicht eingriff, war sie ein 
Werk des privaten Unternehmertums. Aus der privaten Initiative der Unter- 1

(1) So gibt Nickiisch (a. a. O. , S. 68) eine Äußerung der "Kartei Irundschau",
(H. 1 (1909), S. 202) zustimmend wieder, in der festgestel 11 wird:"Sind die Ausfuhr
vergütungen ( . . . )  einerseits ohne Kartelle undenkbar, so würden sie 
andererseits ohne sie auch überflüssig sein. Denn im Zustande des fr e i
en Wettbewerbs sorgt schon dieser selbst für niedrigere Preise ganz 
im allgemeinen, so daß es besonderer Ausfuhrvergünstigungen gar nicht 
bedürfte. Und aus diesem Grunde kann es nicht ernstlich bestritten 
werden, daß der Abnehmer eines Kartells ein Recht auf die Ausfuhrver
gütungen hat. " (Meine Hervorhebung).
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nehmer war diese außerordentliche, in der Weltwirtschaft vor dem ersten 
Weltkrieg einzigartige organisatorische Leistung hervorgegangen. 11 (1)

Es wäre nicht schwer, dieser Apologie der KarteiIWirtschaft unverzüg
lich für jedes der bekannteren Kartelle den Nachweis rücksichtsloser mo
nopolistischer Strategien in bestimmten Situationen gegenzuhalten und den 
Protest und die Empörung betroffener Unternehmungen und Produktions
zweige zu dokumentieren. Dieser "Antimonopolismus" (2) benachteiligter 
Kapitale bzw. handwerklicher Unternehmungen drückte jedoch keineswegs 
den Wunsch nach "fre ie r" Konkurrenz und ebensowenig nach sozialistischen 
Produktionsverhältnissen aus. Die ordnungspolitische Orientierung dieser 
Kapitale bestand gerade in der Ausweitung, Vervollständigung und V er
rechtlichung des Systems korporativer Organisierung der gesellschaftli
chen Reproduktion, um auf diese Weise den "gerechten Pre is" der Produk
te jedweder Produktion zu gewährleisten. Dieser Antimonopolismus war oh
ne Alternative; und so gibt die kartellapologetische Feststellung von S. 
Tschierschky, dem Herausgeber der "Kartellrundschau", gerade das mit
telständische und kleinkapitalistische Verständnis wieder, wenn er erklärt: 

"Zu Beginn des Weltkrieges konnte die Stellung der Kartelle als privat
wirtschaftliche Organisationsform vor allem der Industrie in Praxis und 
Wissenschaft als durchaus unangreifbar gelten. Infolge einer vielseitig 
entwickelten Anpassung der organisatorischen Technik an die spezifischen 
produktions- und absatztechnischen Erfordernisse der sich ständig diffe
renzierenden und vergrößernden deutschen Industrie und dank der Schmieg
samkeit des deutschen bürgerlichen Vertrags- und Gesellschaftsrechts hat
ten diese genossenschaftlich aufgebauten Schutzverbände allmählich selbst 
auf solchen industriellen Gebieten festen Fuß gefaßt, die etwa gleich den 
TextiIgewerben und ähnlichen sehr zersplitterten und erheblichen Konjunk
turschwankungen unterworfenen Industrien sich jahrzehntelang organisa
tionstechnisch als spröde erwiesen. Zwar blieben trotzdem noch weite Ge
biete nicht oder nur unzureichend kartelliert, aber -  und hierauf kommt es 
entwicklungsgeschichtlich an -  nicht weil die Kartelle als Organisations
prinzip etwa grundsätzlich abgelehnt worden wären, sondern lediglich aus 
dem Grunde, weil dem Charakter der betreffenden Industrien und ihren Ab
satzverhältnissen entspringende wirtschaftliche Widerstände sich stärker 
als das Organisationsverlangen erwiesen. " (3)

(1 )  E. Maschke, a. a. O. , S. 46; meine Hervorhebungen.
(2) Vgl. zu den Interessenlagen "antimonopolistischer" Unternehmer in der 

Untersuchungsperiode: H. Nußbaum, Unternehmer gegen Monopole.
Über Struktur und Aktionen antimonopolistischer bürgerlicher Gruppen 
zu Beginn des 20. Jahrhunderts, Berlin/DDR 1966.

(3) S. Tschierschky, Zur Reform der Industriekartelle. Kritische Studien, 
Berlin 1921, S. 1
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III. 6. 3 Die handlungstheoretische Nachbildung der Konkurrenzgesetze 
zur Steuerung der Produktion

Nicht der Antimonopolismus des Mittelstands oder der Fertigwarenindu
strie markiert die Grenze der Kartellbewegung, dessen Antimonopolismus 
war, wie oben festgestellt, ohne Alternative; vielmehr war, wie im Folgen
den zu zeigen ist, gerade die Kartellbildung ihre sich im weiteren histori
schen Verlauf herausbildende Alternative. Die Voraussetzung dafür war 
jedoch eine Entwicklung, die ich als "Verbetriebswirtschaftlichung" der 
ökonomischen Kategorien bezeichnen möchte, mit deren Hilfe zunächst ana
lytisch eine "Rückvermarktung der Produktion" ermöglicht wurde. Durch 
diese Entwicklung, an der die Kartelle -  aufgrund der sich ihnen stellen
den Organisationserfordernisse -  durchaus Anteil hatten, wurden zugleich 
aber auch die Voraussetzungen dafür geschaffen, dem Kartell ein neues 
Rationalitätsmodell der Produktion und der Bewältigung des Fixkostendi
lemmas entgegenzustellen und damit die Kartelle als "notwendige" Anpas
sungsform des Kapitals zu überholen. Der wissenschaftliche Reflex dieser 
Entwicklung war die Herausbildung der Betriebswirtschaftslehre um die 
Jahrhundertwende. (1) .

Seinen Ausgangspunkt bei den Kartellen hatte diese Entwicklung in dem 
oben beschriebenen Prozeß der Organisierung der Konkurrenz.

(1) Vgl. die Ausführungen, die E. Schmalenbach, das Phänomen der "V er
rechnungspreise" reflektierend, im Jahre 1902 zu der Funktion der Be
triebswirtschaftslehre gemacht hat. Den Ansatzpunkt dieser neuen Wis
senschaft sieht er in der Schwierigkeit bei der Verwaltungsorganisation 
der großen Betriebe. Für Schmalenbach gibt es hier "nur einen Ausweg: 
die einzelnen Teile des Betriebes müssen in einen rechnerischen Ver
kehr treten. Und diese Rechnung muß sich der Bewertung der gegensei
tigen Leistungen bedienen. Und so entsteht hier ein eigenartiger Preis: 
der Verrechnungspreis. " Die Lösung des Problems zunehmender Infle
xibilität der Produktion gegenüber den Marktgesetzen, d. h. der 'funk
tioneilen K rise1 im Verhältnis von Produktion und Markt, die Schma
lenbach anstrebt, ist die analytische Rückvermarktung der Produktion 
zunächst auf analytischer Ebene. Nach dem oben Gesagten fährt er fort: "Und 
hier tritt nun eine Wiederholung einer Entwicklung ein, die es schon vor
dem gegeben hat. Wie in der Volkswirtschaft die freie Preisbildung aus 
einfachen, rohen Anfängen herauswachsen, sich entwickeln mußte zu dem 
feinen Mechanismus, den wir heute bestaunen, so entwickelt sich das Sy
stem der Verrechnungspreise in unserer Zeit aus primitiven Formen zu 
einem feinen, wirkungsvollen System. Wie die Volkswirtschaftslehre viel 
Fleiß verwenden mußte, um das Wesen der volkswirtschaftlichen Pre is
bildung genau zu erkennen, so liegt dem Privatwirtschaftlicher ob, sich 
des Verrechnungspreises anzunehmen. " E. Schmalenbach, "Über V er
rechnungspreise", in: Zeitschrift für Handelswissenschaftliche Forschung, 
3. Bd. (1902), S. 165 ff, 167.
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Dieser Prozeß der Organisierung der Konkurrenz nach innen und außen 
setzt Voraussetzungen und stellt Probleme, die ihm eigentlich erst die Be
deutung verleihen, die ich ihm zumesse. Der Ausgangspunkt war, daß die 
Kartell"beamtenM bestrebt sein mußten, die P re is - und Quotenfestsetzungs
funktionen des Kartells zu objektivieren, um sowohl den Eindruck reiner 
Machtentscheidungen zu vermeiden als auch die internen Kartellbeziehun
gen zu versachlichen. Durch die Einsicht, die die Karteileitung dadurch in 
die Kostengestaltung der kartellierten Unternehmungen gewann, ergaben 
sich von selbst neue Problemstellungen, wie z. B. die Überprüfung der Ur
sachen besonders hoher Selbstkosten in einzelnen Betrieben. So wurden 
zunächst zum Zweck der Preiskalkulation, dann aber zunehmend zum Zweck 
der Betriebsberatung bzw. des Betriebsvergleichs systematische Kosten
untersuchungen vorgenommen, um die Mitglieder Instand zu setzen, ihre 
Produktionskosten an Vergleichsgrößen anderer Betriebe bzw. durchschnitt
licher Branchenwerte zu messen und ihre relative Leistungsfähigkeit in be
zug auf einzelne Produktarten bzw. Arbeitsgänge beurteilen zu können. Mit 
dieser Kenntnis konnten dann wiederum Veränderungen des Produktionspro
gramms usw. geplant werden.

Die Blickrichtung der Kartelle nach außen auf die Realisierungsbedingun
gen wird im Zuge dieses Prozesses also zunehmend ergänzt durch den Blick 
nach innen, auf die Produktionsbedingungen} ein Prozeß, der - wie oben 
schon erwähnt -  zu Beginn der 20er Jahre verstärkt an Bedeutung gewann. 
Angesichts des oben angedeuteten rudimentären Standes des innerbetrieb
lichen Rechnungswesens und damit des Fehlens einheitlicher Methoden und 
vergleichbarer Werte in der betrieblichen Selbstkostenbestimmung, setzte 
dies voraus, daß entsprechende Maßnahmen zur Verallgemeinerung und 
Vereinheitlichung vorgenommen wurden, die sich auch auf die Normierung 
der rechnungstechnischen Vorgänge der Erhebung, Gruppierung, Berech
nung und Zusammensetzung der Kosten erstrecken. Von der Standardisie
rung und Normierung der Verbandskalkulation hin zur Kostenanalyse einzel
ner Produktionsabschnitte (Kostenstellen) und Kostenarten (Löhne, Rohstof
fe etc.) und damit zur Aufstellung von Kalkulationsformeln einzelner Arbeits
gänge, war es nur ein kurzer Schritt. (1)

(1 )V g l. z. B. Petri, H. , Industrielle KarteiIpreise und betriebl¡ehe Kosten 
(Eine Untersuchung ihrer Zusammenhänge), Köln (Diss.)1926, S. 81 f: 
»Bei kartellierten Gießereien findet man sehr häufig ein Festlegen einer 
Betriebskonstante als Erfahrungssatz, z. B. für flüssiges Eisen. Der 
Kostenwert des Einsatzes einer gewissen Eisenart muß zur Errechnung 
des Kostenwerts einer gleichen Gewichtsmenge flüssigen Eisens mit e i
nem Multiplikator als Betriebskonstante mal genommen werden. Diese 
Betriebskonstante ist unter Berücksichtigung des technischen Erfahrungs
satzes des Abbrandes und der Berücksichtigung der Bearbeitungskosten, 
(Fortsetzung auf der nächsten Seite)
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Das Wesentliche an diesem Prozeß sehe ich darin, daß hier versucht wur
de, den einzelnen Produktionsprozeß nun auch analytisch in den - natur
wüchsig immer schon gegebenen -  Vergleichszusammenhang der Produk
tionsbedingungen innerhalb der "Sphäre" zu stellen und im Hinblick auf ihn 
zu steuern.

Dieser Vorgang darf zwar in seinen kurzfristigen Auswirkungen nicht 
überbewertet werden, aber man muß sich die Situation klarmachen, die im 
Hinblick auf rationelles Wissen der Kapitalfunktionäre über den Charakter 
des Produktionsprozesses als Prozeß der Kapitalverwertung zu dieser Zeit 
bestand. Bei dem gegebenen Entwicklungsstand der innerbetrieblichen Rech
nungsführung, die den industriellen Kapitalisten über die Bedeutung einzel
ner Arbeitsgänge und das Gewicht einzelner Kostenarten und -stellen für 
die Verwertung seines Kapitals überhaupt erst informiert, war nicht ein
mal die elementarste Voraussetzung dafür gegeben, irgendwelchen "E rfor
dernissen" der Kapitalverwertung gerecht zu werden, nämlich handlungs
leitendes Wissen über die Bedingungen dieser Verwertung im eigenen Be
trieb. Der Stand der innerbetrieblichen Selbsterkenntnis des Kapitals war 
um die Jahrhundertwende außerordentlich gering. (1) Die Kommentatoren 
des Reichskontenrahmens, der im Rahmen des 4-Jahresplanes im Jahre 1 937 
erlassen wurde und für Industrie, Handel und Handwerk die Verbindung von 
Geschäftsbuchhaltung und innerbetrieblichem Rechnungswesen obligatorisch 
machte, schrieben dazu:

"Bis zum Beginn des 20. Jahrhunderts bestand das betriebliche Rech
nungswesen vielfach nur in einer Geschäftsbuchhaltung. Betriebsablaufplä
ne sowie eine laufende systematische Produktionsüberwachung durch Erfas
sung der anlaufenden Kosten und durch eine bis ins einzelne gehende Samm
lung und Auswertung der Belege gab es nicht. Die betriebliche Kalkulation 
beschränkte sich zumeist auf Schätzungen, und das vereinfachte Schema: 
Material + Löhne + x Prozent war die Faustregel für viele große, mittlere

(Fortsetzung der vorhergehenden Fußnote:)
. . .  d. h. also der Ofenarbeiterlöhne etc., festgelegt." Vgl. allge
mein zu Verfahren der Rationalisierung in den Kartei len: H. Müllensiefen, 
Kartelle als Produktionsförderer, Berlin 1926; E. Salzer, Austausch 
von technischen Erfahrungen und Erfindungen im Rahmen der Unterneh
merverbände, Darmstadt 1927; J. Flechtheim, Kartelle als Produktions
förderer. Berichte der Kartellstelle des Reichsverbandes der Industrie, 
Berlin 1927.

(1) Die betriebswirtschaftliche Literatur schaut auf diese Periode als auf 
eine Art Steinzeit zurück, in der die Bestimmung des "Periodenerfolg(es) 
mehr ein Zufall" und die Kalkulationsmethode nach dem Prinzip "Mut und 
Gottvertrauen" erfolgte. Vgl. P. Stuchtey, Die historische Entwicklung 
der betriebswirtschaftlichen Planung in Deutschland. (Dargestellt an Ein
zelproblemen im Schriftum), Würzburg (Diss. ) 1964, S. 21; dort auch 
noch weitere Verweise.
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und kleine Betriebe. 11 (1)
Die zunehmende Interdependenz der Kapitale innerhalb der "Sphäre" und 

erst recht innerhalb der Kartelle ließ den naturwüchsigen Mechanismus, 
durch den sich diese Faustregeln korrigierten, immer weniger ausreichend 
erscheinen und erforderte exaktere Methoden zur Messung der einzelnen 
Momente des betrieblichen Verwertungsprozesses von Kapital. Die Aufmerk
samkeit richtete sich daher nun überhaupt erst auf die Ermittlung der "rich
tigen Kosten" der Produktion -  unter Ausschaltung der Schwankungen in den 
Marktpreisen der Vorprodukte und derjenigen des Beschäftigungsgrades - 
also die analytische Bereinigung der "Zufälligkeiten des Marktes". Daß die
se Abschirmung des betrieblichen Leistungsprozesses von den Marktschwan
kungen zunächst im Wesentlichen ein Vorgang der Selbstkontrolle und Selbst 
Wahrnehmung durch die Kapitale (in der Reflexion seiner Funktionäre, ver
steht sich) war, zeigt sich daran, daß die "normalen" Selbstkosten zumeist 
als "Maßkosten", d. h. aus langjährigen Vergangsheitsdurchschnitten gewon
nen wurden, im Hinblick auf die der tatsächliche Betriebserfolg verglichen 
wurde, und noch nicht zukunftsorientiert als "Normkosten" unter Antizipa
tion der angestrebten und erwarteten Werte. Das Kapital sucht in dieser 
Zeit also noch nach einer fixen Norm der Verwertung,nach Anhaltspunkten, 
um die Störquelle "Markt" auszuschalten und nicht nach Plangrößen, um 
sich ihm flexibler anzupassen. (2) 1 2 * * * * * * * * *

(1) J. Fischer, O. Heß, G. Seebauer, Buchführung und Kostenrechnung, 
Leipzig 1939. Das Vorwiegen kaufmännischer Buchhaltungsprinzipien 
vor produktionsbezogenen Gesichtspunkten läßt sich auch an den Bilan
zen zeigen. Die Bilanzen auch der großen Unternehmungen dieser Zeit 
haben zwar detaillierte Ausweise über die Finanztransaktionen, die An
gaben über die produktiven Anlagen sind dagegen zu völlig nichtssagen
den Aggregaten zusammengezogen. Als Zweck der Rechnungslegung zeigt 
sich deutlich die Funktion des Gewinnausweises; dies wird noch deutli
cher in den Gewinn- und Verlustrechnungen; vgl. zu entsprechender Kri
tik: R. von Passow, Die Bilanzen der öffentlichen und privaten Unter
nehmungen, Bd. II, Leipzig/Berlin 1919, S. 20 ff.

(2) Die Erwartung statischer Reproduktionsbedingungen, sobald der Markt
als Störquelle ausgeschaltet ist, erhält durch die Karteilierung aller
dings eine Befestigung. Die Vergangenheitswerte als Orientierungspunk
te für Kartellentscheidungen sind konsensfähiger als erwartete und ange
strebte Zukunftswerte. Ein Beispiel bietet etwa ein von K. Stark unter
suchtes Kartell. Die hier im Jahre 1927 geltende Preisliste "enthielt
Richtpreise auf der Preisbasis von 1914. S ie waren als Durchschnitts
preise aus den einander soweit wie möglich angeglichenen Kalkulationen
der leistungsfähigsten Firmen - 12 von insgesamt 28 Mitgliedern -  er
rechnet. Diese Grundpreise werden der jeweiligen Marktlage mit einem 
(Fortsetzung auf der nächsten Seite)
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Der Schritt von dem Versuch, die Marktpreise zu kontrollieren, hin zu 
dem einer Kontrolle der Produktionsbedingungen wurde in der Kartellent
wicklung erst spät reflektiert; die entsprechende Diskussion kam erst zu 
Beginn der 20er Jahre auf. (1) Den Kartei len wurde im Gegenteil vorge
worfen, sie wirkten »einschläfernd auf das Kostenbewußtsein» der Mitglie
der. Die Interessendivergenzen, die aufgrund der verschiedenen individu
ellen Produktionsbedingungen der Kartellmitglieder früher oder später auf
treten mußten, verlangten jedoch nach Methoden der Objektivierung um eine 
konsensfähige Preisfeststellung vorzunehmen. Der Bedarf nach solchen Me
thoden war umso dringender, je weiter die KarteiIierung sich auch auf die 
Weiterverarbeitungsindustrie ausdehnte, wo sich die kleineren Unterneh
mungen nicht im Windschatten einiger dominanter Unternehmungen fühlen 
konnten. (2) Im Übrigen war es auch den Kartellen der Grundstoffindustrien, 
den übriggebliebenen kleinen und mittleren Unternehmungen Inzwischen klar 
geworden, daß die Kartellierung sie nicht gegen den Verlust der Selbstän
digkeit als Kapitale sicherte.

Die Verbreitung der fortschrittlichen betriebswirtschaftlichen Methoden

(Fortsetzung der vorhergehenden Fußnote:)
. . . bestimmten Faktor mulfipl ¡ziert. Der gegenüber der Vorkriegszeit 
eingetretenen Veränderung in dem Verhältnis der einzelnen Kostenfak
toren wurde durch entsprechende Veränderung in dem Verhältnis der 
Grundpreise Rechnung getragen, so daß für die einzelnen Positionen 
derselbe Preismultiplikator von z. B. 1,3 -  also 30 %ige Preiserhöhung 
-  zur Umrechnung angewandt werden konnte». (K. Stark, a. a. O., S. 30).

(1) Bezeichnend ist, daß es bis 1914 außer Nickiischs »Kartellbetrieb» kei
ne kartellspezifischen Darstellungen zur betriebswirtschaftlichen, in
ternen Funktionsweise der Kartelle gab, d. h. zu den Methoden der 
Richtpreisbestimmung, Abrechnung usw. , also zu den verbandstechni- 
sehen Problemstellungen. Die entsprechende Diskussion trat dafür in 
der Kartei I iteratur der 20er und insbesondere der 30er Jahre immer 
mehr in den Vordergrund. (Vgl. insbes. : M. Lohmann, Das Rechnungs
wesen der Kartell- und Gruppenwirtschaft, Berlin 1937); -  zuletzt unter 
immer stärkerer Betonung der Eingliederung der Kartelle in das staat
liche Lenkungs- und KontrolIsystem (vgl. z. B. K. Delp, Preisüberwa
chung und Preisbildung in Kartellen, Gießen (Diss. ) 1939).

(2) So stellt F. Leitner fest: »Vielfach wird in syndizierten Industrien 
nicht kalkuliert; die führenden Mitglieder des Syndikats kennen die 
Selbstkosten Ihrer Fabrikate, können also den Verkaufspreis danach 
bestimmen. Die übrigen Unternehmer sind mit der Preisfixierung ein
verstanden, verkaufen danach, ohne zu wissen, wieviel sie das Fabri
kat kostet. Die Syndizierung gleichartiger Industrien hindert vielfach 
die Entwicklung zur Selbstkostenrechnung. » (F. Leitner, Die Selbst
kostenberechnung industrieller Betriebe, 9. Aufl. , Frankfurt/M. 1923, 
S. 25; meine Hervorhebung).
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erfolgte seit Beginn der 20er Jahre zunehmend ausdifferenziert und durch 
produktionszweigspezifische "Fachverbände". Ich möchte darauf nicht Im 
Einzelnen eingehen; es dürfte aber in der Regel zutreffen, daß es in den 
Kartellen viel mehr als In solchen Fachverbänden möglich war, Druck 
auf die kleineren und mittleren Unternehmungen auszuüben, an der oben 
beschriebenen Selbstkostenbewegung teilzunehmen. Daß die Innenfunktion 
der Kartelle ein immer größeres Gewicht erlangte, zeigte sich in der zunehmenden 
Verbreitung von Kostenkalkulationskartellen vor allem in den weiterverar
beitenden Industrien, d. h. nach H. Petri, "Preiskartelle, welche sich zum 
Ziele setzen, jedem Kartellmitglied seinen, nach bestimmten Normen und 
Ansätzen errechneten Selbstkostenwert mit Zuschlag einer für jedes Kar
tellmitglied gleichen Gewinnspanne für alle Kartellmitglieder zu sichern. "
(1) Die Funktionen der Normierung und Standardisierung zur "Wahrneh
mung" der Kapitalverwertung, an deren Durchsetzung die Kartelle auf die
se Weise teilhatten, machten die Kartellform flexibler und erhöhten ihre 
Anwendbarkeit für andere Produktionszweige.

Die Kartelltechnik erreichte einen Grad der Differenzierung, die die 
Kartellbiographen immer wieder zu überschwenglichen Wertungen veran- 
laßte. So schließt Stark seine Untersuchung eines dieser neueren Kartelle 
mit der Folgerung ab:

"Bewundernswert ist es, wie man die an und für sich groben Kartellun
terlagen der Rohstoffindustrien zwar benutzt, aber unter ganz anderen 
Formen -  verfeinert, ja kultiviert, wie dies einer differenzierten Industrie 
entspricht -  zur Anwendung gebracht und ausgebaut hat. Wenn irgend an 1

(1) H. Petri, a. a. O. , S. 94. Im Übrigen wurde der Bezug auf die Selbst
kostenkalkulation schon aus Eegitimationsgründen gegenüber der Öf
fentlichkeit notwendig; so auch Petri: "Die Öffentlichkeit beschäftigt sich 
zur Zeit stark mit der Preisbildung der Kartelle. Preise, die in der 
freien Konkurrenz zustande kommen, nimmt sie als gegeben hin, bei den 
Kartellpreisen lebt sie dauernd in der Vorstellung der Übervorteilung. 
Die Kartelle werden immer mehr dazu gezwungen, ihre Kosten zur Be
gründung ihrer Preise als Verteidigung heranzuziehen. Dies erfordert 
eine Beschäftigung mit den Selbstkosten, die unter Umständen aus inne
ren Notwendigkeiten, aus dem Fehlen der Produktionsbedingtheit, in 
Hinsicht auf die Preisstellung nicht notwendig wäre. Dieses Beschäfti
gen mit den Selbstkosten, veranlaßt durch den Einfluß der Öffentlichkeit, 
ist begrüßenswert. Die Notwendigkeit, sich selbst Rechenschaft geben 
zu müssen, kommt der durch Verbandskalkulation häufig vernachlässig
ten Selbstkostenrechnung der Einzelwirtschaften zu gute."
(A. a. O. , S. 94).
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einem KarteiIverbande, so wird es an diesem deutlich, daß grundsätzlich 
jeder Industriezweig kartel Iierbar ist, daß bei Kartellbildungen nicht die 
Frage nach der Kartei Iierungsfähigkeit der betreffenden Ware und die F ra 
ge nach den Außenseitern im Vordergründe stehen dürfte, als vielmehr die 
Frage nach dem für die betreffende Industrie in Anbetracht der gegebenen 
Verhältnisse besten System. 11 (1)
"Nicht zuletzt sind dies Verdienste uer Geschäftsführung, deren organisa
torische Geschicklichkeit und Meisterschaft von den Firmen gar nicht hoch 
genug veranschlagt werden kann. Der vorliegende Verband hat eine Spitzen
leistung in der Kunst des Organisierens der schwierigsten Verhältnisse 
aufzuweisen, die ihresgleichen sucht. . . . "  (2)

An diese Folgerungen knüpfen sich nicht nur bei Stark weitreichende 
Überlegungen zur staatlichen Überhöhung für eine so "hochentwickelte pri
vate Planwirtschaft" (3) an. Stark erklärt dazu:

"Darüber hinaus dürfte es für den Staat wesentlich sein, aus dem Bei
spiel dieses Verbandes zu erkennen, daß eine Planwirtschaft selbst unter 
denkbar schwierigsten Verhältnissen möglich und mehr oder weniger re i
bungslos durchführbar ist, ein Problem, das in einem Zeitalter sich mehr 
und mehr verengenden Lebensraumes immer eindringlicher an die Tore des 
Staates klopfen wird. " (4)

In derartigen Äußerungen werden bereits in Umrissen Konzeptionen des 
faschistischen Wirtschaftsaufbaus deutlich, (5) in dem das ständische, ge-

(1 ) K. Stark, a. a. O. , S. 47. Diese Ausführungen müssen vor dem Hinter
grund der Kartellkritik gesehen werden, die den Kartellen die Unfähig
keit zur Rational isierung bescheinigten. Vgl. z. B. F.
Reith, Hemmung des technisch-wirtschaftlichen Fortschritts, Berlin 
1931.

(2) K. Stark, a. a. O. , S. 48.
(3) A. a. O. , S. 50.
(4) A. a. O. , S. 51; meine Hervorhebung.
(5) So schließt auch Stark seine Untersuchung folgendermaßen ab: "Dieser 

Zusammenschluß ist ein Symbol; er zeigt in seiner bereits vorhandenen 
Verbandskultur mit aller Deutlichkeit, daß längst eine Wirtschafts- und 
damit Uebenskultur besteht, die als individualistisch nicht mehr bezeich
net werden kann. Was es dabei an Positivem zu erkennen gibt, ist ein
in seinen Formen zwar noch junges, nicht immer sicheres, aber dennoch 
fester werdendes Gemeinschaftsbewußtsein einer Ständegruppe, der P ro
duzentenschaft. Dieses Bewußtsein ist vorläufig rein interessenhaft; es 
denkt isoliert innerhalb seines Kreises und kennt weder ein Verantwor
tungsgefühl gegenüber der weit größeren Gemeinschaft des ganzen Vol
kes, noch sieht es seine großen Aufgaben in dieser Richtung. Hier hät
te der Staat mit seiner Erziehungsarbeit und seinen Machtmitteln an den 
(Fortsetzung auf der nächsten Seite)
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nossenschaftliehe Moment der Selbstbeschränkung und "Bindung" des Kapi
tals im Rahmen eines "organischen" Wirtschaftsaufbaus zentrale Bedeutung 
erhält (wohlgemerkt: in der Konzeption der faschistischen Wirtschaft). Die 
Verbindung des ständisch-genossenschaftlichen Kartei I "gedankens" mit 
dem Prinzip der Effizienzsteigerung und der höheren Produktionsrationa
lität, wie sie in der Selbstkostenbewegung zum Ausdruck kamen, ist cha
rakteristisch für die vornehmlich auf die KarteiItechnik abstellende Kar
tei I iteratur. (1) Aus dem Voranschreiten der Kartellbewegung auf der neu
en Grundlage wurde gefolgert, daß sich das genossenschaftliche Prinzip der 
Kartelle für die Gesamtwirtschaft durchsetzen würde. Hierzu noch einmal K. 
Stark: Aufgrund der "Einsicht",

" daß ein rasches Wachsen des einzelnen, womöglich hoch über den an
deren hinaus -  jenes noch immer betrauerte Phänomen des vergangenen 
Frühkapitalismus -  als Einzelstehender kaum noch möglich ist, begnügt 
man sich mit der einmal im freien Wettbewerb eroberten, später gehalte
nen Stellung (Quote), wohnt lieber, statt sich schutzlos im freien Felde 
allein anzusiedeln (fre ier Wettbewerb), gemeinsam in einem Hause (Ver
band) und sucht dieses gemeinsam so auszubauen, daß eines jeden Wohl 
(Einkommen) wenigstens gesichert Ist. " (2)

Dieser Sichtweise widersprach aber die Tatsache, daß zur gleichen Zeit 
der Prozeß der Zentralisierung der Kapitale innerhalb der Kartelle wei
ter voranschritt, die Dominanz der Großunternehmungen weiter zunahm, 
und einzelne Produktionszweige inzwischen weitgehend von Trusts be
herrscht wurden (IG Farben, Vereinigte Stahlwerke usw. ). Aber auch für 
die kleineren und mittleren Unternehmungen war dieser Vorgang der Inte
gration in die Bewegung zu "rationalen Kapitalen" nicht notwendig als Vor
gang der zunehmenden Selbsteinschränkung und ständischen Bindung zu in
terpretieren. Vielmehr kann auch das Umgekehrte gefolgert werden, daß 
nämlich durch diesen Prozeß erst die Voraussetzungen geschaffen wurden, 
das Kapital im Durchschnitt für die Konkurrenz fähig zu machen. So inter-

(Fortsetzung der vorhergehenden Fußnote:)
. . .  Verbänden einzusetzen, um aus dem isolierten ein totales, die 
Volksgemeinschaft umfassendes Gemeinschaftsgefühl keimen und wach
sen zu lassen und damit der im Zeitalter des schrankenlosen Individua
lismus mit seiner ökonomischen Anarchie zur Herrscherin gewordenen 
Wirtschaft beim Hinübergleiten in die Zeit des Kollektivismus ihren 
Platz als einer ersten von stolzem Standesbewußtsein getragenen, ver
antwortungsbewußten und freudigen Dienerin der Volksgemeinschaft an
zuweisen. " A. a. O. , S. 51.

(1) Vgl. z. B. R. von Ungern-Sternberg, Die Industriegemeinschaft. Ein 
Weg zur organisatorischen Umbildung der deutschen Industriewirtschaft, 
Berl in 1 925.

(2) A. a. O. , S. 44.
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pretiert auch Liefmann diesen Prozeß, wenn er ihn auch als Vorbereitung 
sieht für ein Stadium des zunehmenden öffentlich-wirtschaftlichen Charak
ters des Kapitals:

"Ich möchte diese Entwicklungstendenz so kennzeichnen, daß die Kartel
le ein Hauptmittel waren, um den hauswirtschaftlichen Zug, den die Unter
nehmungen trotz allen großkapitalistischen Charakters und aller Aktienge
sellschaften bisher immer noch hatten, namentlich was die Stellung des 
Leiters den Arbeitern gegenüber, aber auch das Verhältnis der einzelnen 
Unternehmungen zueinander in ihrer Isolierung betrifft, allmählich zu über
winden. S ie scheinen mir daher neben anderen Erscheinungen in ganz be
sonderem Maße dahin zu wirken, daß die Unternehmungen die Eierschalen 
der Hauswirtschaft, aus der unsere heutige Produktionsordnung hervorge
gangen ist, allmählich abzustreifen und, unter Beibehaltung des Private i
gentums, an Stelle des hauswirtschaftliehen einen mehr öffentlich-wirt- 
schaftliehen Charakter annehmen, demdie Zukunft gehört, weil der den 
Fortschritt darstellt." (1)

Diese Funktionen nach innen, durch die die einzelnen Kartellmitglieder, 
auch die kleineren Unternehmungen zunächst überhaupt zu Selbstkosten
berechnungen veranlaßt wurden, die dann zunehmend nach einheitlichen 
kartellintern normierten und standardisierten Gesichtspunkten erstellt 
wurden und die die Basis bildeten für die Vergleichbarkeit der einzelnen 
Produktionsprozesse, waren allerdings kein kartellspezifischer Vorgang. 
Die Bestrebungen zur Verbesserung, Normierung und Verallgemeinerung 
der Selbstkostenrechnung kann geradezu als eine eigene "Bewegung" zur 
Erhöhung der Selbstkenntnis des Kapitals beschrieben werden. (2) Dabei 
bildete die von mir hier nur ganz kurze umrissene Entwicklung eines inner
betrieblichen Rechnungswesens nur den Vorläufer und die Voraussetzung 
für die ab 1924 einsetzende Rationalisierungsbewegung des Kapitals. An 
der Spitze dieser Bewegungen standen die Großunternehmungen, die Trusts 
und Konzerne; das Ansehen einer "höheren Rationalität", das die analyti
schen Methoden der Rechnungsführung und die Einführung effizienterer, ar
beitssparender Produktionsmethoden besaßen, führte daher auch seit Be

il ) Liefmann, a. a. O. , S. 79.
(2) Vgl. Stuchtey, a. a. O. , S. 66 ff; Petri, a. a. O. , S. 74 ff; Petri ver

weist in diesem Zusammenhang z. B. auf das Preisausschreiben, das 
von der Zeitschrift "Die Wirtschaftskurve" im Jahre 1923 über die "An
teil igkeit der produktiven und unproduktiven Löhne an den Kosten der 
Produkte" veranstaltet wurde. Hinzuweisen ist außerdem auf die Grün
dung des RKW. Bei den Verbänden ist insbesondere die Tätigkeit des 
VDMA zu erwähnen, der 1924 begann, die Selbstkosten repräsentativer 
Betriebe halbjährlich zu erheben, um seine Mitglieder instandzusetzen, 
in ihren Vorkalkulationen die durchschnittlichen Kostenstrukturen ihrer 
Konkurrenten zu berücksichtigen.
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ginn der 20er Jahre zunehmend dazu, daß die Vorstellung von den Kartel
len als "höhere" Organisationsformen der Reproduktion verdrängt wurde 
und auf diese "kapitalistischen Zusammenschlußformen" (Saltzew), also 
auf die Trusts und Konzerne übertragen wurde. (1) 1

(1) So wurde schon von E. Schmalenbach ("Über Verrechnungspreise", 
a. a. O. , S. 168) der Großbetrieb als "ein Stück Zukunftsstaat" be
zeichnet.
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III. 7 Mängel der Kartelle als kapitalautonome Anpassungsform

111.7.0 Kapitelübersicht

Zum Abschluß der Untersuchung zur Funktionsweise der Kartelle als An
passungsform des Kapitals ist auf zwei zentrale Mängel dieser Anpassungs
form einzugehen:
1. die kurzfristigen Problemlösungen im Hinblick auf das Problem der 

Überakkumulation verschärften längerfristig die Überakkumulations
problematik;

2. diè P re is - und Profitentscheidungen der Kartelle waren immer wieder 
Ausgangspunkt für Konflikte, die über den Rahmen von Privatstreitig
keiten hinauswuchsen.

Die Kartelle erwiesen sich als defiziente Form der Selbstregulierung, 
aber der entscheidende Mangel lag nicht in ungenügender Funktionserfül
lung, in Konfl ikthaftigkeit und selbst nicht in teilweiser Disfunktionalität 
der Kartelle im Hinblick auf ihre deklarierten Funktionszwecke. Der we
sentliche "Mangel" der Kartelle als Anpassungsform war ihre immanente 
Tendenz zur Sprengung ihres privatwirtschaftlichen Charakters. Das P ro
blem bestand für die involvierten Kapitale darin, daß die Öffnung der Grenz
linie zum Politischen durch zwei konvergierende Entwicklungen gefördert 
wurde. Einerseits ergab sich aus dem Widerspruch zwischen kurzfristig 
problemlösenden und langfristig problemverschärfenden Wirkungen der Kar
telle im Hinblick auf die Überakkumulationsproblematik die Notwendigkeit, 
zunehmend auf das staatliche Sanktions- und Subventionspotential zurück
zugreifen. Dazu 111.7.1. Andererseits führten die Konflikte, die sich im 
Hinblick auf die Kartellpreise ergaben, zu einer Politisierung der Kartell
strategien durch Konsumenten, Weiterverarbeiter usw.

Das Kartellprinzip ließ ökonomische Zwänge als soziale Zwänge sicht
» bar, zurechenbar und kritisierbar werden, selbst dann, wenn auch die

Kartelle selbst ihnen nur passiv ausgesetzt waren. Die ökonomischen Ge
setze verloren dadurch ihren objektiven Charakter, allein ihre Übersetzung 
in Handlungsanweisungen durch eine bewußte Instanz führte dazu, sie unter 
dem Gesichtspunkt von Verantwortlichkeit und Verschulden zu diskutieren 
(111.7.2).
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III. 7. 1 Die Persistenz des Problems der Überakkumulation

Beurteilt man die "Leistung" des Kartells als Problemlösungsform Im Hin
blick auf das Problem, dem es zunächst als Lösungsform zugeordnet schien, 
der Überakkumulation von Kapital, so muß man In der langfristigen P e r
spektive ein weitgehendes Versagen konstatieren. So stellt auch Llefmann 
fest:

"Die Erfahrung hat jedenfalls bisher gezeigt, daß alle Kartelle, die län
gere Zelt bestanden, eine sehr bedeutende Vermehrung der Produktion und 
des Angebots Ins Leben gerufen haben.. . " (1)

Diese Überproduktion und mit Ihr Überakkumulation von Kapital war 
umso stärker
-  je fester das Kartell organisiert war,
-  je erfolgreicher es gerade In der Funktion war, Einfluß auf die P re is 

entwicklung zu erringen und die Preise zu "binden",
-  je homogener das Produkt und damit je eindeutiger die Schwelle zu vor- 

und nachgelagerten Produktionszweigen, je geringer die Verbindung der 
"Sphäre" nach außen war.
Diese Bedingungen trafen insbesondere für die Bereiche der Grundstoff

und Produktionsgüterindustrie, d. h. auf die Kohle-, Kall-, Zement-, die 
Eisenschaffende -, die Mineralöl- und die Chemische Industrie zu. A lle r
dings kam es vor allem dort zu spektakulären Formen der Überakkumula
tion, wo damit gerechnet werden konnte bzw. mußte, daß letztlich der Staat 
sich der Probleme annehmen würde. War erst ein staatlich garantiertes 
und subventioniertes Kartell -  In der Literatur nun bezeichnenderweise 
meist "Zwangskartell" genannt -  entstanden, dann brauchten auch keine 
kartel IImmanenten Problemlösungsformen mehr gefunden zu werden.

Die kartelIImmanente Lösungsform für das Problem, daß ein funktionie
rendes Kartell günstige Bedingungen zur Kapitalanlage bot und die beschrie
benen kartelIInternen Lösungsmöglichkelten (Quotenkäufe, Kapazitätskon
trollen) usw. nicht hinreichten, um den Problemanstau durch Überakkumu
lation zu verhindern, war von Anbeginn die periodische Auflösung der Kar
telle mit anschließender Neuformierung gewesen. Zwischen Auflösung und 
Neuformierung lag dann eine Phase der scharfen Vernichtungskonkurrenz 
bzw.,wie vor allem Im RWKS,der Aushandlung neuer Konditionen für die 
Verteilung der Kapitalverwertungschancen, In denen Kapital vernichtet 
wurde. Natürlich waren die Phasen offener Vernichtungskonkurrenz Im Sin
ne des Kapitalvernichtungszieles effizienter als die bloßen Neuverhandlun
gen. Die Kosten der Vernichtungskonkurrenz waren jedoch, wie oben dar
gestellt, für keine der kartelIInternen Interessengruppen kalkulierbar, so 
daß eine solche Lösung als sehr riskant betrachtet wurde und In vielen Fä l
len auch - und zwar umso häufiger,je näher die Industrie rüstungs- bzw. 1

(1) Llefmann, a. a. O. , S. 132.
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später kriegswirtschaftlichen Erfordernissen stand - als im Gegensatz zum 
öffentlichen Interesse stehend, von staatlicher Seite zu unterbinden versucht 
wurde.

Es gab eine Alternative zu dieser periodischen Auflösung der Kartelle, 
die nicht notwendig auf den Weg der Zwangskartellierung führte und die es 
ermöglichte, bei Aufrechterhalten des Kartells die kartellbedingten erhöh
ten Verwertungschancen zu nutzen. Doch diese Alternative führte nur zu 
kartelIimmanenten Spannungen anderer Art. Da die Kapitalisierung der P ro
duktionsstrukturen, historisch, wie gezeigt wurde, an wenigen Produk
tionssphären angesetzt hatte, war selbst das von den Banken gelenkte Kre
ditkapital zunächst vor allem in der Entstehungssphäre wieder angelegt 
worden. Diese segmentale Eingrenzung der Kapitale wurde durch die pro
duktiven Kapitale nun zunehmend durchbrochen, die selbst in andere P ro 
duktionssphären hinüberwuchsen. Historisch nahm dieser Prozeß seinen 
Ausgang von Werken in der Kohle- und Eisenindustrie. Die ursprünglich 
bei weitem überwiegenden "reinen Werke" wurden verdrängt durch die so
gen. "gemischten Werke", die Zechenhütten (Kohlenzechen mit angeschlos
senen Verhüttungsanlagen) oder Hüttenzechen (umgekehrt). Die Tendenz zur 
vertikalen Integration "benachbarter" Produktionsstufen setzt sich jedoch 
schon bald auch in anderen Produktionszweigen durch, so daß es auch hier 
zu einem Nebeneinander, z. B. von "reinen" und "gemischten" Walzwer
ken, Gießereien usw. , kam. Die Tendenz zur vertikalen Integration bedeu
tet aber eine Stärkung der Konzernbildung. Durch ihren Bezug auf eine 
Produktionssphäre konnten die Kartelle diese Form der Integration nicht 
mehr organisieren. Sie wurden als Anpassungsform des Kapitals von den 
kapitalistischen Zusammenschlußformen eingeholt.

Der Integrationsprozeß einzelner Momente der gesellschaftlichen Arbeit, 
also ihr Vergesellschaftungsprozeß, begann seine Form zu verändern und 
nicht mehr auf die Zusammenfassung immer größerer Teile  eines Arbeits
ganges unter eine (privatkapitalistische) Leitung hinzudrängen, sondern den 
Produktionsstufen folgend, hintereinandergeschaltete Arbeitsgänge zu inte
grieren. Diese Veränderung der Integrationsrichtung hatte mehrere Ursa
chen: (1)

Zum ersten war durch die Kartellierung das bis dahin bestehende niedri
ge Preisniveau für Rohstoffe bzw. Halbfabrikate, das die Eigenproduktion 1

(1) Die Integration bestimmter Produktionsstufen läßt sich nicht allein aus 
technisch-ökonomischen Notwendigkeiten heraus begründen. Die Zusam
menhänge von technischer und politischer Ökonomie lassen sich gerade 
am Beispiel Kohle-Stahl sehr gut fallanalytisch darstellen. Vgl. für die 
Problemkonstellation nach dem 2. Weltkriege: W. Hicks, Der Verbund 
von Kohle und Eisen als betriebswirtschaftliches Problem im Spiegel der 
Neuordnung und Rückverflechtung an Ruhr, Köln Opladen 1960.
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unrentabel gemacht hatte, entfallen. Mit der Kartei I Ierung wurde die Situa
tion unwahrscheinlicher, daß die Produkte der vorgelagerten Branche auf
grund von Überproduktion zu "Schleuderpreisen11 zu erwerben waren, und 
die Gefahr überhöhter Kostpreise bei Eigenproduktion verminderte sich.

Zum zweiten ergaben sich Kostensenkungen durch die technischen E ffi
zienzsteigerungen z. B. durch energetische Nutzung der Hochofengase, ge
meinsame Verwaltung usw. Mit der Integration technisch zusammengehöri
ger Arbeitsgänge in eine Unternehmung war zumeist eine starke Senkung 
von Produktionskosten verbunden. (1)

Zum dritten war die Möglichkeit langfristiger Disposition und gleichmäs- 
siger Beschäftigung weit mehr gesichert als durch die -  wenn auch lang
fristigen -  L ieferverträge mit den Syndikaten. Denn hatten diese auch ge
genüber dem Vorzustand wesentliche Vorteile im Hinblick auf P re is - und 
Liefersicherheit, so hatten sich inzwischen doch auch Mängel In Bezug auf 
diese Anforderungen herausgestellt. (2) Schließlich wurde durch die Inte
gration die Zahl der Käufer-Verkäufer-Verhältnisse und damit die Möglich-

(1) "Schließlich und vor allen Dingen ist der gewaltige Vorsprung maßge
bend, den in seinen Produktionskostenberechnungen das gemischte 
Werk vor dem reinen Eisenwerk voraushat. Dieses muß an das Syndi
kat Kohlenpreise entrichten, die den Produktionskosten der schlech
test eingerichteten Mitglieder entsprechen und auch noch die gesamte 
Syndikatskosten in sich enthalten; Preise dazu, die trotz aller Ausglei
chung der früheren Schwankungen doch noch immer mit dem Konjunktu
rengang auf und ab gehen. " K. Wiedenfeld, a. a. O. , S. 51.

(2) Nur bei Eigenproduktion "haben die Eisenhütten die ihnen wichtige S i
cherheit, jederzeit ihre Kokskohle und ihren Koks in gleicher Beschaf
fenheit zu erhalten; denn wenn auch das Syndikat ganz selbstverständ
lich im eigensten Interesse nach Möglichkeit altbestehende Bezugsver
bindungen seiner Zechen in seinen Dispositionen berücksichtigt, so muß 
es doch in erster Linie auf einigermaßen gleichmäßige Beschäftigung 
aller seiner Mitglieder achten und deshalb nicht selten Betriebe mit der 
Lieferung betrauen, an deren Qualität die bestellende Zeche nicht ge
wohnt ist -  eine Veränderung der Hochofenbeschickung wird dann not
wendig, und das bedeutet nicht nur besondere Kosten, sondern auch Un
sicherheit in der Qualität des jeweils erblasenen Roheisens und Störung 
in dem völlig auf Schema gestellten Riesenbetrieb. Dann kann es bei 
starker Anspannung der Produktion wohl auch einmal an den erforderli
chen Mengen fehlen, da das Syndikat einigermaßen gleichmäßig behan
deln muß, den Großkäufern nicht annähernd dieselbe Vorzugstellung 
einräumen kann, wie eine vereinzelte Zeche es jederzeit tun wird. "
K. Wiedenfeld, a. a. O. , S. 50; meine Hervorhebungen.
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keiten von Verselbständigungen reduziert, wie selbstverständlich auch 
die diesen Zirkulationsakten entspringende Kosten.

Zum vierten schließlich wurde die von der Technik geleitete "Auswande
rung" von akkumulationsfähigem Kapital durch die Akkumulatiönsbeschrän- 
kungen, die ein konsolidiertes Kartell doch mit sich brachte, geradezu e r
zwungen. Und die vertikale Konzentration eröffnete die Möglichkeit, -  ab
gesehen vom Export -  im Rahmen des Einzelkapitals zu akkumulieren, also 
den nicht anlagefähigen Teil des Mehrwerts von der Entwertung abzuhalten, 
die er für seinen Eigentümer hat, wenn es als Leihkapital fungieren müß
te, und es sich daher nur in Höhe des Zinssatzes verwerten würde.

"Die Konzerne gingen, um sich den Bindungen des Syndikats wenigstens 
für einen Teil ihrer Produkte zu entziehen, mehr und mehr in die Halbfa
brikate und die Fertigung hinein, wo die Kartellierung erschwert, wenn 
nicht unmöglich war. " (1 )

Diese Möglichkeit der vom produktiven Kapital regulierten Kapitalwande
rung bedeutete schließlich eine Funktionsminderung der im "Kreditüberbau" 
befindlichen Verteilungsstellen für akkumulationsfähiges Kapital und damit 
ein weiterer Abbruch für die Dominanzposition der Banken.

Für die Kartelle erwies sich die Aufgabe des internen Ausgleichs und 
der "gerechten" Verteilung von Produktions- und Verwertungschancen über 
die Mitglieder durch das Aufkommen dieser gemischten Werke zunehmend 
als unlösbares Problem. Zwar waren die Hüttenzechen, die zuerst aufka
men, und die Zechenhütten zumeist Mitglieder der Syndikate jener Produk
tionszweige, von denen die vertikale Konzentration ihren Ausgang nahm.
Da es jedoch in diesen Syndikaten nicht bzw. unzulänglich (im RWKS wur
de ab 1908 der Selbstverbrauch in das Kontingentierungssystem einbezogen, 
blieb aber nach wie vor umlagefrei) gelang, den Selbstverbrauch der ge
mischten Werke an Kohle der Regulierung zu unterwerfen, vermochten die
se den Anteil von Eigenproduktion und Marktproduktion je nach konjunktü- ■ 
re ller Situation zu variieren, also entweder ihr Kontingent unausgenutzt 
zu lassen und stattdessen für den Selbstverbrauch zu produzieren -  undfür 
die Nichtausnutzung der Quote auch noch Kompensation zu erhalten -  oder 
ihr Kontingent für den Markt zu produzieren und dies zumeist dann, wenn 
die Verkaufsbedingungen sich ohnehin verschlechterten und die Quoten da
her für die "reinen" Werke reduziert werden mußten. Die Folge dieser 
Sonderstellung war ein deutlich stetigeres Wachstum der Produktion und 
ein relativ stärkeres Wachstum des Anteils der gemischten Werke an der

(1 )E . Maschke, a. a. O. , S. 37.
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Gesamtproduktion des Syndikats. (1)
Es würde hier zu weit führen, die konkreten Formen darzustellen, in 

denen die Konkurrenz zwischen den »gemischten11 und den "reinen" W er
ken sich abspielte und durch die die lntegrationsfähigkeit auch der konsolidier
ten Kartelle immer wieder infrage gestellt und schließlich zerstört wurde.
Das RWKS wurde, wie oben schon angedeutet, bereits im Jahre 1908 von 
den größeren Unternehmungen, welche die »reinen" Werke repräsentier
ten, weitgehend als Hemmung und als Ursache der Benachteiligung im Kon
kurrenzkampf empfunden; eine Sprengung des Kartells konnte schließlich 
nur durch staatliche Interventionen verhindert werden.

Die besondere Vorteilsstellung der »gemischten» Werke lag, wie wir 
gesehen haben, in der größeren Zahl der Aktionsmöglichkeiten gegenüber 
dem Wandel der konjunkturellen Bedingungen; dieser Vorteil beruhte weit
gehend auf der Existenz der Kartelle, denen sich die Thyssen, Krupp usw. 
denn auch anschlossen, obgleich sie sich in der Kontroverse um die rich
tige Organisationsform des Kapitals -  Kartell oder Trust -  auf der Seite 
der Trustbefürworter befanden. Trotz der kartelIsprengendeh Wirkung der 
»gemischten" Werke gingen daher häufig gerade von ihnen auch wieder die 
Bestrebungen zur Erneuerung bzw. Verlängerung von Kartei Iverträgen 
aus. (2) Die Vorteilsstellung der Trusts beruhte offensichtlich noch auf 
der Voraussetzung einer funktionierenden Kartellwirtschaft.

Es ist aber nun deutl ich geworden, daß selbst bei den Lösungsversuchen 
gegenüber dem Problem der Überakkumulation, die es ermöglichten, den 
Problemdruck bei Erhaltung der Kartellstrukturen wenn nicht abzufangen, 
dann doch umzulenken, die Kartelle immer wieder in Phasen der Auseinan
dersetzung um eine Umverteilung der Anteilspositionen an den Verwertungs
chancen gerieten, die ihre Existenz gefährdeten. In solchen Situationen

(1) Vgl. die folgende Zusammenstellung von K. Wiedenfeld, a. a. O. , S. 56:

bei den zusammen also der Anteil
Im Jahre reinen Zechen Hüttenzechen 

(Millionen Tonnen)
im

Syndikat
der Hüttenzechen 

%
1904 54,7 12,8 67,5 19,0
1905 52,3 13,3 65,6 20,3
1906 58,4 18,5 76,9 24, 1
1907 61,0 19, 1 80, 1 23,8
1908 60,7 21,3 82,0 26, 0
1909 58,3 22,6 80,9 27,9
1910 58,3 25,0 83,8 29,8
1911 60,0 27, 1 87, 1 31,1

So waren es vor al lern die "gemischten" Werke von Krupp , Thyssen usw.,
die das Roheisensyndikat nach dessen Sprengung während des Abschwun
ges 1907/08 in der Folgezeit wieder zusammenbrachten.
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kam es leicht zu einem Zusammenspiel öffentlicher und privater Interessen, 
um eine "Zwangskartellierung" durchzuführen. Die staatl iche Garantie für 
Verwertungschancen schuf nun allerdings durchweg Bedingungen, in denen- 
es keinen Halt für Überakkumulation mehr gab.
Der spektakulärste Fall der Überakkumulation erfolgte in der Kaliindustrie, 
in der es auch zuerst zu einem "Zwangssyndikat" kam. Nachdem das erste 
feste Kartell, 1879 von vier Unternehmungen gegründet, Erfolg zeitigte, 
kam es zu einem immer rascher werdenden Wachstum der Kapitalanlagen 
in dem Bereich des Kalibergbaus; um die Jahrhundertwende brach ein re
gelrechtes "Kalifieber" aus; 1908 gab es 50 am Kalisyndikat beteiligte Wer
ke und 326 Kalibohrgesellschaften, bis 1911 verdreifachten sich noch ein
mal die Kapitalinvestitionen.
Das einströmende Kapital führte bei einem Kartell mit Produktionskontin
gentierung naturgemäß zu einer Verminderung der Beteiligungsziffern der 
älteren (und in dieser Industrie im Gegensatz zum Bergbau zumeist leistungs
fähigeren, da an ergiebigeren Stellen einsetzenden) Werke, die daher mit 
Sprengung des Kartells drohten, um ihre Leitungskraft auszuspielen, 
was angesichts der bestehenden Produktionskapazitäten einen Konkurrenz
kampf zur Folge gehabt hätte, für dessen Abwehr man ein öffentliches In
teresse glaubhaft geltend machen konnte. Die Kaliindustrie war daher die 
erste, in der es zur Bildung eines "Zwangskartells", d. h. einer staatlich 
verfügten und für sämtliche Unternehmungen der Produktionssphäre ver
bindlichen Kartellzugehörigkeit, kam.

Die Gründe, die den Ausschlag für diese staatliche Maßnahme gaben, wa
ren in diesem Fall allerdings auch stark durch strategisch-militärische 
Erwägungen bestimmt. Angesichts der Bedeutung von Kali für die Rüstungs
produktion und der nahezu monopolistischen Stellung des Deutschen Reichs 
auf dem Weltmarkt zu dieser Zeit, bestand starkes Interesse vor allem 
amerikanischen Kapitals an dieser Industrie; im Falle einer Auflösung des 
Kartells hätte dieses Kapital Aussicht, in den Besitz eines der bedeutend
sten deutschen Unternehmungen zu kommen; dieses sollte verhindert wer
den. (1)

Die Überhöhung der Marktpreise dadurch, daß die "naturwüchsigen" Me
chanismen zur Senkung der Preise -  entsprechend dem Sinken der gesell
schaftlich notwendigen Arbeit in der Produktionssphäre -  teilweise ausge
schaltet werden konnten, führten zu einem Anstau des Entwertungsdrucks.

(1 )V g l. im Übrigen: F. Blaich, "Ökonomische und pol ¡tische Hintergrün
de des 'Gesetzes über den Absatz von Kalisalzen1 vom 25.5. 1910", in: 
H. Winkel, Hg. , Vom Kleingewerbe zur Großindustrie. Quantitativ-re
gionale und politisch-rechtliche Aspekte zur Erforschung der W irt
schafts- und Gesellschaftsstruktur im 19. Jahrhundert, = Schriften des 
Vereins für Socialpolitik, N .F . Bd. 83, Berlin 1975, S. 189 ff.
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Zwischen kartellierten und nlcht-kartel IIerten Bereichen entstand eine Dif
ferenz In den Formen der Anpassung der Preise an die sinkenden Waren
werte: während sie in den nlcht-kartel I Ierten Bereichen über den Zyklus 
erfolgte, setzte sie sich In den kartellierten Bereichen In Form von Bran
chenkrisen durch. Dieser Problemstau mußte umso drastischer zutage tre
ten, wie Im Zuge der Rationalisierungsbewegung systematisch die Kosten
senkungsmöglichkelten in den Produktionszweigen aufgedeckt wurden.
Wenn, wie in der Kallindustrie Im Jahre 1927 von 228 mit einer Beteili
gungsziffer ausgestatteten Werken nur 43 noch In Betrieb waren, (1) so 
mußte sich die Diskrepanz zwischen dem Verwertungsdrang der angelegten 
Kapitale, der sich In den Kartellen ja in Verwertungsforderungen Umsetzen, 
ließ, und den tatsächlich "notwendigen" Produktionsstrukturen als zuneh
mend unhaltbar erweisen. Eine Anpassung war mit so tiefgreifender Reor
ganisation der Produktion, insbesondere mit so umfassenden Stillegungen 
und Sanierungsmaßnahmen verbunden, daß sich Im Hinblick auf das Ziel 
der Arbeitsplatzsicherheit, das Argument der Verstetlgung und höherer 
gesamtwirtschaftlicher Rationalität geradezu gegen die Kartelle zu kehren 
begann.
Vor allem die alten Grundstoffkartei le schleppten eine angesichts der P ro 
duktionsstruktur völlig überholte Verteilungsstruktur mit sich herum.
Auf der Handlungsebene entsprang die beschriebene Problematik einem Me
chanismus, der trotz aller Organisationszwänge, Lieferboykotts usw. im
mer wieder Karteil-"Außenseiter" hervorbrachte. Llefmann beschreibt 
diesen Mechanismus im Folgenden anhand der Zementindustrie:

"Wo jemand glaubte, daß eine Zementfabrik mit geringen Produktionsko
sten errichtet werden könnte, da wurde eine solche gegründet, ganz ohne 
Rücksicht auf die Absatzverhältnisse der schon bestehenden Werke. Daher 
mußten sich die meisten Zementkartelle nach einiger Zelt wieder auflösen 
oder immer neue Werke hineinnehmen, und dabei konnte die Leistungsfähig
keit der einzelnen Immer weniger ausgenutzt werden. Da das natürlich die

(1 )V g l. E. Schalldach, Rationalisierungsmaßnahmen der Nachinflations
zeit im Urteil der deutschen freien Gewerkschaften, Jena 1930, S. 105. 
Die folgende Entwicklungsreihe zeigt, daß die Zahl der Werke mit Zu
teilungsberechtigung seit 1924 noch Im Steigen begriffen war, sie zeigt 
zugleich die seit 1 924 stattfindende Konzentration der Produktion auf 
wenige gut ausgerüstete Betriebe:
Jahr: 1912 1913 1914 1920 1921 1922 1923 1924 1925 1926
Mit einer Bet. Z i f f e r  
ausger. Werke: 116 164 194 201 205 21 1 220 221 224 228
Davon in Förderg. 
bef. Werke: 101 152 175 147 155 139 126 93 85 45
Quelle: s. E. Schalldach, a. a. O.
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Kosten verteuert, ergibt sich in solchen Industrien ein immer erneutes 
Verlangen nach Preiserhöhungen. Die Kartelle suchen dies dann mit ge
stiegenen Kosten zu begründen, ohne zu erkennen, daß nur die Ausschal
tung des Konkurrenzkampfes und hohe Preise den Anstoß zum Aufkommen 
immer neuer Unternehmungen gegeben haben. 11 (1)
Und er resümiert:
"H ier liegt eine der ungünstigsten Wirkungen der Monopolbildungen, die 
darauf beruht, daß bei ihnen doch immer noch die Konkurrenz im Hinter
grund steht, neben dem Kartell am leichtesten aufkommen kann und so zu 
einer starken Überkapitalisation im Gewerbe Anlaß gibt. " (2)

Das von den Kartellen durchgesetzte Preisniveau machte die Produktion 
natürlich nicht allein für die Kartellmitglieder rentabel. In der Außensei
terposition vermochten andere Unternehmungen des Produktionszweiges, 
ohne den internen Ausgleichungen und den Sanktionen des Kartells ausge
setzt zu sein, zu expandieren. In guten Konjunkturzeiten waren die V er
wertungsbedingungen außerhalb des Kartells sogar vorteilhafter, da jeder 
Preisspielraum ausgeschöpft werden konnte. Die Kartelle erzeugten sich 
daher mit Notwendigkeit immer wieder Außenseiter, die sie z. T. versuch
ten zu integrieren, bzw. die selbst bei schlechter Konjunktur versuchten, 
Kartellmitglied zu werden. (3)

Die Außenseiter der Kartelle, die den Nutzen hatten, ohne sich der Kar
telldisziplin zu unterwerfen und die spezifischen "Umlagen" des Kartells 
mitzutragen (die im RWKS immerhin zunächst 6 %, später 12 % des Umsat
zes nach Verrechnungspreisen betrug) (4), warfen das Problem der Unzu
länglichkeit des privaten Organisationszwanges auf. Hier war ein Mangel, 
der fast von selbst auf eine staatlich-hoheitliche Regelung hindrängte, 
nämlich durch VeralIgemeinerung des Kartellzwanges alle Konkurrenten ei
nes Zweiges den gleichen Bedingungen zu unterwerfen. Was scheinbar al
lein durch den Mechanismus der Außenseiterkonkurrenz, die es immer wie
der zu integrieren galt, bewirkt war, erwies sich jedoch erst recht unter 
dem Schutz staatlich garantierter P re is - und Mengensätze als eine imma
nente Folge des Kartellierungsprinzips. Die staatlich fixierten, verrecht- 
lichten Realisierungsbedingungen der Kapitale orientierten die Kapitalak
kumulation auf die Produktionsbedingungen von Mehrwert, auf die inter-

(1) Liefmann, a. a. O. , S. 82.
(2) A. a. O.
(3) Selbst ein so "vollkommenes" Kartell, wie das RWKS, hat trotz aller exter

nen Organisationszwänge das Aufkommen von Außenseitern nicht ver
hindern können. So stieg der Anteil der Außenstehenden von 1893 bis
1903 von 13 auf 18 %; nachdem 1903 fast alle Außenstehenden dem Syn
dikat beigetreten waren, stieg der Anteil der Außenstehenden bis 1913 
jedoch wieder auf 11 %. Vgl. ausführlich: K. Wiedenfeld, a.a.O.,
S. 68 ff.

(4) Vgl. K. Wiedenfeld, a .a .O ., S. 62.
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ne Rationalisierung zwecks Senkung der Selbstkosten. Die Umwälzung der 
Kostenstruktur, die damit einherging, führte wiederum bei schlechter Markt
situation und ungenügender Beschäftigung der Betriebe zu FIx-Kosten-be- 
dingten Preissteigerungen, deren »objektiver Notwendigkeit» sich auch 
staatliche KontrolIinstanzen nicht verschließen konnten.

"Etwa ein Dutzend leistungsfähiger Werke mit vielleicht 100 Millionen 
Mark Anlagekapital», schreibt Liefmann 1930, »könnte den ganzen Bedarf 
decken; statt dessen waren schon vor dem Kriege nahezu 2 Milliarden Mark 
in dieser Industrie investiert, also die ungeheuerlichste Überkapitalisation, 
die vielleicht je in einem Gewerbe vorgekommen ist. Leider ist man sich . . 
erst ganz allmählich darüber klar geworden, was eine derartige Kapital
verschwendung volkswirtschaftlich bedeutet, daß die ungenügende Ausnut
zung der Anlagen die Produktionskosten gewaltig verteuerte und zu hohen 
Preisen und fortgesetzten Forderungen nach Preiserhöhungen führte, de
nen die Regierung nachgegeben hat. " (1)

Eine ähnliche Entwicklung nahm unser Paradigma-Kartell: das Rheinisch
Westfälische Kohlensyndikat. Obgleich der Syndikatsvertrag im Jahre 1903 
bis 1915 terminiert wurde, mußten bereits 1908 sowie 1911 Verhandlungen 
geführt werden, da das Kartell vor allem aufgrund des Problems der "ge
mischten Werke» und deren überproportionaler Expansion gesprengt zu 
werden drohte.

Zwar gelang die Erneuerung noch einmal. Im Jahre 1914 drohte endgül
tig die Sprengung des Kartells, die nur noch mit dem Zwangssyndikatsge
setz von 1915 vom Staat verhindert wurde. Auch hier führte das Prinzip 
der Zwangskartellierung, das in der Weimarer Republik zunächst als 
Kernstück der Pläne für eine Reorganisation der Regulierungsstrukturen 
im Wirtschaftsaufbau der neuen Republik angesehen wurde, (2) zu einem '  
ständigen Druck auf weitere Preiserhöhung aufgrund von Überkapazität, 
die in den kartel I immanenten Mechanismen des Quotenkampfes eine wesent
liche Ursache besaßen. (3)

Es sollen hier keine weiteren Beispiele angeführt werden. Daß durch 
die Zwangssyndizierung, d. h. die Einbeziehung des Staates, dieser P ro
zeß der Überkapitalisierung nicht aufgehoben wurde, sondern sich noch 
steigerte, zeigt die eigene Logik dieser Kapitalform, die auch vom Staat 
nicht außer kraft gesetzt werden kann.

Dies »Versagen» der Kartelle in der Regulierung des Problems der 1 2 3

(1) A. a. O. , S. 86.
(2) Vgl. R. Wissell, Praktische Wirtschaftspolitik. Unterlagen zur Beur

teilung einer fünfmonatlichen Wirtschaftsführung, Berlin 1919.
(3) Vgl. insbes. das Gutachten der Schmalenbach-Kommission: E. Schma- 

lenbach et al. , Gutachten über die gegenwärtige Lage des Rhein.-Westf. 
Steinkohlenbergbaus, Berlin 1928; insbes. auch das Sondergutachten 
von Baade, a. a. O. , S. 46 ff.
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Überakkumulation ist paradoxerweise gerade das Ergebnis der erfolgrei
chen Beeinflussung der Verwertungsbedingungen bei den Kartellmitgliedern. 
Daher mußten auch die selbstorganisierten Ventile für den Überdruck (für 
die Überakkumulation), nämlich Verdrängung von Kapital durch den Quoten
handel, Kapitalexport usw. , unzulänglich bleiben gegenüber der Attraktion, 
welche die erhöhte ProfitabiIität des Kapitals ausübte. Die Konkurrenz In
nerhalb der "Sphäre" verlagert sich daher auf das Gebiet der Selbstkosten
senkung, da diese angesichts fix ierter Marktpreise zunächst nicht als Druck 
der Kapitale aufeinander in Erscheinung trat. Die Diskrepanz zwischen 
dem sinkenden Wert der Waren und den Marktpreisen trat jedoch auch hier 
bald als wachsender Problemdruck in Erscheinung, sei es, daß die Auf
rechterhaltung des Kartells aufgrund der Überkapazitäten zunehmend er
schwert wurde, sei es, daß das Kartell zunehmend durch staatliche Maß
nahmen gestützt werden mußte.

III. 7. 2 Legitimationsprobleme der Kartelle

Die Kartellentscheidungen über die Zuteilung von Verwertungschancen 
nicht nur im Innenverhältnis der Kartellmitglieder, sondern auch Im Außen
verhältnis, gegenüber Zulieferern und Abnehmern, brachten es mit sich, 
daß die Kartelle als Träger gesamtwirtschaftlicher Verantwortung betrach
tet wurden. Die Karteilentscheidüngen wurden als Kartellpolitik diskutiert, 
und es wurden daran Forderungen nach einer politischen Kontrolle dieser 
Entscheidung, nach Demokratisierung oder Verstaatlichung angeknüpft.

"Der Widerstand des Zwischenhandels gegen den unmittelbaren Verkehr 
des Kartells mit den Konsumenten, gegen Begünstigung einzelner, nament
lich der größeren Händler, und gegen das Herabdrücken der Händler zu 
Agenten des Syndikats oder - wie man sie witzig nannte -  zu 'Kartellren
tiers1, die Auflehnung der weiterverarbeitenden Industrien gegen die b illi
gen Exportpreise der Kartelle, die Klagen der landwirtschaftlichen Genos
senschaften über Bevorzugung der Kartellhändler, die Beziehungen zur A r
beiterschaft oder zu deren Gegenorganisationen, die Rückwirkungen von 
Betriebseinstellungen oder -einschränkungen auf das Wohl und Wehe gan
zer Gemeinden und Bezirke, der Einfluß der Preispolitik bei Artikeln des 
allgemeinen Bedarfs auf die Lebenshaltung oder die Arbeitsbedingungen 
der ärmeren Klassen -  diese etlichen Beispiele zeigen schon, welche Ho
rizonte derzeit die Kartellpolitik beherrschen muß und welche Verantwor
tung sie zu tragen hat. " (1 ) .

So die Ausführungen des Hauptreferenten F. Klein auf dem 27. Deutschen 
Juristentag zur Kartellfrage, die seit Mitte der 90er Jahre zum zentralen

(1) "Die Kartellfrage auf dem 27. Deutschen Juristentage", in: Kartei 
rundschau, 2. Jg. (1904), H. l/2, S. 664 ff, S. 665.
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Thema nahezu aller Wirtschafts-, sozial- und rechtspolltischen Vereinigun
gen geworden war. Bel aller Zurückhaltung, die dem Staate auch auf die
sem Juristentag im Hinblick auf eventuelle Überlegungen zur Regulierung 
der Kartelle empfohlen wurde, in bezug auf eine der oben angeführten Kon
fliktlinien, wird auch hier die Intervention des Staates für unabdingbar ge
halten:

"So mild ( . . . )  heute, nach so vielen Jahren der Gewöhnung an die Kar
telle, die allgemeine Stimmung in Kartellsachen sein mag, in einem Falle 
schlägt sie regelmäßig um. Ausgiebige, scheinbar nicht motivierte P re is 
steigerungen bei Kartellartikeln bringen die Gemüter immer von Neuem in 
Wallung, und fast jede solche Preiserhöhung hat bisher noch in ungestü
mes Begehren nach besserem Schutz der Allgemeinheit oder gar nach Un
terdrückung der Kartelle hervorgerufen. 11 (1)

Das Problem einer Politisierung der Konsumenten durch die Kartelle ist 
schlaglichtartig durch den "Kohlenwucher" im Winter 1900 deutlich gewor
den. Die Verknappung der Kohle angesichts des Wirtschaftsabschwunges 
wurde allgemein auf das Bestreben der Kohlenkartelle (insbesondere des 
RWKS) zurückgeführt, die Preise hoch zu halten und damit die Lasten der 
Krise auf die Verbraucher abzuwälzen. Die Berliner Sozialdemokraten 
organisierten daraufhin zum Beispiel einen "Resolutionssturm", um "die 
politischen Machthaber an ihre Pflicht zu erinnern und laut Protest zu er
heben gegen die gewissenlose wucherische Ausnutzung der Notlage der är
meren Bevölkerung durch privatkapitalistische Spekulationen", wie es im 
"Vorwärts" vom 8. 11. 1900 hieß. (2)

Diese kurze Szene macht auch deutlich, daß auch von der Sozialdemo
kratie der Widerspruch der Konsumenten als wesentliche KonfIiktlinie be
griffen wurde und zu einer zentralen Begründung für die Verstaatlichungs
forderung der Monopole wurde, die insbesondere gegen die Kartelle gerich
tet war. S ie zeigt auch, daß es für die Sozialdemokraten immer schwerer 
wurde, den fortschrittlichen Charakter der neuen Organisationsformen 
des Kapitals zu behaupten. (3)

(1) A. a. O. , S. 672.
(2) Zit. nach M- Schippel, Parteigeschichtliche Rückblicke, in: W. Jans- 

son, Hg., Monopolfrage und Arbeiterklasse, Berlin 1917, S. 202. ln 
einer Resolution, die auf 10 großen Volksversammlungen "einstimmig" 
angenommen wurde, waren die zentralen Forderungen: "1. Schleunige 
Expropriation der im Privatbesitz befindlichen Kohlenwerke und Über
gang in das Eigentum des Reichs; 2. Vermittlung der Kohlenlieferung 
durch die Gemeinden zum Selbstkostenpreis für den Hausbedarf. "
(A.a. O. , Hervorhebg. i. O rig.).

(3) Die Haltung der Sozialdemokratie in ihrer spezifischen Gewichtung der 
Aspekte des Trust- und Kartellproblems (die hier bezeichnenderweise 
(Fortsetzung auf der nächsten Seite)
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Auf ähnliche Erfahrungen mit dem Petroleum-KarteiI verweisend, erklärt 
denn auch F. Klein in dem oben erwähnten Referat, in dem die notwendigen 
Anpassungsprozesse der Verhältnisse von Politik und Ökonomie insgesamt im 
Interesse der Systemstabilisierung für uns exemplarisch reflektiert w er
den, daß ein "Sicherheitsventil11 geschaffen werden müsse, "vor allem zum 
Schutz der Kartelle vor sich selbst", eine Art "Manometer, der den Kar
tei leitern die Stärke der Dampfspannung zeigt und sie vor Ausschreitungen 
warnt, bevor es zu spät ist. " Und er schlägt eine Art Beschwerdeinstanz 
gegen abnorme Preissteigerungen vor, möglichst eher "Einigungsamt" als 
"Spruchstelle", die auf Anrufen z. B. einer Gemeindevertretung, eines 
größeren Produzenten- oder Händlerverbandes usw. , die vorgebrachten 
Beschwerden kontradiktorisch verhandelt.

"Es soll nur irgend ein Organ da sein, an das man sich in der Not wen
den kann, das einen Ausblick auf Entwirrung eröffnet, das schon durch sei
ne Bereitschaft die Erregung über den Preisdruck in Grenzen hält, well 
man eines Rückhaltes sicher ist, und das naturgemäß bereits durch sein 
bloßes Vorhandensein die Angriffslust allzu profitwütiger Kartelle dämpft. 
Eine derartige Stelle könnte sogar von der Industrie autonom geschaffen

(Fußnote der vorhergehenden Seite:)
. . .  noch undifferenziert aufgeführt werden) geht gut aus der folgenden 
Resolution hervor, die der Pariser Internationale Kongreß von 1900 zu 
diesem Thema verabschiedete. Dort wird u. a. erklärt: "Soweit die 
Trusts die Produktion und Verteilung wirksamer und ökonomischer ge
stalten, die Überproduktion verhindern, die Kosten der Erzeugung; des 
Verkaufs, des Zwischenhandels und der Reklame vermindern, stellen 
sie eine höhere Form der Produktion dar. Auf der anderen Seite aber 
haben sie die Tendenz, die Preise In .die Höhe zu treiben, wenn das In
teresse der vereinigten Unternehmer es erfordert, resp. die Verb illi
gung der Waren zu verhindern, die durch die Fortschritte der Produk
tion möglich sein würde; und sie haben, wenn nicht die Tendenz, so doch 
in der Regel die Wirkung, die Unterdrückung der Arbeiter zu verschär
fen, indem sie der Organisation der Arbeiter und ihren Organisations
bestrebungen eine starke und einige Organisation der Unternehmer ge
genüberstellen. ( . . . )  Indem so der Internationale Sozialistenkongreß 
die Arbeiterklasse auf die Gefahren der Trusts aufmerksam macht, kann 
er gleichwohl den Versuch der Unterdrückung der Trusts durch die Ge
setzgebung nicht empfehlen. Eben weil die Trusts das natürliche Ergeb
nis der kapitalistischen Produktionsweise sind, können Gesetze höchstens 
die Form der Trusts ändern, niemals aber ihre Tätigkeit wirksam ein
schränken. ( . . . )  Der allein mögl¡ehe Ausweg, aus der durch die Trusts 
geschaffenen Situation kann jedoch nur die Verstaatlichung, und in ei
ner späteren Zeit die internationale Regelung der Produktion jener Indu
strien sein, die durch internationale Trusts die höchste Stufe der Ent
wicklung erreicht haben." (Zit. nach M. Schippel, a. a. O. , S. 202 - 
Anm. ; meine Hervorhebungen).
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werden. 11 (1)
Für eine entsprechende staatliche Hilfestellung gab es mit der Kartellen- 

quSte seit 1902 bereits erste Erfahrungen. Die kartellfeindliche Stimmung 
- Insbesondere auch aufgrund des Kohlenwuchers des RWKS -  veranlaßte 
die Reichsregierung denn auch für eine Reihe von prominenten Kartellen 
(darunter auch dem RWKS) derartige kontradiktorische Verhandlungen an
zuberaumen, die von 1902 bis 1905 stattfanden. (2)

ln den Aussagen, die von den Repräsentanten der gegensätzlichen Inter
essen (Kartell-Handel; Kartell-W eiterverarbelter usw. ) gemacht bzw. nicht 
gemacht wurden, spiegelten sich allerdings eben die Dominanzstrukturen 
der realen Beziehungen zwischen diesen Gruppen wieder, d. h. die beherr
schenden Kartelle beherrschten auch die Interpretation. Daß die Durchfüh
rung der Kontradiktorischen Verhandlungen "eindeutig von dem Interesse 
der Vertreter der Kartelle und Syndikate geprägt wurde", führt Blalch ne
ben dem Umstand, "daß sich die Beamten des Reichsamtes des Innern aus
gesprochen anfällig für die Argumente der Interessenvertreter der Kartel
le und Syndikate" erwiesen, daher auch auf diese Ursache zurück:

"Die Marktmacht, welche die Kartelle und Syndikate auf Ihre Abnehmer 
und Zulieferer ausübten, war bereits so groß geworden, daß es schwierig 
wurde, Sachverständige aus dem Kreis der nlchtkartelIIerten Industrien 
zu einer Teilnahme an den Verhandlungen zu zwingen und sie dort zu prä-

(1 ) F . Klein, "Die Kartellfrage . . .  ", a. a. O. , S. 673.
(2) Die Bedeutung dieser Enquête In Bezug auf das durch sie hervorgebrach

te Informationsmaterial, aber auch in Bezug auf die Erfahrungen über 
die Informationsschranken derartiger Untersuchungen zeigen enge Pa
rallelen zwischen der Enquête von 1902 ff und der Konzentrationsen- 
quête, die In der BRD 1960 ff vorgenommen wurde. Vgl. zur 1 902-En- 
quête insbes. : F. Blaich, Kartell- und Monopolpolitik . . .  , a. a. O. ,
S. 253 ff sowie ders. , Die Kartellenquête (1 902 -  1 905) -  Ein Beitrag 
zum Verhalten der Ministerialbürokratie gegenüber wirtschaftlichen In
teressengruppen im Wilhelminischen Deutschland - , in: I. Bog et al. , 
Wirtschaftliche und soziale Strukturen im saekularen Wandel. Fest
schrift für Wilhelm Abel zum 70. Geburtstag, Bd. III: Wirtschaft und 
Gesellschaft In der Zelt der Industrialisierung, Hannover 1974, S. 775ff. 
Die Resultate der Enquête sind außer im "Reichsanzeiger" sowie der 
"KarteiIrundschau" veröffentlicht in: Kontradiktorische Verhandlungen 
über Deutsche Kartelle. Die vom Reichsamt des Innern angestellten E r
hebungen über das inländische Kartellwesen in Protokollen und steno
graphischen Berichten, Bd. 1: Steinkohlen und Koks, Berlin 1903; Bd. 2: 
Druckpapier und Buchhandel, 1 904; Bd. 3: Elsen und Stahl 1, 1904;
Bd. 4: Eisen und Stahl 2, 1905; Bd. 5: Spiritus, 1906; Heft 11: Die V er
bände In der Tapetenindustrie, 1906.
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zisen Aussagen zu zwingen. 11 (1 )
Mit der amtlichen Enquête, den Reichstagsdebatten usw. wurde immer

hin der große Legitimationsbedarf der Kartelle als privatkapitalistischer 
Form der Selbstregulierung deutlich und bei allem Wohlwollen der staatli
chen Verhandlungsführung zeigte sich, daß die wichtigsten Kartelle zuneh
mend zum Gegenstand des allgemeinen Interesses wurden und damit in Ge
fahr gerieten, zunehmend mit der Forderung nach staatlichen Beschränkun
gen konfrontiert zu werden. Damit ist für die theoretische Einschätzung 
das Problem aufgeworfen, ob die Mäßigung, die sich die prominenten Kar
telle, vor allem das RWKS, in der Folgezeit preispolitisch auferlegten, 
entweder dem Interesse der Kartelle an stetiger Preisentwicklung auch in 
der Hochkonjunktur oder aber der politischen Konstellation zuzuschreiben 
ist. (2) So erhöhte das Kohlensyndikat auch während der Kohlenknapphe.it 
1905 durch die Bergarbeiterstreiks die Preise nicht, obgleich dies liefer
vertraglich möglich gewesen wäre und kaufte stattdessen Kohle in England 
hinzu. Das Kohlensyndikat wurde in der Folgezeit das Paradigma "verant- 

' wortungsbewußter" Kartellpolitik, wie gerade die Sozialdemokraten in ih
rer Kartellkritik immer wieder hervorhoben. Dies Verantwortungsbewußt
sein wurde während der kontradiktorischen Verhandlungen 1905 auch von 
dem Direktor des Stahlwerksverbandes für seinen Verband hervorgehoben:

"W ir betrachten es auch als unsere Aufgabe, und zwar in Übereinstim
mung mit den anderen großen Verbänden, dem Kohlensyndikat, dem Kali
syndikat und anderen Syndikaten, eine stetige Preispolitik zu verfolgen. 
W ir haben nicht die Absicht, mit unseren Preisen beständig den Schwan
kungen der Konjunktur nachzugeben; wir wollen also, wenn die Zeitlage 
sehr günstig ist, mit unseren Preisen nicht plötzlich und rasch in die Höhe 
gehen, wir wollen aber auch in schlechten Zeiten nicht dem sinkenden Be
darf nachgeben und mit den Preisen zurückgehen; wir wollen die mittlere 
Linie einhalten. 11 (3)

(1 ) Die Kartei lenquête . . . ,  a. a. O. , S. 779.
(2) Vgl. z. B. R. Liefmann, der rückblickend vom Jahre 1930 aus meint, 

"daß diese größte Gefahr der Kartelle, daß sie als monopolistische Or
ganisationen die Preise zu sehr erhöhen und damit die Abnehmer schä
digen, bisher nicht in dem Grade eingetreten (sei), wie man vielleicht 
annehmen könnte. 11 (A. a. O. , S. 130); so bescheinigt auch H. Cunow 
(Kartellmonopole, in: W. Jansson, Hg., M onopolfrage..., a. a. O. ,
S. 5 ff, 66) dem RWKS ausdrücklich für die Jahre 1913 ff eine Mäßigung 
in der Preispolitik. Zur Preispolitik der Kartelle vgl. auch die Über
sicht über die Meinungen der KarteiIiteratur bei A. Wolfers, a. a. O. ,
S. 58 f.

(3) Kontradiktorische Verhandlungen, Bd. IV, a. a. O. , S. 242.
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Dies "neue wirtschaftliche Denken" (1) vermochte die Kritik an den Kar
tellpreisen allerdings kaum zu dämpfen. Zu den Protesten der Bevölkerung 
hinzu kamen nämlich die Proteste der nichtkarteliierten Industrien, insbe
sondere der Produktionszweige der "Fertigindustrien". Diese waren zum 
einen allgemein von den Kartei Ipreisen durch die Lohnforderungen der A r
beiterschaft betroffen, die durch das gestiegene Preisniveau begründet wa
ren; sie waren zum andern den Strategien einzelner Kartelle ausgesetzt, 
für die sie als deren Realisierungs"sphäre" das Medium der Verstetigung 
bzw. Gewinnsteigerung bildeten.

Die Folgen waren um so gravierender, je stärker die.Kartelle ihre Posi
tion nun auch noch spekulativ auszunutzen versuchten, wie dies etwa in der 
Textilindustrie der Fall war, und was in den Jahren 1907/08 in einer schwe
ren Krise dieser Industrie endete. Hier hatte die Halbfabrikateindustrie 
-  die Spinnereien - in Vorhersehung des "Garnhungers" der garnverar
beitenden Industrie über ihre Verbände die Nachricht verbreitet, sie sei
en auf ein Jahr und länger mit Aufträgen versehen, es müßten Lieferfristen 
von bis zu einem Jahr eingeräumt werden, -  für weit länger, als die Garn
verarbeiter selbst Aufträge besaßen. Diese bestellten; die Preissteigerun
gen angesichts dieser Nachfrage zog Zwischenhändler an, die das Angebot 
durch Aufkäufe weiter verknappten und die Preise weiter steigen ließen.

"So kam es, daß, als die Krise Einzug hielt, zwar die Spinnereien ( . . . )  
noch auf viele Monate hin ausreichende Garnaufträge besaßen, im Handel 
aber schon mit der Verschleuderung der Waren begonnen wurde. ( . . . )  Als 
im Herbst 1907 auf den Wollmärkten die Rohstoffpreise fielen, dachte kein 
Kaufmann mehr daran, den Wollwebereien die teuren Syndikatspreise zu 
zahlen. Das Geschäft ( . . . )  kam fast ganz zum Stillstand. Aufträge bekamen 
die Webereien nicht, dafür mußten sie auf der anderen Seite die teuren 
Garne hereinnehmen. Die Garne waren häufig schon entwertet, ehe sie ge- ' 
spönnen wurden. ( . . . )  Als nun vollends offenbar wurde, daß die spekulati
ve Syndikatspolitik der Unternehmerkartelle die trostlose geschäftliche La
ge verschuldete, da wurde das ganze geschäftliche Leben vergiftet." (2)

Der sozialdemokratische Autor dieser Beschreibung kommt zu dem Schluß:
"Dank ihrer Kartelldiktatur haben die deutschen Baumwollspinnereien in

(1) Vgl. auch Maschke, a. a. O. , S. 44; Maschke verweist in diesem Zusam
menhang auf den Gründungs vertrag des "Verbandes deutscher Messing
werke", in dem es hieß: "Die Verbandswerke schließen diesen Vertrag, 
von der Absicht geleitet, die Produktion ihres Industriezweiges dem 
Bedarf anzupassen und durch Herstellung eines stetigen Verhältnisses 
zwischen dem Messingpreis und den Rohmaterialpreisen den Verbands
werken einen billigen Nutzen zu gewähren, ohne den Käufer zu über
vorteilen oder dessen Wettbewerbsfähigkeit auf dem Weltmarkt zu be
einträchtigen. "

(2) H. Krätzig, "Krise und Syndikatspolitik in der deutschen Textilindu
strie", in: Die Neue Zeit, 27. Jg. (1909), 1. Bd. , S. 603 ff.
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den Jahren 1905 bis 1908 Riesenvermögen gewonnen. Und die Kartelle ha
ben die Krisen nicht aus der Welt geschafft, sondern Krisen verursacht, 
die weit verheerender sind als alles, was w ir bisher gesehen haben. . . .  11 (1 ) 

Die Kartellierung der Produktion in einer "Sphäre" führte jedoch auch 
zu nicht-spekulativen Formen des Werttransfers zwischen dem kartellier
ten und dem nichtkartelIierten Bereich. So wurde auf den Kontradiktori
schen Verhandlungen dem Halbzeugverband von den bis dahin nicht kartell
mäßig zusammengeschlossenen Walzwerken vorgeworfen, die Preise für 
Thomasblöcke,dem Vorprodukt für das von den Walzwerken erzeugte Stab
eisen, dem allgemeinen Preisrückgang der Krise 1900/01 entzogen zu ha
ben und die Erlösspanne zwischen Thomasblöcken und Stabeisen dadurch 
unter die Verarbeitungskosten gedrückt zu haben. Der Halbzeugverband 
schob die Schuld für seine Preise seinerseits auf den Roheisenverband 
(und der hätte unschwer auf das RWKS zurückgreifen können). (2)

Diese Kontroverse fand ihre praktische Lösung in der Bildung des Stahl
werksverbandes 1904, der beide Produktl inien erfaßte (Thomasblöcke un
ter den sog. A-Produkten, Stabeisen unter den B-Produkten), und tatsäch
lich zu einer Verstetigung der Preisdifferenz führte.

Die Kritik an diesen Formen des Werttransfers, der insbesondere auch 
durch die Fixierung von L ie fe r- und Bezugsverpflichtungen bewirkt wurde

(1 )  H. Krätzig, a. a. O. , S. 607. '
(2) Vgl. Kontradiktorische Verhandlungen, Bd. III, a. a. O. , S. 47 ff; vgl. 

die folgenden Angaben zur Preisentwicklung, S. 59 f:.
T homasknüppe 1 Stabeisen Spannung

1894 74, 90 pro Tonne 96,25 pro Tonne 21,35 pro Tonne
1895 74, 00 96, 50 22, 50
1896 75, 15 115,90 40,75
1897 83,00 130,00 47, 00
1898 83, 50 119,38 35,88
1899 99, 00 1 57, 5v 58, 50
1 900 116,75 183,75 67, 00
1901 84,50 110,00 25, 50
1902 79,40 106,85 27,45
Stetige Austauschbeziehungen zwischen den beiden Produktionssphären 
würden ein Konstantbleiben der "Spannung", d. h. der Differenz dieser 
Preisgrößen voraussetzen; stattdessen zeigt sich eine starke Auswei
tung dieser Differenz in der Hochkonjunkturzeit 1896 - 1900 und eine 
Reduktion in der Krise von 1901 /02, die nach Angaben der Stabeisen
hersteller keine Kostendeckung mehr ermöglichte, was, so ihr Vorwurf, 
auf die Starrheit der Kartellpreise im Abschwung zurückzuführen sei. 
Der Halbzeugverband vermochte demgegenüber aber darauf hinzuweisen, 
daß die Stabeisenhersteller die Konjunktur in weit stärkerem Maße 
preislich ausgenutzt hatten und daher einen verschäften Preisfall selbst 
verschuldeten.
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und der aufgrund des Nebeneinanders unterschiedlicher Preisniveaus selbst 
auf dem nationalen Markt (z. B. zwischen "bestrittenen" und "unbestrittenen" 
Gebieten, Großabnehmer-Kleinabnehmer usw. ) oft deutlich dem Kartellie
rungseffekt zurechenbar war, begründete jedoch keine einheitliche Antikar
tel Ibewegung. Anstelle einer Rückkehr zur "freien" Konkurrenz wurde ins
besondere von den kleinen und mittleren Unternehmungen dieser Produktions
zweige eher die Weiterkartellierung befürwortet. Hierin wurde denn auch 
oft die Lösung für das Problem überhöhter Preise gesehen. So erklärt 
Liefmann im Jahre 1930:

"Da heutzutage fast alle Waren kartelliert sind und für viele Fertigpro
dukte, z. B. aus der Eisenindustrie, manchmal bis zu ein Dutzend verschie
dene Kartelle von Produzenten hintereinander stehen, so müßte die durch 
sie herbeigeführte Verteuerung der Waren für die letzten Verbraucher ganz 
außerordentlich groß sein, wenn wirklich die Kartellpreise von denen bei 
fre ier Konkurrenz so verschieden wären. Dies Ist aber ( . . . )  nicht der 
Fall, besonders nicht in der Hochkonjunktur, wo die Kartelle im Gegenteil 
oft mäßigend auf die Preisbildung einwirken. " (1 )

Doch das Rezept der Weiterkartellierung, das von Kirdorf und anderen 
Kartellrepräsentanten wiederholt als Gegenmittel empfohlen wurde, konnte 
diesen Fertigindustrien nicht helfen. In Ihnen hatte sich zumeist noch nicht 
die "übersichtliche11 Struktur zwischen den Unternehmungen durchgesetzt, 
die eine Gleichläufigkeit der Interessen organisierbar macht und falls not
wendig von einzelnen dominanten Unternehmungen wieder herstellbar macht. 
So gerieten die oft noch weitgehend In handwerklichen Produktionsweisen 
befangenen Produktionszweige in eine gespaltene Interessenlage: auf der 
einen Seite und kurzfrîstig-punktuelle Kartellfeindschaft, auf der anderen 
Seite und langfristig-prinzipielle Kartellsehnsucht und -befürwortung. So 
waren es auch vor allem die Produktionszweige der Weiterverarbeiter, 
die während des Kaiserreichs im "Bund der Industriellen" wirtschaftspoli
tisch die Kartellkritik vertraten und ein Gegengewicht bildeten gegen die 
Im "Zentralverband der Industriellen" organisierten Roh- und Halbzeugin
dustrien. Der Gegensatz zwischen den Interessen der beiden Industrie
gruppen, dem unterschiedliche Konzeptionen vor allem in der Frage des 
Koalitionsrechts der Arbeiter entsprachen, vermochte auch in der gemein
samen Organisation der wirtschaftspolitischen Interessenverbände während 
der Weimarer Republik nicht aufgehoben zu werden.

Die Mischung von Kartellfeindschaft, da Kartelle als Medium großindu
strie ller Dominanz angesehen würden, und Kartellsehnsucht, im Hinblick 
auf eine Vorstellung der Kartelle als mittelständischer Schutzorganisation 
stellte deshalb einen Grund dar für die Attraktivität der ständisch- 1

(1) R. Liefmann, a. a. O. , S. 134.
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gebundenen Wirtschaft, (1) die die Nationalsozialisten propagierten. In 
dieser Wirtschaftsform erst glaubten gerade die Vertreter der Fertigin
dustrien, den Gegensatz aufheben zu können. 1

(1) "Insbesondere rief das Zwangskartellgesetz vom 15. Juli 1933 bei man
chen fertigindustriellen Erzeugern die Erwartung hervor, daß für sie 
nun endlich die Zeit gekommen sei, sich gegenüber der durch die vor
aufgegangene Krise zur Dauererscheinung gewordenen Preisschleude
rei endlich den 'gerechten P re is ' zu sichern. » G. Schuppener, a. a. O. , 
S. 21. So erklärte auch Ludwig Erhard, "Das neue KarteiIgesetz», in: 
Die deutsche Fertigware, H. 4(Juli/Aug. 1 933): "Die Zwangskartei le 
-  das ist die Kartellform der Fertig - vor allem der Konsumgüterindu
strie -  erachten wir sogar, so paradox es klingen mag, als ein Mittel, 
um dem höher qualifizierten Unternehmer wieder wirkliche Schaffungs
möglichkeiten und wirtschaftliche Chancen zu bieten. " (Zit. nach G. 
Schuppener, a. a. O. , S. 29).
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IV. Abschnitt: Die Aufhebung und Ablösung den Kartelle als dominanter 
Anpassungsform des Kapitals

IV. 0 Zwischenresümee und abschließende Fragestellungen

Die Aufgabe des Schlußabschnitts wird sein, die Ursachen darzustellen, 
die zur Ablösung und Aufhebung der Kartelle als dominanter Anpassungs
form des Kapitals und davon angeleiteter Reform- und Übergangsstrategien 
geführt haben. Dabei soll nicht mehr Im Einzelnen auf die besonderen hi
storischen Umstände In der Nachkriegsökonomie von Weimar eingegangen 
werden, vor deren Hintergrund dieser Prozeß ablief. Die Schranken und 
Mängel der Kartelle als Anpassungsform, sowohl als einzelkapitalistische 
als auch als gesamtkapitalistische Problemlösungsstrategie, sind Im Zuge 
der bisherigen Darstellung bereits deutlich geworden. Dabei muß unter
schieden werden zwischen solchen -  aus der Sicht des Kapitals negativen 
-  Aufhebungskräften, In denen nunmehr auch Im Hinblick auf die Anpas
sungsform Kartell ein weiterer Funktionsverlust des Kapitals, die gesell
schaftlichen Beziehungen der Reproduktion zu organisieren, deutlich wird 
und solchen -  aus der Sicht des Kapitals positiven -  Aufhebungskräften, 
welche die Funktionstüchtigkeit des Kapitals Im genannten Sinne, wenn 
auch in anderen Formen,wieder herzustellen hilft.

Die negativen Aufhebungskräfte liegen In dem Problemanstau begründet, 
der als notwendiges Resultat der spezifischen Form der Problemlösungen 
durch die Kartelle entsteht. Hier soll auf die wichtigsten Immanent erzeug
ten, aber nicht bewältigten Folgeprobleme noch einmal kurz verallgemei
nernd eingegangen werden.
1. Das Problem der Überakkumulation: Wie oben gezeigt wurde, konnte 
die Kartellbildung nicht verhindern, daß es In den von Ihnen organisierten 
Produktionssphären doch wieder zur Überakkumulation kam. Damit stellte 
sich das Bezugsproblem nach Jahrzehnten Kartellexistenz häufig erneut 
und verschärft.

Die Spannungen, die sich Intern, Im Verhältnis der einzelnen Kapitale 
Innerhalb der Kartelle selbst dann ergaben, wenn der Verwertungsdruck 
in andere Anlagesphären umgeleitet wurde (Entstehen der "gemischten 
Werke", Diversifizierung der Produktion), erwiesen sich auf lange Sicht 
als zu groß, um In dem Rahmen der Kartelle als kapitalautonomen Institu
tionen verarbeitet zu werden. Um diese Institutionen zu erhalten, konnten
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sowohl von den Kartellen selbst oder von einzelnen Mitgliedern als auch 
aus dem Kreis der vom Kartell organisierten Akteure sowie schließlich 
von Seiten des Staates Gründe ("öffentliche Interessen11) geltend gemacht 
werden, um die Existenz der Kartelle staatlich zu gewährleisten. Damit 
wurde der Staat jedoch auch in die spezifische Legitimationsproblematik 
einbezogen, der sich die Kartelle gegenübersahen.
2. Probleme der Legitimation der Kartellentscheidungen: Die Kartelle be
wirkten eine Subjektivierung ökonomischer Zwänge. Ganz gleich, wie 
groß der Anteil wirklich war, den die Kartellentscheidungen am Verlauf 
ökonomischer Prozesse hatte, aus der Sicht der von ökonomischen Nach
teilen Betroffenen erschien dieser Verlauf als von den Kartellen gesteuert. 
Ökonomisches Schicksal wurde auf diese Weise zurechenbar; Verwertungs
chancen erschienen als Resultat von Zuteilungen, Berechtigungen; Preise 
und Profite erschienen als willkürlich, sie wurden politisch bestreitbar.

Unter diesen Bedingungen war mit der Funktionsweise der Kartelle im
mer auch eine Tendenz zur Politisierung der Karteilentscheidüngen gege
ben, ein Druck zur Veröffentlichung dieses privaten Rechtsbereichs. Der 
Legitimationsbedarf der Kartelle war, da nun objektive ökonomische Ge
setze das Resultat subjektiver Pläne und Entscheidungen zu sein schienen, 
zu hoch, um durch die Kartelle selbst befriedigt werden zu können. Die 
Subjektivierung der Ökonomie zwang den Staat zunehmend in die Rolle e i
ner Appelations- und Revisionsinstanz für die "Politik" der Kartelle und 
zwang die Kartelle, diese Rolle des Staates als übergeordneter Legitima
tionsinstanz zu akzeptieren.

Dies alles entspricht ganz den evolutorischen Vorstellungen, die in der 
Einleitung als "Monopolmechanismus" beschrieben wurde. Die Herausbil
dung privater Machtstrukturen wird zum Ausgangspunkt für einen Prozeß, 
diese Strukturen der öffentlichen Kontrolle und Entscheidungsbildung zu 
unterwerfen. Inzwischen ist aber deutlich geworden: der Übergang in öf
fentliche, politische Formbestimmungen erfolgt nicht aus Gründen der Stär
ke und der Beherrschung des Funktionsbereichs der Kapitalzirkulation 
durch die kapitalautonome Anpassungsform, sondern aus Gründen der 
Schwäche. Die Mängel der Kartelle sind der Ausgangspunkt für ihr Hin
überwachsen in den politischen Bereich. Es sind dies aber auch Mängel 
aus der Sicht der Kapitalrepräsentanten; wenn diese Mängel sich nun als 
notwendig mit der Form der Kartelle verknüpft erweisen, dann stellt sich 
erneut die Frage nach der Notwendigkeit der Kartelle als Anpassungsform 
des Kapitals.

Hier sind nun die im Zuge der Entwicklung herausgebildeten positiven Aufhe
bungskräfte von Bedeutung. Dies sind
1. Erweiterung der Verwertungsbasis der Einzelkapitale: Die Versuche, 
dem Problem der Überakkumulation im kartellierten Bereich auszuweichen, 
indem in anderen Produktionssphären Kapital angelegt wurde, führten da
zu, daß die Einzelkapitale sich von den Schranken zu lösen begannen, die 
der Verwertung in jeweils einer Sphäre gesetzt waren. Die Verwertungs-
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basis der Einzelkapitale in der Produktionsstruktur verbreiterte sich in 
dem Maße wie die Kapitalisierung dieser Struktur nun nicht mehr primär 
über die Banken, sondern durch die industriellen Kapitale erfolgte.
2. Reorganisation des Arbeits- als Verwertungsprozeß: Sowohl die Not
wendigkeit einer internen Rationalisierung der Kartellbeziehungen und e i
ner Versachlichung der Entscheidungen im Innenverhältnis als auch die L e 
gitimationsprobleme im Außenverhältnis führten dazu, in den Bedingungen 
der Produktion neue Legitimationsmöglichkeitenfür die Begründung von 
Entscheidungen zu suchen. Die Argumente der Verstetigung der Konjunk
turbewegungen und der "Rationalisierung" der Konkurrenz im Sinne ihrer 
Bändigung zum gesamtwirtschaftlichen Gemeinwohl hatten sich im Zuge der 
Erfahrungen mit den Kartellen verschlissen. In dem Versuch, nun wieder 
festere, nicht willkürliche Entscheidungskriterien zu finden und "das Was
ser aus den Kartellpreisen herauszudrücken" wurden die Zeit- und Sach- 
strukturen der Produktion wiederentdeckt.

Die Subjektivierung ökonomischer Prozesse hatte, wie oben dargestellt, 
in der Herausbildung handlungsanleitender Denk- und Sprachmuster, in 
der Weiterentwicklung ökonomischer Kategorien eine Wirkungsdimension, 
deren Bedeutung von mir sehr hoch angesetzt wird. Die zunächst nur wis
senschaftlich analytischen, später arbeitsorganisatorischen Schlußfolge
rungen auf dieser Dimension leiteten den Prozeß ein, der oben als Rück
vermarktung der Produktionsbeziehungen beschrieben worden war, als 
Prozeß, in dem die Entscheidungen und Maßnahmen der Kapitalseite zur 
Reorganisation der Produktion Vergleichs- und Meßkriterien erhielt, als 
wären sie von der Konkurrenz selbst objektiv gesetzt worden.

Die "Rationalisierung" der Produktion in diesem Sinne war keine al
leinige Leistung der Kartelle. Es wäre jedoch auch falsch, sie allein als 

' Resultat der Wissenschaft zu sehen oder allein in den Konzernen und Trusts 
die praktischen Umsetzungsinstanzen zu sehen. Aber selbst wenn man die 
kartelIimmanenten Kräfte, diese Form der Rationalisierung voranzutreiben 
geringer ansetzt, so bleibt doch die Negation des Kartei Iprinzips als An
triebskraft, die sich den Kartellen verdankt. Es wird der Hauptpunkt die
ses Schlußabschnittes sein darzustellen, wie diese Negation in den 20er 
Jahren an Kraft gewinnt und wie sich das produktionsbezogene Problemlö
sungsparadigma an die Stelle der Kartelle als marktbezogenes Paradigma 
setzt.

Dabei wird hervorgehoben, welche Rolle den Gewerkschaften bei der 
Durchsetzung dieses alternativen Paradigmas zukommt. Denn es ist schon 
bemerkenswert, daß, obschon die Rationalisierung der Produktion -  wie 
rasch deutlich wurde -  mit einer Intensivierung der Arbeit verbunden war, 
gerade die Gewerkschaftsbewegung sie in derartigem Maße auf ihre eigenen 
Fahnen schrieb.

Die Darstellung im Schlußabschnitt setzt zunächst jedoch noch einmal 
an bei den Modellen und Theorien einer Einbindung der Kartelle in "höhere" 
gesamtwirtschaftliche Ordnungs- und Lenkungskonzeptionen, die zumeist in
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Vorschläge zur Verrechtlichung, Demokratisierung oder Verstaatlichung 
der Kartelle münden (IV. 1). Es kommt mir darauf an zu zeigen, ln welchem 
Maße die Kartelle als Kern korporativer Gesellschaftskonzeptionen ln Be
tracht gezogen wurden und welcher Art die von Ihnen erwarteten Problem
lösungen waren. Obgleich diese Modelle und Theorien nicht Wirklichkeit 
geworden sind - bzw. nur während des Krieges in begrenzten Formen um
gesetzt wurden -  werde ich mich auf sie ln der Darstellung beschränken, 
da sie mehr über die Stellung und Bedeutung der Kartelle aussagen, als et
wa aus einer Geschichte der KarteiIverordnung von 1923 als einem der 
schließlich vollzogenen Verrechtlichungsschritte hervorgeht. Diese Kar
tei Iverordnung fiel schon zu weit zurück hinter das, was ln den Kartellen 
als evolutorlsch herausgebildete Möglichkeiten zur gesamtgesellschaftli
chen Steuerung angelegt schien; es war keine positive Steuerungsvorstel
lung mit Ihr verbunden, lediglich eine -  zudem eher auf symbolische Funk
tionen beschränkte -  Mißbrauchskontrolle.

Die politische Abkehr vom Kartellprinzip wurde wesentlich auch von den 
Gewerkschaften getragen. In IV. 2 wird zunächst näher auf die ambivalen
te Haltung der Gewerkschaften gegenüber den Kartellen eingegangen: An
erkennung der Kartelle im Prinzip aber Kritik an Ihren Erschelnungs- und 
Verhaltensformen Im Einzelnen. Dabei Ist zu zeigen, in welchem Maße die 
Gewerkschaften jeweils Im Bann derjenigen herrschenden Problemlösungs
Paradigmen standen, die dem Kapital jeweils neue Handlungsspielräume ver
sprachen.

In IV. 3 sollen in einer knappen Skizze der Ablösungsprozeß der Kartelle 
als dominanter Anpassungsform des Kapitals beschrieben werden und die 
wesentlichen Gründe dafür zusammengefaßt werden.

In IV. 4 schließlich wird zum Abschluß der Arbeit noch einmal auf einige 
der allgemeineren Fragestellungen zu den Kartellen als Anpassungsformen 
und Ihrem Stellenwert ln der Entwicklung der Beziehungen von Politik und 
Ökonomie zurückzukommen sein, die zu Beginn der Untersuchung aufge
worfen wurden.
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IV. 1 Kartelle als Kern korporatlvlstlscher Gesellschaftsmodelle

Ausgangspunkt für die verschiedenartigsten Modelle zur Funktionalisierung 
der Kartelle (1) durch den Staat waren die seit der Jahrhundertwende Immer 
wieder geführten Diskussionen über eine Verrechtlichung der Kartelle.

Unter Verrechtlichung verstehe ich an dieser Stelle die staatliche Nor
mierung bestimmter gesellschaftlicher Handlungsstrukturen unter Anerken
nung der prinzipiellen Autonomie der Handlungsträger. Durch die Normie
rung der Handlungsstrukturen werden diese Handlungsträger zugleich zu 
möglichen Durchsetzungsformen bzw. Trägern von Politik; die politische 
Normierung legt den Versuch ihrer Funktionalisierung für "eigene" politi
sche Zwecke nahe.

Der Ansatzpunkt für den Zugriff des Staates bildete die oben bereits er
wähnte Schwierigkeit des Kapitals zu einer autonomen Durchsetzung des 
Organisationszwangs. Vom Kapital wurde aufgrund dieser Schwierigkeit 
in der Frühphase der Kartellbewegung immer wieder versucht, die staatli
chen Zwangskörperschaften als Kristallisationspunkte für ihre Organisie
rung zu nehmen, anders ausgedrückt: die vom Staat vorgezeichneten Bah
nen mit eigenen Funktionen zu überlagern. Solche Versuche bezogen sich 
vor allem auf die Zwangsinnungen und die Berufsgenossenschaften, die 
durch die Gesetzgebung zur Unfallversicherung geschaffen worden waren. (2) 1

(1) Ich gehe dabei vor allem von der Zusammenstellung aus, die R. Passow, 
a. a. O. , S. 100 ff, insbes. S. 112 ff, vorgenommen hat.

(2) R. Passow verweist auf einen Versuch dieser Art aus der Vorgeschich
te des RWKS. Angesichts der Schwierigkeiten, einen Zusammenschluß 
aller Kapitale zu erreichen, kam man in den 80er Jahren auf den Gedan
ken, dies über die Einrichtungen der westfälischen Bergwerkskassen 
zu organisieren. Der Institution der Bergbauhilfskassen, die zuletzt 
durch ein preußisches Gesetz 1863 geregelt wurde, gehörten kraft Ge
setz alle Werke des betreffenden Bezirks an. "Die an einem Zustande
kommen einer Förderungsbeschränkung interessierten Grubenverwaltun
gen setzten nun bei der westfälischen Berggewerkschaftskasse eine Sta
tutenänderung durch, wonach der Aufgabenkreis und damit der Finanz
bedarf der Kasse wesentlich erweitert wurde. Für die Mehraufwendun
gen sollten außerordentliche Beiträge geleistet werden, die nicht gleich
mäßig von allen Bergwerken erhoben, sondern lediglich auf denjenigen 
Teil der Kohlenförderung umgelegt werden sollten, der einen jeweils 
von der Generalversammlung zugelassenen Prozentsatz der Maximalför
derung eines der letzten drei Jahre überstieg. Auf diese Weise wäre 
also gewissermaßen die Mehrförderung über den von der Generalver
sammlung festgelegten Satz mit einer Geldstrafe belegt worden. Der Han
delsminister hat damals die neue Satzung genehmigt, die Gerichte haben 
(Fortsetzung auf der nächsten Seite)



-  184 -

Als exemplarisch für diese Strategie kann die folgende Argumentation 
Stelnmann-Buchers, dem späteren Herausgeber der "Deutschen Industrie-' 
zeltung", des Organs des Centralverbandes deutscher Industrieller, gel
ten. Ausgehend von den "Gebrechen" der Kartelle, Insbesondere was die 
Festigkeit und Dauerhaftigkeit ihres organisatorischen Zusammenhangs 
anbetrifft, wird erklärt:

"F reie  Vereinigungen werden nie Im Stande sein, diese für die Wirk
samkeit der Kartelle entscheidenden Mängel zu umgehen. Dieser Übelstand 
kann u. E. nur auf dem Wege der Einführung von Genossenschaften mit Bel
trittszwang beseitigt werden, ein Gedanke, der keineswegs so ungeheuer
lich Ist, wie er auf den ersten Blick erscheinen mag. Dieser Beltrittszwang 
Ist bereits für die Unfallversicherung ausgesprochen, und es Ist nicht ein
zusehen, warum gerade die Unfallversicherung ein ausschließliches Recht 
auf eine solche Maßregel beanspruchen dürfte. Gewiß warten der Industrie 
noch unendlich größere und schwierigere Aufgaben, die ein ungleich ge
wichtigeres Wort für den Beltrittszwang sprechen. Die Beseitigung der 
Überproduktion, die Erzielung gewinnbringender Preise, die Schaffung ge
ordneter Industrieller Zustände und auf Grund derselben die Ordnung der 
Arbeiterverhältnisse darf gewiß als ein Ziel bezeichnet werden, das an 
Bedeutung die Unfallversicherung weit überragt. Wenn es sich nun heraus
stellt, daß nur der Beltrittszwang ermöglicht, eine zweckentsprechende 
Wirksamkeit der Genossenschaften zu sichern, well jede außerhalb dieser 
letzteren stehenden Gruppe oder auch ein vereinzelter mächtiger Unterneh
mer Im Stande Ist, alle Abmachungen der Genossenschaften zu durchkreu
zen, so wird der Staat und die Gesellschaft der Entscheidung dieser Frage 
nicht auswelchen können. Es will uns also scheinen, daß uns die Zukunft 
auf dem Gebiete des Industriellen Vereinigungswesens die Diskussion über 
den Beltrittszwang zu den Berufsgenossenschaften bringen wird, wie die 
kleingewerbliche Bewegung der Gegenwart bereits die Kontroverse über 
die Zwangs- und freiwilligen Innungen kennt. " (1)

Vom Staat wurde jeder Versuch, die Berufsgenossenschaften als Zwangs
innungen auf diese Welse "umzufunktionieren" unterbunden. (2) Denn es wä-

(Fortsetzung der vorhergehenden Fußnote:)
. . . sie aber später als Im Widerspruch mit dem Gesetz über die Bergbau
hilfskassen stehend und deshalb rechtsunwirksam erklärt. Infolgedessen 
mußte der Ruhrbergbau auf diesen Weg verzichten. " R. Passow, a. a. O. , 
S. 103.

(1) A. Stelnmann-Bucher, Die Nährstände und Ihre zukünftige Stellung im 
Staate, Köln 1885, S. 184f.

(2) Vgl, zu den Zwangsinnungen R. Passow, a. a. O. , S. 126 ff. Der analo
ge Versuch, die Innungen zu Arbeitgeberverbänden "umzufunktlonal Isle- 
ren", wurde ebenfalls vom Staat ausgeschlossen. Vgl. dazu G. Keßler, 
Die deutschen Arbeitgeber-Verbände, = Schriften des Vereins für So- 
cialpolltlk, Bd. 124, Leipzig 1907, S. 14 ff.
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re schließlich nicht allein darum gegangen, daß der Staat es ermöglichte, 
daß die Konkurrenten sich überhaupt organisatorisch zusammenfinden, son
dern die Dehnung innungsrechtlicher bzw. berufsgenossenschaftlicher Be
stimmungen für Kartellzwecke hätte den originären Funktionen dieser Körper
schaften oft genug widersprochen (1) und hätte dazu geführt, daß der Staat 
als deren Aufsichtsinstanz die Garantie und Legitimation von Maßnahmen 
zu übernehmen hätte, auf deren Formulierung er keinen Einfluß besaß. Ob
gleich dieses Verbot einer Umfunktionalisierung der öffentlich-rechtlichen 
Zwangs verbände zu Kartellen umgangen werden konnte, (2) waren die Kar
telle an legalen Möglichkeiten des Beitrittszwanges interessiert, und die 
Überlegung lag nahe, das Privileg des Marktmonopols, das ihnen durch 
entsprechende gesetzliche Maßnahmen übertragen würde, an Auflagen zu 
binden, und die Kartelle vermittels derartiger Verrechtlichung zu "Ansatz
punkten" spezifischer Politiken zu machen, d. h. daß der Staat nun seiner
seits die vom Kapital geschaffenen Bahnen mit eigenen Funktionen zu über
lagern suchte.

In diese Richtung schien auch die Entwicklung der bestehenden Kartelle 
selbst zu weisen. So nahm das RWKS nach der öffentlichen Erregung über 
die zu hohen Kohlenpreise in der Rezession der Jahre 1901/02 den soge
nannten Handelskammerparagraphen in den Syndikatsvertrag auf, der zwar 
niemals praktisch angewandt wurden, aber doch kennzeichnend für die An
erkennung eines öffentlichen Interesses an den Kartellpreisen war. In 
diesem Handelskammerparagraphen legte das RWKS, laut Wiedenfeld,

"veranlaßt durch die zum Teil maßlosen Preiserhöhungen, die in der 
Hochkonjunktur von 1899/1900 viele Händler dritter, vierter Hand von den 
Verbrauchern erzwungen hatten, ( . . . )  seinen direkten Abnehmern eine 
Strafe von 10 Mk. für die Tonne auf, wenn sie beim Weiterverkauf einen

(1) So wurde die Ausübung von Kartellzwang über das Innungsrecht mit 
Hilfe des § 81 der Gewerbeordnung begründet, der "die Pflege des Ge
meingeistes sowie die Aufrechterhaltung und Stärkung der Standesehre 
unter den Innungsmitgliedern" als Aufgabe der Innungen vorsah und im 
Hinblick auf den die Innungsverbände berechtigt waren, Konventional
strafen zu verhängen, indem die Verletzung von Kartellabsprachen als 
Verletzung des "Gemeingeistes" interpretiert wurde.

(2) Passow stellt zur Rechtswirklichkeit in dieser Hinsicht fest: "Wenn 
man all das Material, das in dieser Hinsicht vorliegt, betrachtet, und 
wenn man berücksichtigt, daß die Verwaltungsbehörden, die die Auf
sicht über die Zwangsinnungen zu führen haben, diesen Bestrebungen - 
vor allem in der Vorkriegszeit -  weitgehende Duldung haben zuteil 
werden lassen, so wird man anerkennen müssen, daß ungeachtet des
§ 1 00 q die Zwangs innungen in vielen Fällen zugleich den Charakter von 
Zwangskartellen aufweisen und daß die Interessenten darin vielfach ih
re Hauptbedeutung sehen. " (A. a. O. , S. 127).
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Gewinn erzielen, der -  nach dem Urteil der Handelskammer Essen -  zu 
ihrer Tätigkeit und zu ihrem Risiko im Mißverhältnis steht. 11 (1)

Mit der Konsolidierung der Kartelle schien sich darüber hinaus eine Ent
wicklung anzubahnen, die zu einer Reintegration organisatorisch bereits 
ausdifferenzierter gemeinschaftlicher Funktionen des Kapitals in die Kar
telle führte. Dem Keßler'sehen Entwicklungsgesetz für Zusammenschluß
bewegungen des Kapitals: "Für jeden neuen Zweck eine neue Organisation" 
wurde in der zeitgenössischen KarteiIiteratur jedenfalls wenig Gewicht 
beigemessen; nach meinem Eindruck überwiegt in der Literatur eindeutig 
die Ansicht, daß die Tendenz auf eine Überwindung der engen Zweckset
zung der Kartelle, die Absatzverhältnisse zu regeln, hinauslaufe und daß 
daher, wie Bernhard Harms in seiner Studie "Arbeiterkammern und Kauf
mannskammern" (2) feststellte,"die Kartelle eine höhere Rolle zu spielen 
berufen seien, als gewöhnlich angenommen werden". (3)

Vor allem im Hinblick auf Funktionen in den folgenden drei Politikberei
chen wurden sie -  zu unterschiedlichen Zeitpunkten - als zukünftige "An
satzpunkte" und korporative Träger von Politiken erwartet bzw. in ent
sprechenden Reformkonzepten vorgeschlagen:
1. auf dem Bereich der "Arbeiterverhältnisse"
2. auf dem Bereich der Fiskalpolitik
3. auf dem Bereich der Strukturpolitik.

Die Leitmotive der Analysen und Reformkonzepte wurden auch hier be
reits von Kleinwächter gesetzt, der die Kartelle als Lösungsansatz nicht 
nur für das Problem der Überakkumulation ansah, sondern von ihnen zu
gleich die Lösungsmöglichkeit für die soziale Frage überhaupt erwartete. 
Da, so Kleinwächter, der Organisationszweck der Kartelle, die Produk
tion den Bedarf anpassen und in angemessener Weise unter die Produzen
ten verteilen zu wollen, gesamtwirtschaftlich gerechtfertigt und wünschens
wert erscheine, müsse der Staat sicherstellen, daß die Funktionsvoraus
setzungen der Kartelle, nämlich dauerhafte Vereinigungen sämtlicher Un
ternehmungen der jeweiligen Branchen im ganzen Staatsgebiet zu bilden, 
gelinge, und ihnen das "ziemlich ausschließliche Recht ( . . . ) ,  die betref
fenden Artikel zu erzeugen" gewähren. (4) Diese Privilegierung sei aber 
mit Auflagen zu versehen, zum einen im Hinblick auf die Preisfestsetzung 
der Kartelle (5), zum anderen im Hinblick auf die Arbeiter. Auf diese W ei-

(1) K. Wiedenfeld, a. a. O. , S. 30; meine Hervorhebg. Daß das Urteil der 
Handelskammer Essen nun seinerseits wiederum maßgeblich von dem 
Urteil des RWKS abhing, deutet darauf, daß diese Bestimmung im we
sentlichen eine Symbolfunktion hatte.

(2) Tübingen 1906.
(3) A. a. O. , S. 6.
(4) Kleinwächter, a. a. O. , S. 162.
(5) "Wären die Kartelle gesetzlich anerkannte Körperschaften, so könnte 

nicht nur, sondern müßte sogar die Staatsverwaltung in ähnlicher Wei
se auf die Festsetzung der Preise ihrer Artikel Einfluß nehmen, wie sie 
.dies gegenüber den Eisenbahnen tut. " (A. a. O. , S. 169).
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se würde es möglich,
»den. berechtigten Klagen der Arbeiter abzuhelfen. Stünden die Unter

nehmer Infolge des Schutzes fest, den ihnen der Staat angedeihen läßt, 
dann könnte auch andererseits wieder der Staat an sie mit der Forderung 
herantreten, daß sie nunmehr für ihre Arbeiter entsprechend sorgen und 
diesen eine gesicherte Stellung einräumen. » (1)

Und im Anschluß schlägt er eine Reihe sozialpolitischer Verpflichtungen 
für die Kartelle vor, die in der Diskussion der folgenden Jahrzehnte zwar 
überwiegend als zu weit gehend und die Möglichkeiten eines privatwirt
schaftlichen Systems überschreitend gekennzeichnet wurden, (2) dennoch 
immer wieder zu sozialpolitischen Überlegungen in die gleiche Richtung 
anregten: (3)

»Den kartellierten und privilegierten Unternehmern könnte der Staat 
ohne weiteres die Verpflichtung auferlegen: 1. ihre Arbeiter lebensläng
lich anzustellen, 2. denselben einen genügenden Minimal lohn zu zahlen,
3. denselben je nach Qualifikation das Recht des Vorrückens in höhere und 
besser dotierte Posten einzuräumen, 4. denjenigen Arbeitern, die nicht 
avancieren können, eine mit den Dienstjahren steigende Gage zu bewilligen, 
wie dies bei den Staatsbeamten der Fall ist, den ausgedienten und vorzei
tig invalid gewordenen Arbeitern analog den Staatsdienern eine lebensläng
liche Pension zu zahlen, 6. für die Witwen und Waisen verstorbener A r
beiter zu sorgen; mit einem Worte, den Arbeitern die nämliche Stellung 
einzuräumen, die die Staatsdiener einnehmen. » (4)

Es ist nicht zu verwundern, daß von Seiten der Kartei Irepräsentanten 
eine sozialpolitische Einbindung derKartelle in der Richtung, wie sie 
Kleinwächter andeutete, strikt abgelehnt wurde, lief sie doch nicht nur 
allgemein auf einen Kostenzuwachs, sondern im besonderen auf die Trans
formation eines großen Teils der proportionalen Kosten in fixe Kosten hin
aus. Auf den Kontradiktorischen Verhandlungen wurde aus diesem Grunde 
auch von den Kartei Ivertretern jedweder Zusammenhang zwischen Arbei
terfragen und den Tätigkeitsgebieten der Kartelle bestritten, und die ent
sprechenden Fragestellungen, obgleich von der Enquäte-Konzeption her

(1) A. a. O. , S. 194.
(2) Vgl. R. Passow, a. a. O. , S. 115.
(3) Vgl. R. Passow, a. a. O. , S. 115 ff; vgl. auch O. Utsch, a. a. O. , S. 40. 

Unter anderem sind hier zu nennen (vgl. dazu Passow, a. a. O. , S. 112 ff) 
Wasserab, Stelnmann-Bucher, Borger, Brentano, Tschlerschky und 
Liefmann, also insbes. Positionen, aus dem Umkreis der »Kartellrund
schau", die In der Kartelldiskussion maßgeblichen Einfluß besaßen.

(4) F. Kleinwächter, a. a. O. , S. 1 94 f.
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vorgesehen, (1) blieben unbehandelt. Die Kartelle waren, wie von F. Blaich 
nachgewiesen, (2) im Vorfeld und Hintergrund der Enquête außerordentlich 
aktiv, um dieses Thema vom Tapet zu bringen und sich als Organisationen 
mit dem begrenzten Zweck der Marktregelung zu präsentieren. Diese Linie 
der Dethematisierung wurde von den Kartellen auch in der Folgezeit ein
gehalten. So wurde in den ansonsten oft höchst detaillierten Statuten jeder 
Hinweis auf eine Tätigkeit in Arbeiterfragen peinlichst vermieden und ge
nerell der Eindruck der Kartellneutralität in dieser Beziehung zu verstär
ken gesucht. Die Behandlung von Arbeiterfragen wurde als das Aufgaben
gebiet der wirtschaftlichen Vereine und der Arbeitgeberverbände darge
stellt oder sie wurden, wie im Bereich des Ruhrbergbaus -  jedenfalls was 
Probleme des Arbeitskampfes anbelangt -  informell geregelt. Demgegen
über verwiesen die Autoren, die eine Funktionsintegration und -Überlage
rung bei den Kartellen als zu erwartende Entwicklungsrichtung darstell
ten, auf die objektive Eignung der Kartelle. Hier die entsprechende A r
gumentation bei Utsch:

"Die Kartelle stellen gegenüber den beiden anderen Organisationen 
(den wirtschaftlichen Vereinen und den Arbeitgeberverbänden - UJ) eine 
besonders homogene, sich auf den engsten Kreis der notwendig zu berücks ich- 
tigenden Interessen beschränkende Organisation dar, so daß die Kartelle 
auch in diesen Arbeiterfragen viel leichter und nachdrücklicher zu V er
ständigungen gelangen können ( . . . ) .  Den beiden anderen Korporationen 
haben die Kartelle auch voraus, daß die ständige Behandlung wichtiger 
Fragen der Kartellmitglieder untereinander, womöglich wichtiger Ge- 1

(1) Auf die Beziehungen zwischen Kartell und Arbeiterschaft bezogen sich 
die Frage 2: Anzahl der in den syndizierten Betrieben beschäftigten 
Arbeiter ( . . . )  und Frage 13: Hat das Kartell (Syndikat, Konvention) auf 
die Arbeiter- und Lohnverhältnisse Einfluß gehabt? In Unterfragen 
wurde nach den Einwirkungen der Kartelle auf Lohn- und Arbeitsver
hältnisse und darauf bezügliche Maßnahmen der Unternehmer, auf die 
Beeinflussung der Arbeiterschaft durch Gewerkschaften und Sozialde
mokratie und nach den Wirkungen der Kartelle bzw. ihrer Auflösung 
auf die materielle Lage der Arbeiter (womit auf die Stillegungsbewe
gung abgestellt wurde) gefragt. Von den Kartei Ivertretern, an ihrer 
Spitze Kirdorff, wurde schon im Hinblick auf Frage 2 allein schon jede 
Kenntnis der Kartelleitungen über die entsprechenden Daten abgestrit
ten. Das Material, das zu dem zuvor mit ähnlichen Fragen verschickten 
Fragebogen schriftlich eingegangen ist, ist nicht bekannt geworden. Von
O. Utsch (a. a. O. , S. 34) wird zu diesen Resultaten bedauernd ange
merkt: "Für den Sozialpolitiken würde ( . . . )  die Beantwortung ein über
aus wertvolles Quellen- und Tatsachenmaterial gebracht haben. "

(2) Vgl. F. Blaich, Die KarteilenquSte (1 902 - 1905), a. a. O.
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schäftsgeheimnisse, eine größere gegenseitige Annäherung bringt. " (1)
Der Vorstellung der objektiven Eignung der Kartelle für die Lösung so

zialer Fragen entsprach die Vorstellung, daß die reaktionäre Haltung der 
meisten Kartelle gegenüber sozialen Bewegungen nur ein subjektives P ro
blem sei, ein Problem, das durch Austausch und Kontrolle der Entschei
dungsträger an der Spitze der Kartelle, zu lösen wäre.

Die Kritik, die von Liefmann, Tschierschky usw. an dem reaktionären 
tarfpolitischen Kurs der KarteiIrepräsentanten der Schwerindustrie ge
übt wurde, findet ihre Begründung darin, daß dieser Kurs die weitere 
Ausbildung des korporativen Regulierungssystems behinderte, die dahin 
zielte, auch die Arbeiterschaft berufsgenossenschaftlich -  und allein mit 
berufsgenossenschaftlichen Interessen -  zu organisieren, um sie in die 
korporativen Regelungen einzubeziehen. »Was ich lediglich w ill», so er
klärte sich Tschierschky gegenüber dem Zentralverband deutscher Indu
strie ller dementsprechend, "ist, alle Möglichkeiten gesetzgeberisch zu 
schaffen, um die heutige ungesunde und gefährliche politische und religiös
politische Arbeiterbewegung in eine reine Berufsorganisation überzulei
ten. » (2)

Das Thema der sozialpolitischen Einbindung der Kartelle trat mit Beginn 
des Weltkrieges ab 1914 zurück; die Kartelle wurden zum Kern der kriegs
wirtschaftlichen Steuerungssysteme. (3) Wurde in dieser Phase zwar der 
Nachweis der Funktionalisierbarkeit der Kartelle durch staatliche Lenkung 
angetreten, so hat er im Rahmen dieser Untersuchung nur einen geringen 
Stellenwert, bezog sich diese Funktionalisierung doch nicht mehr auf 
Zwecke der Sozia l-, F iskal- oder Konjunkturpolitik, die im "normalen» 
Wirtschaftsverlauf (im Gegensatz zur Kriegswirtschaft) staatlichen Len
kungsversuchen zugrunde liegen. Die Rolle der Kartelle in der Kriegswirt
schaft wird daher hier nicht weiter behandelt.

Im Hinblick auf die zu erwartende Staatsverschuldung nach dem Kriege 
gewann jedoch nun in friedensbezogenen Überlegungen der Gedanke der 
Zwangskartellierung bzw. der direkten Verstaatlichung der Kartelle aber 
nun mit fiskalpolitischer Zielsetzung zunehmende Verbreitung. Im Hinblick 
auf den Kohlenbergbau, der bis 1865 eine der ökonomischen Säulen des 
preußischen Staates gebildet hatte und weitgehend in das kameralistische 
Staatshaushaltssystem integriert gewesen war, waren entsprechende Über- 1

(1) A. a. O. , S. 41. Utsch folgert daher auch: »Die Scheidung zwischen 
Kartellen und Arbeitgeberverbänden ist zur Zeit noch eine ziemlich 
scharfe, aber es scheint, als würde dieses Prinzip bereits hier und da 
durchbrochen. »

(2) S. Tschierschky, »Der Zentral verband deutscher Industrieller zur 
KarteiIfrage", in: Kartellrundschau, 6. Jg. (1908), S. 246 ff, S. 250; 
Hervorhebg. i. Orig.

(3) Vgl. dazu R. Passow, a. a. O. , S. 131 ff, sowie E. Heymann, Die 
Rechtsform der militärischen Kriegswirtschaft, Marburg 1921.
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legungen immer wieder vorgetragen worden. Mit der Verstaatlichung des 
Kohlenbergbaus würde, so lautete das Grundmotiv dieser Überlegungen, 
eine Weichenstellung korrigiert, die die wirtschaftliche Entwicklung eben 
seit 1865 hat in die falsche Entwicklung laufen lassen. Fehlentwicklungen 
wurden selbst vom Zentralverband deutscher lndustrieller eingeräumt; 
Tschierschky unterstrich und verstärkte sie in einer Stellungnahme in der 
"Kartei I-Rundschau":

"Einer der Hauptgründe, weswegen wir heute ein so drückendes Schwer
gewicht der monopolistisch syndizierten und fusionierten Montan- und Groß
eisenindustrie ertragen müssen, ist die Abschaffung des Berggesetzes von 
1865 ( . . . ) .  Es ist ( . . . )  wohl zweifellos, daß die Verteilung der wirtschaft
lichen und im besonderen der industriellen Macht in Deutschland sich ganz 
anders entwickelt hätte, wenn der schrankenlos Privatbesitz nicht die Hand 
auf die preußischen Kohlenschätze hätte legen können. " (1)

Von den Gewerkschaften war die Verstaatlichungsforderung, insbesonde
re des Kohlenbergbaus, seit dem großen Kohlenstreik immer wieder erho
ben worden, (2) hatten sich doch die Arbeitsbedingungen mit der Subsum
tion unter das Kapital drastisch verschlechtert. Allerdings war dieser Ruf 
in den Jahren nach 1895 deutlich abgeschwächt, ließ sich doch etwa im 
Vergleich der Entwicklung des nach wie vor staatlichen saarländischen 
und des Ruhrbergbaus deutlich feststellen: zwar gab es im Saarbergbau 
weniger Freisetzungen, geringere Fluktuationen der Beschäftigung, S till
legungen usw. zu registrieren aber dafür auch eine erhebliche negative 
Lohndifferenz zum Ruhrbergbau. (3) Daher wurde z. B. auch in den, im 
Auftrag der Parteiführung der SPD erstellten und von W. Jansson unter 
dem Titel "Monopolfrage und Arbeiterklasse" im Jahre 1917 herausgegebe
nen Studien von Schippel, Hue und Jansson das Schwergewicht des V er
staatlichungsarguments auf die staatliche Verschuldung und die fiskalpoli
tischen Voraussetzungen staatlicher Aufgabenwahrnehmung nach dem Krie
ge gelegt, und es wurde insbesondere in Hu&'s Analyse über "Die V er
staatlichung des Bergbaus" immer wieder hervorgehoben, daß das fiskal
politische Argument auch von bürgerlichen Vertretern vorgebracht werde.

Von bürgerlicher Seite wurde aber vornehmlich auf Überlegungen und 
auf Vorstellungen zurückgegriffen, die von staatlichen Auflagen mit fiskal
politischer Zielsetzung ausgingen -  und damit knüpfen wir wieder bei den 
korporativen Regulierungskonzeptionen an, die auf der staatlichen Einbin-

(1) S. Tschierschky, "Der Zentralverband deutscher Industrieller zur 
Kartellfrage", a. a. O. , S. 247.

(2) Vgl. O. Hué, Die Verstaatlichung des Bergbaus, a. a. O.
(3) Dies Nebeneinander privater und staatlicher Produktionsverhältnisse 

hat immer wieder zu Vergleichen herausgefordert, zumal im Gegensatz 
zu ähnlichen Situationen heute der staatliche Bereich sich bewußt von 
dem privaten abzugrenzen versuchte. Vgl. M. Saitzew, Steinkohlenprei
se . . .  , a. a. O. , passim.
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düng und Verrechtlichung der Kartelle als autonomen gesellschaftlichen 
Funktionsträgern beruhten.

Ein Beispiel dafür bieten die Überlegungen, die Friedrich Naumann in 
seinem Buch »Mitteleuropa11 (1) anstellte. Naumann schlug vor, den Kar
tellen (Syndikaten) ein Monopolprivileg zu verleihen und als »Gegenlei
stung» einen gewissen Steuersoll zu erheben:

"Um es am Spiritussyndikat zu verdeutlichen, so erfindet der Staat von 
sich aus keine neue Produktions- oder Fabrikationssteuer, sondern ver
langt von der Syndikatsleitung, daß sie die erforderl ichen Millionen auf
bringt, wie sie es geschäftlich für richtig hält. » (2)

Hier kommt zu der Intention, den Kartellgewinn für bestimmte politisch 
gesetzte Zwecke zu funktionalisieren, die bei der Erörterung um sozial
politische Einbindung dominiert hatte, (3) eine andere hinzu, nämlich die 
Funktionalisierung der operativen Informationen und Dispositionsmöglich
keiten, die die Kartelle über die Verwertungsbedingungen in den Produk
tionszweigen im einzelnen besaßen. Angesichts der wachsenden Steuerbe
lastung wäre, wie dies auch später in den Vorschlägen u. a. Georg Bern
hards über "Die Steuergemeinschaft" ausgeführt wurde, dies die einzige 
Möglichkeit, die Steuern aufzubringen:

»Wenn die Erträge nicht in Frage gestellt, wenn die Gewerbe nicht rui
niert werden sollen, so bleibt nur übrig, die Festlegung der Einzelheiten 
der indirekten Besteuerung aus den Amtszimmern der Bureaukratie in die 
Hände der sachverständigen Gewerbegenossen zu legen. Nur derjenige, 
der das Gewerbe aus praktischer Erfahrung bis in alle Einzelheiten kennt, 
wird die Höhe, die Methoden und die Stufen indirekter Produktionssteu
ern so bezeichnen und festlegen können, wie es notwendig ist, um Gewer
be und Reichsfinanzen gedeihen zu lassen."

Für diesen Zweck aber schienen sich die Kartelle anzubieten.
Das gleiche Argument, das in den Kartellen die geeignete Vermittlungs

instanz zwischen ökonomischen Erfordernissen, Handlungsvoraussetzungen 
und politischen Zielsetzungen sah, wurde von Naumann und anderen im Hin
blick auf die Probleme vorgetragen, die bei einer ökonomischen Integration 
Mitteleuropas durch den Wegfall von Zollschranken in strukturpolitischer 
Hinsicht auftreten mußten, wenn bisher geschützte Werke bzw. Produktions
zweige nun überlegener Konkurrenz ausgesetzt würden. Die Errichtung von 
Kartellen mit gebietsmäßiger Kontingentierung bot sich hier als korporati-

(1) Berl in 1 91 5.
(2) A. a. O. , S. 148; meine Hervorhebg.
(3) Eine entsprechende Komponente wird auch von Naumann für unabdingbar 

gehalten. Er schlägt daher eine Verkoppelung von Staatssyndikaten und 
Arbeiterversicherung vor. "Das letztere ist ein notwendiger Bestand
teil, ohne den die Staatssyndikate zu Organen des Klassenstaates wer
den würden und ohne den man für sie keine parlamentarischen Mehr
heiten gewinnen und erhalten könnte.» (A. a. O. , S. 147).
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ve Lösungsform an.
Die objektive Eignung der Kartelle als Kern korporativer Ordnungsvor

stellungen wurde in allen diesen Konzeptionen darin gesehen, daß die Kar
telle eine feste Verwurzelung im ökonomischen Prozeß besitzen, sowohl 
Resultat ökonomischer Erfordernisse als auch Träger prozeßprägender 
Entscheidungen seien.

Die Repräsentanten der Kapitale in den Kartellen traten solchen Vorstel
lungen oft entgegen und hoben immer wieder - ganz im Gegensatz zu V er
tretern von Gewerkschaften, aus der Wissenschaft usw. - die eng ökono
mischen Zwecksetzungen der Kartelle hervor. Die Gefahr einer Realisie
rung von korporativen Lenkungskonzeptionen war diesen Kapitalrepräsentan
ten schon früh bewußt geworden.So warnte etwa Hans Gideon Heymann im 
Jahre 1903 vor Überlegungen, die Probleme der Fertigindustrie, die zu 
einer Kartellierung aus eigener Kraft, wie oben beschrieben, nicht Imstan
de war, durch eine staatlich vermittelte Zwangskartellierung lösen zu wol
len:

"Das neue 'Bannrecht1 des Zwangskartells würde ( . . . )  bedeuten, daß 
der Staat einem Personenkreis eine feste Rente, eine gewisse Lebenshal
tung, den mittelalterlichen Status, wenn auch nur indirekt, garantierte.
Die Folge wäre, daß sich auch andere Bevölkerungsklassen beim Vater 
Staat meldeten. Jeder würde Sicherung eines bestimmten -  möglichst ho
hen - Standard beanspruchen. ( . . . )  So würde nur eine Ära verschärfter 
sozialer Kämpfe ausbrechen, da z. B. die Arbeiter bei Verwirklichung des 
Zwangskartells das 'Recht auf Arbeit1 und staatliche Minimallöhne berech
tigterweise verlangen würden, was die einmal staatlich kartellierten Un
ternehmer als beati possidentes niemals zugestehen würden. Nur zu erin
nern brauche ich an die entsetzliche Schwerfälligkeit des Zwangskartells, 
da der Staat, der die Verantwortung für die Geburt des Kindes trägt, sich 
auch um seine Erziehung kümmern müßte. Ein Kartellamt müßte alles mög
liche überwachen -  schon die erregte öffentliche Meinung würde dies e r
fordern - und vor bureaukratischen Eingriffen würde die ganze weiterver
arbeitende Industrie zuschande." (1)

Dem ökonomischen Interesse an einer möglichst weitgehenden Beteili
gung der Kapitale einer Produktionssphäre am Kartell und an einer inter
nen Entfaltung der Kartellbeziehungen und Koordination von entsprechen
den Funktionen stand daher politisch ein Interesse gegenüber, das auf e i
ne Fragmentierung von Funktionen auf unterschiedliche Organisationen 
hinzielte. Eine Funktionshäufung bei den Kartellen, etwa in dem Sinne, daß 
neben und außer Absprachen über Preise und Produktionsmengen auch Ab
sprachen über Arbeitsvermittlung, Arbeitskampfstrategien usw. stattfin
den, beschwor immer die Gefahr, daß der Staat sich dieser Funktionsver
knüpfung bedienen könnte und Stützungsmaßnahmen im Hinblick auf die eine

(1) In: Kartei Irundschau, 1. Jg. (1903), S. 1887 ff.
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Funktion mit Auflagen im Hinblick auf die andere verband. Hier hatte der 
Staat viele Ansatzpunkte: Konkurrenz der Staatsbetriebe gegenüber den 
Kartellen, Zollpolitik, Legitimation von Kartei Imaßnahmen usw. Angesichts 
dieser Situation erschien eine Integration von Funktionen, die aus über
greifenden Kapitalinteressen hervorgingen, im Rahmen einer Organisation, 
dem Kartell, nicht von vornherein im Kapital interesse. Der Vorteil einer 
funktionellen Integration, der immer wieder damit begründet wurde, daß 
die Sanktionsmöglichkeiten innerhalb der Kartelle aufgrund der gemeinsa
men Verwertungsinteressen und der darauf bezogene Erfordernisse viel 
größer seien als etwa in wirtschaftlichen Fachvereinigungen, Arbeitgeber
verbänden u. ä. , erschien demgegenüber fraglich. Die Keßler'sehe Hypo
these einer immer stärkeren funktionellen Ausdifferenzierung von kollek
tiven Kapitalinteressen in eigenständige Vereine (1) gewinnt damit eine hö
here Plausibilität.

(1) Auf Basis einer genetischen Analyse der Organisationsformen des Ka
pitals hat G. Keßler festgestellt, »daß diese ganze Entwicklung von dem 
Grundsatz beherrscht wird: für jeden neuen Zweck eine neue Organisa
tion. » (A. a. O. , S. 7; Hervorhebg. i. O rig .) Funktional ist der hohe 
Differenzierungsgrad im wesentlichen bedingt durch die jeweils spezi
fische Beziehung von Organisationszweck und den Bedingungen der Kon
kurrenz innerhalb der »Sphäre». Keßler unterscheidet vier Genera
tionen von Kapitalorganisationen, die um die Jahrhundertwende funktio- 

. nell ausdifferenziert in den einzelnen Produktionszweigen mehr oder 
minder vollständig nebeneinander standen:
1. Als älteste Gruppe bildeten sich in den 50er und 60er Jahren die sog. 

Verkehrs vereine heraus, zu denen auch der »alte Verein» (1856) ge
hört. Der wesentliche Organisationszweck bestand in der Bearbei
tung von Schiffahrts-, Münz-, Zo ll-, Eisenbahn-und ähnlichen V er
kehrsfragen, d. h. die Schaffung von Voraussetzungen für eine Aus
dehnung der inneren Märkte.

2. In den 70er und 80er Jahren trat daneben eine zweite Grüppe von 
Verbänden, die Schutzzoll vereine, an deren Spitze im Jahre 1876 
der »Zentralverband deutscher Industrieller» trat. Nach Durchset
zung des Organisationszwecks in der Handelspolitik 1879 hat sich 
die Differenz zu den alten Verkehrsvereinen abgeschwächt, so daß 
Keßler die Schutzzoll- und Verkehrsvereine zu seiner Zeit als all
gemeine wirtschafts- und sozialpolitische Vereinigungen unter dem 
Namen wirtschaftliche Vereine zusammenfaßt.

3. Auf Basis der Schutzzölle begann in den 80er und 90er Jahren die 
dritte Periode der Organisationsbewegung »zur Schaffung guter oder 
doch leidlicher Preise» (a. a. O. , S. 6), durch die Bildung von V er
kaufs verbänden. d. h. von Kartellen, Syndikaten, Konventionen, wie 
(Fortsetzung auf der nächsten Seite)
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IV.2 Ambivalenzen in der Haltung der Gewerkschaften zu den Kartellen

In der zeitgenössischen Literatur, die das "Kartell" als zentrale Organi
sationsform eines im Entstehen begriffenen neuen Regulierungssystems ge
samtwirtschaftlicher Reproduktion auffaßte, wurde die antigewerkschaftli
che Einstellung der Kapital Vertreter ausgerechnet der Produktionszweige, 
in denen sich die festesten Organisationsformen der Kartellwirtschaft ge
bildet hatten, zumeist scharf kritisiert. Zum einen galt die Gewerkschafts
bewegung der theoretischen Betrachtung als ein integraler Bestandteil der 
Kartellbewegung, insofern als es sich ebenfalls um einen Versuch handel
te, durch Zusammenschluß der Arbeiter die Marktpreise zu beeinflussen 
und die interne Konkurrenz einzuschränken. (1) Diese Zusammenschlüsse 
beruhten insofern auf dem gleichen Prinzip, und es erschien "ungerecht", 
den Organisationen der Arbeiter das Recht abzusprechen, das Angebot der 
Ware Arbeitskraft zu kartellieren, während ein solches Recht Im Hinblick 
auf andere Waren den Organisationen des Kapitals zugebilligt wurde. (2) 
Zum anderen wurde in den Gewerkschaften ein notwendiges Gegengewicht 
gegen die Übermacht gesehen, die das zusammengeschlossene Kapital ge
genüber dem einzelnen Arbeiter erhielt, und die die Fiktion des freien A r
beitsvertrages ad absurdum führte. So wurde die Anerkennung des Koali
tionsrechts der Arbeiter durch die Kartellbewegung zwar als Reformforde
rung bestärkt, von den praktischen Trägern dieser Bewegung jedoch strikt 
abgelehnt und als "systemfremd" gekennzeichnet. (3) Auch vom Staat wurde

(Fortsetzung der vorhergehenden Fußnote:)
wir sie in unserer Untersuchung dargestellt haben.

4. Seit Ende der 80er, insbesondere aber in den Jahren 1900 bis 1910 
bildeten sich die Arbeitgeberverbände zwecks "Regelung der Arbei
terverhältnisse" (a. a. O. , S. 7) heraus, die "in den Streikentschä
digungsgesellschaften noch einen halbselbständigen Seitensprößling 
getrieben (haben)", der, wie Keßler vermutet, "seine Blüte erst von 
der Zukunft erwartet", (a. a. O. )

(1) Vgl. zur Konzeption der Gewerkschaften als Kartell der Anbieter der 
Ware Arbeitskraft: K. Wallstab, Gewerkschaft und Kartei I. Eine sozial
wissenschaftliche Analyse, Heidelberg (Diss. ) 1933.

(2) So wurde in den Beratungen bzw. Empfehlungen, die auf den Tagungen 
des Vereins für Socialpolitik sowie den Deutschen Juristentagen als 
den bedeutendsten Institutionen öffentlicher Politikberatung der Wissen
schaft immer wieder die Forderung nach Legalisierung der kollekti
ven Vertretungsorgane der Arbeiterschaft erhoben.

(3) Prototypisch ist die rhetorische Frage eines Industriellen auf den Kon
tradiktorischen Verhandlungen (Bd. IV, S. 260): "Was hat das Koali
tionsrecht der Arbeiter mit dem Stahlwerksverband zu tun? Das ist mir 
(Fortsetzung auf der nächsten Seite)
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während der Untersuchungsperiode kein Ansatz gemacht, die Rechtsfähig
keit der Arbeiterorganisationen durchzusetzen und damit die richterrecht
lich bestimmte Rechtslage (1) zu revidieren, die faktisch eine Aufhebung 
der in § 152 der Gewerbeordnung garantierten Koalitionsfreiheit bedeute
te und die darauf angelegt war, den Handlungsspielraum der Arbeiteror
ganisationen den Opportunitätsüberlegungen des Kapitals vollkommen zu 
unterwerfen. So waren die Arbeitgeber(verbände) auch fre i in der Einhal
tung der von ihnen abgeschlossenen tarifvertraglichen Regelungen, da die 
Tarifverträge im Gegensatz zu den Kartell Verträgen keine staatliche Rechts
garantie besaßen. Die Geltung von Verträgen, die Vertragstreue, war hier

(Fortsetzung der vorhergehenden Fußnote:)
. . .  wirklich nicht klar geworden, und es würde wohl ein längerer na
tional-ökonomischer Vortrag dazugehören, um es zu erklären, wie man 
diese Dinge zusammenbringen soll. ■> Vgl. auch die Stellungnahmen 
Kirdorffs auf den Verhandlungen des Vereins für Socialpolitik in Mann
heim 1905, in: Schriften des Vereins für Socialpolitik, Bd. 116, 1906.

(1) Die Gewerbeordnung garantierte zwar die Freiheit der Koalitionsbil
dung, schloß aber die Ausübung von Koalitionszwang aus. So war es 
strafbar, den Eintritt in eine Koalition zu erzwingen oder den Austritt 
aus ihr zu verhindern. Während von der Rechtssprechung aber die Aus
übung von Organisationszwang durch die Kartelle und durch Arbeitge
berverbände auf ihre Mitglieder für rechtsgültig betrachtet wurde, war 
die Ausübung entsprechenden Organisationszwanges der Gewerkschaf
ten strafbar. Dagegen blieb nach dieser Rechtssprechung jeder straf
fre i, der einen anderen zum Austritt aus einer Koalition zu zwingen 
oder seinen Eintritt zu verhindern suchte. Die Strategien der Arbeit
geber, durch Reversunterschriften, diskriminierende Entlassungs
scheine usw. die Arbeiterorganisationen zu bekämpfen, waren dadurch 
rechtlich abgesichert; die Versuche der Arbeiter, Widerstand gegen 
das Kapital zu formieren, waren, da nur kollektive Strategien Aussicht 
auf Erfolg haben konnten, überwiegend Illegal. So war die Ausübung 
von Organisationszwang im Falle von Arbeitskämpfen (Abhalten von 
Streikbrechern durch Streikposten usw. ) strafbar; eine Durchführung 
einer Materialsperre jedoch, die von Arbeitgeberverbänden über Un
ternehmungen verhängt wurde, die sich ihren Beschlüssen widersetzte 
und die ebenfalls durch "Streikposten", diesmal des betreffenden A r
beitgeberverbandes, durchgesetzt wurde, blieb dagegen straffrei. Das 
Kapital vermag also unter den gegebenen politisch-ökonomischen Bedin
gungen deutlich ein "höheres" Recht geltend zu machen, kollektive In
teressen durchzusetzen,als die Arbeiterbewegung.
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nur ein "abdingbares" Prinzip. (1)
Immerhin kam in dem Abschluß von Tarifverträgen selbst aber schon ein 

temporäres Anerkennen der kollektiven Vertretungsorgane der Arbeiter
schaft zum Ausdruck; von den Repräsentanten des Kapitals der am weite
sten kapitalisierten Produktionszweige wurde daher schon dieser Schritt, 
wie bereits erwähnt, strikt abgelehnt.

Aufgrund der unterschiedlichen Bedingungen der Kapitalreproduktion 
und des Drucks, den die organisierte Arbeiterschaft auszuüben vermoch
te, bildete sich nun während der Untersuchungsperiode deutlich ein alter
natives Entwicklungsmuster im Verhältnis zwischen kollektiven Kapitalin
teressen und der organisierten Arbeiterschaft heraus. Die Differenz tritt 
schon bei Betrachtung der unterschiedlichen Organisationsgrade von Ka
pital bzw. Arbeit in den einzelnen Produktionszweigen hervor:
-  auf der einen Seite gab es Produktionszweige von niedriger Kapitalkon

zentration und geringem Kartellierungsgrad, in denen zugleich ein hoher 
Organisationsgrad der Arbeiterschaft bestand und in denen diese Orga
nisationen vom Kapital als Interessenrepräsentant und Verhandlungsin
stanz zunehmend anerkannt wurden,

-  auf der anderen Seite gab es Produktionszweige von hoher Kapitalkon
zentration und hohem Kartellierungsgrad, in denen die Organisationen 
der Arbeiterschaft schwach waren und vom Kapital als Interessenreprä
sentant der Arbeiterschaft prinzipiell abgelehnt wurden.
Diese Polarisierung zeigte sich deutlich in der Haltung zu und der Über
nahme von Tarifverträgen in den Produktionszweigen:

Tab. 3 Anteil der tariflich gebundenen Personen an der Gesamtzahl der 
Beschäftigten nach Gewerbegruppen am Ende des Jahres 1912

Bergbau usw. 0, 0
Steine und Erden 8,6
Metal Iverarb. und Maschinenbau 12,1
Chem. Industrie 4,3
Forstwirtschaft!. Nebenprodukte 6,0
Textilindustrie 1,9
Papierindustrie 21,3
Lederindustrie 22,6
Holzindustrie 29,5
Nahrungs- und Genußmittelindustrie 15,7 
Bekleidungsgewerbe 26,2
Reinigungsgewerbe 4,8
Baugewerbe 46,8
Polygraphisches Gewerbe 50,8

(1 )V g l. im Einzelnen: F. Schmelzer, Tarifgemeinschaften, ihre w irt
schaftliche, sozialpolitische und juristische Bedeutung, Leipzig 1906.
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Während es im Bergbau, der Großeisen-, der Chemischen -  und der Tex
tilindustrie bis zu Beginn des 1. Weltkrieges nahezu noch keine Tarifver
träge gab, bzw. deren Abschluß, wie in der metal Iverarbeitenden Industrie 
und im Maschinenbau, auf kleinindustrielle Gewerbearten beschränkt blie
ben, waren Tarifverträge im Druckerei-, Bau- und Brauereigewerbe., in 
der Holz- und Bekleidungsindustrie weit verbreitet. Der »Herr-im -Haus»- 
Standpunkt des Kapitals dominierte dort,wo die Kartelle sich durchgesetzt 
hatten, der »Gedanke der Parität» dagegen dort, wo die Kartelle ohne viel 
Einfluß waren.

Es sollen nun die Beziehungen zwischen Kapital- und Arbeiterorganisa
tionen in diesen wenig kapitalisierten Produktionszweigen näher betrach
tet werden. Als Ausdruck der Gemeinsamkeit von Kleinkapital und Gewerk
schaftsbewegung galten vor allem die sogenannten AIIianzverbände. In die
sen Allianzverbänden verpflichteten sich die angeschlossenen Unterneh
mungen, nur organisierte Arbeiter einzustellen und umgekehrt die Arbei
ter, nur bei den Verbandsunternehmungen zu arbeiten. (1) Obgleich sich 
zu Beginn des Jahrhunderts in nur wenigen Branchen derartige Allianzen 
gebildet hatten, und es sich außer im Falle der Buchdrucker überdies zu
meist noch um Hausindustrie bzw. um handwerksmäßige Kleinindustrie 
handelte, wie in der Branche der Metallschlägerei, wurde in dieser Art 
von "ausschließlichem Verbandsverkehr" und »Gegenseitigkeitsversiche
rung" in der Kartelldiskussion oft die Aufhebung des Gegensatzes in den 
Organisationsbestrebungen von Kapital und Arbeit gesehen. In diese Rich
tung schien, wie Liefmann nachzuweisen versuchte, insbesondere die 
Entwicklung in England zu weisen. (2)

In der englischen »new trades combination movement» war das Prinzip 
der wechselseitigen Organisationsversicherung zumeist verbunden mit dem 
Prinzip gleitender Lohnskalen (sliding scales), das eine Steigerung der 
Löhne parallel zur Steigerung der Marktpreise vorsah, welche durch Kar
tellierung ermöglicht wurde. Obgleich es in Deutschland zunächst nur die 
Arbeitgeber waren, die beim Tarifabschluß auf die Allianz drängten, um 
die Verallgemeinerung der Tarifbedingungen gewährleistet zu sehen, (3) 
wurde aufgrund der Möglichkeit, über die Kartellierung die Voraussetzun
gen für Lohnsteigerungen sichern zu können -  von einflußreichen-Vertre-

(1) Vgl. z. B. die entsprechende Klausel im Buchdruckertarif: »Die Prin
zipalsmitglieder der Tarifgemeinschaft sind verpflichtet, nur solche 
Gehilfen in Arbeit zu nehmen, die nachweislich aus tariftreuen Buch
druckereien kommen, und die Gehilfenmitglieder der Tarifgemeinschaft 
sind verpflichtet, nur in tariftreuen Buchdruckereien zu arbeiten. » 
(Zit. nach G. Keßler, a. a. O. , S. 334).

(2) Vgl. R. Liefmann, Die Allianzen, gemeinsame monopolistische Verei
nigungen der Unternehmer und Arbeiter in England, Jena 1900; vgl. 
auch F. Schmelzer, a. a. O.

(3) Vgl. G. Keßler, a. a. O. , S. 332.
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fern des Kartellgedankens, neben Liefmann vor allem von Tschierschky, 
dem Herausgeber der "Kartellrundschau", eine Entwicklung vermutet,
"daß auch die Arbeiterorganisation einen Zwang zur Kartellierung auf die 
Unternehmer einstmals ausüben könnten". (1) Es schien, als würde sich 
für die noch wenig zentralisierten Produktionszweige, in denen die Vor
aussetzungen für eine Kartellierung In Selbstorganisation der Kapitale al
lein nicht gegeben waren, In dem hier vorhandenen höheren Organisations
grad der Arbeiterschaft ein Ausgleich finden, um eine Kartellierung her
beiführen zu können. So berichtet Tschierschky über die Bildung eines 
Kartells von Walzengravierbetrieben, einer Mittel- und Klelnindustrle4 
In der eine Verschärfung der Konkurrenz bei stagnierenden Aufträgen zu 
sinkender Rentabilität geführt hatte. Hier wurde die Kartellbildung von 
der Gewerkschaft angeregt und Ist unter Ihrer Mitwirkung zustandegekom
men. Die Bedeutung der Mitwirkung der organisierten Arbeiterschaft bei 
dieser "A llianz" sieht Tschierschky, der selbst zu den Gründungsberatungen 
hinzugezogen worden war, vor allem In der "vorzüglichen Kontrolle",

"die fortlaufend und In umfassender Welse durch die Arbeiterschaft über 
die ordnungsmäßige Durchführung ausgeübt werden kann und muß. Ich darf 
{. . . ) bestätigen, ( . . . ) ,  daß das Schutzbedürfnis sich bereits ausgezeich
net und prompt bewährt hat, Indem der Versuch eines Mitgliedes, kurz 
nach Abschluß des Vertrages alsbald wieder willkürlich zurückzutreten, 
durch sofortige Kündigung seiner Arbeiter sehr schnell vereitelt wurde, 
so schnell, daß es des bereits ins Auge gefaßten gerichtlIchen Vorgehens 
gar nicht erst bedurfte. " (2)

Die Kontrol Ifunktlonen, die den Arbeiterorganisationen zugestanden 
werden mußten, waren zweifellos aber der Grund dafür, daß diese Form der 
Branchenselbstorganisation kaum weitere Verbreitung fand. Von Keßler 
wurden die Allianzen, die er aufgrund des absoluten Koalitionszwangs und 
der Gefahr, daß die Gewerkschaft dem Kapital verband über den Kopf wach
sen könnte, ablehnte, daher allenfalls als letzte Notlösung für legitim ge
halten, wie es etwa In der Branche der Metallschlägerei zutreffe:

"Es handelt sich hier um ein schwer gefährdetes Gewerbe, das man mit 
diesem Gewaltmittel von einer verderblichen Überproduktion befreien woll
te. Also eine anormale Operation In einem anormalen Falle. " (3)

Auch bei den Allianzen, über die Liefmann berichtet, (4) handelt es sich 
zumeist um temporäre Notlösungen bedrängter Produktionszweige, um die 
Preise durch Ausschaltung von Schmutzkonkurrenz auf einem Mindestni
veau zu halten. Eine Formalisierung des Gegenseitigkeitsprinzips auch Im

(1) S. Tschierschky, "Die sozialpolitischen Wirkungen der Kartelle", In: 
Kartei I-Rundschau, 6. Jg. , H. 1 (1906), S. 2 ff, 3.

(2) A. a. O. , S. 4.
(3) G. Keßler, a. a. O. , S. 335.
(4) R. Liefmann, Die AI I Ianzen . . . , a. a. O.
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Hinblick auf eine Anteilnahme der Arbeiter am Kartellgewinn, nach dem 
Muster der englischen Allianzen, (1) hat in Deutschland keine Rolle ge
spielt; im Übrigen blieb sie auch in England auf wenige Fälle beschränkt. 
Von systematischen Formen einer Korruption der organisierten Arbeiter
schaft durch die Beteiligung an den Kartellgewinnen kann in diesen Fällen 
also keine Rede sein. In den betreffenden Branchen war das Problem eher 
die Sicherung von Mindestlöhnen, wobei hier die Löhne den wesentlichen 
Bestandteil der Marktpreise bildeten; in den Branchen mit kapital autono
mer Kartei Iierung, wie wir gesehen haben, war an eine Formalisierung 
der Beteiligung an Kartellgewinnen vollends nicht zu denken.

Für eine kurze historische Phase aber schien in der Tat die -  von der 
Theoriebildung der Leninschen Tradition dann über diese historische Kon
stellation hinausgehend generalisierte -  Widerspruchsstruktur zwischen 
monopolistischen und antimonopolistischen Interessenlagen in der weiteren 
Entwicklung der politischen Ökonomie angelegt zu sein. Dieser Widerspruch 
fand in der Produktionszweigstruktur ihren Ausdruck: auf der einen Seite 
tariffreundliche Produktionszweige der Fertigungsindustrie, in denen die 
Entwicklung in die Richtung von Allianzverbänden und Tarifgemeinschaften 
wies, auf der anderen Seite die Produktionszweige mit hoch konzentrier
ter Produktion unter der Vorherrschaft von großen Kapitalen, in Kartel
len und Trusts zusammengeschlossen und gegen jedes Zugeständnis an die 
frei organisierte Arbeiterschaft kämpfend. Von den Arbeitgeberrepräsen
tanten dieser tariffreundlichen Produktionszweige erhielt die Arbeiterbe
wegung auch politische Unterstützung in ihren Forderungen nach Koali- 
tions- und Mitwirkungsrechten. (2)

Wenn also von einem Antimonopolismus der organisierten Arbeiterbewe
gung gesprochen wird, wie etwa in der Leninschen Theorie, dann trifft 
das in dem Sinne zu, daß ein scharfer Gegensatz zu den Kartellen der 
hochkonzentrierten Produktionszweige bestand. Dieser Antimonopolismus 
bezog sich jedoch nicht auf das Prinzip des Kartells,wie sich an den A l
lianzverbänden zeigte.

Gegenüber einer theoretisch-ideologischen Überhöhung der in den Ta
rifgemeinschaften zum Ausdruck kommenden Gemeinsamkeit zwischen Kapi
tal und Arbeit als Voraussetzung für einen »dauernden Friedenszustand» 
(Liefmann) zwischen den sozialen Klassen in den »tariffreundlichen» P ro -

(1 )  Vgl. dazu R. Liefmann, a. a. O. , S. 1 0 f und 24 f. Liefmann bezieht 
sich im wesentlichen auf das Beispiel einer Allianz von Unternehmun
gen zur Produktion metallener Bettstätten u. ä. Deren Statuten enthal
ten die Bestimmung, daß die den Mitgliedern des Gewerkvereins bezahl
ten Prämien um 5 % des Minimallohns erhöht werden, wenn die V er
kaufspreise um 10 % steigen. Über die Erhöhung der Preise und damit 
der Löhne beschließt das Lohnkomitee, das paritätisch besetzt ist.

(2) Vgl. generell: G. Keßler, a. a. O. , S. 31Sff.
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duktionszweigen ist allerdings hervorzuheben, daß die Basis dieser T a rif
freundlichkeit die strukturelle Schwäche des Kapitals in diesen Zweigen 
war. Das Bestreben des Kapitals ging dahin, durch einheitliche Terminie
rung und durch gebietsmäßige Ausdehnung des Tarifs, die Schwellen der 
Arbeitskämpfe so auszubauen, daß Einzelstreiks verschwinden und große 
kostspielige Massenkämpfe nach Ablauf der Tarifverträge an ihre Stelle 
treten und ein Ausgleich zwischen den Unternehmungen im Hinblick auf die 
Kosten und Risiken der Arbeitskämpfe erzielt wird. So heißt es in einer 
Denkschrift des Reichsbundes baugewerblicher Arbeitgeberverbände im 
Jahre 1914, man wolle,

"durch die Tarifverträge eine Gewähr schaffen, daß im gesamten Bauge
werbe für einen bestimmten Zeitpunkt allgemeiner Arbeitsfriede herrscht 
( . . . ) .  Die unausbleiblichen Auseinandersetzungen zwischen Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern müssen in allen Baugewerben möglichst in die gleiche 
Zeit fallen, sie müssen möglichst zu gleicher Zeit beendigt werden." (1)

Arbeitskämpfe wurden also nach wie vor auch vom Kapital als "unaus
bleiblich" betrachtet, und sie waren wie etwa im Baugewerbe als an sich "ta
riffreundlichem" Verband,zumeist von äußerster Schärfe. Ziel der Tarif
verträge war die Regulierung der Arbeitskämpfe, nicht die Marktregulie
rung; die Verteilung bzw. Ausgleichung der "Kosten" der Arbeitskämpfe 
wurde als wesentlicher Aufgabenbereich der Arbeitgeberverbände betrach
tet.

Auch von den Gewerkschaften wurde nicht angestrebt, mit den Tarifver
einbarungen gemeinsam mit dem Kapital eine Marktregulierung für die P ro
duktionszweige zu erzielen. Vielmehr setzte sLh bei den Gewerkschaften 
zunehmend die Überzeugung durch, daß eine Regulierung der Reproduk
tionsbedingungen in der gemeinwohl-nützlichen Art und Weise, wie das Ka
pital es in den Kartellen anzustreben vorgab, dem Kapital nur von außen 
aufzuzwingen war. Von Seiten der Gewerkschaften wurde daher nicht das 
Prinzip der Marktregulierung selbst angezweifelt, wohl aber die Fähigkeit 
des Kapitals, diese Marktregulierung durchzusetzen. Stattdessen wurde 
auf die "marktregelnde Wirkung einer starken, ganze Industrien umfassen
den Gewerkschaftsarbeit" verwiesen. (2) So wurde in einer entsprechen
den Stellungnahme Düwells im "Correspondenzblatt", dem Organ der Ge
neralkommission der Gewerkschaften Deutschlands, erklärt:

"Das Unternehmen kann nicht aus sich heraus die kapitalistische Ten
denz überwinden, die den Prozeß der Gütererzeugung und -Verteilung als 
fortgesetzte Wiederholung von Überspannung und Erschlaffung sich abwik- 
keln läßt. Ein anderer Faktor mit anderen als kapitalistischen Interessen

(1) Zit. nach H. Lindemann, a. a. O. , S. 30.
(2) Vgl. W. Düwell, "Die Gewerkschaften als Marktregulator", in: C or

respondenzblatt der Gener al komm iss ion der Gewerkschaften Deutsch
lands, 20. Jg. (1910), S. 70 f.
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ist dazu erforderlich. Und das ist die Gewerkschaftsbewegung! ( . . . )  Je 
mehr die Gewerkschaft erstarkt und das Tarifvertragsverhältnis ausge
baut wird, um so mehr wird sie auch Gewicht darauf legen, Vorsorge zu 
treffen, daß bei Mangel an Beschäftigung nicht einzelne Leute entlassen, 
sondern die notwendige Einschränkung ratierlich, vielleicht etwas nuan
ciert, sich auf die Gesamtheit der Arbeiter verteilt. Diese Einrichtung 
wirkt genau so wie die Höherbezahlung von Überstunden der forcierten 
Gütererzeugung für kurze Perioden entgegen. " (1)

lm Gegensatz zu den eben doch "zweckgewollt der Profitsteigerung nach
gehenden" Kartellen, welche die "gegebene Konjunktur ohne Rücksicht 
auf die Gesamtwirtschaft" (2) ausnutzen, vermögen Regulierungsmaßnah
men selbst im Interesse des Kapitalismus nur durch außerkapitalistische 
Interessen durchgesetzt zu werden. Zwar wird eingeschränkt:

"Es kann uns natürlich nicht beifallen, unterstellen zu wollen, durch 
das Gewerkschaftswerk würden die kapitalistischen Tendenzen, die im 
Wirtschaftsleben als Widersinnigkeiten zur Geltung kommen, aufgehoben. 
Aber sie werden, und zwar im Verhältnis zur Stärke der Gewerkschaften, 
abgeschwächt; die klaffenden Gegensätze zwischen Hochkonjunktur und 
Krise werden abgestumpft. " (3)

Es ist also nicht richtig, daß, wie es in der Rationalisierungsdiskus
sion häufig hervorgehoben wurde, die Gewerkschaften erst in der Nach
kriegszeit (d. h. in den 20er Jahren) den Anspruch geltend machten, den 
"gesamtwirtschaftlichen Gesichtspunkt" gegen die notwendigerweise par
tikularen und profitorientierten Gesichtspunkte des Kapitals zu vertreten.(4) 

In dem Gedanken, daß die Gewerkschaften viel eher als die Kartelle die 
Funktion,den Markt zu regulieren,übernehmen könnten, deutet sich bereits 
vor dem Kriege die Abkehr von den bisherigen Vorstellungen von den Kar
tellen als evolutorisch notwendiger Anpassungsform des Kapitals an, die 
in den 20er Jahren dann endgültig volIzogen wurde.
Hierbei ist zu unterscheiden: Zum einen bestand das Problem, in welche 
Richtung sich die bereits bestehenden Kartelle vor allem der Schwerindu
strie entwickeln würden und welche Position die Gewerkschaften angesichts 
der Gefahren, die von diesen Kartellen ausgingen, ihnen gegenüber ein
nehmen sollten. Die entsprechenden Überlegungen zielten hier auf V er
staatlichung. (5) Dies entsprach aber nicht mehr unbedingt einer Über-

(1) A. a. O. , S. 71; meine Hervorhebg.
(2) A. a. O. , S. 70.
(3) A. a. O. , S. 71; meine Hervorhebg.
(4) Vgl. z. B. bei F. Schalldach: "Die Gewerkschaften der Nachkriegszeit 

fühlen sich als Glieder der Volkswirtschaft, sie wollen die Bedingungen 
der Volkswirtschaft anerkennen und machen nicht allein den Standpunkt 
der Lohnarbeiterklasse geltend."(A. a. O. , S. 14).

(5) Vgl. dazu M. Schippel, Parteigeschichtliche Rückblicke, a. a. O.
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gangsstrategie, die auf den Konzeption von Vergesellschaftung basierte, 
sondern begründete sich ebensosehr aus der Möglichkeit, auf diese Weise 
das sozialpolitische reaktionäre Zentrum des deutschen Kapitals auszuhe
ben. Soweit die Verstaatlichung im Rahmen von Strategien des Übergangs 
zum Sozialismus erhoben wurde, war nun der Staat das Zentrum der Über
gangsstrategien und -Vorstellungen geworden. .

Zum andern aber bestand ja weiterhin das Problem, ob und inwieweit 
sich im Zuge des Vergesellschaftungsprozesses Formen der Organisation 
der gesellschaftlichen Produktion herausbildeten, die zugleich Erforder
nissen kapitalistischer Reproduktion entsprachen und zur Aufhebung die
ser kapitalistischen Reproduktion trieben. Der Gedanke, daß die Gewerk
schaften als eine Instanz, die außerhalb der Beschränkungen der P ro fit
orientierung steht und die anstelle der Kartelle deren Problemlösungsfunk
tionen übernehmen könnte, bestreitet den Kartellen aber nun ihre Notwen
digkeit als Anpassungsform des Kapitals auch in dem Sinne, daß entspre
chende Zentralisierungsversuche des Kapitals, dort, wo sie bisher noch 
nicht vorgenommen bzw. gelungen waren, nicht mehr die Legitimation ei
ner "sachlichen11 evolutorischen Notwendigkeit für sich reklamieren konn
ten. Der Gedanke, daß in Bezug auf die Erfordernisse der Marktregulie
rung die Gewerkschaften -  um die Formulierung des Ronge/Schmieg'schen 
Ansatzes zu wählen -  funktionale Äquivalente zur Erfüllung übergreifen
der und langfristiger Interessen der jeweiligen Produktionssphäre bilden 
könnten, stellt einen weiten Schritt fort von den eindimensionalen Verge
sellschaftungstheorien dar, die im Abschnitt II dieser Untersuchung darge
stellt worden sind. Ich werde auf ihn in den Schlußüberlegungen noch ein
mal zurückkommen.

Zur Ambivalenz in der Haltung der Gewerkschaften gegenüber den Kar
tellen noch ein kurzer Nachtrag: Die oben zitierte Äußerung Düwells im 
Correspondenzblatt kann zwar als Indikator dafür genommen werden, daß 
die Kritik am Kartell als notwendiger Anpassungsform gegen Ende der Un
tersuchungsperiode über punktuelle und partielle Einzelkritik hinaus das 
Paradigma überhaupt infrage zu stellen begann, das mit dem Kartell gege
ben war,und die Lösung vor allem in der Zentralisierung der Entschei
dungsstrukturen suchte. Die Äußerung darf jedoch nicht so interpretiert 
werden, als würde damit die Vorstellung einer grundsätzlichen Fort
schrittsbewegung in den kapitalistischen Anpassungsformen destruiert.
Das Dilemma, vor dem die Gewerkschaften gegenüber den Kartellen ge
standen hatten, daß sie sie als Prinzip befürworteten, in den Erschei
nungsformen und aktuellen Folgen aber kritisierten, wiederholte sich 
schon bald an einem anderen Paradigma. Dies bot sich mit der 1924 ein
setzenden Rationalisierungsbewegung an. Vor allem die ersten noch posi
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tiv bestimmten Erfahrungen mit der Rationalisierung (1) sowie die Erwar
tungen, die an das aus den USA rezipierte und im Zuge dieser Rezeption 
idealisierte Modell des Fordismus, begründeten erneut die Vorstellung, 
die Gewerkschaften müßten hier eine notwendige Entwicklungstendenz des 
Kapitals - bei aller Kritik an den Erscheinungsformen -  fördern und sogar 
gegen beschränkte Einzelkapital interessen durchsetzen helfen.

Der Fordismus versprach die Vereinbarkeit von Produktionsausweitung, 
Preissenkungen und Lohnerhöhungen, wenn man sich der technisch-ökono
mischen Vorteile einer Massenproduktion bediente. (2) Dazu bedurfte es 
aber gerade einer Beschleunigung des Strukturwandels und damit der Ka
pitalvernichtung. Die Lösungsstrategie der Kartelle, die Wirkungen der 
fluktuierenden Absatzverhältnisse aufzufangen und sie mit den gegebenen 
Produktionsstrukturen zu vereinbaren, stand dazu in Gegensatz. Um die 
Produktionsstrukturen zu mobilisieren, waren gerade hohe Entwertungs
raten von Kapital und möglichst rasche Stillegungen unrentabler Betriebe 
erforderlich. Im Hinblick auf das Ziel einer Bereinigung der Produktions
strukturen war das Auffangen des "objektiven" Marktdruckes ganz uner
wünscht; auch das komplizierte Berechtigungs- und Verteilungssystem in
nerhalb der Kartellgrenzen erschien gegenüber den Durchgriffsmöglich
keiten des Kapitals in kapitalistischen Zusammenschlußformen eher als 
Hemmnis des weiteren Fortschritts.

In ihrer Darstellung der euphorischen Einstellung, die dem technischen 
Fortschritt im Sinne des Fordismus in den ersten Jahren der Rationali
sierungsbewegung von den Organisationen der Arbeiterbewegung (a ller
dings mit deutlichen Abstufungen von der Zentralgewerkschaft hin zu den 
schon teilweise kritischeren Fachgewerkschaften und ihren Untergliede
rungen) kommt Erika Schalldach anhand von Stellungnahmen aus der Ge
werkschaftspresse zu folgender Charakterisierung:

"Voller Bewunderung steht die moderne Arbeiterschaft vor dem Wunder
werk der Technik. Zeitungsberichte schildern eingehend die innere maschi
nelle Ausgestaltung moderner Betriebe und die Fortschritte in den Verei
nigten Staaten in dieser Hinsicht. Den deutschen Unternehmern wirft man 
vor, sie wollten alle 'Ersparungen' durch intensivere Ausnutzung der A r- 1 2

(1) Die ersten Erfahrungen mit der 1924 einsetzenden Rationalisierungs
bewegung führten zunächst auch für die einzelnen Arbeiter oft zu über
wiegend positiven Erfahrungen der Arbeitserleichterung durch Entla
stung von schwerer körperlicher Arbeit; die erst in den folgenden Jah
ren einsetzenden systematischen Formen der Arbeitsintensivierung und 
der Betriebskonzentration (Stillegungen) ließen auf der Ebene des ein
zelnen Arbeiters bald die negativen Erfahrungen überwiegen.

(2) Vgl. zur Rezeption des Fordismus durch die Gewerkschaften und sei
ner unkritischen VeralIgemeinerung zum Modell einer Produktionspoli
tik: E. Schalldach, a. a. O. , S. 49 ff, insbes. S. 80 ff.
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beitskraft, durch Verlängerung der Arbeitszeit herausholen, während das 
einzig Wahre die Vergrößerung und Verfeinerung des Produktionsmittel
apparates sei. So würde die Produktion auf die Dauer verbilligt, dem Men
schen die Muskelarbeit und die unsaubere Arbeit abgenommen. Durch Hand
arbeit sei niemals eine derartige Steigerung der Leistungsfähigkeit wie 
durch die Maschine möglich, sowohl was die absolute Menge anbetrifft, 
als auch pro Mann der Belegschaft, die durch die geringe Inanspruchnah
me ihrer Kräfte zu höheren Leistungen fähig ist. Vor allem kann und muß 
auch die 'gesellschaftlich1 notwendige Arbeit verkürzt werden. Der moder
ne Arbeiter lehnt es ab, in einer 'alten Bude' zu arbeiten, wo technisch 
die Möglichkeit zur Vervollkommnung gegeben ist. Wenn sonst von Ratio
nalisierung nur sehr allgemein gesprochen wird, so geht man hier in Be
richten über die technischen Umstellungen, die Wundertätigkeit der Ma
schine, sehr in die Details. In der Förderung dieser Bestrebungen steht 
die gewerkschaftlich organisierte Arbeiterschaft in einer Reihe mit dem 
fortschrittlichen Techniker im kapitalistischen Dienst." (1)

Die Gewerkschaften standen in den 20er Jahren, also ebenso völlig im 
Banne des herrschenden Problemverständnisses und entsprechender P ro 
blemlösungsstrategien des Kapitals, wie schon zur Zeit der Kartellbewe
gung. War es auch in der Rationalisierungsbewegung die Funktion der 
Senkung der notwendigen Arbeitszeit, also die Regelung der Produktion, 
so war es in der KarteiIbewegung die Funktion der Sicherung der Reali
sierungsbedingungen und der Verhinderung von zyklischen Überproduk
tionskrisen gewesen, die als Problemlösung verabsolutiert worden war.

Das neue Paradigma der Anpassung des Kapitals stellte die Gewerk
schaften nun aber näher an die Seite der großen Kapitale als den vornehmli- 
chen Träger des technischen Wandels. Nun kommt es im Hinblick auf die 
Trusts zu ähnlichen Apologien wie früher im Hinblick auf die Kartelle. Als 
ein Beispiel sei zum Abschluß die folgende Apologie der Trusts wiederge
geben, die von Theodor Kuhn 1928 in der Zeitschrift "Arbeit" veröffent
licht wurde:

"Die Auslese, diejenige Form der Anpassung von Angebot und Nachfra
ge, welche zum niedrigsten Preise führt, ist außer bei fre ier Konkurrenz 
nur noch beim Trust möglich, denn nur er kann die am teuersten arbeiten
den Betriebe rücksichtslos Stil legen, bzw. wo dies geschieht, haben wir 
nicht mehr das Kartell, sondern den Trust; dieser also ist letzten Endes 
Ziel und Ergebnis einer wahrhaft wirksamen Monopolkontrolle. Er ermög
licht außerdem eine überaus einfache Form der Kontrolle, was hier nur 
angedeutet werden kann. Die Verhinderung der Preisfixierung über Kon
kurrenzniveau erfordert eine laufende Kontrolle der Selbstkosten; zu die
sem Zweck ist erforderlich, daß die KontrolIbeamten an der Geschäftsfüh-

(1 )E . Schalldach, a. a. O. , S. 59, Hervorhebg. von mir, ohne die Hervor- 
hebg. des Orig.
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rung des Trustes teilhaben (was auch ein Punkt des Gewerkschaftspro
gramms zur Monopolkontrolle ist). Bel Kartellorganisation ist diese Vor
aussetzung einer wirksamen Kontrolle, wenn überhaupt, so nur unter un
gleich höherem Kostenaufwand durchführbar als beim Trust, da bei den 
Kartellen eine Vielzahl von Unternehmungen mit ganz verschiedenen Selbst
kosten kontrolliert werden muß, was für jeden Produktionszweig einen 
großen Beamtenstab erfordern würde, während beim Trust mit seiner ein
heitlichen und, durch extreme Arbeitsteilung, übersichtlichen Organisation 
einige wenige Beamte genügen. Je einfacher aber die Kontrolle ist, desto 
billiger ist sie, desto besser auch für die Gesamtheit -  der Steuerzahler. 1 11 (1)

(1) A. a. O., S. 692 f; meine Hervorhebg. Vgl. auch zur Position der poli
tischen Parteien: H. U etz , Die Stellung der politischen Parteien zu 
der Konzentrationsbewegung in der deutschen Wirtschaft, Leipzig 
(D iss.} 1932.



-  206 -

IV. 3 Ursachen für die Ablösung der Kartelle als Paradigma gesamtwirt
schaftlicher Ordnungsmodelle

Die reale Entwicklung führte also nicht dazu, daß die Kartelle in die Posi
tion hineinwuchsen, die ihnen in den Konzeptionen der »gebundenen W irt
schaft" zugedacht war. (1) Eingeleitet wurde diese Entwicklung zunächst 
von weitreichenden Konzeptionen zur Bildung von Zwangskartellen und 
ähnlichen Gebilden wirtschaftlicher Selbstverwaltung mit öffentlich-kör
perschaftlichem Charakter im Rahmen der Plan- und Gemeinwirtschafts
programme, die von WisselI, von Moellendorf , Rathenau u. a. in den e r
sten Jahren der Weimarer Republik entwickelt wurden. Darüber hinaus 
wurde mit der Sozialisierungsgesetzgebung für die Bereiche des Kohlen- 
und Kalibergbaus ein politischer Überbau über die Syndikate geschaffen, 
um den Ausgleich politischer und ökonomischer Erfordernisse und Interes
sen zu ermöglichen. Dieser branchenspezifische Überbau wurde selbst 
wieder eingebettet in das von der Verfassung vorgesehene System der 
Wirtschaftsräte bis hin zum Reichswirtschaftsrat.

Ich will hier nicht näher auf die Veränderungen im politischen System 
der Weimarer Republik eingehen, die es verhindert haben, daß die Sozia
lisierungsgesetzgebung erweitert und die Wirtschaftsräte als politisch
ökonomische Vermittlungs- und Regulierungsinstanzen aktiviert wurden.
Auf die Funktionsweise der Syndikate, der letzten Organisationsstufe zur 
Regulierung der Kohlen- bzw. Kaliwirtschaft hatten sie auch wenig Ein
fluß. Daß es sich bei den höheren Organisationsstufen bis hin zum Reichs
kohlen- bzw. Kalirat weitgehend um einen funktionslosen Überbau handel
te, zeigt auf drastische Weise die folgende Erklärung eines Vertreters 
des Gewerkvereins christlicher Bergarbeiter vor dem EnquSte-Ausschuß (2) 1 2

(1) Vgl. als Beispiel für derartige vorfaschistische Konzeptionen: W. Mit
scherlich, »Gebundene Wirtschaft oder Spätkapitalismus? -  Eine Aus
einandersetzung mit Werner Sombarts 'Wirtschaftssystem des Kapita
lismus1 » (II. T e il), in: Schmol lers Jahrbuch, 54. Jg. (1930), S. 985 ff.

(2) Durch die Einsetzung eines EnquSte-Ausschusses im Jahre 1926 mit der 
Aufgabe, die Erzeugungs- und Absatzverhältnisse der deutschen W irt
schaft sowie ihrer Organisationsformen zu untersuchen, wurde für die 
(Fortsetzung auf der nächsten Seite)
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über die deutsche Kaliindustrie:
"Das Kaliwirtschaftsgesetz wird heute in einer Art und Weise gehand- 

habt, daß den Arbeitervertretern in den beiden Organisationen, dem 
Reichskalirat und dem Kalisyndikat, jeder interne Überblick über die 
wirtschaftliche Lage der Kaliindustrie vollständig fehlt. ( . . . )  Der Reichs
kalirat tritt entgegen den gesetzlichen Bestimmungen nicht mehr viertel
jährlich, sondern nur nach Bedarf zusammen. Auf den Tagesordnungen der 
Sitzungen des Reichskaiirats stehen immer nur an sich sehr nebensächli
che und gleichgültige Dinge. Niemals aber ist es im Reichskalirat üblich 
gewesen, daß in den Sitzungen auch ein Vortrag über die Lage der Kaliin
dustrie, über die innere Struktur, über Rationalisierung und ihre Auswir
kungen auf die Produktion usw. gehalten würde. Dasselbe Verhältnis ist 
im Aufsichtsrat des Kalisyndikats. Die Tagesordnung des Reichskäl¡Syndi
kats lautet: Der Absatz im Inlande, die Absatzmenge in den übrigen euro
päischen Ländern, die Absatzmengen nach Übersee, und einige sonstige 
kleine Dinge. Über Preisgestaltungen, über Preisbedingungen und andere 
interne Fragen im Aufsichtsrat des Kalisyndikats wird überhaupt nicht ge
redet. Die Sitzungen dauern deshalb in der Regel eine halbe, höchstens 
eine Stunde. 11 (1 )

Über die politischen Gremien der Branchenorganisationen liefen hier of
fensichtlich keine relevanten Entscheidungen. Das Kalisyndikat hat seine 
Tätigkeit weitgehend als kapitalautonome Institution weitergeführt. Ebenso 
wenig hat der politisch-ökonomische Überbau in der Kohlenindustrie einen 
Unterschied gemacht. Für eine Gesamtbeurteilung ziehe ich die Aussagen 
von Passow heran, der auf die mangelnde Information darüber verweist, 
"welche tatsächlichen Wirkungen die komplizierte gesetzliche Regelung 
der Kohlenwirtschaft gehabt hat" und das Versagen der Enquête auch in 
dieser Hinsicht kritisiert, um dann festzustellen:

"Auf Grund sonstiger Beobachtungen wird man sagen müssen, daß die 
praktische Bedeutung der gesetzlichen Regelung keine überwältigend große 
war. Das Schwergewicht liegt nach wie vor bei den Kartellen. Wo schon 
früher Kartelle bestanden haben, haben sie sich im großen und ganzen in 
ähnlicher Weise weiterentwickelt. Vor al lern führen sie ihre Geschäfte nach 
wie vor im Interesse ihrer Mitglieder, nicht nach 'gemeinwirtschaftlichen' 
Gesichtspunkten. Die Hinzuziehung von Arbeitnehmervertretern hat den

(Fortsetzung der vorhergehenden Fußnote:)
.. . Weimarer Republik versucht, eine wissenschaftlich-politische Be
standsaufnahme durchzuführen, die das Gegenstück zu der Kartei len- 
quête 1902 -  05 im Kaiserreich und der Konzentrationsenquête 1961 -  63 
bildet. Mit der Enquête sollte vor allem der Druck auf die Regierung, 
ein Kartellgesetz vorzulegen, aufgefangen werden.

(1) Bericht des Enquêteausschusses über "Die deutsche Kaliindustrie", 
Berlin 1929, S. 171 f, zit. nach R. Passow, a. a. O. , S. 158 f ; meine 
Hervorhebg.
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Grundcharakter nicht geändert. 11 (1)
Ein faktisches Gewicht hat von dem gesamten Überbau (dem Reichskoh

lenverband, dem Reichskohlenrat usw. ) lediglich die Aufsichtsfunktion er
halten, die dem Reichswirtschaftsminister insbesondere bei Preisfestset
zung übertragen wurde und die in Preisfragen dazu führte, daß strittige 
Punkte im Immediatkontakt geregelt wurden.

Die KarteiIVerordnung von 1923 führte nicht nur nicht die plan- und ge
meinwirtschaftlichen Zielsetzungen der unmittelbaren Nachkriegszeit fort, 
sondern fiel auch weit hinter die Kernforderungen zurück, die von den 
bürgerlichen Parteien und von den wissenschaftlichen Politikberatungen 
etwa der Juristentage seit der Jahrhundertwende immer wieder formuliert 

' wurden:
-  Publizität der Kartelle durch Schaffung eines Kartellregisters,
- Bestimmungen über die Errichtung von Verbraucherbeiräten auf Kartell

ebene,
- Errichtung eines Kartellamtes zur Mißbrauchsaufsicht.

' Die KarteiIVerordnung beschränkte sich auf die Errichtung eines Kar
tei Igerichts, die Regelung einiger zentraler Rechtsstreitpunkte im Hinblick 
auf die Möglichkeit des Kartellaustritts, Verstöße gegen die guten Sitten 
usw. und schließlich die Bestimmung des Reichswirtschaftsministers zur 
Kartellaufsichtsbehörde mit bestimmten Eingriffs rechten für den Fall, daß 
ein Kartei Ivertrag die Gesamtwirtschaft oder das Gemeinwohl gefährde. 
Gemäß § 4 wurde dazu festgestellt:

"Die Gesamtwirtschaft oder das Gemeinwohl ist insbesondere dann als 
gefährdet anzusehen, wenn in volkswirtschaftlich nicht gerechtfertigter 
Weise die Erzeugung oder der Absatz eingeschränkt, die P reise gestei
gert oder hochgehalten oder im Falle wertbeständiger Preisstellung Zu
schläge für Wagnisse (Risiken) eingerechnet werden, oder wenn die w irt
schaftliche Freiheit durch Sperren im Einkauf oder Verkauf oder durch 
Festsetzung unterschiedlicher Preise oder Bedingungen unbilIig beein
trächtigt w ird ." (2)

Die Kompetenz für Eingriffe in die Kartellpreisbildung, zu der sich der 
Staat mit dieser Bestimmung ermächtigte, war eindeutig nicht als Ansatz
punkt für eine staatliche, etwa wohlfahrtspolitisch orientierte Funktions
ausweitung gemeint, sie hatte vielmehr ausschließlich deklaratorischen 
Charakter. (3) Die Kartei Iverordnung erging auf dem Höhepunkt der ln-

(1 ) A. a. O. , S. 157-
(2) Verordnung gegen Mißbrauch wirtschaftlicher Machtstellungen vom 

2. November 1923 -  RGB. I S. 1067; zlt. nach O. Lehnich, a. a. O. ,
S. 255 f.

(3) Wirkliche Eingriffe in die Preisgestaltung wurden erst auf Basis einer 
KarteiI-Notverordnung möglich, die im September 1930 unter der Kanz
lerschaft Brünings erlassen wurde und eine weitgehende Ausschaltung 
des Kartellgerichts zugunsten erweiterter Handlungsmöglichkeiten der 
Reichsregierung durchsetzte.
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flation, und wie schon in der ersten Inflationsphase der Jahrhundertwende 
wurde in den Preisstellungen und -Strategien der Kartelle eine wesentli
che Ursache der Inflation gesehen.
Der Staat wurde im Hinblick auf die allgemeine Funktion der "Wucherbe
kämpfung» aktiviert, die zum althergebrachten Funktionsbereich des Staa
tes in warenproduzierenden Gesellschaftsformationen gehört.
Von O. Lehnich werden zwei Kräfteströmungen unterschieden, die in den 
Jahren 1920 -  23 auf ein Kartellgesetz hindrängten, und die beide Abneh
merbewegungen waren:

»Die eine ist eine Folge der besonderen wirtschaftlichen Verhältnisse. 
Infolge der Inflation überwog die Nachfrage stark, und der Abnehmer war 
der wirtschaftlich Schwächere. Dieser war nun geneigt, den Grund allen 
Übels in den Organisationen der Lieferanten zu sehen.» (1)

Die zweite Kräfteströmung richtete sich gegen die typischen Kartellprak
tiken der Exklusivverträge und damit der Diskriminierung bestimmter Ab
nehmergruppen. Hier waren die Träger vor allem die Genossenschaften 
und Arbeiterkonsumvereine, die sich durch Gegenseitigkeitsverträge zwi
schen Kartellen und Abnehmern vom Warenverkehr ausgeschaltet bzw. 
durch ungünstigere Rabattbedingungen benachteiligt sahen.

In den Umstand, daß es vor allem die Konsumorganisationen der Arbei
terbewegung waren, die maßgebliche Bedeutung für den ersten Schritt 
staatlicher Regulierung der Kartelle besaßen, (2) zeigten sich bereits die 
Ansätze für den oben beschriebenen Paradigmenwechsel der Arbeiterbe
wegung. Daß die Kartell Verordnung weder den Konzeptionen positiver Ein
bindung der Kartelle als Durchsetzungsformen von Politiken (Sozial-, 
F iskal- usw. -Politik) noch auch der staatlichen Mißbrauchskontrolle ge
recht wurden zeigte sich daran, daß die Forderungen nach einem Kartell
gesetz danach noch lauter wurden und in den Programmatiken etwa der po
litischen Parteien immer stärkeres Gewicht erhielten. (3)

Die Tatsache, daß es auch nach der Inflationszeit nicht, zu einer positi
ven Einbindung der Kartelle im Sinne der Plan- und Gemèinwirtschaftspro- 
gramme kam, läßt sich m. E. auf drei Faktoren zurückfuhren:
1. auf die zunehmende Loslösung und Autonomisierung der großen Einzel

kapitale von den bzw. innerhalb der Karteile(n).
Exemplarisch zeigt sich dies im Bereich der Kohlenproduktion, auf des
sen Steuerungsfunktion für die Gesamtwirtschaft aufgrund des Charak
ters der Kohle als Schlüsselprodukt man nach den Erfahrungen vor dem 
Weltkrieg aufbauen zu können geglaubt hatte. Durch die vertikale Inte
gration, die angesichts der Kohlenknappheit nach dem Weltkrieg und 
während der Inflationszeit verstärkt eingesetzt hatte, vermochten sich

(1) A. a. O. , S. 117.
(2) Vgl. O. Lehnich, a. a. O. , S. 87 ff, insbes. S. 117.
(3) Vgl. H. Lietz, a. a. O.
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die großen Kapitale dieser Steuerungsfunktion aber weitgehend zu ent
ziehen. (Ganz abgesehen davon, daß die ReparationsregeIungen diese 
Steuerungsfunktion des Kohlenbergbaus ohnehin weitgehend vereitelte.)

2. auf die Möglichkeiten der Rationalisierung und die Notwendigkeiten von 
Preissenkungen im Hinblick auf den Weltmarkt. Durch die Rationalisie
rungsbewegung erschienen systematische, langfristige Preissenkungen 
möglich, als deren Träger unter den Organisationsformen des Kapitals 
gerade nicht die Kartelle, die ja gerade Institutionen waren, die den 
Wandel der Produktionsstrukturen bremsen und den Kapitalvernichtungs
prozeß abmildern sollten, sondern die Konzerne und Trusts geeigneter 
erschienen.

3. auf die seit 1924 sprunghaft anwachsende Internationalisierung der Kar
telle, (1) die selbst eine Mißbrauchskontroile auf nationaler Ebene zu
nehmend ausschloß; erst recht den Versuch einer positiven Funktiona- 
lisierung der Kartelle.

A lle drei Faktoren bedeuteten, daß die Notwendigkeit und Alternativlo- 
sigkeit der (national begrenzten) Kartelle als Regulierungsinstanz des Ka
pitals selbst immer mehr in Frage gestellt werden konnten. Die oben ge
schilderten umfassenderen Konzeptionen der Verrechtlichung setzten einen 
für beide Seiten vorteilhaften "Handel" zwischen Staat und Kapital voraus, 
in dem Privilegien gegen Auflagen getauscht werden, also eine wechsel
seitige Mediatisierung der beiden Kontrahenten: der Staat bedient sich der 
Funktion der Kartelle als dem eben nicht nur ideellen Gesamtkapitalist des 
betreffenden Produktionszweiges und die Kartelle sich der staatlichen Ho
heitsgewalt, um sich einen Status als reeller Gesamtkapitalist zu sichern.

Im Hinblick auf die Organisationsformen des Kapitals setzt ein solcher 
Versuch ihrer "Mediatisierung" durch den Staat voraus, daß diese Formen 
notwendige Steuerungsfunktionen für das Kapital besitzen. Dies war in dem 
Maße immer weniger der Fall als sich neue Handlungs- und Verwertungs
chancen für die Einzelkapitale herausbildeten, die eine formelle Bindung 
der Kapitale "innerhalb der Sphäre" erübrigten. In dieser Beziehung bil
det die nationalsozialistische Wirtschaft eine Übergangsformation.

Das Gesetz über die Errichtung von Zwangskartellen aus dem Jahre 1933, 
obgleich es scheinbar den Höhepunkt der KarteiIbewegung und der Kartell
bestrebungen darstel Ite und das Kartell zum allgemeinen Regulierungsprin
zip erhob, hatte in Wirklichkeit die Funktion, das Kartell als kapitalauto
nome Regulierungsform weitestgehend einzuschränken. Die Kartelle wurden 
vielmehr mit dem Ziel verrechtlicht, um ihre Einwirkungsmöglichkeiten auf 
die Marktpreise auszuschließen. Auf diesen Widerspruch der deutschen Ge
setzgebung über die ZwangskarteiIierung verweist Francesco Vito, einer 
der theoretischen Vertreter des italienischen Modells korporativer W irt-

(1 )V g l. R. Liefmann, "Internationale Kartelle", in: Weltwirtschaft! iches 
Archiv, Bd. 25 (1927).
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Schaftsregulierung, in seiner Untersuchung über "Die industriellen Un
ternehmerzusammenschlüsse und ihre Regelung in der korporativen W irt
schaft". (1 )

Die Befugnis der zuständigen Staatsorgane etwa zum Zwecke der Markt
regelung Unternehmen zusammenzuschließen bzw. bisher selbständige Un
ternehmen an bestehende Unternehmenszusammenschlüsse anzuschließen, 
nehme dem privaten Kartellzwang gegen Außenseiter jede innere Berech
tigung.

"Damit hat nun aber ( . . . )  der private Kartellzwang gegen Außenseiter 
jede innere Berechtigung verloren. Nunmehr haben die wirtschaftlich ver
antwortlichen Ministerien die gesetzliche Möglichkeit, innerhalb jedes ein
zelnen Wirtschaftszweiges die Wettbewerbsfreiheit nach ihrem Ermessen 
zu beseitigen oder einzuschränken. Machen sie von dieser Möglichkeit Ge
brauch, so besteht für die gleichzeitige Anerkennung privatwirtschaftli
chen Organisationszwanges kein Bedürfnis mehr. Tun sie es nicht, so 
liegt darin eine wirtschaftspolitische Entscheidung zugunsten des freien 
Wettbewerbs. " (2)

Ein ähnlicher Verlust autonomer Handlungsmöglichkeiten für die Kartel
le durch das Zwangskartellgesetz ergab sich aus der Genehmigungspflicht 
für Preiserhöhungen. Die Aufgabe der Kartelle wurde auf unmittelbare 
"Marktregelung" eingegrenzt und insofern weitgehend den "Fachgruppen" 
unterworfen, in dessen Entscheidungsorganen die Großkapitale dominier
ten. (3)

(1) Nach der 3. ital. Aufl. , Jena 1941.
(2) F. Vito, a. a. O. , S. 182.
(3) Die Grenzziehung zwischen wirtschaftspolitischen und kartellmäßigen

Tätigkeiten der Kapital verbände wurde durch das "Wirtschaftsaufbau
gesetz" dahingehend geregelt, "daß die wirtschaftspolitischen Fragen 
von den Fachgruppen bearbeitet werden - deren zwangsweiser Zusam
menschluß im berufsständischen Aufbau Gewähr dafür bieten soll, daß 
ein lauterer Wettbewerb in den einzelnen Zweigen der gewerblichen 
Wirtschaft gepflegt wird und das staatliche Wirtschaftswollen zur 
Durchführung gelangt -  und die ganz anders gearteten Aufgaben unmit
telbarer Marktregulierung den Kartellen zur Durchführung überlassen 
bleiben. Naturgemäß können die Fachgruppen, da sie einen geordneten 
Wettbewerb herbeiführen sollen, nicht umhin, sich in Marktregelungs
fragen beobachtend und beratend zu betätigen. Es bleibt ihnen also ge
wissermaßen die Möglichkeit einer marktordnenden Betätigung im wei
teren Sinne; z. B. ist die Einführung von einheitlichen Buchhaltungs
und Kalkulationsrichtlinien, zwischenbetrieblichen Kostenvergleichen, 
die Durchführung von Produktions- und Absatzstatistiken, branchen
mäßigen Betriebsuntersuchungen und verschiedenen anderen Maßnahmen 
zur Verbesserung und Verbilligung der Produktion durch Erfahrungs
austausch, Erprobung von Rohstoffen, Arbeitsverfahren usw. hierzu 
zu rechnen." (Vgl. G. Schuppener, a. a. O. , S. 6 f. ). ’
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Es scheint paradox,die Untersuchung der Kartelle als Anpassungs- und 
Übergangsform des Kapitals an der Stelle abzubrechen, an der mit dem 
Zwangskartellgesetz nun die Vorstellungen in die Praxis umgesetzt wer
denkönnten, die dem Kartell eine höhere Rolle in der Regelung der gesell
schaftlichen Reproduktion zugedacht haben. Die nationalsozialistische 
Wirtschaftsführung hat sich der Kartelle als vom Kapital hervorgebrachten 
Organisationsmittel zum einen bedient, um die Preise vor allem in den bis
her als nicht organisierbar geltenden Bereichen der Fertigindustrie zu 
kontrollieren. Zum andern bildeten die Kartelle die organisatorische Form, 
um die Einführung der Prinzipien interner Rationalisierung, die in der 
Senkung der Selbstkosten ihren Dreh- und Angelpunkt hatten, autoritativ 
zu ermöglichen. Die Kartelle waren so eine Form, um den Modernisierungs
schub zu vermitteln, den vor allem die kleinen und mittleren Kapitale wäh
rend des Nationalsozialismus erfuhren. Inhalt dieses Modernisierungsschu
bes war jedoch das Rationalisierungsparadigma und als dessen analytische 
Voraussetzung die Methoden der industriellen Rechnungsführung. (1) Die 
Durchsetzung dieses Inhalts durch den Staat während des Nationalsozialis
mus hat dazu beigetragen, die Voraussetzung für die Reautonomisierung 
der einzelnen Kapitale und die Herstellung vergleichsweise "fre ie r1 11 Kon
kurrenzverhältnisse in der Nachkriegszeit zu schaffen.

(1) "In der geordneten Wirtschaft", so stellt Mellerowicz im Jahre 1939
fest, "wo der Staat die Wirtschaft ordnet, um den Leistungswettbewerb 
herzustellen und zu erhalten und wo der Staat in Gebieten mit fehlen
der Konkurrenz die Wirtschaftsautorität lenkt, steigt die Bedeutung des 
Rechnungswesens ins Ungemessene." in: Zeitschrift für Betriebswirt
schaft, 16. Jg. (1939), S. 04; meine Hervorhebg. Daß die neue Tech
nik und funktionale Sprache ein Ansatzpunkt für zentrale Lenkungsfor
men sein kann, demonstrierte die Deutsche Reichsbahn, die z. B. 1928 
für einen Großauftrag die Selbstkosten von 30 konkurrierenden Unter
nehmungen ermitteln ließ und die Preisvorgabe für den Auftrag an den 
Selbstkosten der drei produktivsten Betriebe orientierte.
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IV. 4 Die evolutorische Bedeutung der Kartelle für die Entwicklung des 
Verhältnisses von Politik und Ökonomie

Zürn Abschluß der Arbeit soll noch einmal Bezug genommen werden auf die 
Ausgangsüberlegungen zur Bedeutung der Anpassungsformen im Rahmen 
staatstheoretischer Ansätze sowie im Hinblick auf solche gesamtgesell
schaftliche Entwicklungstheorien, die auf Theoremen der Aufhebung natur
wüchsig objektivistischer Regelungen zugunsten subjektiv gesteuerter Re
gelungen beruhen.

Zunächst sind die Folgerungen zu ziehen, die sich aus der Entwicklungs
geschichte der Kartelle für die Theorien ergeben, welche die Entwicklung 
kapitalistischer Gesellschaftsformationen als Prozeß zunehmender Zen
tralisierung des Kapitals im Sinne der Herausbildung immer übergreifen
derer "Kommandohöhen der Wirtschaft"begreifen. Daß sich diese Theorien 
gerade immer wieder auf die Kartelle als Träger eines solchen Zentralisie
rungsprozesses bezogen, ist auf Basis der Darstellung in Abschnitt III leicht 
nachzuvollziehen.

Nimmt man die Stärke der Kartellbewegung, vor allem auch der noch nicht 
realisierten Kartellwünsche und -bestrebungen beim Kapital,als Indikator 
für die Bereitschaft des Kapitals,auf Handlungsautonomie zugunsten von Ka
pitalverbänden zu verzichten, verallgemeinert man diese Bereitschaft an
gesichts der Ausdifferenzierung der Verbände und bezieht man schließlich 
die Tendenz zum Verbandszusammenschluß zu sog. Spitzenverbänden und 
deren Integration in politische Willensbildungsstrukturen ein, so scheint 
dies ein vollständiges Bild im Sinne der "Kommandohöhen"-Vorstellung zu 
ergeben.
Dabei lassen sich zweierlei Wirkungsdimensionen von Zentralisierung un
terscheiden: zum einen wird die Anzahl der selbständig fungierenden Ka
pitale reduziert und damit der Grad der Kompliziertheit des Interaktions
systems vermindert, über das sich die Konkurrenz vermittelt; zum andern 
wird bei Zusammenfassung tendenziell aller Kapitale einer Produktions
sphäre oder durch die Integration von Kapitalfunktionen unterschiedlicher 
Phasen der Kapitalzirkulation (wie z. B. der Funktionen des Handels oder 
des Bankkapitals) in den Entscheidungsbereich eines Kartells Komplexität 
reduziert. Es scheint also begründet zu vermuten, daß die Zentralisie
rungsprozesse, die oben als KarteiIbewegung beschrieben wurde, den Be
reich subjektiver Steuerungsmöglichkeiten über den Prozeß der Kapitalver-
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Wertung, der die materielle Reproduktion der Gesellschaft vermittelt, ge
genüber den objektiven, naturwüchsigen Bestimmungsfaktoren erweitert.
Mit der These der Notwendigkeit der Kartelle angesichts historisch-spe
zifischer Bezugsprobleme wird darüber hinaus unterstellt, daß das zu
nächst nur formell, vertragsförmig zusammengeführte Kapital zu einer 
funktionellen und reellen Einheit zusammenwächst, die zentral steuerbar 
wird und auch zentral gesteuert werden muß. An der so "dingfest11 zu ma
chenden Zentrale könnte dann der Prozeß der Vergesellschaftung, also 
der Unterwerfung privater durch öffentliche Interessen ansetzen. Das Ka
pital -  bzw. genauer - der Prozeß der Kapitalverwertung, der die mate
rie lle Reproduktion der Gesellschaft vermittelt, würde auf diese Weise 
zunehmend regierbar.

Die Untersuchung hat diese mit der Zentralisierung verbundenen W ir
kungsvermutungen nicht bestätigen können. Das Bezugsproblem der Kartellbil
dung war, wie in Abschnitt III dargestellt, die Überakkumulation von Ka
pital in einer Entwicklungskonstellation der Produktionsstruktur, in der 
die naturwüchsigen Kapitalentwertungsmechanismen der "freien Konkur
renz" auf die beschriebenen Hindernisse stieß. Die Kartellbildung ermög
lichte es, den Zwang zur Kapitalentwertung aufzufangen, zeitlich zu ver
schieben und auf die KarteiIkapitale anteilsmäßig aufzuteilen. Durch die 
Entkoppelung von Markt- und Produktionsprozessen wurden die Voraus
setzungen geschaffen, um einen stetigen, den technischen Möglichkeiten 
und Erfordernissen der Produktion gerecht werdenden Zentralisationspro
zeß zu gewährleisten und damit schließlich die Vorteile einer Produktion 
mit degressivem Kostenverlauf zum Tragen zu bringen.

Insgesamt läßt sich jedoch feststellen, daß die Karteile keine stabile 
Form der Problemlösung gegenüber dem genannten Bezugsproblem dar
stellten, die etwa -  nach der These möglicher funktionaler Äquivalenzen 
zwischen politischen und ökonomischen Anpasssungsformen -  (1) ein funk
tionales Äquivalent zu staatlichen Interventionsformen darstellen könnte.
Die Kartellform löste selbst Entwicklungen aus, die zu ihrer Ablösung 
und Aufhebung führten.

Der Prozeß der Ablösung und Aufhebung schien aus zwei Gründen unauf
haltsam auf den Staat als Auffanginstitution der Problemlösungsstrategie der 
Kartelle hinzuweisen. Zum einen erwies sich der von den Kartellen selbst 
intern erzeugte Druck zur Anpassung der Produktionsbedingungen an die 
Realisierungsbedingungen der Warenwerte und zur Verhinderung von Über
akkumulation (Kapazitätsbeschränkungen, Stil legungen usw. ) als nicht hin
reichend. Um ein Auseinanderbrechen des Kartells, durch das eine (Kapi- 
talvernichtungs-) Konkurrenz zwischen den Einzelkapitalen eingeleitet wür
de, zu verhindern, mußte dann schon auf die staatliche Hoheitsgewalt zu
rückgegriffen werden. Zum andern hatte die hohe Konfliktintensität der Kar- 1

(1) Vgl. Kapitel 11.3.
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tellwirtschaft aufgrund ihrer spezifischen sozialen Kontrollstruktur, in 
der Kontrolle eben nicht allein über die Bedingungen der Nutzung der A r
beitskraft in der Produktion, sondern auch über die Handlungen anderer 
Kapitale (Abnehmer, ZulIeferer) ausgeübt wurde, zur Folge, daß der Staat 
Immer wieder als Interventions- bzw. Legltlmatlonslnstanz angerufen wur
de. Die Einbeziehung des Staates In die Kartellwirtschaft und damit die 
Verstärkung politischer Bestrebungen, die Funktionen der Kartelle gesell
schaftlicher Kontrolle zu unterziehen, erschien die notwendige weitere 
Entwlckl ungstendenz.

Die Notwendigkeit dieser Entwicklung wurde jedoch unterlaufen. Es wur
de oben beschrieben, wie sich die Vertellungs- und Zuteilungsökonomie 
der Kartelle zunehmend auf »objektive Daten» zu stützen versuchte und wie 
die Kartelle einbezogen wurden In die analytischen Bestrebungen zur Auf
deckung der Innerbetrieblichen Kapitalbewegung. Die Folgen dieser analy
tischen Umwälzungen, an denen ein eminentes praktisches Interesse be
stand, für die Reautonomlslerung der einzelnen Kapitale und für die Re- 
kommodlfizierung (Rückvermarktung) der Produktionsverhältnisse können 
m.E. nicht hoch genug angesetzt werden. Schien mit der Abkoppelung von 
Markt und Produktion durch die Kartelle zunächst ein unaufhaltsamer P ro 
zeß der Entmarktung und des Vordringens administrativer Steuerungsfor
men In die Produktion gegeben und von daher eine Annäherung der Ökono
mie an die Prinzipien etatlstlscher Wirtschaftsführung, so ermöglichte diese 
Umwälzung nun sowohl eine stärker auf Marktbewegungen orientierte P ro
duktionsplanung als auch eine tendenzielle Rückvermarktung selbst der Un
ternehmens- bzw. betriebsinternen Produktionsprozesse.

Die betriebswirtschaftlich angeleiteten Veränderungen In der Produk
tionsorganisation und die von mir nurmehr angedeutete »Logik» der Planung 
steht jedoch der Kartellstrategie entgegen. S ie Ist darauf gerichtet, die 
Produktion bis In Ihre betrlebsinternen Strukturen wieder der Konkurrenz 
auszusetzen und so aus der Produktion den Mehrwert herauszupressen, den 
die Kapitale Im Kartellsystem über die Beeinflussung der Marktbedingungen 
und durch Werttransfer zu realisieren suchten.

Die Entstehung eines Industriellen Rechnungswesens und dessen Umset
zung in Prinzipien der Betriebsführung wird Im Bereich der Sozialwissen
schaften leicht In Ihrer Bedeutung unterschätzt. Doch ebenso wie die V er
breitung der Prinzipien der Buchführung nicht bloß ein Reflex der Verbrei
tung des Handelskapitals war, sondern diese Verbreitung auch wesentlich 
mitbeförderte, stellte dieser Vorgang der analytischen Rationalisierung des 
Produktionsprozesses als Prozeß zur Verwertung von Kapital eine grundle
gende Umwälzung dar. Es wird hier gar nicht so sehr auf die Übertragung 
der Konzepte von Taylor und anderer aus den USA abgestellt, denn deren 
überschwengliche Rezeption in Deutschland wäre nicht denkbar ohne deren 
Einbettung In die allgemeine Diskussion über die neuen privatwirtschaftli
chen »Planungs- und Lenkungskonzepte» des (In heutiger Bezeichnung) In
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dustriellen Rechnungswesens. (1) Diese mit der "Verbetriebswirtschaftli- 
chung" eingeführten Verfahren haben ihre Bedeutung durch die folgenden 
Wirkungen. 1. Sie orientierten die Handlungsträger des Kapitals auf den 
Produktionsprozeß als den Verwertungsprozeß des Kapitals und lösten die 
bis dahin oft vorherrschende Vorstellung ab, den Produktionsprozeß un
ter ingenieurswissenschaftlichen und nur den Verkauf unter kaufmännischen 
Aspekten zu sehen. (2) 2. Sie führte zu einer Objektivierung und Verwis
senschaftlichung der Vorgabe- und Vergleichsgrößen für die Steuerung der 
Produktion und die Beurteilung des Produktionsergebnisses (3) und 3. S ie 
schuf Voraussetzungen für eine Internalisierung von Konkurrenzprinzipien 
in die bestehenden Kapitaleinheiten. (4) Die analytische Betrachtung des 
Betriebs als Markt bildete die Voraussetzung fürdie später immer wichti
ger werdenden Formen der pretialen, d. h. wertmäßigen Wirtschaftslenkung, 
die darauf beruht, einzelne betriebliche Abteilungen als selbständige Rech
nungseinheiten darzustellen, die so autonom Kauf und Verkauf organisie
ren und eigene Gewinn- und Verlustrechnungen vorlegen. Derartige For
men finden wir^heute etwa in den sogenannten profit Centers, die im Zuge 
der gegenwärtigen Reorganisation der Konzernstrukturen eine große Be
deutung besitzen.

Schmalenbach hatte in eben dieser pretialen Wirtschaftslenkung die ein
zige Möglichkeit gesehen, den Prozeß der zunehmenden Administration und 
Beamtenhaftigkeit zu bremsen und das Ende der freien Wirtschaft aufzuhal
ten.

Die Behandlung des Betriebes als Markt führt zu entsprechenden Formen 
der Isolierung und Parzellierung der Betriebsteile. Es läßt sich wieder 
Druck auf spezifische Kosten und -arten ausüben. Mit Hilfe der Analytik 
erhalten Maßnahmen der Arbeitsintensivierung und Stillegung eine schein
bar objektive, d. h. marktbezogene Begründung. 1 2 3 4

(1) Vgl. vor allem Stuchtey, a. a. O. ; Stuchtey spricht von einer Planungs
euphorie in der Diskussion über die neuen analytischen Konzepte.

(2) Der Zeitpunkt für die Überwindung der Dominanz der Gebrauchswert
orientierung über die Tauschwertorientierung in der Betriebsfüh
rung wird in der Literatur häufig erst für die Zeit nach dem 2. Welt
krieg angesetzt. Ziel der Darstellung oben ist, auf die Entstehung der 
Möglichkeit dafür hinzuweisen.

(3) Voraussetzung dafür war zunächst eine einheitliche, d. h. standardi
sierte Form der Berechnung und Dokumentierung der innerbetrieblichen 
Prozesse, was durch das industrielle Rechnungswesen ermöglicht wur
de; die Nutzanwendung in Form zwischenbetrieblichen Vergleichs, Bran
chendurchschnittswerte usw. wurde alsbald, wie oben gezeigt, gezogen.

(4) Voraussetzung war, daß der Produktionsprozeß analytisch in Transak
tionen zwischen einzelnen "Kostenstel len" zerlegt wurde, die analytisch 
als eigene Akteure behandelt wurden. Transaktionen wie etwa Schweis- 
serei liefert an Montage, diese an Lager, dieses an Vertrieb usw. ließ 
den Betrieb -  wiederum analytisch -  als Markt erscheinen.
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Taylorismus und Selbstkostenbewegung haben die gleiche Zielsetzung: 
Methoden der Verminderung gesellschaftlich notwendiger Arbeitszeit her
auszubilden, die ohne direkten Marktdruck durchgesetzt werden können.
Der Taylorismus verspricht,durch die Zeitmessung der Arbeitsfunktionen 
scheinbar objektive, technisch einwandfreie Werte als Grundlage für eine 
genaue Berechnung von Arbeitsleistungen zu erhalten. Entsprechende W er
te können nun der Arbeit als Sollgrößen vorgegeben werden. Die Vorgabe
werte sind nun nicht mehr Erfahrungswerte wie in der Vergangenheit, son
dern sind wissenschaftlich'abgesicherte1 Größen.

Der Wechsel im Paradigma der Kapitalanpassung hat nun entscheidende 
Konsequenzen für die Form der Zentralisierung des Kapitals; die »Kom
mandohöhen der Wirtschaft» verändern ihren Charakter. Durch die Re- 
orientierung der Anpassungsstrategie von Markt- auf Produktionsbeziehun
gen verlor sich das öffentliche Interesse an den Kartellentscheidungen, 
die Entscheidungen der Handlungsträger der großen Kapitaleinheiten 
verloren vielmehr Ihren Charakter als nach außen gerichtete, Öffentlichkeit 
herausfordernde Entscheidungen, da die Bildung von Preisen, Produktions
quoten, Umlagen immer weniger als Resultat vertraglicher Abmachungen, 
also von Verhandlungen und Willenserklärungen, war, sondern sich als das 
Resultat von »Rational isierung" ergab. Es wurde schl ießl ich auch für die wei
terhinexistierenden Kartei le unabdingbar, dem Anschein von Willkür,Wucher 
usw. durch Anschluß an die Rationalisierungsbewegung zu begegnen.
Dadurch daß die Lenkungsinstanzen des Kapitals ihre Entscheidungen 
nunmehr als bloße Durchsetzung objektiver Erfordernisse legitimieren 
konnten und mußten, verloren die Überlegungen sie als Ansatzpunkt von 
Politiken zu nehmen, ihren allgemein plausiblen Bezugspunkt.
Der Wandel im Charakter der Zentralisation hat also nicht nur Folgen für 
die Strukturierung der internen Produktionsverhältnisse. In dem Maße wie 
die Verbetriebswirtschaftlichung den Entscheidungen den Anschein objektiv
sachlicher. Legitimation verleiht und die internen Beziehungen nach Prin
zipien pretialer Wirtschaftsführung koordiniert werden, verlieren die 
Zentralinstanzen des Kapitals gewissermaßen die Substanz, die sich einer 
gesellschaftlichen Kontrolle unterwerfen ließe. Damit ist der Zusammen
hang, der in der Einleitung mit Norbert Elias als »Monopolmechanismus» 
bezeichnet wurde, in Frage gestellt. Nach dieser generellen Entwicklungs
hypothese zentralisieren sich die an das Kapital in der bürgerlichen Ge
sellschaft gebundenen Entscheidungs- und Dispositionsfunktionen; in dem 
Maße aber wie sich eine private ökonomische Zentralinstanz herausbildet, 
verstärken sich die politischen Bestrebungen, die Funktionen dieser auto- 
kratischen Instanz zu vergesellschaften, also gesellschaftlicher Kontrolle 
unterziehen. •

Durch die beschriebenen Veränderungen verschoben sich jedoch die Be
dingungen der Politisierung ökonomischer Beziehungen. Sowohl von Seiten 
der Bedingungen, die zuvor die Notwendigkeit staatlicher Intervention zu
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begründen schienen (die soziale Konfl ikthaftigkeit der Kartellwirtschaft) 
als auch von Seiten der Bedingungen, die die Möglichkeit einer politischen 
Steuerung der ökonomischen Beziehungen zu begründen schienen, ließ der 
Druck auf Verstaatlichung nach. Die für eine kurze historische Phase vor
herrschende Entwicklungstendenz zunehmender "Veröffentl ichung" des Ka
pitals In dem Sinne, daß eine zunächst privatautonom vorangetriebene Normierung 
der mikroökonomischen Strukturen der Kapital Verwertung und damit der V er
wertungschancen und Reproduktionsmöglichkeiten von Einzelkapitalen staat
lichen Verrechtlichungsschritten entgegenwuchs, begann sich aufzulösen. 
Historisch kam es zwar, um dies noch einmal hervorzuheben, zu einem Hö
hepunkt staatlicher Instrumentalisierung der Kartelle, aber dies nur, um 
die zwangskörperschaftlich gebundenen Kapitale in ihrem Preisverhalten 
zu kontrolIIeren und im Übrigen, um sie auf Standards kapitalistischer 
Rechnungsführung zu verpflichten. Daß die rigiden staatlichen Durchgrif
fe in der Kriegswirtschaft gerade für die nunmehr kartellierten Kapitale 
eine Negativerfahrung bildete, die dazu führte, nun doch wieder eher das 
Marktrisiko in Kauf nehmen zu wollen, sei hier nur noch angemerkt. (1) 
Jedenfalls war zu Beginn der Wiederaufbauphase kapitalistischer W irt
schaftsabläufe in Westdeutschland nach dem Kriege ein Bestand an Orien
tierungswissen sowohl über interne Steuerpngsmöglichkeiten des Arbeits
ais Verwertungsprozesses als auch über Vergleichskriterien zur Wahrneh
mung von Standarderfordernissen der Konkurrenz innerhalb des Produk
tionszweiges vorhanden, der erhebliche Bedeutung für die Reautonomisie- 
rung der einzelnen Kapitale besaß. (2)

Mit diesen Prozessen haben sich im Bereich der Ökonomie die Ansatz
punkte und die Bedingungen staatlichen Handelns geändert. Dieser Vorgang 
muß noch einmal kurz den neueren in der Staatsdiskussion immer wieder 
aufkommenden Vorstellungen entgegengehalten werden, die Veränderungen 
In Ausmaß und Art staatlicher Intervention allein auf innerpolitische W il
lensbildungsprozesse zurückführen. Wenn für Analysen zur Entwicklung 
der Politik-Ökonomie-Beziehungen allein der Staat als Handlungsträger gilt 
und Ökonomie dagegen als Bereich sachgesetzlich geregelter Beziehungen 
betrachtet wird, der dem Staat quasi nur als Objekt seiner Eingriffe gegen
übersteht, dann wird leicht übersehen, daß auch auf Seiten der Ökonomie 
Entwicklungen stattfinden, die die Bedingungen der Möglichkeit staatlicher 
Steuerung beeinflussen.

Die Anpassungsformen bilden die Ansatzpunkte für staatliche Handlungen, 1 2

(1) Vgl. E. Weiter, Falsch und richtig planen. Eine kritische Studie über 
die deutsche Wirtschaftslenkung im Zweiten Weltkrieg, Heidelberg 1954.

(2) Vgl. u. a. E. Kosiol, Hg., Plankostenrechnung als Instrument moderner 
Unternehmensführung. Erhebungen und Studien zur grundsätzlichen Pro
blematik, Berlin 1 956 und A. Schnettler, Betriebsvergleich. Grundlagen 
und Praxis zwischenbetrieblicher Vergleiche, 3. völlig überarb. Aufl. , 
Stuttgart 1961 (zuerst: 1933).



-  219 -

die sich für den Erfolg von Politik wie ein F ilter oder Verstärker auswir
ken. Die "eigentlichen11 Gegenstände der Politik in dem Sinne, daß sie 
zum Gegenstand des öffentlichen Interesses und gegebenenfalls staatlicher 
Regulierung würden,erscheinen dann als Folgewirkungen bzw. als ungelö
ste Restproblematik dieser Anpassungsformen. Von dem Charakter der von 
der jeweiligen sozialen Kräfte- und Interessenkonstellation bestimmten 
nicht-staatlichen Anpassungsformen und dem von ihnen ausgelösten Verhält
nis politisierter und versachlichter Bedingungen ihrer Reproduktion wird 
das Verhältnis von Staat und Ökonomie also entscheidend vorgeprägt.

Für die Stabilität der historisch-phasenweisen Grenzlinien zwischen 
Politik und Ökonomie ist wichtig, inwieweit es dem Kapital -  und dies hier 
als bewußte Hypostasierung formuliert -  gelingt, sich über versachlichte, 
objektive Regelungsformen zu reproduzieren. Institutioneile Struktur der 
Konkurrenz und soziale Kräftekonstellation sind nicht zwei unabhängige 
Momente in der historischen Entwicklung. In den Organisationsformen des 
Kapitals sind vielmehr die jeweiligen sozialen Auseinandersetzungsstrate
gien und Konfliktmuster selbst strukturell festgelegt. S ie geben der sozia
len Auseinandersetzung, welche Produktion und Reproduktion einschlies- 
sen, einen Raum, legen die Konfliktpunkte und Ausgleichsformen fest. In 
dem Maße, wie die Konflikte in diesem Raum eingegrenzt bleiben, stellt 
sich der ökonomische Prozeß nach außen, tatsächlich als sachlich-struk
turell regulierter Prozeß dar. Es zeigt sich, daß jenes Modell des Politik
Ökonomie-Verhältnisses, in dem die Ökonomie als sachlich regulierte 
"Strukturebene" und die Politik als "Ebene der Handlungen" und sozialen 
Auseinandersetzungen voneinander isoliert erscheinen, und das ich oben 
als theoretische Grundlage verschiedener Theorien über Anpassungsfor
men kritisiert habe , nicht ohne Fundierung in der Entwicklung des Kapi
talverhältnisses selbst ist. Denn durch die "Vermittlung" des sozialen Ge
gensatzes in den "objektiven" Formen der Reproduktion werden immer wie
der Bereiche sachlicher, entpolitisierter Beziehungen geschaffen.

Eine wesentliche Rolle dabei spielt die Konkurrenz sowohl im Hinblick 
auf ihre allgemeinen Form- als auch auf ihre Funktionsbestimmungen. Die 
Bedeutung der Formbestimmungen-der Naturwüchsigkeit, der Verdingli
chung der durch die Konkurrenz gesetzten gesellschaftlichen Beziehungen- 
für die Legitimation der ökonomischen Verhältnisse hat die Kartellunter
suchung gezeigt. Diese Bedeutung ist im Übrigen von Repräsentanten von 
Kapital interessen schon sehr früh erkannt und hervorgehoben worden.

So hat Carl Duisberg, der spätere Syndikus der IG Farben, sich be
reits im Jahre 1904 in einer Denkschrift für die Aufrechterhaltung des 
Konkurrenzprinzips ausgesprochen, das wesentlich höher zu bewerten sei 
als die Vorteile, welche durch eine etwa durch Kartei I ierung ermögl ichte Massen
produktion entstehen. Mit dem Hinweis auf die Erfordernisse einer 
Organisierung des Produktionsprozesses als Kapitalverwertungsprozeß 
beschwört er geradezu das Ende "der groß und mächtig gewordenen Indu
strie" -
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"Wenn es nicht gelingt, durch geeignete Organisationen die Konkurrenz 
zwar nach außen zu beseitigen, sie aber im Innern nicht nur bestehen zu 
lassen, sondern so weit als möglich weiter zu entwickeln. " (1)

(1 )C . Duisberg, "Denkschrift über die Vereinigung der deutschen Farben
fabriken" (1904), in: Ders. : Abhandlungen, Vorträge und Reden aus den 
Jahren 1882 -  1921, Berlin, Leipzig 1923, S. 354 f.
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